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Aus den Gutachten der Expertenkommission
Forschung und Innovation 2008 und 2009

„Gerade in der heutigen, wirtschaftlich schwierigen Zeit
muss die Forschungs- und Innovationspolitik eine zen-
trale Rolle spielen“

„Forschung und Innovation sind für hochentwickelte
und rohstoffarme Länder wie Deutschland unersetzlich.
Innovative Güter und Dienstleistungen halten die Wirt-
schaft in Gang und schaffen Arbeitplätze und hohe Ein-
kommen. In innovationsstarken Unternehmen wachsen
Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung in weit-
aus stärkerem Maß als in innovationsschwachen. Das
Wohlergehen des Landes und seiner Bürgerinnen und
Bürger, die Zukunftsvorsorge und die Lebensqualität
hängen davon ab.“
Stellungnahme der Bundesregierung
Vorwort
Die Bundesregierung legt hiermit dem Deutschen Bun-
destag ihre Stellungnahme zur Forschungs- und Innova-
tionspolitik in Deutschland und zum Gutachten der Ex-
pertenkommission Forschung und Innovation 2009 vor.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise stellt Deutschland vor
enorme Herausforderungen. Damit wir gestärkt aus der
Krise hervorgehen, bedarf es gewaltiger gemeinsamer
Anstrengungen und neben einem kurzfristigen Krisenma-
nagement einer klaren Ausrichtung auf mehr Wachstum
und wirtschaftlichen Erfolg. Investitionen in Bildung,
Wissenschaft und Forschung sind der richtige Weg. 

Mit der Hightech-Strategie der Bundesregierung wurde
im August 2006 erstmalig eine übergreifende nationale
Innovationsstrategie vorgelegt. Im Ersten Fortschrittsbe-
richt vom Oktober 2007 konnte bereits eine erste positive
Bilanz gezogen werden. Der nun vorliegende zweite Fort-
schrittsbericht zieht erneut Bilanz und fasst die bis heute
erreichten Ziele und Wirkungen anhand herausragender
Initiativen und Beispiele zusammen. 

Die Bundesregierung dankt der Expertenkommission
Forschung und Innovation für ihre detaillierte Analyse. 

1 Mit Forschung und Innovation 
zu neuem Wachstum

Gestärkt aus der Krise kommen

Deutschland steht vor der größten wirtschafts- und finanz-
politischen Herausforderung seit Jahrzehnten. Die Wachs-
tumsperspektiven der deutschen Wirtschaft haben sich in
den vergangenen Monaten dramatisch verschlechtert.
Durch die Krise an den internationalen Finanzmärkten
verhalten sich Banken bei der Vergabe von Krediten äu-
ßerst zurückhaltend, und es steht weniger Kapital zur Ver-
fügung. Das wirkt sich auch auf innovative Unternehmen
und die Finanzierung neuer Technologien und Ideen aus.

Auch angesichts der Finanz- und Wirtschaftskrise wird
sich der globale Wissenswettlauf mittel- und langfristig
weiter beschleunigen. Der internationale Wettbewerb um
Talente, Technologie- und Marktführerschaft wird zuneh-
men. Gerade in einem relativ rohstoffarmen Land wie
Deutschland schafft die gesteigerte Innovationskraft die
entscheidende Basis für Wachstum, künftige Arbeits-
plätze und Wohlstand. Innovationen sind der Schlüssel
für einen schnellen Aufschwung.

Die Bundesregierung hat die erforderlichen Schritte ge-
macht. Die umfangreichen und zielgerichteten Maßnah-
men in den Konjunkturprogrammen sind die Antwort auf
die Frage, wie Deutschland sicher durch die Krise hin-
durchkommen kann. Mit verstärkten Investitionen in For-
schung und Innovation und einer übergreifenden High-
tech-Strategie hat die Bundesregierung rechtzeitig die
Grundlage geschaffen, damit Deutschland gestärkt aus
der Krise herauskommt. 

Deutschland hat gute Chancen, gestärkt aus der Krise her-
vorzugehen, weil in den vergangenen Jahren die Weichen
zugunsten von Wissenschaft, Forschung und Innovation
rechtzeitig neu gestellt wurden:

– Die staatliche Förderung von Forschung und Entwick-
lung wurde massiv ausgebaut.

– Mit der Hightech-Strategie wurde erstmals ein konsis-
tentes nationales Innovationskonzept vorgelegt und
konsequent umgesetzt, um schneller von Forschungs-
ergebnissen zu Produkten und Märkten zu kommen.
Die Schwerpunkte auf die globalen Herausforderun-
gen Gesundheit, Klima, Energie, Mobilität und Si-
cherheit sind richtig gesetzt. Die Nachfrage der Welt-
wirtschaft wird sich gerade in schwierigen Zeiten auf
die dringendsten Bedarfsfelder ausrichten. 

– Die deutsche Wissenschaft hat erheblich an Profil ge-
wonnen. Deutschland ist durch die Exzellenzinitiative,
den Hochschulpakt und den Pakt für Forschung und
Innovation als Wissenschaftsstandort attraktiver ge-
worden.

– Die deutsche Wirtschaft hat sich in den vergangenen
Jahren auf weltweiten Technologiemärkten hervorra-
gend aufgestellt. Die Kreativität und technologische
Leistungsfähigkeit der deutschen Unternehmen de-
monstrieren eindrucksvoll, welches Potenzial in neuen
Ideen steckt, um Zukunftsmärkte und internationale
Spitzenpositionen zu erschließen. 

Die Forschungs- und Innovationspolitik der Bundesregie-
rung greift. Sie schafft die Voraussetzungen für deutlich
mehr private Investitionen in Forschung und Entwick-
lung. Diese Investitionen in die Zukunft sind langfristig
das beste Konjunkturprogramm und der beste Wachs-
tumsmotor. Der vorliegende Bericht erläutert im Einzel-
nen die Vielfalt an Initiativen und Maßnahmen der Bun-
desregierung zur Umsetzung.

Nationale und internationale Untersuchungen bestätigen
die gute Position des Innovationsstandortes Deutschland.
Die Expertenkommission bescheinigt dem deutschen In-
novationssystem die internationale Wettbewerbsfähigkeit.
Der aktuelle Innovationsreport des Deutschen Industrie
und Handelskammertages (DIHK) zeigt, dass sich das
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FuE-Ausgaben der Bundes und der Länder (Finanzierung)

Quelle: Bundesbericht Forschung und Innovation, Haushaltspläne 

Konjunkturpaket – Maßnahmen für Bildung, Wissenschaft und Forschung

Die Bundesregierung hat mit dem Banken-Rettungsprogramm und den Konjunkturpaketen schnell und zielgerichtet
gehandelt. Der Bund investiert mehr als 80 Milliarden Euro, um die Krise zu überwinden. Das ist auch im internatio-
nalen Vergleich ein massiver Wachstumsimpuls. 

Ein Schwerpunkt liegt auf Investitionen in Bildung, Forschung und Innovationen. Allein im Konjunkturprogramm II
werden hierfür in diesem und im nächsten Jahr zusätzlich 11 Milliarden Euro investiert. Mit dem Konjunkturpaket I
wurden die Innovationskreditprogramme bei der staatlichen KfW aufgestockt. So kann Deutschland mit einem mo-
dernisierten Bildungs- und Forschungssystem gestärkt aus der aktuellen Wirtschaftkrise hervorgehen. Das sichert die
Zukunftsfähigkeit unseres Landes in der globalisierten Wissensgesellschaft.

– Über 8,66 Milliarden Euro fließen in Investitionen in Bildung und Wissenschaft: Lern-, Lehr- und Forschungsbe-
dingungen werden deutlich verbessert (bauliche Sanierungsmaßnahmen und technische Ausstattungsinvestitionen
in Kindergärten und Kindertagesstätten, Schulen und Weiterbildungseinrichtungen, an Hochschulen sowie auße-
runiversitären Forschungsinstituten).

– Rund 500 Millionen Euro für anwendungsorientierte Forschung im Bereich Mobilität (insbesondere zum Kompe-
tenzaufbau in der Elektrochemie, im Forschungsnetzwerk Elektromobilität und einer Forschungs-Pilotanlage zur
industriellen Fertigung von Lithium-Ionen-Batterien).

– Bis zu 500 Millionen Euro stehen für Grundsanierung und energetische Sanierung von Gebäuden zur Verfügung
und werden u. a. bei den Forschungseinrichtungen wie der Helmholtz-Gemeinschaft, der Leibniz-Gemeinschaft
und der Fraunhofer-Gesellschaft eingesetzt. 

– Bis 2010 sollen noch vorhandene Versorgungslücken mit Breitbandverbindungen fürs Internet geschlossen wer-
den. Diese Investition in Hightech-Infrastrukturen kurbelt die Wirtschaft an.

– Das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) wird für 2009 und 2010 mit 900 Millionen Euro aufge-
stockt und auf größere Unternehmen bis 1 000 Beschäftigte ausgedehnt. 

– Rund eine Milliarde Euro erhält die Bundesagentur für Arbeit zusätzlich für die verstärkte Qualifizierung der Be-
schäftigten und Arbeitssuchenden.
Innovationsklima bis Ende 2008 spürbar verbessert hat:
Circa 30 Prozent der Unternehmen führen ihre Innovatio-
nen auf eine verbesserte Forschungs- und Innovationspo-
litik des Bundes zurück. Zugleich setzen die Unterneh-
men verstärkt auf Forschung und Entwicklung, um
dauerhaft wettbewerbsfähig zu bleiben. Die engere Zu-
sammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft, For-
schung und Entwicklung gewinnt für die Geschäftspolitik

der Unternehmen auch in Krisenzeiten weiter an Bedeu-
tung. Dazu beigetragen hat auch die Hightech-Strategie,
die einen Schwerpunkt auf Kooperationen von Wissen-
schaft und Wirtschaft sowie Cluster- und Netzwerkbil-
dungen setzt.

Die aktuellen Ergebnisse des „European Innovation
Scoreboards“, der OECD-Bericht „Science, Technology
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Kumulierter Aufwuchs der internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft seit 2002

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik; Stand 28. November 2008
and Industry Outlook 2008“ sowie die „Sustainable Go-
vernance Indicators 2009“-Studie der Bertelsmann-Stif-
tung bestätigen: Im Vergleich der OECD-Staaten ist
Deutschland gut auf die Herausforderungen der Globali-
sierung vorbereitet. Insbesondere in der Forschungs- und
Innovationspolitik wird Deutschland eine Vorreiterrolle
zugesprochen. Zwar holen andere Länder wie China, In-
dien und Brasilien kräftig auf. Und auch die neue US-Re-
gierung wird insbesondere Innovationen für Klima, Ener-
gie und Gesundheit vorantreiben. International gehört
Deutschland aber nach wie vor klar zu den führenden
Ländern – sowohl was das Innovationsniveau als auch die
Dynamik in den vergangenen Jahren angeht. Damit ist
Deutschland im internationalen Vergleich bestens vorbe-
reitet, um die Wirtschaftskrise auch mithilfe von For-
schung und Innovation gut zu überwinden.

Innovationen sind Deutschlands Chance

Diese guten Voraussetzungen müssen wir nun nutzen.
Deutschland muss seinen spezifischen Beitrag zu den glo-
balen Herausforderungen leisten und sich gleichzeitig mit
modernsten Technologien und Dienstleistungen welt-
weite Wettbewerbsvorteile schaffen. Denn in der Krise
stehen wir am Beginn einer neuen Innovationswelle, die
durch technologische und gesellschaftliche Veränderun-
gen und durch die globalen Herausforderungen die
nächste Dekade maßgeblich bestimmen wird. Der Klima-
wandel, eine effiziente Energie- und Ressourcennutzung,
die stetig wachsende Erdbevölkerung sowie die verän-
derte Sicherheitslage stellen uns vor Aufgaben, die nur
mit gemeinsamen Anstrengungen der internationalen Ge-

meinschaft und mit starker Wissenschaft und Forschung,
technologischen Neuerungen und innovativen Lösungen
bewältigt werden können. Deutschlands Chance im glo-
balen Wettbewerb zeigt sich in folgenden zentralen Be-
darfs- und Forschungsfeldern:

Klimaschutz, Ressourcenschutz, Energie – Nachhaltiges
Wirtschaften sowie energie- und ressourcensparende
Technologien (insbesondere höhere Energieeffizienz, ver-
besserte und wirtschaftliche erneuerbare Energiequellen,
neue Werkstoffe und Materialien) sichern unsere zukünf-
tigen Lebensgrundlagen und verbessern die Anpassung
an Umwelt- und Klimaveränderungen.

Mobilität – Mithilfe neuer Antriebssysteme und Kraft-
stoffe sowie intelligenter Verkehrsinfrastrukturen werden
Menschen und Güter schnell, sicher, komfortabel, effizi-
ent und damit ressourcenschonend (CO2-arm) befördert. 

Gesundheit – Molekularbiologische und biomedizinische
Forschung sind die Grundlage für individuelle Diagnose,
Therapie und Medikamente und werden Gesundheit und
Lebensqualität einer immer älter werdenden Gesellschaft
verbessern. 

Sicherheit – Innovative Konzepte, Anwendungen und
Produkte aus den Sicherheitstechnologien schützen un-
sere Gesellschaft und ihre notwendigen Infrastrukturen
vor Terrorismus, Sabotage, organisierter Kriminalität so-
wie den Folgen von Naturkatastrophen oder Unfällen.

Die Bundesregierung hat diese Chancen für Deutschland
erkannt und mit der Hightech-Strategie die Schwerpunkte
auf diese globalen Bedarfsfelder und Zukunftstechnolo-
gien gesetzt. Dabei wurden konkrete Initiativen dort
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Dynamik und Erfolge der Forschungs- und Innovationspolitik 2005 bis 2009

Trendwende – Deutschland investiert wieder mehr in Forschung und Entwicklung

– Von 2005 bis 2007 sind die Gesamtausgaben Deutschlands (Bund, Länder und Wirtschaft) für FuE um 10,4 Pro-
zent gestiegen, von 55,7 Milliarden Euro (2005) auf 61,5 Milliarden Euro (2007)*.

Bund steigert staatliche Förderung von Forschung und Entwicklung massiv

– Seit 2005 hat die Bundesregierung die vorgesehenen Ausgaben für FuE um rd. 3 Milliarden Euro erhöht, von
9 Milliarden auf rund 12 Milliarden Euro in 2009. Zusätzlich werden im Rahmen des Konjunkturpakets II für
2009 bis 2011 weitere Mittel für FuE bereitgestellt.

Mehr FuE-Investitionen in der Wirtschaft 

– Die FuE-Aufwendungen der Wirtschaft (Volumen der in den Unternehmen durchgeführten FuE) sind in den ver-
gangenen drei Jahren weit stärker gestiegen als in der ersten Hälfte des Jahrzehnts: Sie stiegen von 2000 bis 2005
um knapp 3,1 Milliarden Euro (8,6 Prozent) und in nur zwei Jahren von 2005 bis 2007 um 4,4 Milliarden Euro
(11,3 Prozent).

– Die Unternehmen planten für 2008 zudem, zusätzliche FuE für 2,7 Milliarden Euro und damit FuE im Gesamtvo-
lumen von 45,7 Milliarden Euro durchzuführen (+ 6,3 Prozent). 

Hoher Zuwachs bei KMU 

– Die internen FuE-Aufwendungen der KMU sind bereits im ersten Jahr nach Start der Hightech-Strategie um mehr
als 12 Prozent gestiegen (von 6,6 Milliarden Euro in 2006 auf 7,4 Milliarden Euro in 2007). 

– Der Bund hat die FuE-Förderung zugunsten von KMU zwischen 2005 und 2007 um 20 Prozent ausgebaut.

– Darüber hinaus sind im Konjunkturpaket II zur Sicherung von FuE in KMU in der Wirtschaftskrise zusätzliche
Mittel u. a. für das ZIM-Programm vorgesehen. 

Deutschland ist internationale Spitze

– Deutschland wendet in Europa in absoluten Zahlen am meisten für FuE auf. International sind nur die nationalen
FuE-Budgets von USA, Japan und China größer. Auch beim FuE-Anteil am BIP ist Deutschland 2007 mit
2,54 Prozent vorne (Zum Vergleich: Der OECD-Durchschnitt lag 2006 bei 2,26 Prozent).

Positive Beschäftigungseffekte 

– Mit Forschung, Wissen und Innovation wächst die Beschäftigung

– Der Beschäftigungsaufbau von 2005 auf 2007 im produzierenden Gewerbe um 43 000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte geht allein auf forschungs- und wissensintensive Branchen zurück. Wissensintensive
Dienstleistungen stellten trotz Rückgängen bei den Finanzdienstleistungen ebenfalls zusätzlich 43 000 Be-
schäftigte ein.

– Von einer positiven Beschäftigungsentwicklung haben in den vergangenen Jahren vor allem Hochqualifizierte
profitiert. Der Anteil der Beschäftigten mit Hochschulabschluss in der deutschen Wirtschaft ist von 6,9 Prozent
im Jahr 1998 auf 8,6 Prozent im Jahr 2007 gestiegen. Der langfristige Trend zeigt, dass mehr Beschäftigung in
Deutschland auf hochqualifizierte, mit Forschung, Entwicklung und Innovation verknüpfte Tätigkeiten aufbaut. 

Zusätzliches FuE-Personal geschaffen

– Noch nie waren in den öffentlichen Forschungseinrichtungen und an den Hochschulen in Deutschland so viele
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Forschung und Entwicklung befasst wie im Jahr 2007. Die FuE-Personalka-
pazität entsprach rd. 179 000 Vollzeitstellen. Die positive Haushaltsentwicklung in den Jahren 2008 und 2009 lässt
eine weitere Steigerung um 20 000 bis 30 000 Beschäftige erhoffen.

– Laut Stifterverband plante die Wirtschaft im Jahr 2008 etwa 322 000 hochqualifizierte Fachkräfte im FuE-Bereich
zu beschäftigen. Das ist eine Steigerung gegenüber 2005 um 6 Prozent. 

– Im Wirtschaftszweig Forschung und Entwicklung, der vor allem die öffentlichen und privaten Forschungsunter-
nehmen (ohne Hochschulen) umfasst, stieg die Zahl der Erwerbstätigen im Juni 2008 gegenüber 2005 um etwa
15 Prozent auf rd. 162 000. 

* Vorläufige Zahlen des Statistischen Bundesamtes
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Erfolge der Forschungs- und Innovationspolitik werden in einzelnen Branchen besonders deutlich

– Umwelttechnologie 
Deutschland ist dank innovationsfördernder rechtlicher Vorgaben und staatlicher Forschungsförderung führend in
Umwelttechnologien und im Welthandel von Umweltschutzgütern (Welthandelsanteil von 16 Prozent). Rund
1,5 Millionen Menschen arbeiten in der deutschen Umweltindustrie – Tendenz steigend. Allein der Bereich der er-
neuerbaren Energien stellte in 2007 etwa 250 000 deutsche Arbeitsplätze bereit.

– Optische Technologien 
Mithilfe der staatlichen Förderung hat sich ein beeindruckender Wirtschaftszweig entwickelt. Deutsche Unterneh-
men gehören zu den Weltmarktführern in der Lasertechnik (ca. 110 000 Beschäftigte, das entspricht 16 Prozent
der Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe; 9,5 Prozent FuE-Anteil, rd. 2 Milliarden Euro FuE-Aufwendungen
p. a.).

– Biotechnologie 
Deutschland ist mithilfe staatlicher Förderung zum führenden Biotechnologie-Standort in Europa geworden (ca.
500 Firmen mit einem Jahresumsatz von ca. 2 Milliarden Euro – das ist 2007 ein Plus gegenüber dem Vorjahr von
14 Prozent; mehr als eine Milliarde Euro FuE-Aufwendungen p. a.; insgesamt rd. 30 000 Beschäftigte – das ent-
spricht einer Steigerung von 2005 bis 2007 um 24 Prozent).

– Nanotechnologie 
In Deutschland sind mit Hilfe staatlicher Forschungsförderung in der Nanotechnologie rd. 740 innovative Unter-
nehmen und rd. 50 000 industrielle Arbeitsplätze entstanden. Damit wird in diesem Technologiefeld ein erhebli-
cher Beitrag zur Gründungsdynamik in Deutschland geleistet.

– Lithium-Ionen-Batterie 
Forschungsförderung schafft die Grundlagen, um von der Grundlagenforschung zur Serienherstellung zu kom-
men. Li-Tec GmbH, Evonik AG und die Daimler AG planen, die Lithium-Ionen-Batterie in Kraftfahrzeugen in
Serie zu entwickeln. Die Produktion der Hightech-Batterien wird mit ca. 1 000 zusätzlichen Arbeitsplätzen in Ka-
menz bei Dresden erfolgen.
gestartet, wo neue Leitmärkte an industriellen Stärken an-
knüpfen können, wie z. B. in den Umwelttechnologien,
bei der Energieeffizienz oder in der Medizintechnik. 

In den kommenden Jahren wollen wir diese Felder si-
chern und ausbauen. Die Bundesregierung stellt sich die-
ser Aufgabe mit: 

– Innovationsstrategien, die die bestehenden Technolo-
gieentwicklungen und Innovationsprozesse konse-
quent weiterführen sowie neue innovative Felder er-
schließen;

– neuen und optimierten technologieübergreifenden Ini-
tiativen für mehr erfolgreiche Kooperationen von
Wirtschaft und Wissenschaft und eine schnellere Um-
setzung von Ideen in Produkte und Märkte;

– verbesserten Rahmenbedingungen, die Innovationen
beflügeln.

Deshalb müssen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft
weiterhin gemeinsam die zentralen Aufgaben angehen:
durch mehr Bildung für alle mehr Fachkräfte qualifizie-
ren sowie durch eine international wettbewerbsfähige
Wissenschafts- und Forschungslandschaft den Innova-
tionsstandort Deutschland stärken. 

Bund und Länder haben dafür beim Qualifizierungsgipfel
im Oktober 2008 in Dresden die Grundlagen geschaffen.
Sie sind sich in dem Ziel einig, dass in Deutschland der
Anteil der Aufwendungen für Bildung und Forschung auf
10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis zum Jahr 2015
gesteigert werden soll. Dies ist eine bisher einzigartige

Zielsetzung für die Zukunft Deutschlands. Gemeinsam
können wir das Bildungs- und Forschungssystem in
Deutschland weiter modernisieren, seine internationale
Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität steigern und da-
mit die Grundlagen schaffen für zukünftigen Wohlstand.

Aufbauend auf den bisherigen Erfolgen der Hightech-
Strategie müssen wir schon in der Krise die große Innova-
tionswelle für die kommende Dekade anschieben und
nutzen. Diese Aufgabe stellt sich allen Akteuren: Politik,
Wissenschaft und Wirtschaft müssen dafür ihre Anstren-
gungen konsequent weiterführen.

Wir wollen Deutschland zu einem weltweit führenden In-
novationsstandort machen und uns als international gut
positionierte Innovationsnation präsentieren. Mit der
Ausrichtung auf Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Innovation hat die Bundesregierung gezeigt, wie sie im
Interesse der Bürgerinnen und Bürger und der Wirtschaft
neue innovative Ansätze fördert. Das schafft neues und
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und verbessert gleich-
zeitig unsere Lebensqualität. Dies auch für die Zukunft
sicherzustellen ist unsere gemeinsame Aufgabe.

2. Die Hightech-Strategie für Deutschland – 
Bilanz und Perspektiven

Die Hightech-Strategie ist der richtige
konzeptionelle Ansatz

Deutschland ist einer der weltweit leistungsfähigsten
Standorte für Wissenschaft, Forschung und Innovation.
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Hightech-Strategie ist der richtige Ansatz – aus dem
Gutachten 2009 der Expertenkommission Forschung
und Innovation

„Mit der Hightech-Strategie ist eine vielversprechende
Form ressort- und politikfeldübergreifender Zusammen-
arbeit initiiert worden.“ 

„Die Expertenkommission hat das Konzept der High-
tech-Strategie positiv bewertet – sie ist nach wie vor ein
wichtiger Schritt zur Erhöhung der Effektivität der na-
tionalen Forschungs- und Innovationspolitik.“

Zusammenfassung

– Hightech-Strategie ist der richtige konzeptionelle Ansatz: Eine erstmalig politikfeld- und themenübergreifende
Innovationsstrategie bringt Kompetenzen für mehr Innovationen zusammen. Die Forschungs- und Innovationsak-
tivitäten werden über alle Ressorts hinweg gebündelt. Gemeinsame Aktivitäten sind gestartet. Das Konzept findet
breite Unterstützung in Wirtschaft, Wissenschaft und Politik.

– Prioritäten sind gesetzt: Hightech-Strategie legt Schwerpunkte auf die großen gesellschaftlichen Bedarfsfelder
Gesundheit, Klima- und Ressourcenschutz, Mobilität und Sicherheit. Dort werden die vorhandenen Stärken aus-
gebaut und neue Anreize geschaffen – Leitmärkte mit internationalen Wettbewerbsvorteile entstehen. Und zu-
gleich leistet Deutschland seinen speziellen Beitrag zur Lösung der globalen Herausforderungen mit Forschung
und Innovationen.

– Hightech-Strategie bündelt und mobilisiert Kräfte: Eine Vielzahl neuer Instrumente zur Förderung der Koope-
ration von Wirtschaft und Wissenschaft mit einem klaren Fokus auf Netzwerkbildung, Cluster und auf den Mittel-
stand sind angestoßen (z. B. Spitzenclusterwettbewerb, KMU-innovativ, ZIM, Unternehmen Region). Strategi-
sche Partnerschaften und Innovationsallianzen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sind erfolgreich etabliert
(z. B. zu Energieeffizienz und Automobilelektronik). Die Wege von der Entwicklung zum Markt wurden kürzer
und schneller. 

– Rahmenbedingungen sind entscheidend für Innovationserfolge: Hightech-Strategie verbindet erstmals For-
schungsförderung und Rahmenbedingungen. Im Fokus stehen junge innovative Unternehmen und KMU. Die
Gründungsbedingungen wurden verbessert und die Finanzierung ausgebaut, der Schutz geistigen Eigentums ge-
stärkt und die innovationsorientierte Beschaffung vorangebracht.

– Erfolge der Hightech-Strategie werden konsequent bewertet und die Strategie fortentwickelt: Die Experten-
kommission Forschung und Innovation (EFI) sowie die Forschungsunion Wirtschaft–Wissenschaft beraten die
Bundesregierung mit exzellentem Sachverstand und bestätigen die positive Wirkung. Die unabhängige Wirkungs-
und Begleitforschung schafft eine verlässliche wissenschaftliche Datenlage für die konsequente Weiterentwick-
lung der Hightech-Strategie. 
Ideen sollen in Deutschland aber nicht nur entwickelt,
sondern auch in erfolgreiche Produkte umgesetzt werden.
Die Bundesregierung hat deshalb im August 2006 die
Hightech-Strategie für Deutschland aufgelegt. Sie trägt
dazu bei, dass in Deutschland ein neues Innovationsklima
geschaffen wird, in dem „Ideen zünden“ können. 

Die nationale Strategie bündelt erstmals politikfeld- und
themenübergreifend eine Vielzahl der Forschungs- und
Innovationsaktivitäten über alle Ressorts hinweg. Ge-
meinsame Aktivitäten wurden gestartet, denn die globa-
len Herausforderungen sind nur mit vereinten Kräften zu
lösen.

Die drei zentralen Zielsetzungen der Hightech-Strategie
bewirken eine deutliche strategische Ausrichtung der
deutschen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten: 

– Leitmärkte in den globalen Bedarfsfeldern werden ge-
schaffen und ausgebaut, Prioritäten richtig gesetzt auf
die globalen Herausforderungen: Gesundheit, Klima-
schutz/Ressourcenschutz/Energie, Mobilität und Si-
cherheit. 

– Neue Brücken zwischen Wirtschaft und Wissenschaft
werden geschlagen und damit Kräfte gebündelt und
mobilisiert. Ein wichtiger Fokus liegt auf der Förde-
rung von Kooperationen, Netzwerken und Clustern
mit besonderem Schwerpunkt auf den Mittelstand.

– Rahmenbedingungen für Innovationen sind in den
Blick genommen und wurden verbessert.
Die Hightech-Strategie wird konsequent 
fortentwickelt 

Die Expertenkommission Forschung und Innovation
(EFI) berät die Bundesregierung mit hohem wissenschaft-
lichem und international anerkanntem Sachverstand. Mit
dem Anfang März 2009 vorlegten zweiten Gutachten
stellt sich die Bundesregierung dem unabhängigen Urteil
der Expertinnen und Experten. Im Zusammenhang mit
den jährlichen Gutachten finden umfassende Analysen
der Stärken und Schwächen des deutschen Innovations-
systems im internationalen und zeitlichen Vergleich statt.
Die Studien und Gutachten sind öffentlich verfügbar un-
ter www.e-fi.de.

Die beiden Gutachten 2008 und 2009 bestätigen den An-
satz der ressort- und politikfeldübergreifenden Strategie
und deren Mobilisierungseffekt. Die Expertenkommis-
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Die Forschungsunion Wirtschaft − Wissenschaft

20 führende Vertreterinnen und Vertreter aus Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft unter dem Vorsitz von
Prof. Dr. Hans-Jörg Bullinger (Präsident der Fraunho-
fer-Gesellschaft) und Dr. Arend Oetker (Präsident des
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft)

www.hightech-strategie.de

Die Expertenkommission Forschung 
und Innovation (EFI)

Mitglieder:

Prof. Dietmar Harhoff, Ph.D. (Vorsitzender) 

Prof. Dr. Hariolf Grupp † (Stv. Vorsitzender bis 20. Ja-
nuar 2009)

Prof. Dr. Dr. Ann-Kristin Achleitner 

Prof. Jutta Allmendinger, Ph.D.

Prof. Dr. Patrick Llerena

Prof. em. Dr. Joachim Luther
sion unterstützt die Grundlinien der Forschungs- und In-
novationspolitik der Bundesregierung. Das Gutachten
2009 zeigt, dass die Bundesregierung mit der deutlichen
Erhöhung der Bundesmittel für Forschung und Entwick-
lung sowie der Hightech-Strategie in den vergangenen
Jahren wichtige Voraussetzungen für ein neues wirt-
schaftliches Wachstum geschaffen hat. 

Die Expertenkommission macht aber auch den künftigen
Handlungsbedarf deutlich, um die Wettbewerbsfähigkeit
des deutschen Innovationssystems zu sichern. Es wird die
weitere Stärkung von Forschung und Innovation, der
Abbau von Hemmnissen und die konsequente Weiterent-
wicklung der ressort- und themenübergreifenden Innova-
tionsstrategie angemahnt. Insbesondere sieht die Exper-
tenkommission weiteren Handlungsbedarf bei der
innovationsorientierten Ausgestaltung der Rahmenbedin-
gungen und bei der Innovationsfinanzierung. Dafür be-
darf es nach Ansicht der Experten vor allem eines innova-
tionsfreundlichen Steuersystems und der intensiveren
Unterstützung von Unternehmensgründungen als wichti-
Forschungs- und Innovationspo
und wird erst in einige

Quelle: VDI/VDE-IT in Anlehnung an Tassey 2003 und Ruegg 1999 
ges Element des Wissenstransfers zwischen Wissenschaft
und Wirtschaft. Zugleich fordert die Expertenkommission
dazu auf, der wachsenden Nachfrage nach Fachkräften
vorzubeugen sowie Wachstumschancen im Dienstleis-
tungsbereich besser zu nutzen. Die Bundesregierung hat
diese Herausforderungen teilweise bereits angegangen,
andere werden derzeit geprüft (siehe dazu die Darstellung
in den jeweiligen Kapiteln dieses Berichts).

In der neu etablierten Forschungsunion Wirtschaft – Wis-
senschaft arbeiten Wirtschaft, Wissenschaft und Politik
auf hoher Ebene zusammen. Sie begleitet die Hightech-
Strategie inhaltlich wie strategisch. 

Die Mitglieder der Forschungsunion wirken in ihren Ein-
richtungen und ihrem Umfeld als sogenannte „Promoto-
ren“ der einzelnen Innovationsfelder und unterstützen
deren Umsetzung, sei es bei der Beteiligung an Innova-
tionsallianzen oder als Botschafter für den FuE-Standort
Deutschland. 

Die Forschungsunion hat eine Reihe von Maßnahmen an-
gestoßen: Auf Empfehlung der Forschungsunion wurde
im Januar 2009 der Forschungs- und Technologierat Bio-
ökonomie bei der Deutschen Akademie der Technikwis-
senschaft (Acatech) gegründet. Er soll wissenschaftlich
fundierte Analysen zur nachhaltigen Nutzung von Bio-
masse entwickeln und Vorschläge für eine nationale Inno-
litik braucht einen langen Atem 
n Jahren voll wirksam
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vationsstrategie machen. Weiteres Beispiel ist die von der
Forschungsunion eingerichtete „Taskforce Dienstleistun-
gen“. Ferner hat die „Arbeitsgruppe der Forschungsunion
zur steuerlichen FuE-Förderung“ in ihrem Gutachten eine
wissenschaftliche Analyse dieses Instruments und kon-
krete Vorschläge zur Einführung und Ausgestaltung vor-
gelegt.

Über die Wirkung neuer Initiativen muss Rechenschaft
abgelegt werden. Deshalb besteht ein hoher Bedarf an un-
abhängiger Wirkungs- und Begleitforschung. Die Bun-
desregierung hat dies mit der Hightech-Strategie von An-
fang an verknüpft und unterzieht alle neuen Initiativen
einer Evaluation bzw. Begleitforschung. So wurden be-
reits die Systemevaluierung von „KMU-innovativ“, inter-
national vergleichende Analysen zum Instrument der
Strategischen Partnerschaften sowie begleitende Evalua-
tionen zum Spitzencluster-Wettbewerb, zur Forschungs-
prämie und zum ZIM-Programm eingeleitet. Auch die
Förderinitiativen aus den Fachprogrammen werden eva-
luiert und begleitet. Die Grundlagen für eine fundierte
wissenschaftliche Bewertung sind gelegt.

Dabei muss berücksichtigt werden, dass die Effekte von
Forschung und Innovation komplex und langfristig ange-
legt sind. Die konkreten Erfolge einer konsequenten Wis-
senschafts- und Innovationspolitik ebenso wie der High-
tech-Strategie selbst werden erst in einigen Jahren voll
wirksam, Forschungs- und Innovationspolitik braucht ei-
nen langen Atem. Darauf hat auch die Expertenkommis-
sion ausdrücklich hingewiesen. 

Ebenso wichtig ist der Blick in die Zukunft. Die High-
tech-Strategie wird auf die künftigen technologischen
Entwicklungen, Prozesse und Herausforderungen ausge-
richtet. Hierzu hat das BMBF im September 2007 den
Foresight-Prozess gestartet, der 10 bis 15 Jahre – und
darüber hinaus – den Blick in die Zukunft wagt
(www.bmbf.de/de/12673.php). 

2.1 Leitmärkte entwickelt – Prioritäten gesetzt

Deutschland schafft durch innovative Produkte, Techno-
logien und Dienstleistungen Leitmärkte – Märkte mit ho-
hem Wachstumspotenzial, in denen durch eine frühzeitige
Entwicklung und Einführung von Innovationen internatio-
nale Wettbewerbsvorteile errungen werden. 

Mit der Hightech-Strategie wurden daher Schwerpunkte
gesetzt, wo solche Leitmärkte entstehen können oder
bereits vorhanden sind; dort wo Deutschland bereits Spit-
zenforschung betreibt und durch seine exzellente Wissen-
schaft- und Forschungslandschaft und Technologieführer-
schaft über eine hervorragende Ausgangsposition verfügt.
Damit werden „Stärken gestärkt“ und die internationale
Nachfrage nach Produkten und Dienstleistungen nachhal-
tig gesichert und ausgebaut. Die Hightech-Strategie un-
terstützt dort, wo ein Mehrwert entsteht! 

Zugleich wurden die Prioritäten an leitmarktorientierten
Themenfeldern festgelegt, in denen dem Staat eine beson-
dere Aufgabe zukommt und die von besonderer gesell-
schaftlicher und globaler Relevanz sind: Gesundheit,
Klima-/Ressourcenschutz/Energie, Mobilität und Sicher-
heit. 

Die herausragende Stellung der deutschen Schlüsseltech-
nologien (IKT, Nano- und Biotechnologie, optische
Technologien, Mikrosystem-, Produktions- und Werk-
stofftechnologie in Kombination mit innovativen Dienst-
leistungen) unterstützt die Entstehung dieser Leitmärkte.
Schlüsseltechnologien wirken breit in die gesamte Volks-
wirtschaft und sind damit Treiber für die technische Ent-
wicklung, für neue Produkte und Innovationen. 

Im Folgenden werden die einzelnen Bedarfsfelder und die
von der Bundesregierung gestarteten Initiativen und Maß-
nahmen dargestellt.
Bedarfsfelder mit den 17 Innovationsfeldern der Hightech-Strategie 
und Schlüsseltechnologien greifen ineinander

Bedarfsfelder mit den 17 Innovationsfeldern der Hightech-Strategie 
und Schlüsseltechnologien greifen ineinander
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Gesundheit

Herausforderungen und Ziele

„Gesund bleiben – gesund werden“ ist ein zentrales Be-
dürfnis aller Menschen. Grundlegende Fragen der Ge-
sundheit im ganzheitlichen Sinne sind trotz intensiver
Forschung immer noch nicht beantwortet oder stellen sich
unter veränderten gesellschaftlichen Bedingungen neu.
Durch die Alterung der Gesellschaft einhergehend mit ei-
ner Zunahme von Zivilisationskrankheiten wie Diabetes
oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen und rheumatischer
Erkrankungen sowie aufgrund veränderter Lebens- und
Umweltbedingungen erhöht sich die Zahl kranker und
pflegebedürftiger Menschen deutlich. 

Mithilfe der Gesundheits- und Biotechnologieforschung
sollen grundlegend neue Erkenntnisse für die Gesunder-
haltung und Krankheitsbekämpfung erarbeitet und Lö-
sungskonzepte für bestehende und die zukünftigen gesell-
schaftliche Herausforderungen entwickelt werden. 

Krankheiten zu verstehen bildet dabei eine wichtige
Grundlage für ein zukunftsfähiges Gesundheitssystem.
Nur wenn wir Krankheiten wirklich verstehen – also die
Zusammenhänge zwischen genetischer Disposition, Um-
welteinflüssen, Ernährung, Bewegung und Lebensstil –
können Risikofaktoren rechtzeitig erkannt und geeignete
Maßnahmen zur Vorsorge ergriffen werden. Eine solche
Prävention könnte zum Beispiel aus einem speziellen
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Gesundheit zu erhalten oder wiederherzustellen ist ein zentrales Bedürfnis des Menschen. Hierzu liefern die Gesund-
heitsforschung und die Biotechnologie einen wesentlichen Beitrag. Ziel der Bundesregierung ist es, die Lebensquali-
tät für alle Menschen bis ins hohe Alter zu verbessern, die Leistungsfähigkeit der Gesellschaft zu erhalten und die Fi-
nanzierbarkeit des Gesundheitssystems zu sichern.

Durch den steigenden Bedarf an Gesundheitsleistungen sowie durch medizinisch-technische Innovationen und neue
Anwendungsbereiche der Biotechnologie bestehen zugleich erhebliche wirtschaftliche Potenziale.

Bilanz und Perspektiven

Gesundheitsforschung und Biotechnologie sind zentrale Handlungsfelder der Hightech-Strategie. Deutschland belegt
in vielen Bereichen internationale Spitzenplätze. Wichtige Schwerpunkte sind:

Ein besseres Verständnis für Krankheiten wird entwickelt:

– Die medizinische Genomforschung führt zu neuartigen Diagnose- und Therapieverfahren; durch die Förderung
der Bundesregierung werden die Voraussetzungen für eine individualisierte Medizin geschaffen.

– Neue Forschungsfelder, wie die Systembiologie, die Regenerative Medizin oder die Neuroinformatik (Computa-
tional Neuroscience) konnten durch die Förderung der Bundesregierung zu einem frühen Zeitpunkt erfolgreich
etabliert werden. 

– Wissenschaft und Wirtschaft haben unterstützt durch die Bundesregierung die Bedeutung und das Potenzial der
Ernährungsforschung zur Vorbeugung und positiven Beeinflussung von Krankheiten aufgegriffen.

– Präventionsforschung wurde als Grundlage für eine eigenständige Säule des Gesundheitssystems neben Behand-
lung, Pflege und Rehabilitation etabliert.

Forschungsergebnisse werden schneller in die Anwendung gebracht (Translation):

– Die Gesundheitsforschung entwickelt neue, integrierende Konzepte für Prävention, Diagnose, Therapie bis hin zur
Rehabilitation und Nachsorge. Es werden Voraussetzungen geschaffen, um diese neuen Konzepte rasch in die kli-
nische Praxis zu überführen. 

– Deutschland ist – entgegen Entwicklungen in den 80er- und 90er Jahren – für klinische Studien wieder Standort
Nummer eins in Europa.

– Die Versorgungsforschung wird intensiviert, damit vor allem eine qualitativ hochwertige flächendeckende medizi-
nische und pflegerische Versorgung vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, begrenzter finanzieller
Ressourcen und des medizinisch-technischen Fortschritts sichergestellt bleibt.

– Die „Pharma-Initiative“ und die Task Force „Pharma“ geben dem Biotechnologie- und Pharmastandort Deutsch-
land neue Impulse; Ziel ist es, wieder zur „Apotheke der Welt“ zu werden.

– In der Medizintechnik werden Forschungsideen durch die BMBF-Förderung schneller zur Markteinführung ge-
bracht. 
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Ernährungsplan oder mehr körperlicher Bewegung beste-
hen aber auch aus der vorbeugenden Einnahme von Me-
dikamenten, die zuverlässig den Ausbruch einer Krank-
heit verhindern. Wirksame Prävention und Behandlung
bedarf daneben der evidenzbasierten Untersuchung der
Wirksamkeit, der Nutzen und der Risiken mithilfe geeig-
neter Studien.

Auf dieser Grundlage verfolgt die Bundesregierung fol-
gende Ziele:

– Die Erforschung der Krankheitsentstehung ist eine
wesentliche Voraussetzung für eine verbesserte Prä-
vention, Diagnose und Therapie, um möglichst viele
der derzeit bekannten etwa 30 000 Krankheiten ad-
äquat behandeln und bekämpfen zu können. 

– Für eine verbesserte Gesundheit muss der Einfluss von
Ernährung systematisch erforscht werden. Die Ent-
wicklung funktioneller Lebensmittel könnte ebenso
wie eine perspektivisch personalisierte Ernährung gra-
vierend zur Gesunderhaltung der Menschen beitragen.

– Individualisierte Medizin wird durch die enormen Fort-
schritte in der Genomforschung realisierbar werden.
Durch das Verständnis der molekularen Ursachen und
der individuellen Vorgänge bei der Krankheitsentste-
hung werden eine gezielte Prävention und Behandlung
möglich. Hierzu bedarf es neben weiteren Erkenntnis-
sen zu den Vorgängen im menschlichen Körper insbe-
sondere Studien, die die individuelle Entwicklung do-
kumentieren und in Relation zu den Ergebnissen der
Forschung setzen. Dazu gehört auch die systematische
Berücksichtigung geschlechterspezifischer Unterschiede.

– Medizinischer Fortschritt muss schnell zur Anwen-
dung kommen, um damit zum einen die medizinische
Versorgung der Bevölkerung zu verbessern und zum
anderen die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Ge-
sundheitswirtschaft zu stärken.

– Neue Lösungen für die Gestaltung der Folgen des de-
mografischen Wandels müssen entwickelt werden, um
eine flächendeckende medizinische Versorgung si-
cherzustellen, die Prävention auch im Alter zu verbes-

sern, Vielfacherkrankungen und höherer Pflegebedürf-
tigkeit begegnen zu können und älteren Menschen ein
selbstbestimmtes Leben mit hoher Lebensqualität zu
ermöglichen. Begleitend werden Konzepte für eine
gute Versorgung und Pflege aller bedürftigen Men-
schen benötigt, die sich unter realen Alltags- und Ver-
sorgungsbedingungen bewähren.

– Sicherung der Qualität, Effizienz und Wirtschaftlich-
keit im Gesundheitssystem ist unabdingbar und wird
durch kürzere Behandlungszeiten dank innovativer
Präventions-, Therapie-, Rehabilitations- und Nach-
sorgeansätze, durch kostengünstige medizintechnische
Geräte und durch eine flächendeckende Vernetzung al-
ler Akteure, unter anderem durch die Telematik-Infra-
struktur, befördert.

Bilanz und Perspektiven

Impulse für vielversprechende, 
neue Forschungsfelder geben

Die vollständige Entschlüsselung des menschlichen Ge-
noms im Jahr 2001, an dem auch deutsche Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler im Rahmen des DHGP
(Deutsches Human Genom Projekt) beteiligt waren, ist ein
Meilenstein der lebenswissenschaftlichen Forschung, auch
wenn sich nicht alle Erwartungen in eine rasche Anwen-
dung zur Krankheitsbekämpfung erfüllt haben. Inzwischen
zeigt die Förderung der medizinischen Genomforschung im
Rahmen des Nationalen Genomforschungsnetzwerkes
(NGFN) als anwendungsorientiertes Folgeprogramm zum
DHGP jedoch Erfolge: Wichtige Ergebnisse zu Ursachen
und Entstehung von Krankheiten wurden erzielt und damit
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
medizinischen Genomforschung gestärkt. Ein Indikator
hierfür ist das große Interesse der Industrie, deren Einbin-
dung gegenüber 2005 um 60 Prozent gesteigert werden
konnte. 

In engem Zusammenhang mit dieser Thematik konnte das
neue Forschungsfeld der Systembiologie frühzeitig in
Deutschland etabliert werden. Die Systembiologie ver-
sucht, die Gesamtheit der regulatorischen Vorgänge in un-
Gesundheit – große Potenziale für die Wirtschaft

Für die Unternehmen im Gesundheitsbereich werden für die kommenden Jahre hohe Wachstumspotenziale prognos-
tiziert. Der technische Fortschritt und der demografische Wandel sorgen dafür, dass der Bedarf an Gesundheitsleis-
tungen weiter steigt.

Schon heute ist die Gesundheitswirtschaft eine der größten Branchen in Deutschland mit mehr als 4,4 Millionen Be-
schäftigten und 10,6 Prozent Anteil am Bruttoinlandsprodukt. Sie ist damit volkswirtschaftlich größer als die Auto-
mobilindustrie. Nach vorläufigen Schätzungen könnten bis zum Jahr 2020 bis zu 800 000 zusätzliche Arbeitsplätze in
der deutschen Gesundheitswirtschaft entstehen. 

Als besonders innovativ gilt die deutsche Medizintechnik mit insgesamt 170 000 Beschäftigten in über 11 000 mehr-
heitlich mittelständischen Unternehmen. Sie behauptet im internationalen Wettbewerb einen Spitzenplatz. Von 2005
bis 2008 hat sich der Gesamtumsatz von 14,7 Milliarden Euro um 21,4 Prozent auf 18,7 Milliarden Euro gesteigert,
wobei der Außenhandel die treibende Kraft darstellt mit inzwischen 64 Prozent Anteil.

Auch Medikamente aus Biotechnologie-Laboren haben eine bedeutende Marktposition erobert: Diese trugen 2007
mit 4 Milliarden Euro zu 15 Prozent des Gesamtumsatzes der Pharmaindustrie in Deutschland bei. 
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seren Zellen durch Verknüpfung von experimentellen An-
sätzen mit mathematischen Methoden zu verstehen.
Durch die maßgebliche Förderung der Bundesregierung
gehört Deutschland heute in diesem Forschungsgebiet zur
internationalen Spitzengruppe. Gemeinsam mit den Bun-
desländern konnten neue interdisziplinäre Forschungs-
strukturen aufgebaut werden. Unter Federführung des
BMBF sind europäische Strategien für die Entwicklung
der Systembiologie entwickelt worden.

Ein ebenso junges wie Erfolg versprechendes For-
schungsfeld ist die regenerative Medizin. Sie erforscht
Prozesse der Zell-, Gewebe- oder Organfunktion und -re-
generation, um daraus therapeutische Verfahren zu entwi-
ckeln. Bereits heute bestehen erhebliche Engpässe bei der
Bereitstellung geeigneter Spenderorgane und der Bedarf
steigt. Für transplantierte Patientinnen und Patienten be-
steht das Risiko einer Abstoßungsreaktion. Unterstützt
vom BMBF und der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) konnte eine gute wissenschaftliche und gleichzei-
tig translationsorientierte Basis für die regenerative Medi-
zin in Deutschland geschaffen werden. Die Translations-
zentren für regenerative Medizin in Berlin und Leipzig
konnten sich als Kristallisationskeime für das Feld entwi-
ckeln.

In dem international aufstrebenden Forschungsfeld der
Neuroinformatik (Computational Neuroscience) gehört
der Forschungsstandort Deutschland mithilfe der Förde-
rung der Bundesregierung heute zur internationalen Spit-
zengruppe. Unter Computational Neuroscience versteht
man die Verknüpfung experimenteller Neurowissenschaf-
ten mit Physik, Mathematik und Informatik zur Erfor-
schung der Funktionsweisen des Gehirns bei Krankheits-,
Denk-, Lern- und Alterungsprozessen. Das Nationale Bern-
stein Netzwerk Computational Neuroscience (www.nncn.de)
hat eine hohe Strahlkraft und Anziehung. Länder wie die
USA streben eine engere Zusammenarbeit mit der deut-

schen Wissenschaft an. Insgesamt konnten bisher mehr als
80 internationale Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wis-
senschaftler für das „Nationale Bernstein Netzwerk“ ge-
wonnen werden. 

Mehr Wissen über gesunde Ernährung erschließen

Mithilfe der seit 2005 deutlich ausgebauten BMBF-För-
derung für die Ernährungsforschung und der Ressortfor-
schung des BMELV (Max Rubner-Institut) wird die Basis
dafür gelegt, die Wirkungsweise von Nahrungsfaktoren
auf den menschlichen Stoffwechsel besser zu verstehen.
Dieses Basiswissen ist notwendig, um gezielte Ernäh-
rungsempfehlungen – je nach Lebenssituation – zu erar-
beiten und Lebensmittel mit präventiven oder den Krank-
heitsverlauf positiv beeinflussenden Eigenschaften zu
entwickeln.

Praxisbeispiel

Bessere Diagnostik bei Prostatakrebs

Das Prostatakarzinom ist eine der am häufigsten vor-
kommenden Krebserkrankungen. Dennoch gibt es der-
zeit noch keine zufriedenstellende Diagnosemöglich-
keit, die eine klare Unterscheidung zwischen langsam
voranschreitenden und aggressiv wachsenden Tumoren
erlaubt. Aus diesem Grund werden Patienten oft unnötig
oder falsch behandelt, was häufig mit schweren Neben-
wirkungen verbunden ist. Eine neue Diagnoseform kann
helfen, diese Unwägbarkeiten auszuschalten. Das Deut-
sche Krebsforschungszentrum in Heidelberg hat mit an-
deren Partnern ein Verfahren entwickelt, das Muster von
Genaktivitäten im Prostatagewebe erkennt und so
Krebszellen sehr früh aufspüren und bewerten kann.
Proben für Genaktivitäten sind auf einem Chip angeord-
net. Nach einer Reaktion mit der aufgearbeiteten Gewe-
beprobe zeigen verschiedene Farben die Aktivität be-
stimmter Gene an und geben damit dem Arzt oder der
Ärztin Hinweise für eine sichere Diagnose des Prostata-
karzinoms. Das Verfahren wird zurzeit auf seine Taug-
lichkeit für den klinischen Alltag untersucht.

Praxisbeispiel

Gesundheitsfördender Kaffee

Im dem Projekt „Coffeeprevention: Identifizierung, Prü-
fung und Optimierung gesundheitsfördernder Eigen-
schaften des Kaffees“, das durch ein Hamburger Unter-
nehmen in Zusammenarbeit mit vier akademischen
Partnern aus ganz Deutschland durchgeführt wird, wer-
den die gesundheitsfördernden Eigenschaften von Kaf-
fee untersucht. Es konnten dabei die wichtigsten in
Bezug auf die zelluläre Abwehr wirksamen Kaffeein-
haltsstoffe ausfindig gemacht werden, wie zum Beispiel
Chlorogensäuren. Mithilfe dieser Ergebnisse konnte in
zwei Humanstudien gezeigt werden, dass Probanden in
den Phasen, in denen sie den Testkaffee tranken, ein
deutlich höheres Niveau an antioxidativ-zellulärem Ab-
wehrpotenzial hatten als in den Phasen, in denen sie kei-
nen Kaffee zu sich nahmen. Hieraus ergeben sich neue,
grundlegende Erkenntnisse bezüglich der antioxidativen
Wirkung von Kaffeegetränken, mit deren Hilfe neue
Produkte entwickelt werden können.

Praxisbeispiel

Bessere Forschung für Menschen mit Demenz

Mit der Lebenserwartung steigt die Zahl der Menschen
mit Demenzerkrankung. Diese Erkrankung bedeutet be-
sondere Belastungen für die Betroffenen und ihre Ange-
hörigen. Das vom BMG initiierte „Leuchtturmprojekt De-
menz“ ist neben der Errichtung des „Deutschen Zentrum
für Neurodegenerative Erkrankungen“ durch das BMBF
eine von vielen Anstrengungen der Bundesregierung, um
das Wissen und die Forschung über Demenzerkrankun-
gen voranzubringen. Im Leuchtturmprojekt werden Stu-
dien zur Nutzenbewertung nicht pharmakologischer
Therapie- und Pflegemaßnahmen für Demenzpatientin-
nen und -patienten, zur Evaluation der bestehenden Ver-
sorgungsstrukturen, zur Sicherung einer an Leitlinien
ausgerichteten Versorgung sowie zur Evaluation und
zum Ausbau zielgruppenspezifischer Qualifizierungs-
maßnahmen für Pflegekräfte und pflegende Angehörige
von Demenzkranken durchgeführt. 
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Gelungene Forschungskooperation − Zoonosenfor-
schung
Ein Beispiel für eine gelungene Forschungskooperation
im Rahmen der Hightech-Strategie ist die Zoonosenfor-
schung – das ist die Erforschung von Krankheiten, die
von Tieren auf Menschen übertragen werden (zum Bei-
spiel die „Vogelgrippe“). Die Veränderung des Lebens-
stils wie zunehmende Mobilität, die wachsende Erdbe-
völkerung und der Klimawandel wirken sich auf die
Ausbreitung von Krankheiten aus. So treten Zoonosen
inzwischen auch vermehrt in Industrieländern auf. Zur
Entwicklung der Forschung wie auch von Vorsorgestra-
tegien und Bekämpfungsmaßnahmen bündeln BMELV,
BMBF und BMG die nationalen Kompetenzen und Res-
sourcen, um so den Aufbau interdisziplinärer Koopera-
tionsstrukturen zu ermöglichen. Mit der „Nationalen
Forschungsplattform Zoonosen“ wird eine zukunftsori-
entierte Zusammenarbeit der Human- und Veterinärme-
dizin unter Einbeziehung der Ressortforschung aufge-
baut. Die Forschungsverbünde zu Zoonosen und das
„Forschungs-Sofortprogramm Influenza (FSI)“ unter-
stützen diesen Prozess. Im „Forschungs-Sofortpro-
gramm Influenza (FSI)“ sollen beispielsweise die Wis-
senslücken zur hochpathogenen H5N1-Geflügelpest
und zur Pandemiegefahr geschlossen und neue Bekämp-
fungsstrategien entwickelt werden (u. a. neue Nach-
weistechniken und Impfstoffe für Katzen). 
www.zoonose.net
Im Rahmen der Hightech-Strategie rückt die Umsetzung
der wissenschaftlichen Erkenntnisse in Produkte und Ver-
fahren stärker in den Mittelpunkt – dies vor allem durch
eine stärkere Beteiligung von Industriepartnern in Ver-
bundprojekten des BMBF. Das BMELV unterstützt bei-
spielsweise Vorhaben der Ernährungswirtschaft, die All-
ergikern mehr Auswahl bei Lebensmitteln ermöglicht und
damit zur Verbesserung der Lebensqualität Betroffener
beitragen kann.

Neue Strukturen und Forschungskooperationen 
aufbauen

In den letzten Jahrzehnten zeigt sich eine deutliche Zu-
nahme chronischer Erkrankungen in den westlichen Ge-
sellschaften. Ein Schlüssel, das Auftreten und den Verlauf
chronischer Krankheiten zu verhindern oder zu mildern,
liegt in der verbesserten Prävention. In diesem Bereich
wurde erfolgreich ein zuvor unübersichtliches Feld an
Fachrichtungen, Präventionsanbietern und Praxispart-
nern zusammengeführt. Das so entstandene Fachgebiet
der Präventionsforschung ist nun in der Lage, Präven-
tionsmaßnahmen evidenzbasiert zu entwickeln und wis-
senschaftlich zu evaluieren.

Durch die intensive Förderung des BMBF und der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) konnte die klini-
sche Forschung auf eine weltweite Spitzenposition geführt
und eine leistungsfähige Forschungsinfrastruktur geschaf-
fen werden. Ein zentrales Instrument hierbei sind die
krankheitsbezogenen Kompetenznetze in der Medizin, mit
denen für einzelne Krankheitsgebiete bundesweit Grund-
lagenforschung, klinische Forschung und patientenorien-
tierte Forschung zusammengeführt und auch Fachärzte
und Patientenverbände eingebunden werden. Bislang wur-
den krankheitsbezogene Kompetenznetze zu degenerati-
ven Demenzen, Adipositas, Diabetes, Multiple Sklerose
und Asthma/COPD eingerichtet.

Strukturelle Defizite der Hochschulmedizin wurden in
exemplarischen Bereichen überwunden, unter anderem
durch die Einrichtung mehrerer „Integrierter Forschungs-
und Behandlungszentren (IFB)“. Ein Beispiel ist das IFB
für Schlaganfall in Berlin, in dem alle relevanten Diszi-
plinen zur Erforschung des Schlaganfalls unter einem
Dach zusammengefasst wurden. Mit diesem interdiszipli-
nären Ansatz gelangen neue Erkenntnisse der Forschung
schneller in die Patientenversorgung.

Neue Forschungseinrichtungen oder der Ausbau vorhan-
dener Institute geben der Forschung und der interdiszipli-
nären Forschungszusammenarbeit neue Impulse. Ein Bei-
spiel ist die Gründung des „Deutschen Zentrums für
Neurodegenerative Erkrankungen“. Um die Forschung zu
neurodegenerativen Erkrankungen wie Alzheimer oder
Demenz zu bündeln, wird eine international führende und
disziplinenübergreifende Forschung zu altersbedingten
neurodegenerativen Erkrankungen unter einem Dach eta-
bliert. Durch die Erforschung der Ursachen dieser Er-
krankungen, die Entwicklung präventiver Maßnahmen
wie gezielter Therapien und neuer Forschungsansätze für
die Pflege und Versorgung sollen wegweisende Prozesse
in Gang gesetzt werden, um dem Menschen ein besseres
Leben im Alter zu ermöglichen. Gleichzeitig soll die so-
ziale Belastung der Angehörigen gemindert und die Kos-
tenbelastung im Gesundheitssystem begrenzt werden.
Das Zentrum wird als Helmholtz-Zentrum mit Hauptsitz
in Bonn und Außenstellen in München, Tübingen, Göttin-
gen, Magdeburg, Rostock/Greifswald und Witten errich-
tet. Im Übrigen wird die Forschungstätigkeit des Zen-
trums unterstützt durch die umfangreiche Förderung von
Projekten im bundesweiten „Krankheitsbezogenen Kom-
petenznetz Degenerative Demenzen“.

Die Versorgungsforschung ist die wissenschaftliche Basis,
um Veränderungen im Gesundheitswesen und deren Aus-
wirkungen zu beschreiben und zu untersuchen. Die Politik
ist bei der Bewältigung unterschiedlichster Fragen, die vor
allem die sogenannte Leistungs- oder Ausgabenseite von
gesetzlicher Krankenversicherung und sozialer Pflegever-
sicherung betreffen, auf die Ergebnisse der Versorgungs-
forschung angewiesen. Das BMG unterstützt deshalb seit
vielen Jahren entsprechende Maßnahmen der Versor-
gungsforschung, wie beispielsweise im Rahmen des Mo-
dellprogramms zur Förderung der Qualitätssicherung in
der medizinischen Versorgung oder des Leuchtturmpro-
jekts Demenz. Auch im Gesundheitsforschungsprogramm
der Bundesregierung nimmt die Versorgungsforschung zu-
nehmend einen breiteren Raum ein. 

Neben den neurodegenerativen Erkrankungen werden
zukünftig Diabetes und die hieraus resultierenden Kom-
plikationen und Spätschäden ein zunehmendes gesell-
schaftliches Problem darstellen. Deshalb soll die Diabe-
tesforschung gestärkt werden und zu einem international
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führenden und disziplinenübergreifenden ganzheitlichen
Forschungsansatz ausgebaut werden. Geplant ist der Auf-
bau eines „Deutschen Zentrums für Diabetesforschung
e. V.“, in dessen strategischem Verbund Forschungsein-
richtungen der Helmoltz-Gemeinschaft, der Leibniz-Ge-
meinschaft sowie Universitäten und Universitätskliniken
gemeinsam neue Präventionsstrategien und Früherken-
nungsmechanismen erarbeiten und durch die Entwicklung
neuer Therapieformen und Versorgungskonzepte essenzi-
elle Beiträge zur Vorsorge und Versorgung von Diabe-
tespatientinnen und -patienten leisten. Die Maßnahme ist
eng mit dem „Krankheitsbezogenen Kompetenznetz Dia-
betes“ verbunden, in dessen Rahmen bundesweit For-
schungsprojekte zu Diabetes gefördert werden.

Den medizinischen Fortschritt in 
die Anwendung bringen

Deutschland besitzt im Bereich der Lebenswissenschaften
eine vielschichtige und international leistungsstarke For-
schungslandschaft. Der Nobelpreis für Medizin 2008 an
Prof. Dr. Harald zur Hausen ist ein Beispiel für diese Leis-
tungsfähigkeit und die internationale Strahlkraft der deut-
schen lebenswissenschaftlichen Forschung. Neben den Uni-
versitäten und Universitätskliniken werden in Instituten der
Gemeinschaft der Helmholtzzentren, der Fraunhofer-Ge-
sellschaft, der Max-Planck-Gesellschaft und der Wissen-
schaftsgemeinschaft der Leibniz-Institute wegweisende
Erkenntnisse gewonnen. Die Hightech-Strategie verfolgt
das Ziel, neue und vielversprechende Forschungsfelder
frühzeitig aufzugreifen und den Erkenntnisgewinn aus der
Forschung wirtschaftlich sinnvoll in Deutschland nutzbar
zu machen. Eine Bestandsaufnahme zeigt, dass die Le-
benswissenschaften in einigen Bereichen diese Chance be-
reits erfolgreich nutzen.
Innovationsallianz/
Strategische Partnerschaft

Molekulare Bildgebung Medizintechnik: Die Inn
Wissenschaft für eine ve

BioPharma-Wettbewerb Arzneimittel-Entwicklun
sammenarbeit zwischen 
nutzen und gemeinsame 

Innovative Medicines Initiative Arzneimittel-Entwicklun
schungseinrichtungen zu
nachhaltiger Wertschöpf

Gesundheitsregionen der Zu-
kunft

Innovationen im Gesund
trie, Wissenschaft und G
novationen im Gesundhe
heitsversorgung der Pati

Translationszentren für Regene-
rative Medizin

Regenerative Medizin: F
dustriepartner arbeiten g
Entwicklung von Verfah

Nationales Bernstein Netzwerk 
Computational Neuroscience

Neurowissenschaften: Fo
ten bei der Erforschung d
kenntnisse beispielsweis
Lernstrategien interdiszi
Deutschland ist europaweit führend 
bei klinischen Studien

Klinische Studien sind ein Motor für Innovation in der
Gesundheitsforschung und im Gesundheitswesen. Jeder
Wirkstoff muss auf seinem Weg zum Medikament ver-
schiedene Phasen klinischer Studien erfolgreich durch-
laufen. Dazu zählen die Erkenntnisse zur Sicherheit und
Wirksamkeit von Arzneimitteln ebenso wie zum Thera-
pieerfolg mit einer statistisch relevanten Probandenzahl.
Klinische Studien haben somit eine besondere Bedeutung
beim Übergang von Forschungsergebnissen in die wirt-
schaftliche Verwertung und bei der Versorgung der Pa-
tientinnen und Patienten (Translation). Eine kritische Be-
wertung medizinischer Verfahren im Rahmen klinischer
Studien soll sicherstellen, dass nur die für die Behandlung
am besten geeigneten Entwicklungen in der Versorgung
eingesetzt werden. Geschlechterspezifische Aspekte spie-
len hierbei eine besondere Rolle.

Durch eine Verbesserung der für klinische Studien notwen-
digen Strukturen, Kapazitäten und Rahmenbedingungen,
beispielsweise die Regelung der Übernahme von Versor-
gungskosten in ambulanten Studien, konnte es gelingen,
dass Deutschland seit 2007 der führende Studienstandort
in Europa ist. Maßnahmen wie die Förderung klinischer
Studien durch BMBF und DFG oder die Förderung klini-
scher Studienzentren haben den Weg hierfür bereitet.

Innovationen durch verbesserte Zusammenarbeit 
von Wissenschaft und Wirtschaft 

Der Biotechnologie- und Pharmastandort Deutschland
zeichnet sich durch eine enge Verzahnung zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft aus: Zahlreiche Gründerinnen
und Gründer sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Inhalt

ovationsallianz bündelt die Aktivitäten der Industrie und 
rbesserte Früherkennung und Therapie.
g: Ziel ist es, biotechnologische Verfahren durch die Zu-
Pharma- und Biotechnologie-Unternehmen effektiver zu 
Strategien zur Umsetzung zu entwickeln.
g: Public-Private Partnerships von Unternehmen und For-
r Optimierung der Wirkstoffentwicklung und Schaffung 
ung.
heitswesen: Wettbewerb zu regionalen Clustern aus Indus-
esundheitsversorgung für eine effizientere Nutzung der In-
itswesen und für eine gleichzeitig verbesserte Gesund-

entinnen und Patienten.
orschungseinrichtungen, Universitäten, Kliniken und In-
emeinsam an neuen wissenschaftlichen Lösungen für die 
ren zum Gewebsersatz oder zur Geweberegeneration.
rschungszentren, Hochschulen und Industriepartner arbei-
er Funktion des Gehirns und der Umsetzung neuer Er-

e in der Krankheitsbehandlung und in effiziente Lehr- und 
plinär zusammen. 
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Praxisbeispiel

Erfolgreiche Wirkstoffentwicklung durch Ausgrün-
dung aus deutscher Forschungseinrichtung

Der erste in Deutschland entdeckte und entwickelte An-
tikörper hat die größte Hürde vor dem Markteintritt ge-
nommen. Geschafft hat das die im Jahr 1998 aus dem
Helmholtz-Zentrum München ausgegründete Trion
Pharma, gemeinsam mit dem Partner Fresenius Biotech.
Der Ausschuss für Humanarzneimittel der europäischen
Zulassungsbehörde EMEA hat sich im Februar 2009 für
die Zulassung von Trions Antikörper „Removab“ aus-
gesprochen. Die Zulassung wird für Ende April 2009 er-
wartet. Der Antikörper ist zwar zunächst nur für eine
vergleichsweise kleine Gruppe von Patienten/-innen ge-
dacht – nämlich solche, die sich im Endstadium von
Krebs befinden und dabei eine Bauchwassersucht ent-
wickeln – weitere Indikationsgebiete werden in bereits
laufenden klinischen Studien zur Behandlung von Eier-
stockkrebs und Magenkrebs untersucht.

Praxisbeispiel

Neue Arzneimittel werden in Moosen produziert

„Therapeutische Proteine“ haben eine große Zukunft.
Die Behandlungserfolge bei Krebs, Asthma oder rheu-
matischen Erkrankungen sind vielversprechend. Aller-
dings liegt die Schwierigkeit darin, dass diese therapeu-
tisch wirksamen Proteine nicht chemisch hergestellt
werden können. Die Moleküle sind viel zu groß und zu
vielschichtig aufgebaut, sodass man sie aus Tieren oder
Pflanzen gewinnen oder in Zellkulturen züchten muss.
Im Förderprojekt des BMBF „Entwicklung und Produk-
tion neuartiger Biopharmazeutika im Moos“ hat die
Firma Greenovation GmbH aus Heilbronn gemeinsam
mit akademischen Partnern das Verfahren zur Herstel-
lung und Entwicklung dieser Proteine in Moosen bis zur
kommerziellen Anwendungsreife gebracht. Die Gewin-
nung der Proteine erfolgt mit gentechnisch angepassten
Moosstämmen in einer Form, die die notwendige Ähn-
lichkeit zu den menschlichen Proteinen gewährleistet.
Die Anzucht wird in geschlossenen Fermentersystemen
(Photobioreaktoren) vorgenommen. Die Energie für das
Wachstum der Zellen wird durch Licht geliefert.
Biotechnologie-Unternehmen kommen direkt aus Univer-
sitäten und Forschungsinstituten. Auf diese Weise gelan-
gen Entdeckungen auf unmittelbarem Weg in Unterneh-
men, doch ist der Weg bis zur Vermarktung oft sehr
hürdenreich und lang. 

Im Rahmen der Hightech-Strategie wird die Zusammen-
arbeit von Pharma- und Biotechnologie-Unternehmen mit
der Wissenschaft in Innovationsallianzen und Strategi-
schen Partnerschaften in besonderer Weise vorangetrie-
ben.

Die Hightech-Strategie unterstützt deshalb besonders den
Übergang vom akademischen Erkenntnisgewinn hin zur
industriellen Forschung und Entwicklung. Mit Erfolg:
Kooperationen zwischen Biotechnologie- und Pharmaun-
ternehmen, zum Beispiel mit dem Ziel der Entwicklung
neuer Arzneimittel, nehmen deutlich zu. 

Die Biotechnologie legt die Basis 
für neuartige Medikamente

In eine neue Generation von Medikamenten, die soge-
nannten „Biopharmaka“, werden große Hoffnungen bei
der Behandlung noch nicht therapierbarer Erkrankungen,
wie zum Beispiel einzelner Krebsarten, Morbus Alzhei-
mer oder Parkinson gesetzt. Auch wenn bisher die meis-
ten biotechnologischen Arzneimittel in den USA und
Großbritannien entwickelt wurden, hat die Biotechnolo-
giebranche in Deutschland aufgeholt: Ein Indikator ist die
Verdreifachung von biotechnologisch hergestellten Medi-
kamenten in der Zulassungsphase und die deutliche Zu-
nahme von Wirkstoffen in späten klinischen Phasen. Ein
erster in Deutschland entwickelter und hergestellter thera-
peutischer Antikörper steht kurz vor der Zulassung (siehe
Praxisbeispiel).

Die Pharma-Initiative für Deutschland wurde Mitte 2007
durch das BMBF gestartet. Sie gibt dem Pharma- und
Biotechnologiestandort Deutschland zusätzliche Im-
pulse, mit dem Ziel, das ehemalige Gütesiegel „Apotheke
der Welt“ zurückzuerobern. Auch heute stammen – wie
früher – viele Ergebnisse der Pharmaforschung aus
Deutschland aber die daraus hervorgehenden Medika-
mente werden oftmals in anderen Ländern produziert. Die
Pharma-Initiative unterstützt insbesondere mit dem Bio-

Pharmabranche erfolgreich

Laut Erhebungen des Stifterverbandes für die Deutsche
Wissenschaft haben Hersteller von pharmazeutischen
Erzeugnissen ihre Aufwendungen für Forschung und
Entwicklung von 4,580 Milliarden Euro im Jahr 2005
auf 5,240 Milliarden Euro im Jahr 2008 gesteigert. Dies
entspricht einer Steigerung von insgesamt fast 13 Pro-
zent. Als Resultat wurden im Jahr 2007 fünf von insge-
samt 31 in Deutschland entwickelten neuen Wirkstoffen
zur Zulassung gebracht. Deutsche Biotechnologie- und
Pharmafirmen verfolgen derzeit etwa 240 klinische Ent-
wicklungsprojekte und liegen damit nach absoluten
Zahlen in Europa an zweiter Stelle hinter Großbritan-
nien.
Pharma-Wettbewerb die frühzeitige Vernetzung aller an
der Erforschung und Entwicklung von Arzneimitteln be-
teiligten Akteure, um den Entwicklungsprozess effektiver
zu gestalten. Drei Konsortien wurden als Sieger ausge-
wählt und bei der Umsetzung ihrer Konzepte unterstützt:
„Max Planck Drug Discovery&Development Center“ aus
Dortmund, das norddeutsche Konsortium „Neu2“ sowie
„Neuroallianz“ mit Zentrum in Bonn. Diese strategischen
Partnerschaften von Biotechnologiefirmen, Pharmaunter-
nehmen, Forschungseinrichtungen, Kliniken und Finan-
zinvestoren wollen die Entwicklung von Medikamenten
effektiv voranbringen.

Die beim BMG angesiedelte Task Force „Pharma“ zur
Verbesserung der Standortbedingungen und der Innova-
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tionsmöglichkeiten der pharmazeutischen Industrie in
Deutschland ermöglicht einen Austausch zwischen Ver-
tretern und Vertreterinnen der Pharmaindustrie und der
Politik. Seit ihrer Einsetzung wurden konkrete Vor-
schläge und Handlungsempfehlungen zur Verbesserung
der Standortbedingungen für die pharmazeutische Indus-
trie erarbeitet und veröffentlicht. Zusätzlich vereint der
„Interministerielle Arbeitskreis für regulatorische Fragen
der Biomedizin und der Bioethik“ Akteure aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Medizin, die Empfehlungen für In-
novationsstrategien in der Biomedizin entwickeln.

Die deutsche Medizintechnikbranche: hoher 
Innovationsgrad als Garant für Wachstum

Der Erhalt und der Ausbau der Medizintechnik als eine
der innovativsten Branchen in Deutschland ist ein Ziel
der Hightech-Strategie. Die Medizintechnik integriert
Schlüsseltechnologien wie die Mikrosystemtechnik, In-
formations- und Kommunikationstechnik, Nanotechnolo-
gie, Molekular- und Zellbiologie, Regenerationstechnolo-
gie und Pharmazie. Eine zentrale Fördermaßnahme ist der
Innovationswettbewerb Medizintechnik, der durch Förde-
rung ausgewählter Forschungsideen zur Beschleunigung
der Markteinführung innovativer Medizinprodukte bei-
trägt.Diese Art der Förderung ist notwendig, da die mit-
telständisch geprägte Branche aufgrund langer Entwick-
lungsverfahren von teilweise mehr als zehn Jahren
zunehmend vor Finanzierungsproblemen steht. So sind je
nach der Klassifizierung umfangreiche klinische Studien
erforderlich. 

Ziel der Innovationsallianz Molekulare Bildgebung ist es,
die bildliche Darstellung lebender Zellen zu verbessern
und neue Methoden für die Früherkennung und Therapie
von Krankheiten insbesondere bei Krebs, Herz-Kreislauf-
und Demenzerkrankungen einzusetzen. Um dies zu errei-
chen, arbeiten Geräteentwickler eng mit Naturwissen-

Praxisbeispiel

Frühwarnsystem für Herzschwäche

Bei chronisch kranken Herzpatienten ist trotz der Ein-
nahme von Medikamenten das Herz-Kreislauf-System
oft geschwächt. Im Idealfall sollte der Blutdruck dauer-
haft überwacht werden. Deshalb wurde – gefördert
durch das BMBF – eine winzige Druckmesskapsel ent-
wickelt, die den betroffenen Patientinnen und Patienten
eingepflanzt wird. Die neue Herzkapsel warnt frühzei-
tig, wenn sich die Pumpleistung des Herzens verringert.
So kann der behandelnde Arzt in Zukunft Unregelmä-
ßigkeiten frühzeitig erkennen und mit entsprechenden
Medikamenten reagieren. Den Betroffenen wird schnell
geholfen, Krankenhausaufenthalte lassen sich vermei-
den und dadurch erhebliche Kosten sparen. Durch die
dauerhafte Überwachung ist auch für Patientinnen und
Patienten mit fortgeschrittener Herzschwäche ein weit-
gehend selbständiges Leben zu Hause möglich. Die
Herzkapsel wurde in einem Verbundprojekt aus vier
akademischen Partnern und der BYTEC Medizintech-
nik GmbH aus Stolberg zur Marktreife entwickelt.
schaftlern, Pharmazeuten sowie Anwendern in den Klini-
ken und Softwarespezialisten zusammen. Neben Siemens,
Bayer-Schering Pharma, Boehringer Ingelheim, Carl Zeiss
und Karl Storz sind mehr als 25 KMU und rund 25 For-
schungseinrichtungen beteiligt.

Fachübergreifende Ansätze zur Versorgung älterer 
und chronisch kranker Menschen

Angesichts begrenzter personeller und finanzieller Res-
sourcen wird über die gesundheitliche Versorgung in Arzt-
praxen und Krankenhäusern hinaus der Bedarf an Betreu-
ung älterer und chronisch erkrankter Menschen absehbar
steigen. Dazu fördert die Bundesregierung zum einen − bei-
spielsweise durch die Fördermaßnahme „Gesundheit im
Alter“ – Forschungsprojekte, die darauf zielen, die Selb-
ständigkeit von älteren, oft unter Mehrfacherkrankungen
leidenden Menschen solange wie möglich zu erhalten.
Zum anderen werden neuartige Betreuungs- und Versor-
gungsangebote, wie beispielsweise „Ambient Assisted Li-
ving“-Konzepte, an Bedeutung gewinnen. Gleichzeitig
wird die Umsetzung der Telematik-Infrastruktur für das
Gesundheitswesen eine breite technologische Basis für
diese neuen Betreuungsformen und -angebote (Telemedi-
zin, Telemonitoring) schaffen, mit denen auch die Versor-
gung in ländlichen Räumen verbessert werden kann.

Internationale Zusammenarbeit gestärkt

Im Bereich Gesundheit und Biotechnologie wurden in
den vergangenen Jahren zahlreiche internationale und
multilaterale Kooperationen angestoßen. Im Rahmen des

Praxisbeispiel

Altersgerechte Assistenzsysteme – 
Ambient Assisted Living

Mobile Puls- und EKG-Geräte, die Unregelmäßigkeiten
direkt an den Arzt liefern sowie Schlafbeobachtung und
Sturzerkennung mit Sensoren, die bei kritischen Situa-
tionen Alarm schlagen sind nur zwei Beispiele für neu-
artige Assistenzsysteme. Mithilfe der Medizintechnik,
der Mikrosystemtechnik, moderner Informations- und
Kommunikationstechnik (IKT) und innovativer Dienst-
leistungen werden solche Assistenzsysteme entwickelt.
Ziel ist es, die Lebensqualität für alle Menschen in allen
Lebensabschnitten zu erhöhen. Assistenzsysteme be-
deuten dabei Konzepte, Produkte und Dienstleistungen,
die die Interaktion zwischen technischen und sozialen
Systemen verbessern. Vor allem für ältere und in ihrer
Bewegungsfähigkeit eingeschränkte Menschen ermögli-
chen intelligente Assistenzsysteme eine längere selbst-
ständige Lebensführung. Assistenzsysteme beziehen ex-
plizit Pflegepersonal, Ärzte und Familienmitglieder mit
ein. Forschung und Innovationen schaffen die Grund-
lage für technische Systeme, die je nach den Bedürfnis-
sen der Nutzer einen Teil der Alltagstätigkeiten bis hin
zur medizinischen Versorgung erleichtern oder überneh-
men. 

www.aal-deutschland.de
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6. und 7. EU-Forschungsrahmenprogramms wurden auf
maßgebliche Initiative Deutschlands hin mehrere europäi-
sche Kompetenznetze, sogenannte „ERA-Net“, etabliert.
Beispielsweise werden im ERA-Net „ERASYSBIO“ die
europäischen Aktivitäten in der Systembiologie gebün-
delt und mit „E-RARE“ eine gemeinsame Förderbekannt-
machung mehrerer Länder zu seltenen Krankheiten ge-
startet. „EMIDA“ bündelt die europäische Forschung zur
Tiergesundheit und SAFEFOODERA die Forschung zum
gesundheitlichen Verbraucherschutz. Einen weiteren
Schwerpunkt bilden die binationalen Forschungskoopera-
tionen u. a. mit Frankreich, Polen und Israel. 

Daneben sind Forscherinnen und Forscher aus Deutsch-
land maßgeblich an der Entwicklung der europäischen
Forschungslandschaft beteiligt, zum Beispiel über das so-
genannte „ESFRI-Forum“ (European Strategy Forum on
Research Infrastructures, http://cordis.europa.eu/esfri/).
Deutschland koordiniert zwei der sechs lebens-

wissenschaftlichen Forschungsinfrastrukturen. In die
weiterentwickelte ESFRI-Roadmap 2008 wurden alle
vier vorgeschlagenen lebenswissenschaftlichen For-
schungsinfrastrukturvorschläge aufgenommen. 

Klimaschutz, Ressourcenschutz, Energie

Herausforderungen und Ziele

Das vorhandene Wissen zur Klimaentwicklung lässt kei-
nen Zweifel aufkommen: Das Klima hat sich bereits ver-
ändert und wird sich weiter verändern. Zeichen der Erder-
wärmung sind vor allem der steigende Meeresspiegel, die
abschmelzenden Gletscher und vermehrt extreme Wetter-
ereignisse wie Hitzewellen, Dürren, heftige Nieder-
schläge und Stürme. 

Die Schäden durch Wetterextreme, wie wir sie in den ver-
gangenen Jahren immer wieder erlebt haben, sind Grund
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Eine ausreichende Nahrungs-, Energie- und Rohstoffversorgung, saubere Luft und reines Wasser sind weltweit
grundlegende Bedürfnisse. Nachhaltiges Wirtschaften zum Schutz von Klima und Umwelt ist Voraussetzung für dau-
erhaften ökonomischen Erfolg und gesellschaftlichen Wohlstand. Die Bundesregierung hat deshalb strenge Klima-
schutzziele formuliert (u. a. bis 2020 den CO2-Ausstoß um 40 Prozent zu senken).

Gleichzeitig sind bereits heute in Deutschland entwickelte Technologien, Produkte und Dienstleistungen für Klima-
und Ressourcenschutz weltweit nachgefragt und in vielen Bereichen international führend. Im Jahr 2006 wurden aus
Deutschland Umweltschutzgüter im Wert von insgesamt 56 Milliarden Euro ins Ausland geliefert. Das entspricht ei-
nem Welthandelsanteil von 16 Prozent. 

Bilanz und Perspektiven 
Um die ambitionierten energie- und klimapolitischen Ziele zu erreichen, hat die Bundesregierung mit dem Integrier-
ten Energie- und Klimaprogramm das größte Energie- und Klimapaket, das es je in der Geschichte Deutschlands ge-
geben hat, aufgelegt. Das Paket beinhaltet rechtliche Veränderungen zusammen mit hohen Investitionen in Forschung
und Entwicklung neuester Technologie.
Die Hightech-Strategie hat dieses zentrale Handlungsfeld ebenfalls aufgegriffen. Mit zahlreichen Initiativen und
Maßnahmen trägt die Bundesregierung zur Lösung der Herausforderungen bei:
– Die „Hightech-Strategie zum Klimaschutz“ bündelt Stärken in Privatwirtschaft, Wissenschaft und Politik, um den

erforderlichen Fortschritt und technologische Durchbrüche im Klimaschutz zu erreichen. Kern der Strategie sind
die Fragen nach Klimaschutz und effizienter Ressourcennutzung.

– Das Energieforschungsprogramm der Bundesregierung bündelt die Maßnahmen zur Förderung von modernen und
effizienten Energietechnologien. Es wurde im Rahmen der Hightech finanziell verstärkt und neu akzentuiert.

– Strategische Partnerschaften für den Klima- und Ressourcenschutz (z. B. Organische Photovoltaik, CO2-Pilotspei-
cher, Lithium-Ionen-Batterie) zielen auf Energie- und Ressourceneffizienz sowie die Entwicklung neuer Techno-
logien zur Energieerzeugung und -speicherung.

– Der Masterplan Umwelttechnologien festigt und baut die führende Rolle Deutschlands im Welthandel mit Um-
weltgütern aus. Die Aktivitäten konzentrieren sich zunächst auf die Bereiche Wasser, Rohstoffe und Klimaschutz
incl. erneuerbare Energien. Ein erster wichtiger Schritt ist die im April 2008 gegründete Deutsche Innovations-
plattform Wasser (German Water Partnership).

– Verbesserte Klimaforschung u. a. durch die „klimazwei“-Fördermaßnahme sowie eine verstärkte Klimaberatung
durch das „Climate Service Center“

– Die Potenziale im Innovationsfeld Pflanze für die globale Ernährungssicherung bei gleichzeitiger Steigerung der
Bioenergieproduktion werden durch die Agrarforschung und die Pflanzenbiotechnologie ausgebaut. 
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genug, ernsthaft und differenziert zu handeln. Klimafor-
scher sagen aber auch, dass sich das Klima selbst bei
drastischen Schutzmaßnahmen in jedem Fall verändern
wird. Darauf bereitet sich Deutschland schon heute vor
und schafft Vorsorge.

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts ist die Nachfrage nach
Rohstoffen enorm gestiegen, verstärkt insbesondere durch
die immens wachsende Nachfrage aus Schwellenländern
wie Indien und China. Auch wenn die aktuelle finanzielle
und wirtschaftliche Situation in der Welt dazu geführt hat,
dass die Nachfrage zurückgegangen ist, wird mittelfristig
damit gerechnet, dass diese wieder steigen wird. Effizi-

ente Strategien für den Umgang mit Rohstoffen – von der
umwelt- und sozialverträglichen Förderung über die Stei-
gerung der Effizienz bis hin zur Substitution – sind damit
nötiger denn je. Darüber hinaus erfordert die weltweit
steigende Nachfrage nach landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen eine massive Produktivitätssteigerung bei der Nut-
zung von Biomasse zur Nahrungsherstellung und Bio-
energieproduktion. Weltweit besteht die Herausforderung
einer bezahlbaren, sicheren und klimaverträglichen Ener-
gieversorgung. Deutschland möchte bei hoher Effizienz
konventioneller Energiesysteme und dem Einsatz neu
entwickelter Technologien mit einem breiten Energiemix
Vorreiter sein. Die aktuell zur Verfügung stehenden Tech-
nologien reichen nämlich nicht aus, die künftige Energie-
Architektur entsprechend den wachsenden Anforderun-
gen zu gestalten. Ein Paradigmenwechsel in Richtung
nachhaltiges Wirtschaften ist unerlässlich. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihres Integrierten
Energie- und Klimaprogramms und in ihrer nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie einen ambitionierten Zielkanon
zum Klima- und Ressourcenschutz definiert:

– Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel:
Die Bundesregierung bietet als deutschen Beitrag für
ein internationales Klimaschutzabkommen nach 2012
an, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Pro-
zent unter das Niveau von 1990 zu senken – Dieses
Angebot steht unter der Voraussetzung, dass die Euro-
päische Union im selben Zeitraum ihre Emissionen

IPPC-Bericht der UNO – gesicherte Erkenntnis des
Klimawandels

Der Bericht des Intergovernmental Panel on Climate
Chance (IPCC) der UNO besagt, dass sich die Erde in
den vergangenen 100 Jahren im Mittel um 0,74 Grad
Celsius erwärmt hat. Elf der vergangenen zwölf Jahre
(Zeitraum 1995 bis 2006) gehören zu den zwölf wärms-
ten Jahren sei Beginn der instrumentellen Messung der
globalen Erdoberflächentemperatur (seit 1850). Das
heutige Niveau der Treibhausgase liegt deutlich höher
als das natürliche Niveau in den vergangenen 650 000
Jahren. Die vorliegenden Messungen zeigen unmissver-
ständlich, dass sich das Klima der Erde verändert und
sich die Erderwärmung beschleunigt. www.ipcc.ch
Doppelter Nutzen von Innovationen für Klimaschutz und Umwelt

Nachhaltiges Wirtschaften, Forschungserfolge zum Klimaschutz und innovative Umwelttechnologien lohnen sich in
doppelter Hinsicht: Sie erhalten unseren Lebensraum für künftige Generationen. Die ökonomischen Kosten des
Nichthandelns wären immens: So taxierte der „Stern-Bericht“ die Kosten für unterlassenen Klimaschutz auf ca. 5 bis
20 Prozent des Weltsozialprodukts – im schlechtesten Falle also auf 6 Billionen Euro pro Jahr.

Umwelt- und Klimainvestitionen bieten gleichzeitig große wirtschaftliche Potenziale. Für umwelt- und ressourcen-
schonende Produkte, Prozesse und Dienstleistungen wird mittel- und langfristig eine hohe Nachfrage erwartet: Auf
etwa 1 000 Milliarden Euro beziffert zum Beispiel eine Studie von Roland Berger das Weltmarktvolumen der Um-
welttechnologien in 2005. Seine weitere Entwicklung wird mit einer jährlichen Wachstumsrate von über fünf Prozent
auf rund 2 200 Milliarden Euro im Jahr 2020 abgeschätzt (Schätzung vor der Finanz- und Wirtschaftskrise). Für die
Leitmärkte Energieeffizienz und nachhaltige Wasserwirtschaft wird dabei die größte absolute Zunahme erwartet. Für
den Bereich der erneuerbaren Energien (z. B. Bioenergie, Windkraft, Solarenergie) ist davon auszugehen, dass sich
der Weltmarkt in den nächsten 15 Jahren um den Faktor drei bis sechs vergrößert.

Deutschland hat mit seiner traditionellen Stärke z. B. bei Abwasser-, Luftreinhaltungs- und Abfalltechnologien, bei
den erneuerbaren Energien und im Anlagen- und Maschinenbau sehr gute Chancen, diese aussichtsreichen Leit-
märkte auch in der aktuellen wirtschaftlichen Lage für sich zu gewinnen. Investitionen in diese Technologien sichern
daher langfristig Arbeitsplätze und Wachstum in Deutschland. 

– Die Tendenz des deutschen Exportes von Umweltschutzgütern ist steil steigend. Alle Bereiche der deutschen Um-
weltindustrie verzeichnen hohe Zuwächse der Mitarbeiterzahlen. Inzwischen arbeiten hier insgesamt 1,8 Millio-
nen Menschen. Einen besonders hohen Anstieg gab es in den vergangenen Jahren in den Bereichen umweltfreund-
liche Energieerzeugung/erneuerbare Energien und Energieeffizienz.

– Dem Bereich erneuerbare Energien sind 2007 in Deutschland 250 000 Arbeitsplätze zuzurechnen. Es wird davon
ausgegangen, dass 2020 hier 400 000 bis 500 000 Menschen beschäftigt sein können.

– Eine wesentliche Grundlage ist dabei der Erfolg auf internationalen Märkten. Seit dem Jahr 2000 ist das Exportvo-
lumen der deutschen Industrie der erneuerbaren Energien von 0,5 Milliarden Euro auf 9 Milliarden Euro in 2007
gestiegen.
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um 30 Prozent gegenüber 1990 reduziert und andere
Staaten vergleichbar ehrgeizige Ziele übernehmen. 

– Sparsame und effiziente Nutzung von Ressourcen: Die
Energieproduktivität soll in Deutschland bis 2020 im
Vergleich zu 1990 verdoppelt werden. Bis 2020 soll
die Rohstoffproduktivität im Vergleich zu 1994 eben-
falls verdoppelt werden.

– Nachhaltige und zukunftssichere Energieversorgung:
Bis 2020 soll der Anteil der erneuerbaren Energien am
Primärenergieverbrauch (+10 Prozent) und am Strom-
verbrauch (25 bis 30 Prozent) gesteigert werden. Bis
2050 sollen erneuerbare Energien rund die Hälfte des
Energieverbrauchs decken. 

Bilanz und Perspektiven

Die Innovationskraft Deutschlands und seine Fähigkeit zu
technologischem Fortschritt wird genutzt, um die ehrgei-
zigen Ziele zu erfüllen und gleichzeitig Wachstum und
Wohlstand weiter zu stärken. Nachhaltiges Wirtschaften,
gesteigerte Energie- und Rohstoffeffizienz, neue Kraft-
stoffe mithilfe alternativer Energiequellen sowie verbes-
serte Energiespeicher sind für die Bundesregierung not-
wendig, um langfristig unsere Lebensgrundlagen und
unseren Wohlstand zu bewahren. Dabei sind Umwelt und
Wirtschaft keine Widersprüche. Nachhaltiges Wirtschaf-
ten zum Schutz von Klima und Umwelt ist vielmehr Vo-
raussetzung für dauerhaften ökonomischen Erfolg und
gesellschaftlichen Wohlstand.

Die Bundesregierung setzt deshalb auf ein aufeinander
abgestimmtes Maßnahmenpaket mit neuen Konzepten
und Initiativen. Stärker als bisher ist die Innovationspoli-
tik eine gemeinsame Strategie aller Bundesressorts, die
sich auszeichnet durch eine Systemorientierung, durch
die Beachtung der Rahmenbedingungen und durch eine
Fokussierung auf vordringliche Felder und auf radikale
Innovationen:

Übergeordnete Energie- und 
Klimapolitik mit Weitblick

Die Bundesregierung hat mit dem Integrierten Energie-
und Klimaprogramm wichtige Weichen für eine hochmo-
derne, sichere und klimaverträgliche Energieversorgung
in Deutschland gestellt. Zugleich hat sie die Maßnahmen
für einen ehrgeizigen, intelligenten und effizienten Kli-
maschutz festgelegt. Das Paket umfasst 29 Maßnahmen,
vor allem zugunsten von mehr Energieeffizienz und mehr
erneuerbaren Energien. Es verbindet rechtliche Verände-
rungen und Investitionen in Forschung und Entwicklung.
Beispiele sind: Novellierung des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetzes, Novellen des Energieeinsparungsgesetzes
und der Energieeinsparverordnung (EnEV), Novellierung
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), das Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmG), Maßnahmen
zur Erleichterung der Biogaseinspeisung, Ausbau des
Einsatzes von Biokraftstoffen, Gesetz zur Beschleuni-
gung des Ausbaus des Höchstspannungsnetzes sowie die
Umstellung der Kfz-Steuer auf Schadstoff- und CO2-Ba-
sis.

Der Schlüssel zur Erreichung der Ziele des IEKP sind in-
novative Energietechnologien, und zwar auf Angebots-
seite, dort, wo Energie hergestellt wird und auf der Nach-
frageseite, also dort, wo Energie verbraucht wird. Die
Bundesregierung hat daher Forschung und Innovation zu
einem Schwerpunkt des IEKP gemacht.

Die Hightech-Strategie zum Klimaschutz greift ausge-
wählte Aspekte des Integrierten Energie- und Klimapro-
gramms auf und bündelt in einem übergreifenden und in-
terdisziplinären Ansatz verschiedene Maßnahmen und
Akteure im Bereich Klimaforschung. Als integrativer Teil
der Hightech-Strategie für Deutschland stellt sie gemein-
sam mit Partnern in Wissenschaft, Wirtschaft und Politik
die richtigen Weichen für modernste energie- und res-
sourcensparende Technologien:

– Ausbau der Wissensbasis als Grundlage für Klima-
schutz und Anpassung (z. B. über verlässliche Klima-
prognosen und verbesserte Kurzfristwettervorhersa-
gen insbesondere für extreme Wetterereignisse;
Gründung des größten deutschen Klimadatenzentrums
beim Deutschen Wetterdienst/Climate Data Center),

– FuE und Demonstrationsvorhaben, die die technologi-
schen Perspektiven für den Klimaschutz verbessern
und die deutsche Wirtschaft auf diesem wichtigen in-
ternationalen Zukunftsmarkt stärken, 

– Wissen über den Klimawandel und seine Folgen für
Entscheidungen in Wirtschaft und Politik besser nutz-
bar zu machen,

– über einen internationalen Dialog und Kooperationen
weltweit Verantwortung zu übernehmen. Mit Blick auf
die bestehenden globalen Herausforderungen müssen
die Forschungsaktivitäten insbesondere im Bereich
Klima- und Ressourcenschutz, Klimaanpassung und
Umwelt in hohem Maße international ausgerichtet
werden. Erforderlich sind daher international koordi-
nierte Forschungsagenden.

Modernste und effiziente Energietechnologien 
durch Forschung und Innovation

Zentraler Punkt der Bundesregierung ist der Ausbau der
Förderung von Forschung und Entwicklung moderner
und effizienter Energietechnologien. Die Bundesregie-
rung hat dies daher zu einem Schwerpunkt ihres Integrier-
ten Energie- und Klimaprogramms gemacht. Forschung
und Entwicklung sind das strategische Element für die
Sicherung der langfristigen und nachhaltigen Energiever-
sorgung Deutschlands. Bei der Umsetzung sind mehrere
Ressorts im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten
beteiligt. Über eine im BMWi eingerichtete „Koordinie-
rungsplattform Energieforschungspolitik“ wird die För-
derpolitik der Bundesregierung koordiniert und aufeinan-
der abgestimmt.

Im Zentrum steht das 5. Energieforschungsprogramm der
Bundesregierung. Es bildet die Grundlage der aktuellen
Förderpolitik des Bundes in den kommenden Jahren. Ziel
ist es, durch Innovation und technischen Fortschritt den
Übergang zu einer nachhaltigen Energieversorgung wei-
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ter voranzutreiben. Um den wachsenden energie- und kli-
mapolitischen Herausforderungen Rechnung zu tragen,
wurde das 5. Energieforschungsprogramm „Innovation
und neue Energietechnologien“ um zwei Jahre bis zum
31. Dezember 2010 verlängert, finanziell verstärkt (Bud-
get 2009/2010: rd. 1,15 Milliarden Euro) und die Inhalte
neu akzentuiert: 

– Klimaschutz und Energieeffizienz: Das BMWi bün-
delt in dem Technologieprogramm seine Fördermaß-
nahmen im Bereich der nicht nuklearen Energiefor-
schung neu und verstärkt diese finanziell. Ziele sind
vor allem kurz- bis mittelfristige Erfolge, die durch
Konzentration auf angewandte FuE und Demonstra-
tionsprojekte sichergestellt werden sollen. Das Pro-
gramm umfasst folgende Schwerpunkte: „Kraftwerks-
technologien (COORETEC)“, „KWK, Fernwärme“,
„Brennstoffzelle, Wasserstoff“, „Effiziente Stromnut-
zung, Speicher“, „Energieoptimiertes Bauen“ sowie
„Energieeffizienz in Industrie, Gewerbe, Handel und
Dienstleistungen“. Ergänzt wird das Programm durch
Maßnahmen zur Förderung der nuklearen Sicherheits-
und Endlagerforschung.

– Erneuerbare Energien: Das BMU hat seine For-
schungsförderung zu erneuerbaren Energien ausge-
baut und neue Akzente gesetzt. Vor dem Hintergrund
der Bedeutung der Offshore-Windenergie für die Ziele
der Bundesregierung zum Ausbau der erneuerbaren
Energien wurde die Forschungsförderung zur Wind-
energie massiv ausgebaut. Eine zentrale Rolle spielt
dabei die Forschungsinitiative „Research at alpha ven-
tus“, mit der umfassende FuE-Aktivitäten im ersten
deutschen Offshore-Windpark gefördert werden. Als
neuer Schwerpunkt wurde die „Optimierung der Ener-
giesysteme im Hinblick auf den Ausbau der erneuer-
baren Energien“ definiert. Hier stehen Projekte im
Vordergrund, in denen es um die Integration der zu-
nehmenden Mengen an fluktuierendem Strom aus
Windenergie und Photovoltaik-Anlagen in die Strom-
versorgung geht.

– „Bioenergie“: Die Sicherstellung einer nachhaltigen
Rohstoffversorgung und die Erforschung alternativer
Rohstoffquellen ist Ziel des Förderprogramms „Nach-
wachsende Rohstoffe“ des BMELV. Mit innovativen
Umwandlungstechnologien von Biomasse zur energe-
tischen und stofflichen Verwendung, Bioraffinerien
und weißer Biotechnologie werden die Potenziale der
industriellen Nutzung nachwachsender Rohstoffe wei-
ter ausgebaut. Verstärkung erfährt der Bereich Bio-
energieforschung durch das in 2008 vom BMELV neu
gegründete Deutsche Biomasseforschungszentrum
– DBFZ – am Standort Leipzig, in dem technische,
ökonomische und ökologische Fragen rund um die en-
ergetische Biomassenutzung beantwortet werden. Im
„Nationalen Aktionsplan für die stoffliche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe“, der vom BMELV für
2009 geplant ist, werden die entsprechenden Maßnah-
men zusammengefasst und weiterentwickelt.

– „Grundlagenforschung Energie 2020+“: Das neue
BMBF-Förderkonzept verfolgt in einem breiten inter-

disziplinären Ansatz grundlegende, langfristig ange-
legte Forschungsarbeiten für neue technologische Op-
tionen. Ziele sind das hocheffiziente Erzeugen,
Umwandeln, Speichern, Transportieren und Nutzen
von Energie. Beispielhafte Schwerpunkte liegen in der
Entwicklung von Technologien der nächsten Genera-
tion im Bereich der erneuerbaren Energien, zum Bei-
spiel in der Dünnschichtphotovoltaik, der Konversion
von Biomasse für die energetische Nutzung und der
solaren, biomimetischen Wasserstofferzeugung sowie
in der Entwicklung von Technologien zur Speicherung
von CO2 aus Kohlekraftwerken. Dabei spielt die Ener-
gieforschung der Helmholtz-Gemeinschaft eine wich-
tige Rolle. Als Teil der Grundlagenforschung Energie
2020+ hat die Förderaktivität „Bioenergie 2021 – For-
schung für die Nutzung aus Biomasse“ des BMBF die
zentralen Empfehlungen des Wissenschaftlichen Bei-
rats Globale Umweltveränderungen (WBGU) aufge-
nommen. 

Innovationsallianzen und Strategische Partnerschaften 
bündeln Kräfte für innovative Energieerzeugung 
und -nutzung

Wie kann der Wirkungsgrad von Solarzellen erhöht wer-
den? Wie können Batterien und Beleuchtung energieeffi-
zient gemacht werden? Wie kann der CO2-Ausstoß in
Kraftwerken reduziert werden? Solchen und anderen Fra-
gen wird in den Strategischen Partnerschaften und Innova-
tionsallianzen nachgegangen. Diese mobilisieren erhebli-
che Investitionen von Unternehmen. Für den Klima- und
Ressourcenschutz wurden die nachfolgenden Innovations-
allianzen und Strategischen Partnerschaften angestoßen.

Nachhaltiges Wirtschaften ist Innovationsmotor

Nachhaltigkeit in der Wirtschaft hat sich zu einem bedeu-
tenden Wettbewerbsfaktor entwickelt. Deutschland hat in
diesem Bereich exzellente Voraussetzungen und Mög-
lichkeiten, Technologien und Dienstleistungen für den
Weltmarkt zu entwickeln und zu vermarkten. Dies bestä-
tigt die Expertenkommission Forschung und Innovation
auch in ihrem zweiten Gutachten. 

Praxisbeispiel

Weniger bringt mehr: Dünnere und 
effektivere Solarzellen

Die Herstellung von Solarzellen und -modulen muss ef-
fizient und wirtschaftlich sein. Nur damit erreicht man
einen großflächigeren Einsatz von Solarenergie. In dem
Projekt „SiThinSolar“ wird an der Entwicklung und Op-
timierung kostengünstigerer siliziumbasierter Solarzel-
len geforscht. Zu den Forschungsschwerpunkten zählt
nicht nur der Einsatz neuer Werkstoffe. Die Projektpart-
ner aus der Region Halle versuchen vor allem, die Mi-
krostrukturen von Silizium besser zu verstehen. Dieses
Wissen ermöglicht die Entwicklung leistungsfähigerer
Solarzellen. Der Verschnitt in der Fertigung soll mini-
miert und die Langzeitzuverlässigkeit erhöht werden. 
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Innovationsallianz/
Strategische Partnerschaft Inhalt

Organische Photovolatik (OPV) Energieerzeugung/Photovoltaik: Ziel ist es, den Wirkungsgrad von Solarzellen aus 
organischen Materialien zu verbessern und ihre Haltbarkeit zu steigern – als kosten-
günstige Alternative zu heutigen Solarzellen.

OLED-Initiative Energieeffizienz/Beleuchtung: Organische Leuchtdioden verwandeln Strom äußerst 
effizient in Licht und können als dünne, biegsame Folien hergestellt werden.

CarbonNanoTubes (CNT) Klima/Chemie: Ziel ist die Übertragung und Nutzbarmachung der überragenden Ei-
genschaften der Kohlenstoff-Nanoröhren (CNT). Insbesondere Anwendungen im 
Bereich der Energietechnologien (z. B. Brennstoffzelle, Energiespeicher, Wind-
kraft, Solarzelle) und Umwelttechnologien (z. B. Wasserentsalzung) werden unter-
sucht.

Forschungsprogramm 
COORETEC

CO2-Reduktion/Effizienzsteigerung: Ziel ist, den Wirkungsgrad von Gas- und Koh-
lekraftwerken weiter zu erhöhen und Technologien zur Abscheidung des Kohlendi-
oxids aus dem Verbrennungsprozess zu entwickeln. Der effiziente Umgang mit fos-
silen Energieressourcen steigert sowohl die Wirtschaftlichkeit der Anlagen als auch 
ihre Umweltverträglichkeit.

CO2-Pilotspeicher CO2-Reduktion/geologische Speicherung: Ziel ist das Demonstrieren der sicheren 
Speicherung von Kohlendioxid im tiefen Untergrund. Entwickelt und erprobt wer-
den entsprechende Technologien für eine sichere und dauerhafte Speicherung des 
CO2 sowie für eine dauerhafte und verlässliche Überwachung der Speicherstand-
orte. 

Lithium-Ionen-Batterie 
(LIB 2015)

Energiespeicherung/Automobil, Erneuerbare Energie: Ziel ist es, eine neue Genera-
tion leistungsstarker Batterien für den Einsatz in Elektro- oder Hybridfahrzeugen 
und für die Energiespeicherung in Verbindung mit regenerativen Energien zu entwi-
ckeln. 

E-Energy Energieversorgung: Ziel ist ein „Internet der Energie“ mit einer umfassenden digita-
len Vernetzung und computerbasierten Optimierung des bundesweiten Energiever-
sorgungssystems.

Erdbeobachtung Geodaten: Ziel ist es, mithilfe der Raumfahrtforschung Erdbeobachtungsdaten mit 
sehr hoher Qualität für die kommerzielle Nutzung zur Verfügung zu stellen, um so 
ein nachhaltiges Geschäftsfeld zu erschließen.
Schon heute ist Deutschland in den Umwelttechnologien
führend. Diese Position soll weiter gefestigt und ausge-
baut werden. In Umsetzung der Hightech-Strategie hat
die Bundesregierung deshalb im November 2008 den
Masterplan Umwelttechnologie verabschiedet. BMU und
BMBF haben gemeinsam die Initiative dieser ineinander-
greifenden Umwelt- und Innovationspolitik angestoßen.
Ziel ist es, Zukunftsmärkte in drei besonders zukunfts-
trächtigen Feldern besser zu erschließen und die Rahmen-
bedingungen für Innovationen weiter zu verbessern. In ei-
nem ersten Schritt konzentriert sich der Masterplan auf
die Bereiche Wasser, Rohstoffe und Klimaschutz (ein-
schließlich Erneuerbare Energien). In einer zweiten Phase
werden weitere Aktivitäten ergänzt und gemeinsam durch
die Ressorts der Bundesregierung weiterentwickelt.
Grundlagen liefern der BMBF-Foresight-Prozess und ins-
besondere die Ergebnisse der Technologievorschau
„Roadmap Umwelttechnologien 2020“ des Forschungs-
zentrums Karlsruhe. Der „State-of-the-art-Report“ der
Roadmap belegt hohe Innovationspotenziale u. a. für

Ressourceneffizienz. In 2009 wird die Roadmap fertig
gestellt und förderpolitische Optionen daraus abgeleitet. 

Ein erster sichtbarer Erfolg des Umwelttechnikmaster-
plans ist die Plattform „German Water Partnership“
(GWP). Die Zusammenführung der verschiedenen Ak-
teure aus Forschung, Unternehmen und Verbänden wurde
von BMBF und BMU gemeinsam initiiert. Sie soll durch
ein konzertiertes Auftreten die Stärkung der deutschen
Wirtschaft im Exportmarkt „Wassertechnologien“ för-
dern.

Ein nachhaltiges Wirtschaften ist vor allem im Gebäude-
bereich künftig von außerordentlicher Bedeutung. Die
Forschungsinitiative „Zukunft Bau“ des BMVBS will die
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Bauwesens im euro-
päischen Binnenmarkt stärken und insbesondere Wis-
senszuwachs in den Bereichen technischer, baukultureller
und organisatorischer Innovationen organisieren. Ziel ist
es, wissenschaftlich-technische Entwicklungen im Nied-
rigenergiehaussektor bis hin zum „Plus-Energie-Haus“ zu
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Praxisbeispiel

German Water Parnership

Dass sich langjähriges Engagement, Verlässlichkeit und
eine solide Partnerschaft im Ausland auszahlt, davon
konnte die „German Water Partnership“ bereits jetzt
profitieren: Ein Auftrag für die Planung einer Klär-
schlammverbrennungsanlage in der Millionenmetropole
Shanghai wurde kürzlich an ein Konsortium unter Be-
teiligung des GWP-Mitgliedsunternehmens CONSUL-
AQUA Hamburg vergeben. Eine Rolle für die Vergabe
spielten neben der Expertise auch das Vertrauen in die
deutschen Partner; beides wurde im BMBF-Projekt „Er-
forschung der Schlammbehandlungs- und -beseiti-
gungstechnologie auf den Klärwerken in Shanghai/
China“ durch die Projektpartner der TU Darmstadt auf-
gebaut, erste Kontakte konnten in China angebahnt und
im Rahmen der deutsch-chinesischen wissenschaftlich-
technologische Zusammenarbeit sukzessiv ausgebaut
werden. Kontakte und Netzwerke der einzelnen Akteure
der GWP gemeinsam zu nutzen, Informationen und Er-
fahrungen auszutauschen ist grundsätzliches Anliegen
und Basis der German Water Partnership. Dadurch wer-
den Ressourcen und Aktivitäten der deutschen Wasser-
wirtschaft gebündelt und die deutsche Expertise auf
dem Wassersektor weltweit bekannt gemacht.

www.germanwaterpartnership.de
verbinden mit einer besseren Rohstoffproduktivität, bei-
spielsweise durch ressourceneffiziente Entsorgung/Recy-
cling, Verbesserung der Dauerhaftigkeit sowie stärkeren
Einsatz von Recyclingmaterial. Dabei werden auch die
Verringerung der Flächeninanspruchnahme und der de-
mografische Wandel berücksichtigt. Die Forschungsini-
tiative „Zukunft Bau“ entwickelt in diesem Sinne auch
das Regelwerk im Bauwesen weiter und führt dadurch
Hochtechnologien in die Baupraxis ein.

Forschen für ein besseres Klima

Mit Forschung, Entwicklung und neuen innovativen An-
sätzen für den Klimaschutz werden die relevanten Ein-
flussfaktoren auf das Weltklima untersucht und angegan-
gen sowie gleichzeitig Strategien zum Schutz vor den
Auswirkungen des Klimawandels entwickelt. 

Die Maßnahme „klimazwei – Forschung für den Klima-
schutz und Schutz vor Klimawirkungen“ des BMBF ent-
wickelt größere Praxisorientierung durch eine enge Ver-
bindung der Grundlagenforschung zum Klimasystem und
zur Atmosphäre mit anwendungsorientierten Aspekten.
Dabei geht es vor allem um die Verminderung der Treib-
hausgasemissionen, die Entwicklung von detaillierten
Klimamodellen sowie um Handlungsstrategien, wie auf
das veränderte Klima und auf Wetterextreme reagiert
werden kann. www.klimazwei.de

Die speziellen Auswirkungen des Klimawandel auf die
Wasserstraßen und die Schifffahrt, durch einen möglichen
Anstieg des Meeresspiegels oder Änderungen der Flussge-
biete, werden im Forschungsprogramm „KLIWAS – Aus-
wirkungen des Klimawandels auf Wasserstraßen und
Schifffahrt in Deutschland und Entwicklung von Anpas-
sungsstrategien“ des BMVBS untersucht. Der Verbund der
Ressortforschungsinstitutionen bearbeitet die wissenschaft-
lichen Grundlagen der Klimafolgenforschung und bearbei-
tet Anpassungsstrategien, um die Leistungsfähigkeit des
umweltfreundlichen Verkehrsträger „Wasserstraße“ auch
in Zukunft sicherzustellen. Die Ergebnisse werden auch
für andere Handlungsfelder an Gewässern von Bedeutung
sein. www.kliwas.de

Mit dem „Climate Service Center“ wurde am 1. Januar
2009 am GKSS-Forschungszentrum Geesthacht eine
neue Informations- und Beratungsplattform für Politiker,
Entscheidungsträger und Investoren eingerichtet. Das
Center schließt die Lücke zwischen der Klimasystemfor-
schung und den Nutzern der Klimadaten, in dem es ver-
lässliche Informationen über den gegenwärtigen Zustand
des Klimas und seine künftige Entwicklung effizient bün-
delt, evaluiert und bedarfsgerecht bereitstellt. Im Dienst-
leistungszentrum CSC wird ein Netzwerk von For-
schungsinstitutionen, Klimaberatungseinrichtungen und
der Wirtschaft geschaffen, das auf eine enge Zusammen-
arbeit von Nutzern und Wissenschaftlern, eine klare Ori-
entierung entlang der Nachfrage und bedarfsgerechte Pro-
dukte setzt. Hierzu zählt zum Beispiel die routinemäßige
Erstellung von globalen und regionalen Klimaszenarien
und -vorhersagen.

Finanzforum Klimawandel: Ein Schwerpunkt der Klima-
politik der Bundesregierung ist die Entwicklung von Fi-
nanzierungsoptionen und Investitionsstrategien, mit de-
nen einerseits Klimaschutztechnologien entstehen und
andererseits Marktpotenziale genutzt werden können.
Auf Initiative des BMBF haben anlässlich des Klimafor-
schungsgipfels in Berlin Banken, Rückversicherer und
Investoren in Deutschland das „Finanz-Forum: Klima-
wandel“ gegründet. Als Dialogpartner der Bundesregie-
rung erarbeitet es gemeinsam mit dem „Sustainable Busi-
ness Institute“ an der European Business School (EBS)
ein Programm, das den forschungspolitischen Dialog
zwischen Politik, Finanzwirtschaft und Realwirtschaft

Praxisbeispiel

Saubere Energie: Mit intelligenten Kraftwerks-
technologien CO2-Emissionen senken

Intelligente Kraftwerkstechnologien leisten einen ent-
scheidenden Beitrag zur Reduktion der CO2-Emissio-
nen, ohne gleichzeitig die fossile Energieerzeugung ein-
zuschränken. 

Das Ziel des Projekts Innovative Kraftwerkstechnolo-
gien ist es, ein klares und zugleich wirtschaftliches Ge-
samtkonzept eines modernen Braunkohlekraftwerks-
blocks zu entwerfen. Zu diesem Zweck wird an der TU
Cottbus zusammen mit Partnern aus der Wirtschaft an
unterschiedlichen Einzelvorhaben geforscht. So werden
nicht nur Technologien zur Senkung der CO2-Emissio-
nen entwickelt, sondern auch neuartige Filter, Methoden
zur Trocknung von Braunkohle sowie Prozesse zur
langfristigen Instandhaltung der Kraftwerke. 
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Praxisbeispiel

Buche und Eiche anstatt Tropenhölzer

Lassen sich Teak und Mahagoni durch einheimische
Hölzer gleichwertig ersetzen? Ja, antworten die Wissen-
schaftler aus dem Förderschwerpunkt „Nachhaltige
Waldwirtschaft“ des BMBF. Das Verfahren, das in Göt-
tingen vom Verbund „Buchenholzmodifizierung“ und
im Projekt „OakChain“ von der Holzindustrie Templin
GmbH genutzt wird, heißt Holzmodifizierung. Die ab-
laufenden Prozesse sind jedoch unterschiedlich: Die ei-
nen verändern die Eigenschaften von Buchenholz auf
zellulärer Ebene durch Imprägnierung und Vernetzung;
die anderen beeinflussen über eine Thermokammer die
Zusammensetzung von Eichenholz. Im Ergebnis weisen
beide Holzarten die Vorteile von Tropenholz auf: Dauer-
haftigkeit, Dimensionsstabilität, Fäulnisresistenz und
Witterungsbeständigkeit. So lassen sich nach der ökolo-
gisch unbedenklichen Modifizierung Skateboards und
Saunastühle, Gartenmöbel und Holzterrassen herstellen
– und es ist nicht allein gelungen, Tropenholz adäquat
durch heimische Laubhölzer zu ersetzen, sondern auch
zusätzlich CO2 für längere Zeiträume in Form von hoch-
wertigen Produkten zum Schutze des Klimas zu binden.
entwickeln und begleiten soll. Ziel ist es, die Finanzwirt-
schaft zu befördern, ihren Beitrag zur Realisierung von
Klimaschutz- und Klimaanpassungsstrategien zu leisten,
insbesondere durch Finanzierung notwendiger techni-
scher Innovationen. Eine konkrete Idee ist das Konzept
für einen „Klimaschutz-Innovationsfonds“, der im Wege
einer Public-Private Partnership Wagniskapitel für die be-
schleunigte Markteinführung von Klimaschutztechnolo-
gien bereitstellen soll. 

Institute for Advanced Sustainability Studies/IASS: Ba-
sierend auf den Empfehlungen des Potsdamer Nobel-
preisträger-Symposiums „Global Sustainability – a Nobel
Cause“ und den in der Hightech-Strategie zum Klima-
schutz festgehaltenen Ergebnissen des Klimaforschungs-
gipfels der Bundesregierung unterstützen das BMBF und
das Land Brandenburg den Aufbau eines interdisziplinär
ausgerichteten Spitzeninstituts in Potsdam zur Forschung
in den Themenbereichen Klima, Erdsystem und Nachhal-
tigkeit. Gründungsdirektor ist Prof. Klaus Töpfer. Bis zu
50 Gastwissenschaftler (Fellows) von der vielverspre-
chenden Nachwuchsforscherin bis zum Nobelpreisträger
werden dort für eine befristete Zeit zu einem frei gewähl-
ten Thema forschen können. Das Institut (IASS als Ar-
beitsname) schlägt Brücken zwischen Wissenschaft und
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft und soll die gesell-
schaftliche Verständigung über Möglichkeiten und not-
wendige Maßnahmen zur Bewältigung weltweiter Verän-
derungsprozesse voranbringen. 

Globale Ernährungssicherung durch 
Forschung und Innovation

Durch das Bevölkerungswachstum, die Änderung der
Nahrungsgewohnheiten und den Klimawandel bei einer
begrenzten landwirtschaftlich nutzbaren Fläche entwi-
ckelt sich die Versorgung mit Nahrungs- und Futtermit-
teln zunehmend zu einer globalen Herausforderung. Da-
her sind massive Produktivitätssteigerungen von der
landwirtschaftlichen Urproduktion über die Lebensmittel-
industrie bis hin zum Handel notwendig. Mit der High-
tech-Strategie wird deshalb mithilfe von Forschung und
Innovation im Innovationsfeld Pflanze ein wesentlicher
Beitrag für eine ausreichende Ernährungssicherung und
eine Abfederung des zunehmenden Konfliktes zwischen
der Biomassenutzung zur Nahrungsmittelherstellung ver-
sus Bioenergieproduktion erarbeitet:

Im Einvernehmen mit den Ländern und dem BMELV hat
das BMBF den Wettbewerb „Kompetenznetze in der Agrar-
und Ernährungsforschung“ zur Bündelung der besten agrar-
wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen Deutschlands
unter Einbindung der Wirtschaft gestartet. Ziel ist es, eine
international wettbewerbsfähige, exzellente Agrarfor-
schungsinfrastruktur aufzubauen und die generierten For-
schungsergebnisse schnell in die Anwendung zu bringen.
Die Kompetenznetze sollen auf die gesamte landwirt-
schaftliche Wertschöpfungskette von der Urproduktion
natürlicher Ressourcen bis hin zur Bereitstellung qualita-
tiv hochwertiger Rohstoffe wie Biomasse, Futtermittel
oder Lebensmittel für den Verbraucher ausgerichtet sein.

In der Pflanzenbiotechnologie werden mithilfe der Ge-
nomforschung, der Systembiologie und der biologischen
Sicherheitsforschung alle zur Verfügung stehenden tech-
nischen Optionen zur Pflanzenproduktion und -nutzung
untersucht und entwickelt. Dabei wird auch der öffentli-
che Dialog über die Chancen geführt, die die moderne
Biotechnologie eröffnet. Dazu zählt beispielsweise die
Ertragssteigerung und die Erzeugung neuer Inhaltsstoffe
bei der Pflanzenzüchtung oder die notwendige Anpas-
sung von Nutzpflanzen an den Klimawandel.

Mit dem Programm zur Innovationsförderung unterstützt
das BMELV neue Technologien und Verfahren im Be-
reich der Agrar- und Ernährungswirtschaft auch zur Ver-

Praxisbeispiel

Kommunikation auf dem Acker

In einem Projekt entwickeln die Technische Universität
Berlin, die Universität Karlsruhe, die Firmen SimPlan,
Logic Way GmbH und John Deere gemeinsam ein
neues Kommunikationssystem, das mehr Produktivität
in der Landwirtschaft bringen soll. Durch einen drahtlo-
sen Austausch sollen Daten, die auf dem Feld während
des Transports und in den weiterverarbeitenden Anlagen
gewonnen werden, an einen zentralen Leitstand übertra-
gen werden. Durch dieses vom BMELV geförderte Pro-
jekt soll es zum Beispiel möglich werden, Daten über
Erntemengen und Getreidequalitäten mit anderen Mäh-
dreschern auf dem Feld auszutauschen und zum Einstel-
len der Maschinen zu verwenden. Erntemaschinen, die
ein solches System nutzen, könnten per Ferndiagnose
auf Fehler überprüft, ferngewartet und in Zukunft viel-
leicht sogar ferngesteuert werden.
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besserung des Verbraucherschutzes. Drahtlose Kommuni-
kationssysteme für Landmaschinen, Unkrauterkennung
zur gezielten Steuerung des Einsatzes von Pflanzen-
schutz- und Düngemitteln, Züchtungsforschung für resis-
tente Kulturpflanzen und leistungsfähige und gesunde
Nutztiere sind nur einige Beispiele für eine Verbesserung
der Nachhaltigkeit und die ressourcenschonende Steige-
rung der Produktivität. Auch die Sicherheit und Qualität
von Lebensmitteln wird durch die Förderung innovativer
Verfahren der Ernährungswirtschaft unterstützt.

Sicherheit

Herausforderungen und Ziele

Terrorismus und extremistische Angriffe, die Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen, regionale Konflikte, der
Zusammenbruch von Staaten, die organisierte Kriminali-
tät sowie Natur- und Umweltkatastrophen stellen auch für
Deutschland ein großes Gefährdungspotenzial dar. Ge-
fahren und Bedrohungen können dabei sehr vielfältig und
unterschiedlich in ihrer Wirkung sein, den Einzelnen oder
die gesamte Gesellschaft betreffen. Auch ohne Terror
können aus kleinen Ursachen große negative Wirkungen
erwachsen. Bekannte Beispiele sind der Sturm Kyrill, der
den Verkehr in Deutschland lahmlegte oder der europa-
weite Stromausfall nachdem ein Kabel an der Ems ge-
trennt wurde.

Deutschlands hocheffiziente, automatisierte und vernetzte
Infrastrukturen reagieren sehr sensibel auf Eingriffe. Hier
ist es wichtig, für mehr Sicherheit zu sorgen. Es muss
zum Beispiel sichergestellt werden, dass im Hamburger
Hafen keine Container mit Gefahrstoffen, Bomben oder
Plagiaten eingeschleust werden oder in Lebensmitteln
und in der Wasserversorgung keine gesundheitsgefähr-
denden radiologischen, biologischen oder chemischen
Agenzien auftreten. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die vielgestaltigen He-
rausforderungen für die Sicherheit in der modernen ver-
netzten Gesellschaft aufzunehmen und die offene Zivilge-
sellschaft in ihren lebenswichtigen Bereichen zu
schützen. Dies betrifft vor allem die Bereiche Infrastruk-
tur, Energie, Versorgung, Informationstechnik, Telekom-
munikation, Verkehr, Gesundheitsversorgung oder das
Finanzsystem. Dabei werden technologische und gesell-
schaftliche Fragestellungen verknüpft und rechtliche,
ethische und sozialwissenschaftliche Fragen eingebun-
den.

Mit der zivilen Sicherheitsforschung will die Bundesre-
gierung dazu beitragen, Lösungen zu entwickeln, etwa
um Umweltkatastrophen oder Großunfällen vorzubeugen
oder die Auswirkungen zu minimieren. Auch muss ein si-
cheres Reisen in Flugzeug oder Bahn ohne Angst möglich
sein. Neue Sicherheitsansätze, neue Konzepte und neue
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Terrorismus und organisierte Kriminalität sowie Natur- und Umweltkatastrophen nehmen weltweit zu. Deshalb muss
unsere moderne Gesellschaft mit ihren weitverzweigten Versorgungsnetzen für Strom, Gas und Kommunikation und
mit ihrer globalen Mobilität auf die gestiegenen Sicherheitsanforderungen mit Forschung sowie mit innovativen
Technologien und Verfahren reagieren. Ziel der Bundesregierung ist ein ethisch vertretbarer Schutz vor allem der
Versorgungs- und Infrastrukturnetze durch eine verstärkte Sicherheitsforschung.

Daneben hat allein in Deutschland der Markt für sicherheitstechnische Produkte und Dienstleistungen ein Umsatzvo-
lumen von über zehn Milliarden Euro bei Wachstumsraten von bis zu acht Prozent jährlich. 

Bilanz und Perspektiven

Neue Sicherheitsrisiken verlangen nach innovativen Lösungen für Gefahrenfälle und Krisensituationen. Mit der
Hightech-Strategie wurde erstmals die zivile Sicherheitsforschung als ein zentrales Forschungsfeld etabliert, mit fol-
genden Schwerpunkten: 

– Das Forschungsprogramm für die zivile Sicherheit erarbeitet in enger Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure
(Bundes- und Landesbehörden, Wissenschaft, Wirtschaft, EU und internationale Einrichtungen) innovative Lö-
sungen zum Schutz vor Bedrohungen und für den Gefahrenfall. Ein Schwerpunkt liegt in der szenarienorientierten
Sicherheitsforschung (z. B. Rettung großer Menschenmengen, Schutz von Versorgungsinfrastrukturen).

– Mit der Konferenz zur gesellschaftlichen Dimension der Sicherheitsforschung im November 2008 in Berlin wurde
die interdisziplinäre Zusammenarbeit ausgebaut: durch intensiven Austausch mit den Geistes-, Kultur- und Sozial-
wissenschaften zu den gesellschaftlichen Fragen einer demokratisch verantwortbaren Sicherheitsforschung.

– Auf Basis des neuen Programms ist die EU-Zusammenarbeit in der zivilen Sicherheitsforschung gestartet. Die
enge Verzahnung mit dem europäischen Sicherheitsforschungsprogramm und den entsprechenden Politikberei-
chen untermauert die starke Rolle Deutschlands beim Aufbau einer europäischen Sicherheitsarchitektur.

– Internationale Regierungsabkommen stärken das politische Gewicht Deutschlands in der Sicherheitszusammenar-
beit (z. B. Abkommen mit USA zur transatlantischen Forschungskooperation
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Technologien müssen gefunden werden, damit Deutsch-
land auch künftig zu den sichersten Ländern der Welt
zählt.

Bilanz und Perspektiven

Die neuen, veränderten Sicherheitsrisiken erfordern neue
Lösungsansätze. Die Bundesregierung hat deshalb mit
der Hightech-Strategie das Thema der zivilen Sicherheit
als eines der zentralen Bedarfsfelder erkannt und aufge-
baut. Forschung und Entwicklung liefern die Grundlagen
für neue bedarfsgerechte Sicherheitslösungen.

Neuer programmatischer Ansatz

Zur Verbesserung des Schutzes der Bürgerinnen und Bür-
ger wurde das Programm „Forschung für die zivile Sicher-
heit“ von der Bundesregierung gestartet. Das Sicherheits-
forschungsprogramm verknüpft erstmalig Geistes- und
Sozialwissenschaften mit den Natur- und Technikdiszipli-
nen, um so gemeinsam innovative Sicherheitslösungen zu
erarbeiten. (www.sicherheitsforschungsprogramm.de)

Um von Beginn an die Forschung an den Bedarf zu kop-
peln und die Umsetzung in die Praxis zu gewährleisten,
werden Behörden mit Sicherheitsverantwortung in die
Projekte eingebunden (zum Beispiel Bundeskriminalamt,
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik,
Technisches Hilfswerk, Bundespolizei, Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, Bundesan-
stalt für Straßenwesen). Hier wirkt der ressortübergrei-
fende Ansatz der Hightech-Strategie in besonderer Weise.
Das Sicherheitsforschungsprogramm vereint alle zustän-
digen Politikbereiche in den jeweiligen Ressorts unter
Führung des BMBF und ermöglicht so eine fachdiszipli-
nenübergreifende Zusammenarbeit. 

Im Mittelpunkt des Sicherheitsforschungsprogramms steht
die Forschung an komplexen Sicherheitsszenarien. Bei-

spielhafte Fragestellungen dieser „Szenarienorientierten
Sicherheitsforschung“ sind: Wie können Großveranstal-
tungen optimal geschützt werden? Wie kann die Sicher-
heit in offenen Verkehrssystemen (Bahn, ÖPNV) ausge-
baut werden? Wie können Kaskadeneffekte (Ausfall der
Stromversorgung führt zum Ausfall der Telekommunika-
tion etc.) vermieden werden? Dabei geht es über die Erar-
beitung technischer Sicherheitslösungen weit hinaus.
Zentral ist eine anwendungsnahe Ausrichtung, die die ge-
samte Innovationskette von der Forschung über die In-
dustrie bis hin zu den Endnutzern einbezieht. Endnutzer
im Sinne des Sicherheitsforschungsprogramms sind In-
frastrukturbetreiber, Behörden (mit ihren zugehörigen
Einrichtungen) und Sicherheits- und Rettungskräfte (Poli-
zei, Feuerwehr, Technisches Hilfswerk und andere
Hilfsorganisationen). 

Darüber hinaus wird die Forschung für die „Gesellschaft-
liche Dimension“ der zivilen Sicherheit in Projekten zu
Entwicklungen der gesellschaftlichen Sicherheitskultur
und institutionellen Sicherheitsarchitektur gefördert. Dort
werden disziplinübergreifende Fragestellungen nach den
gesellschaftlichen Voraussetzungen, Einbettungen und
möglichen Konsequenzen innovativer Sicherheitslösun-
gen bearbeitet. In den Projekten wird fächerübergreifend
nach Lösungen gesucht, die ethisch verantwortbar und
transparent gegenüber der Öffentlichkeit sind. Damit ist
Deutschland international führend. 

Gezielte Initiativen

Das Sicherheitsforschungsprogramm verzeichnet bereits
erste Erfolge. Eine hohe Resonanz führte dazu, dass bis
März 2009 in 42 Verbundprojekte zusätzlich zur Förde-
rung etwa 41 Millionen Euro aus der Wirtschaft mobili-
siert wurden.

Erste Schwerpunkte der Forschung liegen in der Entwick-
lung von Detektoren in Form tragbarer Analysekoffer
oder Minilabore, mit deren Hilfe Sprengstoffe, Gifte und
Krankheitserreger wie zum Beispiel Anthrax (Milzbrand)
rasch und vor Ort gefunden werden. Mithilfe von soge-
nannten Terahertz-Geräten können zum Beispiel Spreng-
stoffe und Waffen aufgespürt werden. Gleichzeitig orien-
tieren sich die Forscherinnen und Forscher bei ihrer
Arbeit an Szenarien, wie der geordneten, panikfreien Ret-
tung vieler Menschen aus Stadien oder einem Störfall in
der U-Bahn. Mithilfe von Computersimulationen, Verhal-
tensanalysen und Feldtests werden Lösungen beispiels-
weise für automatische Frühwarn- und Evakuierungssys-
teme entwickelt. 

In Vorbereitung befindet sich derzeit das Thema „Siche-
rung der Warenketten“. Doch darf umfassender Schutz
des freien Warenaustausches im Gegenzug nicht zu zu-
sätzlichen Belastungen, Verteuerung oder Verlangsamung
führen. Mithilfe von Forschung und Innovationen werden
Brücken zwischen Wirtschaftlichkeit und der Sicherheit
geschlagen. Hier nützt deutsches Know-how dem Waren-
verkehr. So sind beispielsweise die vom US-Kongress er-
lassenen Vorschriften zum Durchleuchten aller in die
USA abgehenden Container ab 2012 in den Entsendehä-
fen zwischen der EU und den USA, aber auch innerhalb

Zivile Sicherheitsforschung: Doppelter Nutzen

Neben dem Schutz vor Gefahren und der Schaffung
sicherer Bedingungen bieten sicherheitstechnische Pro-
dukte und Dienstleistungen große Chancen für die Wirt-
schaft. In 2005 hatten Sicherheitsprodukte und -lösungen
allein in Deutschland ein Umsatzvolumen von 10 Milli-
arden Euro, von denen 3,6 Milliarden Euro allein auf die
IT-Sicherheit entfielen – bei hohen Wachstumsraten.
Laut OECD sind auf dem weltweiten Markt Steige-
rungsraten von bis zu acht Prozent Steigerung pro Jahr
möglich. Damit bieten Sicherheitstechnologien interna-
tionale Wettbewerbsvorteile – ein echter Leitmarkt.

Diese Chance auf Zukunftsmärkte will die Bundesregie-
rung mit dem Sicherheitsforschungsprogramm im Rah-
men der Hightech-Strategie erschließen. Die Nachfrage
nach sicherheitsrelevanten Produkten und Dienstleistun-
gen schafft Werte und Arbeitsplätze und stärkt die Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Der Staat
kann zusätzlich als Nachfrager im Bereich Sicherheits-
lösungen neue Marktmöglichkeiten schaffen und die
Einführung neuer Technologien erleichtern.
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Praxisbeispiel

Evakuierung in der U-Bahn – Innovationen
für Feuerwehr und Rettungsdienste

Ein Notfall in der U-Bahn. Was ist passiert? Können
Feuerwehr und Rettungsdienste ungehindert zum Ein-
satzort oder befinden sich giftige Gase im Tunnel und in
den Nachbarbahnhöfen? Eine der größten Herausforde-
rungen bei Rettungsoperationen in der U-Bahn ist der
eingeschränkte Zugang zum Einsatzort. Heute sind zum
Zeitpunkt des Einsatzes kaum Aussagen darüber mög-
lich, ob etwa gesundheitsgefährdende Substanzen bei
einem Unfall oder Anschlag freigesetzt wurden. 

In dem Projekt „OrGaMIR“ werden unter der Leitung
der Universität Paderborn gemeinsam mit Partnern aus
Wissenschaft und Wirtschaft, U-Bahn-Betreibern und
Feuerwehr neue Methoden analysiert, mit denen solche
wichtigen Informationen künftig früher herausgefunden
werden können. So werden schnellere und sicherere
Evakuierungen ermöglicht. Dabei sollen mögliche Kon-
taminationen des Nahverkehrssystems durch giftige
Substanzen echtzeitnah gemessen und deren Ausbrei-
tung berechnet werden. Aus den Ergebnissen lassen sich
lebensrettende Anweisungen und Hinweise für Fahr-
gäste, Rettungskräfte und Betreiberorganisationen ablei-
ten. 

Expertengremium berät die Bundesregierung 
in der zivilen Sicherheitsforschung

Die Bundesregierung greift bei der Umsetzung des Si-
cherheitsforschungsprogramms auf ein größtmögliches
Maß an Expertise zu. Aus diesem Grund wurde ein un-
abhängiges Expertengremium ins Leben gerufen. Dem
Wissenschaftlichen Programmausschuss zur Sicher-
heitsforschung gehören Persönlichkeiten aus den Berei-
chen Forschung, Wissenschaft, Behörden und Unterneh-
men an. Eine interdisziplinäre Expertise von der
Sensorik bis zur Ethik gewährleistet eine ausgewogene
inhaltliche Ausrichtung und Zielorientierung der Sicher-
heitsforschung. Ein weiteres Ziel ist die Verzahnung der
deutschen mit den europäischen Aktivitäten.
der USA umstritten, weil noch keine geeigneten Techno-
logien hierfür verfügbar sind. Das beeinträchtigt den Wa-
renverkehr. Das Sicherheitsforschungsprogramm nimmt
dies mit der Förderung „Sicherung der Warenketten“ auf,
die zugleich im „Masterplan für Güterverkehr und Logis-
tik“ (siehe Kapitel „Mobilität“) verankert ist.

Wichtig für die erfolgreiche Umsetzung von Forschungs-
ergebnissen in praxistaugliche und vermarktbare Pro-
dukte und Verfahren sind funktionierende Netzwerke
zwischen Endnutzern, Industrie und Wissenschaft. Als
neues Instrument des zivilen Sicherheitsforschungspro-
gramms werden aus diesem Grund Innovationsplattfor-
men eingerichtet. Sie bieten allen interessierten Akteuren
aus dem Umfeld der Sicherheitsforschung ein Forum für
den Dialog und wirken netzwerkbildend zwischen For-
schung, Industrie und Behörden. Beispielsweise sollen
folgende Themen diskutiert werden: die Rahmenbedin-
gungen der künftigen Umsetzung, die Anforderungen des
künftigen Marktes und die künftige gesellschaftliche Ein-
bettung neuer Lösungen. Die erste Innovationsplattform
„Schutz von Verkehrsinfrastrukturen“ ist im September
2008 gestartet. Weitere Innovationsplattformen sind in
Vorbereitung. 

Sicherheit ist zudem eine internationale Angelegenheit.
Deshalb gehört es zu den Schwerpunkten des Sicherheits-
forschungsprogramms, internationale Forschungsallian-
zen zu schmieden und die europäische Sicherheitsarchi-
tektur mit zu gestalten. Möglichkeiten hierzu wurden
erstmals im 7. EU-Forschungsrahmenprogramm geschaf-
fen. Für die Forschungsförderung im Themenbereich „Si-
cherheit“ werden im Zeitraum von 2007 bis 2013 europa-
weit 1,4 Milliarden Euro bereitgestellt. Um den Zugang
zu europäischen Verbundvorhaben zu erleichtern, wurde
im Januar 2007 die Nationale Kontaktstelle (NKS) Si-
cherheitsforschung eingerichtet, die über die Möglichkei-
ten der EU-Forschungsförderung berät.

Die Bundesregierung hat am 16. März das erste Regie-
rungsabkommen mit der neuen US-Regierung zur transat-
lantischen Kooperation in der Sicherheitsforschung unter-
zeichnet. Damit wird eine enge wissenschaftliche und
technologische Zusammenarbeit vereinbart, die den ge-
meinsamen transatlantischen Sicherheitsinteressen dient.
Dabei geht es beispielsweise um die Sicherheit im Flug-
verkehr, die IT-Sicherheit oder um die Entwicklung mo-
derner Technologien zur Durchleuchtung von Schiffscon-
tainern. 

Praxisbeispiel

Tsunami-Warnsystem − Meilenstein in der
internationalen Katastrophenvorsorge

Die Menschen in Indonesien können sich künftig besser
vor Naturkatastrophen schützen: Im November 2008 hat
das unter Federführung des Potsdamer Helmholtz-Zen-
trums Deutsches GeoForschungsZentrum (GFZ) mit
maßgeblicher Beteiligung des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelte Tsunami-Früh-
warnsystem seinen Betrieb aufgenommen. Die Bundes-
regierung hat für das Projekt Mittel in Höhe von 51 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt. Die endgültige
Übergabe des Systems an Indonesien ist für 2010 ge-
plant.

Das System besteht aus zahlreichen Komponenten wie
Seismometern, GPS-Stationen, Wasserpegelmeldern,
Meeresbodensensoren und Messbojen. Bei einem Erd-
beben werden die Daten der Geräte über Satellit in die
Leitzentrale geschickt, wo Computer innerhalb von Mi-
nuten das Gefahrenpotenzial errechnen. Auf dieser
Grundlage können Behörden die Bevölkerung schnell
und zuverlässig warnen. Zukünftig könnten Teile der
Technologie auch in gefährdeten Gebieten des Mittel-
meers und des Nordatlantiks eingesetzt werden.
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Mobilität 

Herausforderungen und Ziele

Der zunehmende Verkehr sowohl im individuellen als
auch im Waren- und Güterbereich stellt große Herausfor-
derungen an Verkehrsinfrastrukturen, Logistik und Tech-
nologie. Verschiedene Studien prognostizieren eine Zu-
nahme der Güterverkehrsleistung von 2004 bis 2025 um
rund 70 Prozent. Die nutzbaren Flächen für Straßen, Ei-
senbahnstrecken und Warenumschlagsplätze sind jedoch
begrenzt. Daneben verursachen Staus erhebliche volks-
wirtschaftliche Schäden, die durch intelligente Verkehrs-
lenkungskonzepte reduziert werden können. Auch können
verbesserte Technologien in Fahrzeugen Unfälle im Stra-
ßenverkehr – neun von zehn entstehen aufgrund mensch-
lichen Fehlverhaltens – mildern oder sogar vermeiden.

Der demografische Wandel wird die Verkehrs- und Infra-
struktursysteme beeinflussen. Während in einigen Regio-
nen ein Rückgang des Verkehrsaufkommens zu erwarten
ist, wird in Ballungsräumen der Güterverkehr massiv zu-
nehmen und sich individuelle Mobilität stark verändern.

Gleichzeitig steigen mit dem zunehmenden Verkehr die
umwelt- und klimapolitischen Herausforderungen: Der
Verkehr in Europa ist schon heute für rund 20 Prozent der
CO2-Emissionen verantwortlich, verbraucht rund 70 Pro-
zent des Mineralöls und verursacht nicht zuletzt gesund-
heitsschädlichen Lärm.

Die Klimaschutzziele der Bundesregierung setzen daher
insbesondere auch beim Verkehr an: weniger Treibhaus-
gasemissionen, höhere Energieeffizienz und ein größerer
Anteil an erneuerbaren Energien. Technologische Lösun-
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele
Der Verkehr wächst stetig, die nutzbaren Verkehrsflächen sind jedoch begrenzt. Deshalb sind technologische Lösun-
gen dringend erforderlich – auch um Umweltbelastungen durch den Verkehr zu verringern und die Sicherheit für alle
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer zu erhöhen. Ziel der Bundesregierung ist es, mit innovativen Ansätzen um-
welt- und ressourcenschonende und energieeffiziente Mobilität für eine moderne Gesellschaft sicherzustellen und
gleichzeitig Deutschland als modernste Logistikdrehscheibe Europas zu positionieren.
Zugleich bestehen erhebliche Potenziale für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. In den Bereichen Fahrzeug-,
Verkehrs- und Transporttechnologien nimmt Deutschland eine internationale Spitzenstellung ein. Vor allem die Auto-
mobilindustrie zählt trotz der internationalen Finanzkrise zu den umsatzstärksten Branchen. Etwa jeder fünfte in
Deutschland umgesetzte Euro in der Industrie geht auf die Automobilindustrie zurück. Weiterhin sind mit insgesamt
rd. 170 000 Beschäftigten die Luft- und Raumfahrt sowie die maritimen Technologien große Wertschöpfungsbereiche
in Deutschland mit erheblicher Dynamik.

Bilanz und Perspektiven
Die Hightech-Strategie setzt einen Schwerpunkt auf ressourcenschonende Technologien und innovative umwelt-
freundliche Verkehrskonzepte. Zugleich ist der „Masterplan Güterverkehr und Logistik“ strategisches verkehrspoliti-
sches Handlungskonzept und zentrale Weichenstellung für eine leistungsfähige Infrastruktur und Ausrichtung des
Güterverkehrs. 

Mobilität −sicher, energieeffizient und klimaschonend
– Kfz-Steuer wird auf den CO2-Ausstoß ausgerichtet
– Der Nationale Entwicklungsplan Elektromobilität setzt auf die Entwicklung moderner Elektroantriebe und Ener-

giespeicher (Brennstoffzellen-, Hybrid- und Elektrofahrzeuge)
– Das Verkehrsforschungsprogramm „Mobilität und Verkehrstechnologien“ setzt auf intelligente Logistik und Infra-

strukturen sowie auf eine moderne, sichere und umweltfreundliche Mobilität.
– Strategische Partnerschaften u. a. zur Automobilelektronik, zur Wasserstoff- und Brennzellentechnologie sowie

zur innovativen Fahrzeugkommunikation bündeln Kräfte für eine innovative Mobilität.

Maritime Hightech
– Das Programm Schifffahrt und Meerestechnik für das 21. Jahrhundert schafft Voraussetzungen für die moderne

See-, Binnen- und Küstenschifffahrt, für umweltschonende Offshore-Techniken zur Gewinnung von Erdöl und
Erdgas sowie für maritime Umwelttechniken und zur wirtschaftlichen Nutzung polarer Gewässer.

Sicher und sauber fliegen
– Das Luftfahrtforschungsprogramm entwickelt die technologischen Voraussetzungen für Umwelt- und Flugsicher-

heitsfragen aufgrund des zunehmenden Anstiegs des Flugverkehrs.
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gen, innovative Ansätze und Anpassungen sind notwen-
dig, um dem künftig weiter steigenden Verkehr und dem
Bedürfnis nach sicherer, schnellerer und umweltverträgli-
cherer Mobilität von Menschen und Gütern gerecht zu
werden. Und zugleich hat sich die Bundesregierung zum
Ziel gesetzt, Deutschland zur modernsten Logistikdreh-
scheibe Europas zu entwickeln. 

Bilanz und Perspektiven

Die Bundesregierung setzt mit der Hightech-Strategie auf
innovative Konzepte und Technologien, um den zuneh-
menden Personen- und Güterverkehr nachhaltig und si-
cher zu gestalten und gleichzeitig seiner herausragenden
Rolle für den Wirtschaftsstandort Deutschland gerecht zu
werden.

Fahrzeug und Verkehr – ein Markt mit 
großer Bedeutung und Zukunft

Logistik, Automobilindustrie und Handel bilden die drei
umsatzstärksten deutschen Branchen. Die gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung des Mobilitäts- und Verkehrssek-
tors lässt sich mit folgenden Eckwerten charakterisie-
ren: 
– Etwa jeder siebte Arbeitsplatz in Deutschland hängt

direkt oder indirekt von der Automobilindustrie ab.
Die Branche setzte 2007 fast 300 Milliarden Euro
um und beschäftigte rd. 750 000 Menschen. 

– Deutsche Logistikunternehmen erwirtschafteten vor
der Finanz- und Wirtschaftskrise 180 Milliarden
Euro im Jahr. Die Logistikbranche liegt in der Aus-
bildungsbilanz der deutschen Wirtschaft an der
Spitze und verfügt noch über ein zusätzliches Be-
schäftigungspotenzial von etwa 20 Prozent. Etwa
2,6 Millionen Menschen sind – über alle Branchen
gerechnet – in logistischen Tätigkeitsfeldern be-
schäftigt.

– Der Tourismus verzeichnet 3,4 Milliarden Tagesaus-
flüge und Tagesgeschäftsreisen pro Jahr. Diese gene-
rieren jährlich Bruttoumsätze in Höhe von 156 Milli-
arden Euro.

– Die Bahnindustrie erlöst 53 Prozent ihres Umsatzes
von 9,1 Milliarden Euro im Export.

– Schienenverkehr und öffentlicher Personennahver-
kehr befördern pro Jahr 9,3 Milliarden Fahrgäste.

– Der deutsche Schiffbau erzielte 2007 einen Umsatz
von 5,5 Milliarden Euro.

– Die Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie ist der
weltweit größte Exporteur. Mit 76 000 Mitarbeitern
und einem Umsatz von zwölf Milliarden Euro nimmt
sie nach Japan Platz zwei in der Weltrangliste ein.

– Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie wendet
durchschnittlich 20 Prozent des Umsatzes für For-
schungs- und Entwicklungsleistungen auf und zählt
damit zu den forschungsintensivsten und innovativs-
ten Branchen.
Mobilität – sicher, energieeffizient und klimaschonend

Die Klimaschutzziele der Bundesregierung setzen auch
im Bereich Mobilität an. Mit der Hightech-Strategie und
dem umfassenden Maßnahmenpaket der Bundesregie-
rung im Integrierten Energie- und Klimaprogramm hat
Deutschland die Weichen gestellt, damit die Treibhaus-
gasemissionen bis 2020 um 40 Prozent gesenkt werden
können. Die Belastungen für den Menschen aus dem In-
dividualverkehr sollen stark reduziert werden. Das gilt
besonders für den hohen Ressourcen- und Flächenver-
brauch, für Lärm und krebserregende Emissionen. Im
Rahmen des Energie- und Klimaprogramms wurde des-
halb die Kfz-Steuer mit Wirkung vom 1. Juli 2009 für
neue PKW auf einen CO2-Bezug umgestellt. Auf diese
Weise setzt die Bundesregierung Anreize, verbrauchs-
arme und damit sparsamere Pkw zu kaufen. 

Daneben geben die Konjunkturpakte wichtige Impulse
für den Absatz moderner, umweltschonender Autos:
Fahrzeughalter werden von der Kfz-Steuer befreit, wenn
sie bis zum 30. Juni 2009 einen Neuwagen kaufen. Zu-
sätzlich erhalten bis Ende 2010 all jene eine Kfz-Steuer-
befreiung, die ein Fahrzeug mit Euro-5- oder Euro-6-
Norm erwerben. 

Soll die Mobilität langfristig gesichert werden, müssen
Alternativen zum konventionellen Verbrennungsmotor
für fossile Energieträger (Benzin, Diesel, Gas) gefunden
werden. Dem elektrischen Antrieb, also Hybrid-, Elektro-
und Brennstoffzellenfahrzeugen gehört die Zukunft. Sie
verringern die Abhängigkeit von Ölimporten und tragen
wesentlich zur Reduzierung von CO2- und anderen
Schadstoffemissionen bei. Die Bundesregierung will
Deutschland deshalb zum Leitmarkt für die Elektromobi-
lität machen. Forschung und Entwicklung kommen hier
eine zentrale Rolle zu. Allein im Konjunkturpaket II stellt
die Bundesregierung 500 Millionen Euro für die anwen-
dungsorientierte Forschung im Bereich der Mobilität zur

Praxisbeispiel

Elektroauto

Die Bundesregierung investiert massiv in die Entwick-
lung der Elektromobilität im Fahrzeugbereich. Zusätz-
lich zu bereits laufenden Aktivitäten verstärkt die Bun-
desregierung nunmehr ihre Anstrengungen beim Thema
Elektromobilität. Die Förderung von Forschung und
Entwicklung in der Elektromobilität konzentriert sich
auf Kompetenzaufbau, Zell- und Batterieentwicklung
für mobile Anwendungen, Energie- und Antriebsma-
nagement, Netzintegration und Stromnetze. Die Ent-
wicklungen zielen auf eine weitgehende Standardisie-
rung und Modularisierung des Gesamtsystems. Der
Etablierung von regionalen und sektoralen Feldversu-
chen kommt in diesem Kontext eine wichtige Rolle zu.
Im Verbund mit der Industrie sollen hierdurch besonders
effiziente und wirtschaftlich tragfähige Lösungen vor-
bereitet werden. Ziel der Bundesregierung ist es, dass
bis 2020 eine Million Elektroautos auf Deutschlands
Straßen unterwegs sind. 
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Verfügung. Gefördert werden u. a. der Kompetenzausbau
in der Elektrochemie, die Entwicklung von Technologien
für die industrielle Fertigung von Lithium-Ionen-Batte-
rien ebenso wie neue Antriebskonzepte und die Etablie-
rung von Modellregionen. Dies stärkt die internationale
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und zugleich den
Klimaschutz. Das Konjunkturpaket II ergänzt bereits lau-
fende Aktivitäten der Bundesregierung im Forschungsbe-
reich wie das Nationale Innovationsprogramm Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie (NIP), die
Innovationsallianzen „LIB 2015“ und „Automobilelek-
tronik“. 

Die jetzt mit dem Konjunkturpaket II möglichen zusätzli-
chen Maßnahmen im Bereich Elektromobilität sollen in
einen ressort- und branchenübergreifenden Handlungsrah-
men einfließen, den Nationalen Entwicklungsplan Elek-
tromobilität. Auf dessen Basis werden Wissenschaft, In-
dustrie und Politik eine gemeinsame Vorgehensweise von
der Grundlagenforschung bis hin zur Markteinführung
entwickeln. Dabei soll die gesamte Wertschöpfungskette
– von den Materialien, Komponenten, Zellen, Batterien
bis hin zum Gesamtsystem und seiner Anwendung – be-
rücksichtigt werden. Wichtige Eckpunkte dazu wurden auf
der nationalen Strategiekonferenz zur Elektromobilität im
November 2008 in Berlin mit Wirtschaft und Wissenschaft
diskutiert.

Moderne Verkehrs- und Transportsysteme müssen zudem
an die steigenden Bedürfnisse der Menschen und Märkte
angepasst werden. Dafür bedarf es Innovationen, die Ver-
kehr und Mobilität schnell und nachhaltig verbessern.
Das Verkehrsforschungsprogramm „Mobilität und Ver-
kehrstechnologien“ unter Federführung des BMWi
nimmt diese Ziele in drei Schwerpunkten auf: intelligente
Logistik und Infrastruktur sowie Mobilität für Menschen
im 21. Jahrhundert. Dabei sollen neben einem innovati-
ven Verkehrsmanagement der öffentliche Personennah-
verkehr sowie der Personen- und Güterverkehr auf der
Schiene attraktiver und effizienter gestaltet werden. Da
Mobilität über die Grenzen hinaus stattfindet, werden zu-

dem internationale Kooperationen unterstützt, die dabei
helfen, Probleme im Bereich Straße und Schiene zu lösen. 

Um die Herausforderungen im Güterverkehr bewältigen
zu können, hat die Bundesregierung in 2008 mit dem
„Masterplan Güterverkehr und Logistik“ ein strategisches
Konzept mit konkreten Maßnahmen für die zukünftige
Ausrichtung des Güterverkehrs aufgelegt. Der Master-
plan stellt die Weichen für den Verkehr von morgen. Er ist
strategische Handlungsanleitung für die Verkehrspolitik
und zeigt auf, wie eine leistungsfähige Infrastruktur gesi-
chert und der Verkehr zugleich energiesparender, effizien-
ter, sauberer und leiser werden soll. Der Masterplan ist
das Ergebnis eines zweijährigen Diskussionsprozesses
unter Leitung des BMVBS. Über 700 Experten aus Un-
ternehmen, Gewerkschaften, Politik, Wirtschafts- und
Umweltverbänden sowie der Wissenschaft waren daran
beteiligt. 

Innovationsallianzen und Strategische 
Partnerschaften

Im Bereich Mobilität wurden folgende Innovationsallian-
zen und Strategische Partnerschaften angestoßen, die die
Kräfte aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft bündeln:

Praxisbeispiel

Intelligente Ampeln

Ein Forscherteam aus Industrie und Universitätsinstitu-
ten hat eine intelligente Ampel entwickelt, die auf die
aktuelle Verkehrslage reagiert. Damit wird Zeit gespart
und das Klima geschont. Das Projekt ist Teil der vom
BMWi geförderten Forschungsinitiative AKTIV (Adap-
tive und kooperative Technologien für den intelligenten
Verkehr): 29 Partner aus der Automobil- und Zulieferin-
dustrie arbeiten gemeinsam an Lösungen, um den Ver-
kehr bestmöglich zu leiten und netzoptimal zu managen
sowie die Fahrer in unfallträchtigen Situationen indivi-
duell zu unterstützen.
Innovationsallianz/
Strategische Partnerschaft Inhalt

Automobilelektronik
(IAE)

CO2-Reduktion, Sicherheit/Automobil: Durch innovative Automobilelektronik soll 
eine höhere Umweltfreundlichkeit und höhere Sicherheit für alle Verkehrsteilneh-
mer geschaffen werden.

Wasserstoff- und Brennstoffzel-
lentechnologie (NIP)

Innovative Antriebstechnologien: Die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnolo-
gie in der mobilen, stationären sowie portablen Anwendung soll entwickelt und auf 
den Markt vorbereitet werden.

Sichere Intelligente Mobilität – 
Testfeld Deutschland (SIM-TD)

Verkehrssicherheit und -management: Ziel ist es, durch innovative Fahrzeugkom-
munikation (Vernetzung von Fahrzeugen untereinander und mit den Verkehrsleit-
zentralen) den Verkehr künftig sicherer zu machen und Staus zu vermeiden. 

„Tür zu Tür“-Ticket (E-ticke-
ting)

Einfache und komfortable Mobilität: Durch Entwicklung eines interoperablen 
Fahrgeldmanagements im öffentlichen Personenverkehr wird der Weg zu einem 
einheitlichen Fahrschein für ganz Deutschland bereitet.
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Maritime Hightech

Damit Deutschland zu einem maritimen Hightech-Stand-
ort wird, setzt die Bundesregierung mit dem Forschungs-
programm „Schifffahrt und Meerestechnik für das 21. Jahr-
hundert“ vor allem auf Forschung und Innovationen. Ziel
des BMWi-Programms ist es unter anderen die Energieef-
fizienz von Schiffen zu steigern, die Serienherstellung von
Schiffen zu flexibilisieren und innovative Umschlagtechni-
ken zu entwickeln. In überwiegend industriegeführten Ver-
bundprojekten arbeiten Unternehmen mit Hochschulen
oder Forschungseinrichtungen an den gemeinsamen Ent-
wicklungszielen.

Zu den maritimen Technologien gehört jedoch nicht nur
der Schiffbau. Zur industriellen Erschließung des Meeres
gehört ebenso die Gewinnung und Verarbeitung von Roh-
stoffen (Meeresbergbau) und von fossiler und regenerati-
ver Energie (Offshore-Technik für die Öl- und Gasförde-
rung sowie die Nutzung von Wind-, Wellen und
Gezeitenenergie) sowie die maritime Leit- und Sicher-
heitstechnik. Traditionell dient das Meer auch als Nah-
rungsquelle (Fischerei und Aquakultur), gewinnt aber
auch in zunehmendem Maße im Bereich der Medizin und
Kosmetik an Bedeutung. 

Die Offshore-Branche wächst weltweit. Technische Lö-
sungen für die Gewinnung von Rohstoffen und Energie
mitten im Meer sind ein Wachstumsmarkt. Die Bundesre-
gierung setzt dabei auf Innovationen. Ein Schwerpunkt
der Offshore-Forschung liegt im dem vom BMU geför-
derten Offshore-Testfeld in der Nordsee. Die nachhaltige
Nutzung der Meere erfordert eine gleichgewichtige Ent-
wicklung von Techniken, die die Verschmutzung der
Meere vermeiden und bekämpfen (marine Umweltschutz-
technik). Ebenso wichtige Rollen spielen Vermessungs-
technik (Hydrographie), Wasserbau und Küstenzonenma-
nagement. Die wesentlichen Trends des internationalen
Offshore-Marktes sind die Erschließung von Erdöl- und
Praxisbeispiel

Energiequellen auf dem Meeresboden

Das gemeinsam von BMWi und BMBF geförderte Ver-
bundprojekt „SUGAR – Submarine Gashydrat-Lager-
stätten: Erkundung, Abbau und Transport“ unter Leitung
des Kieler Leibniz Instituts für Meereswissenschaften
(IFM-GEOMAR) verfolgt gemeinsam mit 30 Partnern
aus Wirtschaft und Wissenschaft das Ziel, ein sicheres
und umweltschonendes Verfahren zu entwickeln, das die
unterseeische Methangewinnung mit der Speicherung
von Kohlendioxid koppelt. Mit der erfolgreichen Ver-
bindung zweier so komplexer Forschungsansätze könnte
Deutschland auch ohne eigene Gashydratvorkommen
eine technologische Führungsrolle übernehmen und ei-
nen wichtigen Beitrag sowohl zur Sicherung des Ener-
giebedarfs als auch zum Schutz des Klimas leisten. Denn
Methanhydrate, die auch als „gefrorenes Erdgas“ be-
zeichnet werden und in großen Mengen unter dem Mee-
resboden lagern, gelten als Energiequelle der Zukunft.
Erdgasfeldern im Tiefwasser, Rohstoffgewinnung und
-transport in polaren Gewässern und der Abbau minerali-
scher Rohstoffe und Gashydrate. Wassertiefen von mehr
als 1.500 Metern stellen extreme Anforderungen an Ge-
räte, Systeme und Dienstleistungen. Das Leuchtturmpro-
jekt „Integrated Systems for Underwater Production of
Hydrocarbons“ (ISUP) stellt sich diesen Herausforderun-
gen.

Sicherer und sauberer fliegen

Die Luftfahrtindustrie zeichnet sich seit Jahren durch ein
überdurchschnittliches Wachstum aus. Im Jahr 2007 über-
stieg der Umsatz die 20-Milliarden-Euro-Marke. Die euro-
päische Flugsicherungsorganisation Eurocontrol prognosti-
ziert allein für Deutschland bis 2025 eine Verdoppelung
der Flugbewegungen gegenüber dem Jahr 2003. Dieses
Wachstum schafft neue Arbeitsplätze auf Flughäfen, bei
den Flugzeugbauern und bei ihren Zulieferern. Insgesamt
hängen rund eine Million Arbeitsplätze direkt oder indi-
rekt von der Luftfahrtindustrie ab

Der zunehmende Flugverkehr hat Folgen für Umwelt und
Flugsicherheit. Die europäische Forschungsagenda
„ACARE-Vision 2020“ konzentriert sich auf diese He-
rausforderungen. Das aktuelle Luftfahrtforschungspro-
gramms IV (LuFo IV) unterstützt dabei die deutsche
Luftfahrtindustrie in Kooperation mit der Forschung, um
so die nötigen technologischen Voraussetzungen zu schaf-
fen. Die Forschungstätigkeiten konzentrieren sich dabei
unter anderem auf folgende Themen: 

– Steigerung der Transportleistung: Infrastruktur und
Prozesse im Luftverkehr müssen so aufeinander abge-
stimmt und integriert werden, dass die erwartete Stei-
gerung der Transportleistung sicher, zuverlässig und
hochflexibel bei gleichzeitiger Verminderung der
Flugunfallquote um 80 Prozent erreicht werden kann.

– Umweltverträglicher Luftverkehr: Durch technologi-
sche Maßnahmen beim Antrieb und im Bereich der
Flugphysik soll eine Halbierung des Außenlärms so-
wie eine Verminderung des Brennstoffverbrauchs und
damit des CO2-Ausstoßes von circa 50 Prozent er-
reicht werden. Der Fokus liegt auf innovativen Leicht-
baustrukturen sowie Antriebs- und Bordsystemen.
Langfristig sollen auch völlig neuartige Flugzeugkon-
zepte (zum Beispiel Nurflügler) untersucht werden. 

– Sicherheit und Passagierfreundlichkeit: Innovative
Lösungen sollen zu erweitertem Komfort in der Flug-
zeugkabine, zu größerer Zuverlässigkeit und Pünkt-
lichkeit sowie zu gesteigerter Sicherheit führen – trotz
wachsenden Verkehrsaufkommens. 

Das Luftfahrtforschungsprogramm wird eng mit den eu-
ropäischen Aktivitäten, vor allem den Forschungsinitiati-
ven CleanSky und SESAR, koordiniert. Primäre Aufgabe
des europäischen Forschungsrahmenprogramms ist die
Betrachtung der einzelnen nationalen Technologieent-
wicklungen im Gesamtsystem der europäischen Luft-
fahrtindustrie. 
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Schlüsseltechnologien

Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Schlüsseltechnologien sind Treiber für Innovationen und damit die Grundlage für neue Produkte, Verfahren und
Dienstleistungen, mit deren Hilfe erst konkrete gesellschaftliche Herausforderungen zum Beispiel in der Medikamen-
tenentwicklung oder dem Klimaschutz gelöst werden können. Ziel der Bundesregierung ist es, die technologische
Spitzenstellung Deutschlands im Bereich der Schlüsseltechnologien zu festigen und auszubauen, die Umsetzung von
Forschungsergebnissen voranzubringen und dabei neue Anwendungsfelder zu erschließen sowie die (weitere) Ent-
wicklung von Leitmärkten zu forcieren. Maßgeblich sind die Beiträge der Schlüsseltechnologien zu den Schwerpunk-
ten Gesundheit, Klimaschutz/Ressourcenschutz/Energie, Sicherheit und Mobilität.

Die Chancen für die Wirtschaft sind immens: Die Wettbewerbsfähigkeit des Produktions- und Arbeitsplatzstandortes
Deutschland und damit seine wirtschaftliche Zukunft in einer wissensbasierten Gesellschaft hängen entscheidend da-
von ab, wie entschlossen die Chancen von Schlüsseltechnologien genutzt werden und ihr Transfer in die wirtschaftli-
che Nutzung gelingt. Die Chancen dafür sind immens. Beispiele: 

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT): 800 000 Arbeitsplätze in Deutschland sorgen für einen Um-
satz von rund 145 Milliarden Euro. Die Einführung des breitbandigen Internets kann europaweit pro Jahr rd. 100 000
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. 

Allein die Mikrosystemtechnik verzeichnet ein Wachstum von jeweils ca. 15 Prozent in den vergangenen drei Jahren.

Optische Technologien: Deutschland ist Weltmarktführer in vielen Gebieten der Lasertechnik (z. B. 40-Prozent-An-
teil am Weltmarkt bei Hochleistungslasern für die Materialbearbeitung mit 2,5 Milliarden Euro). Beim Licht der Zu-
kunft – der LED – hat Deutschland heute einen Anteil von 12 Prozent des Weltmarktes und liegt damit international
auf Rang 2. 

Produktionstechnologien: 6 000 Unternehmen mit ihren mehr 900 000 Beschäftigten waren im Jahr 2007 für einen
Umsatz von 190 Milliarden Euro verantwortlich. Die deutschen Maschinenbauer sind mit über 19 Prozent Welthan-
delsanteil Weltmarktführer.

Werkstofftechnologien: In Deutschland arbeiten fünf Millionen Menschen in Branchen, in denen Werktstofftechnolo-
gien eine entscheidende Rolle spielen.

Biotechnologie: Enorme Umsatzsteigerungen sind in der medizinischen und der industriellen Biotechnologie zu er-
warten: alleine in der industriellen Biotechnologie von heute weltweit 50 Milliarden Dollar auf ca. 300 Milliarden
Dollar in zehn Jahren.

Nanotechnologie: Für 2015 wird das weltweite Marktvolumen auf über eine Billion Euro geschätzt.

Dienstleistungswirtschaft: Mit über 27 Millionen Erwerbstätigen ist dies der größte Wertschöpfungsbereich in
Deutschland mit großer Dynamik. Der Anteil der Wertschöpfung liegt bei rund 70 Prozent.

Bilanz und Perspektiven

Im Rahmen der Hightech-Strategie werden die Schlüsseltechnologien in zahlreichen Initiativen und Maßnahmen ge-
fördert. Beispiele:

– Erfolgreiche Etablierung von Innovationsallianzen und Strategischen Partnerschaften, z. B. Organische Leucht-
dioden-OLED, Organische Photovoltaik, CarbonNanoTubes, Digitales Produktgedächtnis, Angewandte virtuelle
Technologien im Produkt- und Produktionslebenszyklus, Transportdienste für das künftige Internet – 100 GET,
Sichere intelligente Mobilität – Testfeld Deutschland, Standards für den Mobilfunk der 4. Generation, der Bio-
Pharma-Wettbewerb sowie BioIndustie2021.

– Mit dem Programm „IKT 2020 – Forschung für Innovationen“ wurde die Forschungsförderung auf in Deutsch-
land starke Anwendungsbereiche ausgerichtet, in denen Innovationen in hohem Maße IKT-getrieben sind. 

– Die Forschungsinitiative „Innovationen gegen Produktpiraterie“ fördert im Rahmen des Programms „Forschung
für die Produktion von morgen“ die Bekämpfung von Plagiaten bei Produkten.

– „WING – Werkstoffinnovationen für Industrie und Gesellschaft“ fördert die Werkstoffforschung für bessere, effi-
zientere und günstigere maßgeschneiderte Materialien.

– Mit dem „Rahmenprogramm Biotechnologie – Chancen nutzen und gestalten“ wird die Förderung auf Innovatio-
nen in der industriellen, in der medizinischen und in der Pflanzenbiotechnologie ausgerichtet.
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– Mit dem Nano-Initiative-Aktionsplan 2010 wurde ein ressortübergreifender Aktionsrahmen zur schnelleren Um-
setzung von Forschungsergebnissen in Produkte und für bessere Rahmenbedingungen (auch Arbeits-, Umwelt-
und Verbraucherschutz) geschaffen.

– Mithilfe der Mikrosystemtechnik, der IKT, der Medizintechnik sowie innovativer Dienstleistung werden die Vo-
raussetzungen für altersgerechte Assistenzsysteme für ein gesundes und unabhängiges Leben geschaffen („Ambi-
ent Assisted Living – AAL“). 

– Raumfahrttechnologien schaffen moderne Satellitensysteme für die Klima- und Erdbeobachtung aus dem All.

– „Innovationen mit Dienstleistungen“ fördert die Innovationsdynamik und insbesondere die systematische Ent-
wicklung innovativer Dienstleistungen.
Herausforderungen und Ziele

Schlüsseltechnologien sind Treiber für Innovationen in
den in Deutschland starken Anwendungsbereichen wie
beispielsweise Automobil, Medizintechnik, Maschinen-
bau und Logistik. Neue Produkte, Verfahren und Dienst-
leistungen sind ohne Schlüsseltechnologien, die die
Grundlage für vielfältige Anwendungen in den unter-
schiedlichsten Branchen bilden, heute kaum noch denk-
bar. Die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands hängt des-
halb entscheiden davon ab, wie entschlossen die Chancen
von Schlüsseltechnologien genutzt werden und ihr Trans-
fer in die wirtschaftliche Nutzung gelingt.

Forschung und Entwicklung im Bereich der Schlüssel-
technologien leisten einen essenziellen Beitrag zur Lö-
sung gesellschaftlicher Herausforderungen, insbesondere
in den Schwerpunktbereichen Gesundheit, Klimaschutz/
Ressourcenschutz/Energie, Sicherheit und Mobilität.
Ohne Schlüsseltechnologie getriebene Innovationen wä-
ren beispielsweise weder moderne Medikamentenent-
wicklung noch eine Verringerung des CO2-Ausstoßes im
Straßenverkehr denkbar.

Daher ist Ziel der Bundesregierung, die technologische
Spitzenstellung Deutschlands im Bereich der Schlüssel-
technologien zu festigen und zu stärken sowie die Umset-
zung von Forschungsergebnissen voranzubringen. Wich-
tig ist dabei, auch neue Anwendungsfelder zu erschließen
und die (weitere) Entwicklung von Leitmärkten zur for-
cieren. Gleichzeitig wird ein Fokus auf innovative
Dienstleistungen gelegt, die die Markgängigkeit techni-
scher Neuerungen erhöhen und neue Märkte und Be-
schäftigungschancen eröffnen. Durch die Förderung von
Schlüsseltechnologien und innovativen Dienstleistungen
soll Deutschlands Stärke als Anbieter von Systemlösun-
gen weiter ausgebaut werden.

Bilanz und Perspektiven

Die Hightech-Strategie der Bundesregierung legt einen
Schwerpunkt darauf, die Brücken zwischen den Diszipli-
nen einerseits und zwischen Technologien und Anwen-
dungsbereichen andererseits zu verbessern und Synergien
zu nutzen, sodass Schlüsseltechnologien und innovative
Dienstleistungen ihren wesentlichen Teil dazu beitragen,
Lösungen für ein besseres Klima, für mehr Energieeffizi-
enz, für mehr Gesundheit sowie für innovative Mobilität
und Sicherheit zu entwickeln.

Die nachfolgenden Beispiele sind nur eine kleine Aus-
wahl der laufenden und geplanten Initiativen in den
Schlüsseltechnologien:

– Informations- und Kommunikationstechnologien

– Optische Technologien

– Produktionstechnologien

– Werkstofftechnologien

– Biotechnologie

– Nanotechnologien

– Mikrosystemtechnik

– Innovative Dienstleistungen

Aufgabe wird es sein, auch in Zukunft für die Schlüssel-
technologien maßgeschneiderte Maßnahmen zu entwi-
ckeln und die bestehenden anzupassen. Genauso wie bei
den Bedarfsfeldern geht es darum, die wichtigen themati-
schen Schwerpunkte zu identifizieren, um die besten Vo-
raussetzungen für den Transfer der Forschungsergebnisse
in die Anwendungen zu schaffen. Selbstverständlich
müssen hierzu auch die Rahmenbedingungen individuell
für jedes Innovationsfeld weiter in den Blick genommen
werden. 

Informations- und Kommunikationstechnologien

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT)
durchdringen und beeinflussen immer mehr die Lebens-
und Arbeitsbereiche in unserer Gesellschaft. Sie bilden die
technologische Basis für neue Multimedia- und Dienst-
leistungsangebote in Wirtschaft (E-Business, E-Com-
merce), öffentlicher Verwaltung (E-Government), im Ge-
sundheitswesen (E-Health), im Verkehr und im privaten
Leben. Außerdem sind IKT Wachstumstreiber für viele
anderen Branchen. Über 90 Prozent aller Prozessoren ar-
beiten nicht in den Computern in unseren Büros, sondern
im Verborgenen wie beispielsweise in ABS-Systemen, in
Maschinensteuerungen und in medizinischen Geräten. Mit
der Hightech-Strategie konnte insbesondere auch der IKT-
Entwicklung eine besondere Schubkraft verliehen werden.

Das anlässlich der CeBIT 2007 vorgestellte BMBF-Pro-
gramm „IKT 2020 – Forschung für Innovationen“ setzt
die Hightech-Strategie für den Bereich IKT modellhaft
um: Die Forschungsförderung (insgesamt 1,5 Milliarden
Euro für 5 Jahre) wurde auf in Deutschland starke



Drucksache 16/12900 – 34 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Informations- und Kommunikationstechnologien –
Wandelnde und neue Märkte bieten großes 
Wachstumspotenzial

Die IKT sind ein Wachstumsmarkt. Weltweit wuchs die-
ser 2007 gegenüber 2006 nach Auswertungen des Euro-
pean Information Technology Observatory (EITO) um
6,3 Prozent. Der Markt wird vor allem in den Schwel-
lenländern Indien und China immer größer. In Deutsch-
land sorgen gut 800 000 Beschäftigte in der IKT für ei-
nen Umsatz von etwa 145 Milliarden Euro. Der
Branchenverband BITKOM geht davon aus, dass trotz
unsicherer Wirtschaftslage das Vorjahrsniveau gehalten
werden kann. Im Mittel über alle Mitgliedstaaten der
Länder der Europäischen Union ist die Branche für rd.
6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts verantwortlich.
IKT tragen in Europa mit 40 Prozent zum Produktivi-
tätswachstum bei.
Anwendungsbereiche ausgerichtet, in denen Innovatio-
nen in hohem Maße IKT-getrieben sind. Neben der IKT-
Wirtschaft selbst sind dies vor allem Automobil, Maschi-
nenbau, Medizin, Logistik und Energie. So leisten IKT
einen wesentlichen Beitrag zur Lösung gesellschaftlicher
Probleme wie beispielsweise größere Sicherheit im Stra-
ßenverkehr, weniger Kraftstoffverbrauch, ressourcen-
schonenderer Warentransport, moderne Medizin sowie al-
tersgerechte Assistenzsysteme (AAL).

In der Automobilindustrie (z. B. ABS-Systeme, Maschi-
nensteuerungen), der Logistik und im Bereich Medizintech-
nik sind mittlerweile mehr als 80 Prozent der Innovationen
durch IKT getrieben. Im Fokus stehen in besonderer Weise
kleine und mittelständische Unternehmen, insbesondere
mit der themenoffenen „KMU-Innovationsoffensive In-
formations- und Kommunikationstechnologie“ und „KMU-
innovativ: IKT“. In Letzterer wurden bis Ende 2008 be-
Innovationsallianz/
Strategische Partnerschaft

Digitales Produktgedächtnis
SemProM

„Intelligente Produkte“: 
ten und funkbasierten El
objekten untereinander u
licher Beitrag zum Intern

Angewandte
Virtuelle Technologien,
AVILUS

Virtuelle und erweiterte 
logien im Kontext virtue
im Bereich der Entwickl
wie im Bereich der Aus-

THESEUS „Internet der Dienste“: Z
schaffen, die Internetnut
licht. Damit wird die rap
chen sinnvoll nutzbar.

Transportdienste für das künf-
tige Internet – 100 GET

Datenübertragung: Ziel d
mit Partnern aus Finnlan
technischen Standards zu
Zuwachs im Datenverke
reits 878 Projektvorschläge von KMU eingereicht, davon
waren 460 KMU erstmalig an Förderprogrammen betei-
ligt.

Damit sich die Informationsgesellschaft weiter fortentwi-
ckeln kann, werden im Aktionsprogramm „Informations-
gesellschaft Deutschland 2010“ (ID 2010) Gesetzesvor-
haben und Förderprogromme aufeinander abgestimmt.
Neben der Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen (u. a. Telekommunikations-Änderungsgesetz und
Telekommunikations-Regulierung, TeleMedien-Gesetz, di-
gitales Urheberrecht sog. Zweiter Korb) wird die Techno-
logieförderung der Ressorts zusammengefasst. Weitere
Schwerpunkte bilden die Initiativen zur Breitbandförde-
rung und zur Digitalisierung der Medien, das Netzwerk
elektronischer Geschäftsverkehr sowie flächendeckende
elektronische Verwaltungsdienste. Dazu gehören die
elektronische Gesundheitskarte und Anstrengungen für
eine höhere IKT-Sicherheit. Im Rahmen des E-Govern-
ment-Programms der Bundesregierung wurden in 2008
unter anderem Forschungsaufträge zum elektronischen
Personalausweis, zur sicheren Kommunikation via De-
Mail, zur zentralen Behördenrufnummer „115“, zur EG-
Dienstleistungsrichtlinie, zur elektronischen Bürgerbetei-
ligung und zur digitalen Integration der Bevölkerung mit-
tels E-Government durchgeführt.

Neue Innovationsallianzen und Strategische Partnerschaf-
ten auf dem Gebiet der IKT bringen Wissenschaft und
Wirtschaft zusammen und lassen Leitmärkte entstehen.

Optische Technologien

Optische Technologien bestimmen viele Branchen – von
der Elektronik über den Maschinenbau bis zur Medizin.
Das kohärente Licht − der Laser − wurde zu einem wichti-
gen Präzisionsinstrument, insbesondere für die industri-
elle Fertigung, in der Kommunikationstechnik und in der
Medizin. Aber auch das inkohärente Licht (Lampen,
Inhalt

Ziel ist es, die nächste Generation von mobilen, eingebette-
ementen für die Internetkommunikation zwischen Alltags-
nd ihrer Umgebung zu entwickeln. Damit wird ein wesent-
et der Dinge geleistet.

Realität: Ziel ist die Entwicklung leistungsstarker Techno-
ller und erweiterter Realität. Die Anwendungen erfolgen 
ung und Fertigung von Fahrzeugen, im Servicebereich so-
 und Weiterbildung.

iel ist es, eine internetbasierte Wissensinfrastruktur zu 
zern den einfachen Zugang zum globalen Wissen ermög-
id anwachsende Menge an Informationen in allen Berei-

ieser europäischen Innovationsallianz ist es, gemeinsam 
d, Frankreich, Schweden und Spanien Grundlagen für die 
 legen, mit denen das Internet auch künftig den enormen 

hr bewältigen kann.
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Exportweltmeister durch produzierendes Gewerbe

Dass Deutschland den Titel „Exportweltmeister“ trägt,
verdankt das Land im Wesentlichen seinem produzie-
renden Gewerbe. Im Maschinenbau sorgten zum Bei-
spiel die 6 000 Unternehmen der Branche mit ihren
mehr als 900 000 Beschäftigten im Jahr 2007 für einen
Umsatz von 190 Milliarden Euro. Die deutschen Ma-
schinenbauer sind Weltmarktführer, mit einem Anteil
von über 19 Prozent. Auch wenn die Finanzkrise nicht
spurlos an der Realwirtschaft vorübergeht, ist dies eine
gute Ausgangsposition, um gestärkt wieder aus der
Krise hervorzugehen. 
Leuchten, LED, Photovoltaik) wird mit deutscher Tech-
nologie erfolgreich genutzt. Deutsche Unternehmen und
Forschungseinrichtungen sind in diesen Märkten weltweit
erfolgreich. Optische Technologien sind Schlüsseltechno-
logien für die Innovationsallianzen der Hightech-Strate-
gie, zum Beispiel „Organische Leuchtdioden“ (OLED
2015)“, „Organische Photovoltaik“ (OPV) und „Moleku-
lare Bildgebung“. Sie setzen konsequent auf die Bünde-
lung bestehender Stärken für neue Märkte. Mithilfe der
Forschungsförderung haben sich die optischen Technolo-
gien zu einem weltweit herausragenden Feld deutscher
Exzellenz entwickelt – optische Technologien „made in
Germany“! 

Produktionstechnologien

Autos, Maschinen und industrielle Anlagen aus Deutsch-
land sind auf der ganzen Welt gefragt. Einer der wichtigs-
ten Trends in den Produktionstechnologien folgt dabei
dem Grundgedanken der Nachhaltigkeit. Denn zuneh-
mend müssen verarbeitende Unternehmen mit verknapp-
ten, teureren Rohstoffen auskommen. Nachhaltige Pro-
duktionstechniken gewinnen deshalb überall auf der Welt
an Bedeutung. Auf diesem Gebiet sind deutsche Firmen
führend. Seien es Techniken des Leichtbaus, mobile
Energiequellen oder ressourcensparende Produktionsab-
läufe – zahlreiche Forschungsprojekte hierzulande be-
schäftigen sich mit der Steigerung der Ressourceneffizi-
enz.

Im Zusammenhang mit dem Klimawandel wird es darauf
ankommen, auch im Bereich der Produktion nachhaltige
Technologien zu entwickeln. Die Bundesregierung för-
dert zu diesem Zweck in einem neuen Forschungsschwer-
punkt die Entwicklung von innovativen Ansätzen, um die
Ressourcen- und Energieeffizienz in der Produktion zu
erhöhen. Flankierend zu dieser Maßnahme ist eine Inno-
vationsallianz im Bereich der Energie- und Ressourcen-

Optische Technologien – schaffen Arbeit 
und Wachstum

Die optischen Technologien sind ein beeindruckender
Wirtschaftszweig geworden, mit insgesamt etwa
101 000 Beschäftigten in Deutschland. Die Unterneh-
men der optischen Technologien bringen zusammen rd.
1,6 Milliarden Euro im Jahr für FuE auf (der FuE-Anteil
am Umsatz liegt bei 9,7 Prozent). Schon heute beein-
flusst dieser Technologiebereich in Deutschland etwa
16 Prozent der Arbeitsplätze im verarbeitenden Ge-
werbe. Deutschland hat sich seit Ende der 80er-Jahre bis
heute zu einem Weltmarktführer in vielen Gebieten der
Lasertechnik entwickelt. Sein Anteil am Weltmarkt liegt
bei Hochleistungslasern für die Materialbearbeitung mit
2,5 Milliarden Euro bei 40 Prozent. Beim Licht der Zu-
kunft – der LED – hat Deutschland heute einen Anteil
von 12 Prozent des Weltmarktes. Auch beim Wirkungs-
grad der LED liegt der Rekord mit 150 lm/W in Deutsch-
land. Beim „neuen Licht“, also bei LED und OLED
werden besonders große Wachstumsraten prognosti-
ziert.
schonung in Kernbereichen der Produktionstechnik für
die Automobilfertigung geplant. 

Daneben wird auch mithilfe von Forschung und Innova-
tion gegen Produktpiraterie vorgegangen. Die Entwick-
lung eines wirksamen Schutzes produzierender Unterneh-
men vor Produktpiraterie ist Ziel der Forschungsinitiative
„Innovationen gegen Produktpiraterie“. Seit 2008 fördert
das BMBF im Rahmen des Programms „Forschung für
die Produktion von morgen“ Arbeiten für einen eingebau-
ten Kopierschutz, der die Nachahmung von Maschinen,
Dienstleistungen und Ersatzteilen künftig nahezu unmög-
lich macht.

Werkstofftechnologien

Neuentwicklungen hängen entscheidend von den richti-
gen Materialeigenschaften ab. So sollten beispielsweise
implantierte Herzschrittmacher gut verträglich oder Bau-
teile im Auto sehr stabil sein. Werkstoffinnovationen fin-
den in praktisch allen Technologiesektoren statt, sei es als
besonders kratzfester Lack, als hochtemperaturbeständige
Metalllegierungen oder als besonders leichte und strapa-
zierfähige Kunststoffe wie beispielsweise für Flugzeuge.
Werkstoffe haben auch maßgeblich Bedeutung im Rah-
men der Innovationsallianzen Molekulare Bildgebung,
Lithium-Ionen-Batterie und bei der CarbonNanoTubes-
Initiative. 

Materialkosten machen in den verarbeitenden Branchen
fast die Hälfte der Produktionskosten aus. Die Entwick-
lung neuer Materialien ist jedoch kostspielig und selten
im Alleingang zu bewältigen. Die Werkstoffforschung

Mit innovativen Werkstoffen zur 
internationalen Spitze

In Deutschland arbeiten fünf Millionen Menschen in
den werkstoffbasierten Branchen. Dazu zählen der Fahr-
zeug- und Maschinenbau, die chemische Industrie, IKT,
Energieversorgung, Elektrotechnik/Elektronik sowie die
Metallerzeugung und -verarbeitung. Diese Branchen ha-
ben gemeinsam einen wesentlichen Anteil am deutschen
Handelsbilanzüberschuss und tragen in besonderer
Weise zur Exportstärke Deutschlands bei. Gerade in ak-
tuellen Zeiten der Wirtschaftskrise bieten neue Werk-
stoffe erhebliches Innovationspotenzial für die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen.
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Biotechnologie-Industrie – Deutschland 
führend in Europa

Ausgelöst durch den „BioRegio“-Wettbewerb des
BMBF im Jahre 1995 ist Deutschland seit einigen Jah-
ren mit fast 600 Biotechnologie-Unternehmen (ca. 500
reine Biotechnologie-Unternehmen und ca. 100 sonstige
Unternehmen mit dem Tätigkeitsfeld Biotechnologie
neben anderen) auf Platz eins in Europa. Diese Firmen
hatten 2007 insgesamt über 29 500 Beschäftigte, ein
Plus von 24 Prozent gegenüber 2005.

Inzwischen erreichen viele Firmen den notwendigen
Reifegrad, um langfristig im internationalen Wettbe-
werb zu bestehen. Kennzeichnend ist hierfür der gestie-
gene Umsatz: Er kletterte für die Biotechnologie-Bran-
che im Jahre 2007 erstmals auf zwei Milliarden Euro.
Im Vergleich zu 2005 entspricht das einem Wachstum
von 30 Prozent. Gleichzeitig haben die Ausgaben für
Forschung und Entwicklung erstmalig eine Milliarde
Euro erreicht. Im Jahre 2007 waren 21 deutsche Bio-
technologie-Unternehmen an der Börse gelistet, womit
Deutschland hinter Großbritannien auf Platz zwei in Eu-
ropa liegt.

Über 40 Prozent dieser Firmen befassen sich mit Pro-
dukten für die Gesundheit („rote Biotechnologie“). Mit
knapp 8 Prozent widmen sich noch vergleichsweise we-
nige Firmen der industriellen Biotechnologie. Der An-
teil biotechnologischer Verfahren am Umsatz der che-
mischen Industrie wird heute mit etwa 5 Prozent
beziffert, der Anteil am Umsatz der Pharmaindustrie auf
etwa 15 Prozent. In den nächsten Jahren soll die Um-
stellung industrieller Prozesse auf biotechnologische
Verfahren deutlich an Dynamik gewinnen. Von heute
weltweit ca. 50 Milliarden Dollar wird der Umsatz der
industriellen Biotechnologie auf ca. 300 Milliarden Dol-
lar in zehn Jahren ansteigen. Die industrielle Biotechno-
logie besitzt zudem ein enormes Potenzial bei der Eta-
blierung energie- und ressourcenschonender und damit
umweltfreundlicher Verfahren.

www.biotechnologie.de
wird daher gezielt unter dem Dach des Rahmenpro-
gramms „WING – Werkstoffinnovationen für Industrie
und Gesellschaft“ gefördert. WING integriert Material-
forschung, Chemie und Nanotechnologie als wesentliche
Elemente für Werkstoff-innovationen im Produkt- und
Verfahrensbereich.

Auch das BMELV unterstützt die Werkstoffforschung im
Rahmen des Programms „Nachwachsende Rohstoffe“.
Beispielsweise werden mit Naturfasern verstärkte Auto-
teile hergestellt. Aus Mais oder Kartoffeln lassen sich
Biokleber produzieren. Rübenzucker kann als Rohstoff
für die Produktion von Biokunststoffen dienen. Das
Spektrum der nachwachsenden Rohstoffe wird durch den
Einsatz biotechnologischer Methoden bei der Pflanzen-
züchtung im Rahmen der BMBF-Förderung „GABI“ und
„Plant-KBBE“ zusätzlich erweitert. 

Biotechnologie

Die Biotechnologie ist inzwischen Ausgangspunkt und
Motor für zahlreiche Anwendungen in der Medizin, der
Ernährungs- und Futtermittelindustrie und der chemi-
schen Industrie. Sie wird von der Medikamentenherstel-
lung über neue Diagnose- und Therapiekonzepte, der Pro-
duktion von Feinchemikalien bis hin zu Verfahren der
Abwasserreinigung und Energiegewinnung aus Biomasse
eingesetzt.

Die im Verlauf der Hightech-Strategie gestarteten Initiati-
ven sollen Forschungsergebnisse zu Innovationen ma-
chen. Die Biotechnologie-Initiativen geben hierzu neue

Praxisbeispiel

Effiziente Wasseraufbereitung aus Ölfeldern mittels 
keramischer Membranen 

Bei der Förderung von Erdöl stößt man auf große Men-
gen Wasser. Da viele Ölfelder in Gebieten mit fort-
schreitendem Wassermangel liegen, wird es immer
wichtiger, dieses „Produktionswasser“ als Rohstoff zu
betrachten. Damit dieses Wasser für die Bewässerung
genutzt und bestehende Wasserreservoirs nicht gefähr-
det werden, muss es zunächst gereinigt werden. In bis-
herigen Filtrationsverfahren kommen dabei Membranen
zum Einsatz, die emulgierte Kohlenwasserstoffe, Salze
und andere oft stark giftige Substanzen zurückhalten.
Diese Membranen müssen wiederum von Ablagerungen
gereinigt werden. Bisher ist dies nicht einfach und effi-
zient möglich, da verschiedene Reinigungstechniken
zum Einsatz kommen müssen. 

Durch die Modifikation neu entwickelter keramischer
Membranen soll mithilfe eines Forschungsprojektes der
FH Gießen-Friedberg zusammen mit der RWTH
Aachen, der Colorado State University und Partnern aus
der Wirtschaft „Produktionswasser“ von Schadstoffen
gereinigt werden. Hierfür wird auch ein effizientes Rei-
nigungskonzept der Membranen selbst entwickelt. Ab-
schließend soll das neue Verfahren in ein Gesamtreini-
gungskonzept zur Wasseraufbereitung auf Ölfeldern
integriert werden.
Impulse, und zwar in den drei wichtigsten Anwendungsfel-
dern: biotechnologische Herstellung chemischer Grund-
stoffe und Endprodukte („weiße“ oder industrielle Bio-
technologie), Einsatz biotechnologischer Verfahren in
medizinischen Anwendungen zum Beispiel Entwicklung
neuer Arzneimittel („rote“ Biotechnologie, s. o. im Kapi-
tel Gesundheit) sowie Erzeugung von Pflanzen als ver-
besserte Nahrungsproduzenten und erneuerbare Ressour-
cen („grüne“ oder Pflanzenbiotechnologie). Weitere
Anwendungsfelder werden folgen: So wird bereits über
eine „schwarze Biotechnologie“, d. h. die Nutzung von
Mikroorganismen als Energielieferanten (schwarz als
Symbol für die noch dominierenden Energieträger Öl und
Kohle), diskutiert.

Ein besonders hohes Potenzial weist die industrielle Bio-
technologie in Deutschland auf, die sich mit der Produk-
tion von Substanzen durch lebende Organismen, Enzyme



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 37 – Drucksache 16/12900
oder sonstige organische Produktionssysteme befasst. Sie
ersetzt traditionelle chemische Prozesse oder ermöglicht
sogar erst die Herstellung von bisher nicht synthetisierba-
ren Stoffen. Solche Substanzen finden sich als Ausgangs-
stoffe für die Pharma- und Chemieindustrie sowie in der
Lebensmittelindustrie, bei der Textil-, Leder- und Papier-
herstellung. 

Damit Ideen und Forschungsergebnisse der industriellen
Biotechnologie schneller in marktfähige Produkte über-
führt werden können, unterstützt die Initiative „BioIndus-
trie 2021“ gezielt strategische Partnerschaften zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft. Die BMBF-Förderung
(60 Millionen Euro bis 2011) mobilisiert weitere 90 Mil-
lionen Euro der Industrie sowie ergänzende Maßnahmen
in den Sitzländern. Bereits fünf Unternehmen wurden aus
den BMBF-geförderten BioIndustrie 2021-Cluster gegrün-
det und weitere Gründungen sollen folgen.

Mit der auf Technologietransfer gerichteten Initiative
„KMU-innovativ: Biotechnologie – BioChance“ und der
auf Validierung und Gründung ausgerichteten Maßnahme
„GO-Bio“ sowie dem BioPharma-Wettbewerb trägt das
BMBF entscheidend dazu bei, die Erfolgsgeschichte der
deutschen Biotechnologie fortzusetzen. 

Mit der Errichtung eines chemisch-biotechnologischen
Prozesszentrums in Leuna (CBP Leuna), das gemeinsam
von der Bundesregierung, dem Land Sachsen-Anhalt und
der FhG unterstützt wird, sollen ganzheitliche For-
schungsansätze mit dem Schwerpunkt auf moderne Bio-
technologie und nachwachsende Rohstoffe in grundla-
gen- als auch anwendungsorientierten FuE-Projekten
gefördert werden. Es sollen bessere Voraussetzungen ge-
schaffen werden, um neu entwickelte Prozesstechnolo-
gien der Konversion von biologischen Rohstoffen zu
Chemierohstoffen in die industrielle Anwendung zu über-
tragen.

Die Pflanzenbiotechnologie hat eine lange Tradition in
Deutschland: Grundlegende Entdeckungen wurden hier
Anfang der 1980er-Jahre gemacht. Zentrale Schwer-
punkte der FuE-Aktivitäten in der Pflanzenbiotechnolo-
gie liegen in der Züchtung von Pflanzen mit verbesserten

oder neuartigen Eigenschaften. Es gilt, unter ständiger
Beachtung der Biosicherheit („Biologische Sicherheits-
forschung“) Pflanzen zu entwickeln, die aufgrund ihrer
Inhaltsstoffe für die Ernährung von Mensch und Tier be-
sonders wertvoll sind, stärkere Toleranz gegen ungüns-
tige Klimaverhältnisse aufweisen, als nachwachsende
Rohstoffe in industrielle oder bioenergetische Produkti-
onszyklen Eingang finden oder pharmazeutische Wirk-
stoffe herstellen („Pharming“). Nicht zuletzt aufgrund der
intensiven BMBF-Förderung und der inzwischen stark
gestiegenen Industriebeteiligung in Forschungsvorhaben
nimmt die deutsche Pflanzenbiotechnologie einen euro-
päischen Spitzenplatz ein. 

Die Nutzung gentechnisch veränderter Organismen (GVO)
wie zum Beispiel Pflanzen, die eine Resistenz gegen
Schädlinge aufweisen, ist EU-weit gesetzlich geregelt.
Die Bundesregierung setzt sich unter Beibehaltung des
bestehenden hohen Schutzniveaus für die Ausgestaltung
der Regelungen bzw. Verfahren im Sinne einer innovati-

Praxisbeispiel

Saubere Wäsche bei niedrigen Temperaturen

Mit innovativer industrieller Biotechnologie gelingt es,
neuartige Wirkstoffe aus der Natur für die industrielle
Produktion bereitzustellen und damit die Umwelt zu
entlasten: Beispiel Waschmittel-Enzyme.

Im Rahmen eines BMBF-geförderten Projekts wurden
durch die BRAIN AG aus Zwingenberg bei Darmstadt
neuartige Enzyme identifiziert, die in Waschmitteln ein-
gesetzt bei 40ºC statt 60ºC aktiv sind: Allein in
Deutschland könnte hierdurch etwa eine Million Tonnen
Kohlendioxid jährlich eingespart werden. Dr. Holger
Zinke, Gründer und Geschäftsführer der BRAIN AG, er-
hielt für seine Arbeiten zur „weißen“ Biotechnologie
den Umweltpreis 2008.

Praxisbeispiel

Moderne Pflanzenzüchtung für 
trockenresistente Gerste

Mit dem vom BMBF geförderten Projekt GABI-
GRAIN sollen neuartige Gerstenlinien mit gesteigertem
Ertrag und verbesserter Kornqualität unter Trocken-
stress gezüchtet werden. Denn vermehrt eintretende
Dürren sind ein massives Problem beim Anbau von
Kulturpflanzen. Der Klimawandel wird weltweit weiter
zu einer Verknappung der Wasserressourcen und regio-
nal zu beschleunigter Wüstenbildung führen. Dadurch
wird auch für die Landwirtschaft in Zukunft immer we-
niger Wasser zur Verfügung stehen. 

Gemeinsam mit zwei Saatzuchtunternehmen arbeiten
Forschungseinrichtungen und die Hochschule Halle-
Wittenberg in dem Projekt zusammen. 

Praxisbeispiel

Nanotechnologie für eine hochsensitive
medizinische Diagnostik

Im Forschungsprojekt „NanoBioPore“ arbeiten die Uni-
versitäten Heidelberg und Bochum zusammen mit Part-
nern aus der Wirtschaft zusammen, um mithilfe der
Nanotechnologie schnellere und genauere Diagnosever-
fahren und Wirkstoffsuchen zu entwickeln. Wichtige
Krankheitsmarker kommen in sehr geringen Konzentra-
tionen vor und erfordern daher Sensoren mit besonders
hoher Nachweisempfindlichkeit. Nanoporöse Elektro-
densysteme werden mit Methoden der Dünnschicht-
und Nanostrukturtechnologie zu speziellen NanoBio-
Pore Sensors entwickelt, mit denen sich auch bisher
nicht oder nur schwierig direkt nachweisbare Krank-
heitserreger und Signalmoleküle nachweisen lassen.
Dies verbessert die Behandlung von Patienten und spart
durch kostengünstigere Diagnoseverfahren Behand-
lungskosten.
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Zukunftstechnologie mit Potenzial

Die Nanotechnologie birgt große Potenziale für
Deutschland, technologisch wie auch wirtschaftlich.
Schon heute sind rund 740 innovative Unternehmen mit
der Entwicklung, Anwendung und dem Vertrieb nano-
technologischer Produkte befasst. Rund 50 000 industri-
elle Arbeitsplätze sind hiermit verbunden – mit steigen-
der Tendenz. Branchenexperten schätzen für das Jahr
2015 das branchenübergreifende, weltweite Marktvolu-
men auf über eine Billion Euro. 
ven Forschung ein. Es wird insbesondere darauf geachtet,
die unabhängigen wissenschaftlichen Bewertungen als
wesentliche Grundlage der Zulassungsentscheidungen zu
erhalten.

Nanotechnologie

Die Nanotechnologie erschließt uns die Welt des Winzi-
gen. Ein Nanometer ist der millionste Teil eines Millime-
ters. Die Nanotechnologien haben einzigartigen Quer-
schnittscharakter mit Anwendungsmöglichkeiten in den
verschiedensten Bereichen, beispielsweise in der Energie-
technik (Brennstoff- und Solarzellen), in der Umwelt-
technik (Materialkreisläufe und Entsorgung) oder in der
Informationstechnik (neue Speicher und Prozessoren) so-
wie im Gesundheitsbereich.

Auf dem Gebiet der Nanotechnologie ist die Bundesrepu-
blik die Nummer eins in Europa. Einen wesentlichen Bei-
trag dazu leistete die konsequente Förderpolitik. Mit rund
370 Millionen Euro an Fördermitteln des Bundes steht
Deutschland dabei mit großem Abstand in Europa an der
Spitze.

Wichtig ist hierbei ein ressortübergreifender Aktionsrah-
men, der Ziele und Handlungsansätze der Nanotechnolo-
gie bündelt. Dafür hat das BMBF zusammen mit BMWi,
BMU, BMG, BMVg, BMAS und BMELV die „Nano-Ini-
tiative-Aktionsplan 2010“ aufgelegt. Ziel ist es, die Um-
setzung nanotechnologischer Forschungsergebnisse in
Produkte und Märkte zu beschleunigen sowie bessere
Rahmenbedingungen – auch für den Arbeits-, Umwelt-
und Verbraucherschutz – zu schaffen. Gleichzeitig wird
in einem öffentlichen Dialog ein verantwortungsvoller
Umgang mit der Technologie und Transparenz ange-
strebt. Sieben verschiedene Förderschwerpunkte werden
gefördert: Automobil, optische Industrie, Pharma und
Medizintechnik, Elektronik, Chemie, Bauwesen sowie
Textilindustrie. 

Die technologischen Entwicklungen von Nanomaterialien
werden mit einer aktiven Auseinandersetzung zu Sicher-
heitsfragen begleitet. Die Bundesregierung hat neben der
laufenden Förderung der Risikoforschung im Bereich der
Nanotechnolgie-Begleitforschung hierzu unter Federfüh-
rung des BMU einen „Nano-Dialog 2006–2008“ zu
Chancen und Risiken von Nanomaterialien durchgeführt.
Dieser wird 2009 bis 2010 unter Berücksichtigung der
bisherigen Erfahrungen fortgesetzt. Daneben setzt sich
das Bundesinstitut für Risikobewertung in mehreren Initi-
ativen für eine sachliche Risikokommunikation ein. 

Damit innovative Produkte und Verfahren unter Einsatz
von Nanotechnologien schneller entstehen können, unter-
stützt das BMBF mit „KMU-innovativ Nanotechnologie
– NanoChance“ vor allem forschungsintensive KMU und
deren Innovationspotenzial in der Spitzenforschung. 

Der „nanoTruck“ ist rollendes Informationszentrum der
Bundesregierung zur Nanotechnologie. Seit 2008 tourt er
durch Deutschland und informiert die Öffentlichkeit über
wissenschaftliche Grundlagen und Einsatzfelder der Na-
notechnologie und schafft Raum für Diskussion und In-
formationsaustausch.

Mikrosystemtechnik – große wirtschaftliche 
Potenziale durch breite Anwendung

Mit einem weltweiten Umsatzvolumen von 277 Milliar-
den Euro kommt der Mikrosystemtechnik eine große wirt-
schaftliche Bedeutung zu. Die Branche verzeichnet ein
Wachstum von jährlich 15 Prozent. Rund 680 000 Arbeits-
plätze in Deutschland sind eng mit der Mikrosystemtech-
nik verbunden. Der mit der dynamischen Entwicklung der
Mikrosystemtechnik verbundene Bedarf an Fachkräften
kann heute kaum gedeckt werden: 84 Prozent der Mikro-
systemtechnik-Hochschulabsolventen finden bereits drei
Monate nach Studienabschluss einen Arbeitsplatz (gegen-
über 52 Prozent bei Ingenieuren insgesamt).

Mit der Förderung im Rahmenprogramm „Mikrosystem-
technik“ und als fester Bestandteil der Mikrosystemtechnik
im Förderprogramm „IKT 2020“ unterstreicht das BMBF
die Bedeutung dieser Technologie und legt zugleich einen
Schwerpunkt auf die Förderung mittelständischer Unter-
nehmen. Aufgrund des Querschnittscharakters der Mikro-
systemtechnik gibt es zahlreiche Anknüpfungspunkte zu
anderen Förderungsbereichen etwa zur Genomik und
Biotechnologie, zur Nanotechnologie, zum Thema Werk-
stoffe und Produktionsverfahren oder zu Kommunika-
tionstechnologien. Ein wichtiges Innovationsfeld der Mi-
krosystemtechnik sind altergerechte Assistenzsysteme
(AAL) für ein selbstbestimmtes Leben.

Mikrosystemtechnik

Eine ungeschickte Bewegung und der Laptop fällt vom
Schreibtisch. Noch vor wenigen Jahren wäre dies das
Aus für die Festplatte gewesen, die Daten wären unwie-
derbringlich verloren. Heute misst ein Sensor die Bewe-
gung, erkennt, dass der Computer fällt und blitzschnell
wird die Festplatte ausgeschaltet – dank Mikrosystem-
technik. Mikrosysteme kommen in unzähligen Berei-
chen des täglichen Lebens zum Einsatz und dienen
meist als winzige, unsichtbare Helfer. Es ist charakteris-
tisch für die Mikrosystemtechnik, dass verschiedene
Technologien beispielsweise in der Aufbau- und Verbin-
dungstechnik miteinander verknüpft werden. Durch die
Mikrosystemtechnik können Bio- und Nanotechnologie
in Mikro- und Makroumgebungen integriert werden,
wodurch diese erst „anschlussfähig“ für die Entwick-
lung neuer Produkte werden. 
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Raumfahrttechnologien

Die Raumfahrttechnologien sind Schlüssel der modernen
Informations- und Industriegesellschaft. Kommunikation
und Fernsehberichterstattung rund um die Welt, das Satel-
litennavigationsystem im Auto, präzise Klima- und Wet-
teranalysen bis hin zu Notfallkartierungen, sie alle sind
abhängig von Raumfahrttechnologien. 

Der Umsatz der Branche mit hohem Anteil an KMU lag
2007 bei 1,46 Milliarden Euro. Die Bundesregierung in-
vestiert im Rahmen der Hightech-Strategie in den Jahren
2006 bis 2009 insgesamt 3,6 Milliarden Euro in die
Raumfahrtforschung. Dies ist der größte Einzelposten.

Die Raumfahrtprojekte sind oftmals aufgrund ihrer Kom-
plexität und hohen Kosten nur in internationaler Zusam-
menarbeit durchführbar. Deshalb ist Deutschland
maßgeblicher Partner in der Europäischen Weltraumorga-
nisation ESA. Die ESA finanziert wissenschaftliche Mis-
sionen zur Erforschung des Weltalls und vergibt Aufträge
an Raumfahrtunternehmen, um Großprojekte wie die eu-
ropäische Beteiligung an der Internationalen Raumstation
ISS oder das Trägersystem Ariane zur realisieren.

Deutsche Raumfahrttechnologie – führend in 
Klimaschutz, Erdbeobachtung und Navigation

Mithilfe innovativer Raumfahrttechnologien können Um-
weltschutzabkommen überwacht, Prognosen der Klima-
wandelfolgen gestellt sowie die effektive Bewältigung
von Naturkatastrophen realisiert werden. Bereits heute ist
Deutschland in Europa führend beteiligt in Klimafor-
schung und Erdbeobachtung aus dem All (Beispiele: Sa-
tellit GOCE, deutsche Radarsatellit TerraSar-X sowie das
optische Satellitensystem RapidEye). 

Daneben soll eine neue ESA-Initiative zur Überwachung
des Klimawandels (CCI, Climate Change Monitoring Ini-
tiative) die Vereinheitlichung von globalen Klimadaten
ermöglichen. Weiter geht das europäische Satellitensys-
tem Meteosat unter deutsch-französischer Führung in
seine dritte Generation (MTG).

Mit GMES/Kopernikus verfolgt die EU den Aufbau eines
umfassenden weltraumgestützten Erdbeobachtungssys-
tems, bei dem Deutschland stark engagiert ist.

Bis zum Jahr 2014 bringt das globale Satellitennaviga-
tionssystem Galileo 30 Satelliten ins All. Im größten
Technologieprojekt der EU soll dann jede Position auf der
Erde mit höchster Genauigkeit bestimmt werden können.
Erste Erfolge sind bereits sichtbar: Die ersten zwei Probe-
satelliten umkreisen die Erde.

Damit der geeignete Rahmen für den kommerziellen Er-
folg solch innovativer Geschäftsfelder und Produkte ge-
schaffen wird und auch deutsche Sicherheitsinteressen
gewahrt werden, ist zum 1. Dezember 2007 das Satelli-
tendatensicherheitsgesetz (SatDSiG) in Kraft getreten.
Damit wird ein rechtlicher Rahmen geschaffen, der es
den deutschen Unternehmen ermöglichen soll, sich auf
dem internationalen Markt zu etablieren und rechtliche
Planungssicherheiten zu erhalten.

Automation und Robotik sichern Zukunft

Automatisierte Systeme und intelligente Roboter sind
nicht nur Schlüssel künftiger Raumfahrttechnologien,
sondern auch „Sprungbretttechnologie“ für die Anwend-
barkeit auf der Erde. Um die weltweit anerkannte Exper-
tise Deutschlands in diesen Bereichen weiter auszubauen,
setzt die Bundesregierung im nationalen Weltraumpro-
gramm einen neuen Schwerpunkt in der Robotik.

Neue Raumfahrtprogramme auf der ESA-Ministerkonfe-
renz im November 2008 beschlossen:

– Deutschland übernimmt Führung bei Satellitenkom-
munikation: Im Rahmen des von der ESA beschlosse-
nen Daten-Relais-Satellitensystem im geostationären
Orbit bietet Deutschland für die optische Hochgeschwin-
digkeitskommunikation zwischen Satelliten weltweit
einzigartige Hochtechnologien und ist führender Part-
ner in diesem ESA-Programm. 

– Autonomer Zugang zum All gesichert: Deutschland ist
mit etwa 25 Prozent am Programm der „Ariane 5“ so-
wie deren Fortentwicklung beteiligt. Ziel des Entwick-
lungsprogramms ist es, das System durch eine wieder-
zündbare, kryogene Oberstufe aus Deutschland
flexibler zu machen und die Nutzlastkapazität zu stei-
gern. Damit wird die „Ariane“ auch künftig zwei kom-
merzielle Satelliten gleichzeitig ins All bringen kön-
nen.

– Mit deutscher Hilfe mehr Wissenschaft im All: Das
Wissenschaftsprogramm der ESA stellt sicher, dass die
Weltraumforschung auch in Zukunft Flaggschiff der
europäischen Raumfahrt bleibt. Im Programm Cosmic
Vision 2015–2025 steht mit prominenter deutscher Be-
teiligung beispielsweise die weitere Erforschung des
Universums, unseres Sonnensystems sowie der Entste-
hung des Lebens im Vordergrund. Deutschland hat
auch erreicht, dass die Internationale Raumstation ISS
als größtes wissenschaftlich-technisches Gemein-
schaftsvorhaben der Menschheit auch künftig in an-
spruchsvollen Projekten genutzt wird. Mit der ISS wird

Praxisbeispiel

Ein Kabel für alles

In der aktuellen Debatte um die Energieversorgung der
Zukunft spielt Wasserstoff als sekundäre, speicherbare
Energie eine bedeutende Rolle. Bislang gibt es jedoch
noch keine geeignete Lösung für die Speicherung und
den Transport des Wasserstoffs. Mit dem Forschungs-
projekt „IceFuel“ der Evonik AG aus Hanau zusammen
mit dem Forschungszentrum Karlsruhe, dem TÜV Süd
und weiteren Partnern sollen mithilfe mikroverfahrens-
technischer Lösungen neuartige Leitungssysteme entwi-
ckelt werden, die so Unterschiedliches wie Strom, Da-
ten und kryogene Medien (zum Beispiel flüssiger
Wasserstoff bei -253°C) transportieren können. Dies ist
ein wichtiger Beitrag für künftige Energieinfrastruktu-
ren.
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der wissenschaftliche Erkenntnisgewinn in Human-
physiologie, Biologie, Materialwissenschaften und
Physik erhöht (ELIPS-European Programme for Life
and Physical Sciences and Applications in Space – zur
Forschung unter Weltraumbedingungen). 

Innovative Dienstleistungen 

Neben technischen Entwicklungen steigt die Nachfrage
nach Produkten, die mithilfe produktbegleitender Dienst-
leistungen individuell auf den Kundenwunsch zuge-
schnitten sind. Weil es die Attraktivität der angebotenen
Produkte erhöht, werden Produkte und Dienstleistungen
immer häufiger als individuelle Komplettlösung angebo-
ten. Dies schafft Alleinstellungs- und Differenzierungs-
merkmale, die im globalen Wettbewerb zu erheblichen
Vorteilen führen. Innovative Dienstleistungen haben da-
mit eine Schlüsselfunktion für Wirtschaft und Innovati-
onspolitik.

Als wichtige Vorleistung für die FuE-intensive Industrie
kommt innovativen Dienstleistungen eine besondere Be-
deutung zu. Das Wachstum auf Zukunftsmärkten wie Lo-
gistik, Multimedia und Gesundheit ist damit eng verbun-
den. Noch deutlicher wird dies bei der Betrachtung des
Strukturwandels in den USA, bei dem Dienstleistungen
deutlich zulegen. So lässt sich hier ein Rückzug aus der
Produktion forschungsintensiver Güter bei einer gleich-
zeitigen Spezialisierung auf wissensintensive Dienstleis-
tungen beobachten.

Dem trägt die Bundesregierung mit dem Programm „Inno-
vationen mit Dienstleistungen“ Rechnung. Das BMBF un-
terstützt damit die Erforschung von antreibenden und
hemmenden Faktoren für Innovationen im Dienstleis-
tungsbereich. Ziel ist es, die Innovationspotenziale moder-
ner Dienstleistungen zu nutzen. Das Programm konzen-
triert sich auf Kernthemen der Dienstleistungswirtschaft

und entwickelt Methoden und Instrumente zur Optimie-
rung bestehender und Entwicklung neuer Dienstleistun-
gen. 

Der wirtschaftliche Stellenwert der Dienstleistungen spie-
gelt sich noch nicht ausreichend in Bildung und For-
schung wider. Der Vergleich mit den USA zeigt, dass die
FuE-Intensität der Dienstleistungswirtschaft in Europa
deutlich zurückliegt. Deshalb bedarf es gemeinsamer An-
strengungen von Wirtschaft, Wissenschaft und Politik,
bestehende Lücken zu schließen. Die Forschungsunion
hat hierzu eine Reihe von Handlungsempfehlungen aus-
gesprochen. Dazu gehört die Einrichtung von Stiftungs-
lehrstühlen mit Dienstleistungsschwerpunkt ebenso wie
die Entwicklung eines Gütesiegels „Services made in
Germany“. Ferner hat sie eine „Taskforce Dienstleistun-
gen“ ins Leben gerufen, deren Aufgabe es ist, die Umset-
zung von Handlungsempfehlungen zu unterstützen. Mit
35 teilnehmenden Unternehmen und Instituten steht die
„Taskforce Dienstleistungen“ für eine Breite, die gegen-
über den anderen Innovationsfeldern einzigartig ist. Sie

Dienstleistungen – größter Wertschöpfungsbereich
mit dynamischer Entwicklung

In Deutschland sind 35 Prozent aller abhängig Beschäf-
tigten (über 27 Millionen Erwerbstätige) und ein Groß-
teil der Selbständigen im Bereich wissensintensiver
Dienstleistungen tätig. Damit ist dies der größte Wert-
schöpfungsbereich in Deutschland überhaupt (Anteil
der Dienstleistungen an der Wertschöpfung rd. 70 Pro-
zent). Wie die Expertenkommission Forschung und In-
novation bestätigt, machen wissensintensive Dienstleis-
tungen rd. 37 Prozent der gesamten Wertschöpfung in
Deutschland aus und übersteigen damit den Wertschöp-
fungsanteil FuE-intensiver Waren von knapp 14 Prozent
deutlich. In der aktuellen Wirtschaftskrise erweisen sich
viele Dienstleistungen als krisenfest. So wird prognosti-
ziert, dass ausschließlich Dienstleistungsbranchen posi-
tive Wachstumsbeiträge in der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung in 2009 leisten werden. Bei den Pro-
gnosen für 2010 belegen Dienstleistungen die ersten sie-
ben Plätze mit den höchsten Wachstumsbeiträgen. 

www.dl2100.de

Praxisbeispiel

Personal Health Manager

Bewegungsmangel und Fehlernährung sind heute weit-
verbreitete Ursachen für eine Vielzahl von Erkrankun-
gen. Krankenkassen und Arbeitgeber kämpfen mit ho-
hen Kosten insbesondere infolge von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Rückenbeschwerden oder Diabetes. Prä-
ventions- und Fitnessprogramme mit individuellem
Coaching sind wirkungsvoll, stehen jedoch aus Kosten-
gründen nur wenigen Personen zur Verfügung. Der
Wettbewerbsdruck zwingt auch Fitnessdienstleister, die
personalintensiven Betreuungsleistungen für den einzel-
nen Kunden deutlich zu beschränken. 

Hier setzt der sog. „Personal Health Manager“ aus dem
Forschungsprojekt „Sprint“ (Systematisches Design zur
Integration von Produkt und Dienstleistung – hybride
Wertschöpfung in der Gesundheitswirtschaft) an. Diese
Kombination aus Produkt (Fitnessgeräte, Pulsuhren,
mobile Endgeräte etc.) und Dienstleistung (Betreuungs-
leistungen, Trainingspläne etc.) ermöglicht es Trainern,
bei ähnlichem Aufwand eine deutlich größere Zahl an
Personen zu unterstützen als dies ein individueller
Coach könnte. Dabei sollen häufig wiederkehrende Pro-
zesse und Routineaufgaben automatisiert oder unter-
stützt werden, die gewonnene Zeit setzt der Trainer für
die regelmäßige persönliche Beratung der Trainierenden
ein. Die Trainierenden erhalten über den Personal
Health Manager ortsunabhängig Trainingshilfen und
können ihren Fortschritt dokumentieren. Das Projekt-
vorhaben ist interdisziplinär aufgebaut und bündelt die
Kompetenz wichtiger Wissensträger aus der deutschen
Wirtschaft und Wissenschaft in den relevanten Teilge-
bieten der Betriebswirtschaftslehre, der Informatik, der
Dienstleistungsgestaltung, des Innovations- und Tech-
nologiemanagements sowie der Sportmedizin. 

www.projekt-sprint.de 
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hat damit bereits eine große Dynamik für das Innovati-
onsfeld und die Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wis-
senschaft bewirkt.

Die Bundesregierung ist den an sie adressierten Empfeh-
lungen der Forschungsunion zur stärkeren Verbindung
von Dienstleistungsforschung mit technologischer For-
schung und anderen Forschungsfeldern mit weiteren Ak-
tivitäten gefolgt: Mit den Wettbewerben „Gesundheitsre-
gionen der Zukunft“ und „Energieeffiziente Stadt“ hat sie
erste Pilotprojekte gestartet, in denen die Dienstleistungs-
forschung einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der ge-
sellschaftspolitischen Herausforderungen leistet. Gerade
die Gesundheitslogistik ist zu einem wichtigen Zukunfts-
thema geworden. Die enge Verbindung der IKT und Mi-
krosystemtechnik mit Dienstleistungen steht im Mittel-
punkt der Förderschwerpunkte zu „Technologie und
Dienstleistungen im demographischen Wandel“ und dem
Programm „Ambient Assisted Living (AAL)“ zur Unter-
stützung des selbstständigen Lebens im Alter. Weitere
Maßnahmen sollen im Rahmen des Aktionsplans
„Dienstleistungen 2020“ folgen.

2.2 Kräfte bündeln und mobilisieren – 
Wirtschaft und Wissenschaft 
zusammenbringen

Herausforderungen und Ziele

Die Neuentwicklungen aus der Forschung müssen von
der Wirtschaft aufgegriffen werden und den Weg in den

Markt finden. Deutschland braucht nicht nur Innovatio-
nen, diese müssen auch erfolgreich in marktfähige Pro-
dukte und Produktionen in Deutschland umgesetzt wer-
den. Unser Land muss schneller von den Innovationen
profitieren. Ziel der Bundesregierung ist deshalb, die vor-
handenen Kräfte in Wissenschaft und Wirtschaft zu bün-
deln und neue Kräfte zu mobilisieren. 

Bilanz und Perspektiven

Ein Schwerpunkt der Hightech-Strategie setzt auf den
Brückenschlag zwischen Wissenschaft und Wirtschaft so-
wie die Stärkung des innovativen Mittelstandes. Mit ge-
zielten Anreizen werden Wissenschaft und Wirtschaft
besser miteinander verzahnt und Kompetenzen in Koope-
rationen, Partnerschaften sowie Innovationsallianzen ge-
bündelt. Cluster- und Netzwerkbildung unter maßgebli-
cher Einbeziehung von KMU ist deutlich in den Fokus
gerückt. Der dadurch gestärkte Wissens- und Technolo-
gietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft kann
maßgeblich zu kommerziell erfolgreichen Innovationen
führen.

Mehr Mittel für die Innovationsfähigkeit
des Mittelstandes

Als Innovationsmotor spielt der deutsche Mittelstand eine
entscheidende Rolle. Kleine und mittelständische Unter-
nehmen (KMU) können bei der Erschließung von Märkten
besonders flexibel und schnell reagieren. Dies gilt gerade
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Innovationen müssen schnell und erfolgreich von der Forschung in Produkte umgesetzt werden. Dies ist nur mit ver-
einten Kräften und disziplin- und branchenübergreifenden Ansätzen und der Nutzung von Synergien erfolgreich. Die
Bundesregierung zielt auf eine enge Verbindung von Wissenschaft und Wirtschaft und auf eine stärkere Nutzung der
Potenziale von KMU.

Bilanz und Perspektiven 

Mithilfe der Hightech-Strategie sind Kräfte mobilisiert und gebündelt durch eine enge Verzahnung von Wirtschaft
und Wissenschaft:

– Mehr Mittel für den innovativen Mittelstand.

– Beschleunigter Zugang zu Förderprogrammen durch KMU-innovativ (50 Prozent der KMU sind „Förderneu-
linge“).

– Mittelstandsförderung im Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) zusammengefasst, ausgebaut und
die Fördermittel ab 2009 fast verdoppelt.

– Neun Innovationsallianzen mobilisieren 3 Milliarden Euro private Mittel.

– Spitzencluster-Wettbewerb: die ersten fünf Gewinner sind prämiert; 2. Runde ist gestartet.

– Cluster- und Netzwerkförderung mit Fokus auf KMU und die neuen Länder intensiviert (z. B. Spitzenforschung in
den neuen Ländern, Unternehmen Region, Innovationskompetenz Ost).

– Lücke zwischen Forschung und Verwertung schließen: Neue Maßnahme zur Validierungsförderung geht 2009 an
den Start.

– Zentrale Förderberatung „Forschung und Innovation“ des Bundes für einfachen und transparenten Zugang zur
Förderung.

Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Innovationen müssen schnell und erfolgreich von der Forschung in Produkte umgesetzt werden. Dies ist nur mit ver-
einten Kräften und disziplin- und branchenübergreifenden Ansätzen und der Nutzung von Synergien erfolgreich. Die
Bundesregierung zielt auf eine enge Verbindung von Wissenschaft und Wirtschaft und auf eine stärkere Nutzung der
Potenziale von KMU.

Bilanz und Perspektiven 

Mithilfe der Hightech-Strategie sind Kräfte mobilisiert und gebündelt durch eine enge Verzahnung von Wirtschaft
und Wissenschaft:

– Mehr Mittel für den innovativen Mittelstand.

– Beschleunigter Zugang zu Förderprogrammen durch KMU-innovativ (50 Prozent der KMU sind „Förderneu-
linge“).

– Mittelstandsförderung im Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) zusammengefasst, ausgebaut und
die Fördermittel ab 2009 fast verdoppelt.

– Neun Innovationsallianzen mobilisieren 3 Milliarden Euro private Mittel.

– Spitzencluster-Wettbewerb: die ersten fünf Gewinner sind prämiert; 2. Runde ist gestartet.

– Cluster- und Netzwerkförderung mit Fokus auf KMU und die neuen Länder intensiviert (z. B. Spitzenforschung in
den neuen Ländern, Unternehmen Region, Innovationskompetenz Ost).

– Lücke zwischen Forschung und Verwertung schließen: Neue Maßnahme zur Validierungsförderung geht 2009 an
den Start.

– Zentrale Förderberatung „Forschung und Innovation“ des Bundes für einfachen und transparenten Zugang zur
Förderung.
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Cluster- und netzwerkförderung der Bundesregierung (1995 bis 2008)

Quelle: VDI/VDE-IT
für neue Forschungsfelder, in denen die Geschwindigkeit
im Innovationsprozess über den Erfolg entscheidet. Des-
halb hat die Bundesregierung der Förderung des innovati-
ven Mittelstandes auch im Rahmen der Konjunkturpakete
eine große Bedeutung eingeräumt. 

Mit der Hightech-Strategie setzt die Bundesregierung
Schwerpunkte in der Förderung von innovativen mittel-
ständischen Unternehmen, um so die Potenziale von KMU
stärker zu nutzen. Die Technologie-Fördermittel des
BMWi und des BMBF zugunsten von KMU belaufen sich
zusammen im Jahr 2007 auf rd. 725 Millionen Euro. Für
2009 sind über 950 Millionen Euro vorgesehen. Auf der
Basis der aktuellen Haushaltszahlen wird sich der Trend
der überproportionalen Steigerungen weiter fortsetzen.
Andere Ressorts haben ihre Mittel für KMU ebenfalls er-
höht. Zusätzlich stehen für die Jahre 2009 und 2010 befris-
tete Mittel für Forschung und Entwicklung in KMU im
Rahmen des Konjunkturpakets II der Bundesregierung zur
Verfügung.

Kooperation von Forschung und Mittelstand – 
Schnelle und einfache Förderung

Mithilfe des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand
(ZIM) sollen mittelständische Unternehmen zu mehr An-
strengungen für Forschung, Entwicklung und Innovatio-
nen angeregt werden. Im ZIM wurden Mitte 2008 die the-
menoffenen Kooperations- und Netzwerkprogramme des
BMWi zusammengefasst, neu strukturiert und in Teilbe-
reichen erweitert. Das Antragsverfahren ist schlank und
komfortabel für die Antragsteller. ZIM ist ein bundeswei-
tes, technologie- und branchenoffenes Förderprogramm
für KMU einschließlich ihrer kooperierenden wirtschafts-
nahen Forschungseinrichtungen. 

Mit ZIM gibt es im BMWi zur Förderung von FuE-Vor-
haben des Mittelstandes nur noch ein Programm. Die bis-
herigen Kooperations- und Netzwerkprogramme PRO
INNO II, InnoNet und NEMO wurden zusammengelegt.
Die einzelbetriebliche FuE-Förderung für ostdeutsche

Unternehmen (INNOWATT) wurde Anfang 2009 eben-
falls integriert. Die Nachfrage nach ZIM steigt stetig an. 

Um den angesichts der Krise gewachsenen Finanzie-
rungsbedarf des Mittelstands für FuE-Vorhaben zu de-
cken, hat die Bundesregierung im Konjunkturpaket II im
Januar 2009 beschlossen, im ZIM in den Jahren 2009 und
2010 auch einzelbetriebliche FuE-Vorhaben von west-
deutschen Unternehmen und im Gesamtprogramm auch
Unternehmen bis 1000 Beschäftigte in Ost- und West-
deutschland mit zusätzlich 900 Millionen Euro zu för-
dern. Damit setzt das Konjunkturpaket II einen starken
forschungs- und innovationspolitischen Impuls.

KMU-innovativ gibt Vorfahrt für die Spitzenforschung im
Mittelstand und erhöht deren Innovationsbeteiligung. Ziel
dieser Förderinitiative des BMBF ist es, mittelständischen
Unternehmen einen unbürokratischen und beschleunigten
Einstieg in die technologiespezifische Förderung zu er-
möglichen und ihnen so den Zugang zu Forschungsver-
bünden der Fachprogramme zu erleichtern.

Die Förderinitiative sieht KMU-freundliche Kriterien
vor: Dazu gehört die Möglichkeit einer vereinfachten Bo-
nitätsprüfung ebenso wie die Chance, bei knappem Ei-
genkapital Meilensteine in der Projektlaufzeit zu setzen.
Darüber hinaus geben regelmäßige Stichtage und ver-
bindliche Bearbeitungszeiten für Anträge Planungssicher-
heit. 

Vorteile von KMU-innovativ sind:

– Schneller ans Ziel: Beratung durch einen zentralen Lot-
sendienst (www.kmu-innovativ.de, Tel: 0800-2623 009)

– Zügiges Verfahren: Bearbeitung von Skizze und An-
trag jeweils innerhalb von zwei Monaten.

– Vereinfachte Bonitätsprüfung: Auch kleine und junge
Unternehmen haben eine Chance.

– Definition von Meilensteinen: Auch Unternehmen mit
geringerem Eigenkapital werden gefördert.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 43 – Drucksache 16/12900

FuE-Mittel des Bundes für den Mittelstand steigen

Quelle: Projektförderdatenbank „profi“, Haushaltspläne

~ 

~ 

Neue Förderberatung „Forschung und Innovation“
des Bundes – einfacher und transparenter Zugang
zur Förderung

Die Bundesregierung hat eine Erstanlaufstelle für Fra-
gen zur Forschungs- und Innovationsförderung einge-
richtet. Die zentrale Förderberatung „Forschung und In-
novation“ des Bundes richtet sich mit ihrem Angebot an
alle potenziellen Förderpartner – Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und Unternehmen. Die umfassen-
den Beratungsmöglichkeiten zu Verfahrenswegen und
Konditionen aller relevanten FuE-Programme von
Bund, Ländern und der Europäischen Kommission sor-
gen für mehr Transparenz und erleichtern den Zugang
zur Forschungsförderung. Die Förderberatung unter-
stützt auch bei der Antragstellung und wendet sich vor
allem an „Förderneulinge“, insbesondere unter den klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU).

www.foerderinfo.bund.de 
KMU-innovativ wurde in den Technologiefeldern gestar-
tet, die für Wachstum und Wohlstand in Deutschland be-
sonders wichtig sind: 

– „KMU-innovativ: Biotechnologie-BioChance“

– „KMU-innovativ: Informations- und Kommunikati-
onstechnologie“

– „KMU-innovativ: Nanotechnologie-NanoChance“

– „KMU-innovativ: Optische Technologien“

– „KMU-innovativ: Produktionsforschung“

– „KMU-innovativ: Ressourcen- und Energieeffizienz“

Die laufende Evaluation von KMU-innovativ zeigt be-
reits, dass die Ausschreibungsrunden seit dem Start 2007
auf außerordentlich positive Resonanz gestoßen sind. Das
Instrument wird breit über Deutschland verteilt genutzt.
Jeweils etwa 50 Prozent der Unternehmen sind „Förder-
neulinge“, die sich erstmals um BMBF-Fördermittel be-
worben haben. Seit dem Start 2007 wurden in den bishe-
rigen Auswahlrunden Skizzen mit einer Fördersumme
von knapp 200 Millionen Euro zur Förderung empfohlen,
das entsprechende Projektvolumen liegt bei über 320 Mil-
lionen Euro.

Mehr Ideen sollen erfolgreich in Produkte, Verfahren und
Dienstleistungen umgesetzt werden. Das Förderinstru-
ment Forschungsprämie zur Stärkung der Kooperations-
fähigkeit von Hochschulen und Forschungseinrichtungen
mit der Wirtschaft und die Forschungsprämie Zwei für
gemeinnützige Forschungseinrichtungen setzen zusätzli-
che Anreize für eine Zusammenarbeit mit kleinen und
mittleren Unternehmen. Denn Forschungs- und Entwick-
lungsaufträge von KMU werden mit 25 Prozent des Auf-
tragsvolumens bis zu maximal 100 000 Euro prämiert.

Um dem zentralen Anliegen der Hightech-Strategie, die
Lücke zwischen Forschung und Verwertung schneller zu
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schließen, näher zu kommen, startet das BMBF in 2009
eine Maßnahme zur Validierungsförderung. Ziel ist die
Unterstützung von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern an Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen beim Nachweis der technischen
Machbarkeit und des wirtschaftlichen Potenzials von For-
schungsergebnissen (Validierung), damit diese schneller
und erfolgreicher in den Markt gebracht werden können.
Denn für den Beweis der Funktionsfähigkeit einer im La-
bor entwickelten Idee fehlt den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern häufig die Kapazität oder das Geld, um
ihre Forschungen in Richtung Markt weiter voranzutrei-
ben. Die Validierungsförderung ist ein wesentliches Ele-
ment eines verbesserten Wissens- und Technologietrans-
fers zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und Unternehmen.

Mit ihrer Beteiligung am 2008 gestarteten europäischen
Programm Eurostars hat die Bundesregierung ein zusätz-
liches Förderinstrument für KMU eingeführt, die im Rah-
men der europäischen Forschungsinitiative EUREKA mit
Partnern in anderen Mitgliedsländern gemeinsam For-
schungs- und Entwicklungsprojekte durchführen. Das
themenoffene Programm ist ein Erfolg: KMU werden
erstmals angeregt, sich durch gemeinsame, grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zu internationalisieren.
Auch die große Nachfrage belegt diese Wirkung.

Mit dem Programm CORNET werden internationale Pro-
jekte der Gemeinschaftsforschung von KMU-Verbünden
unterstützt, die einer Vielzahl von Unternehmen zugute-
kommen. ERA-SME unterstützt europäische Koopera-
tionsvorhaben zwischen KMU und FuE-Einrichtungen,
um den grenzüberschreitenden Technologietransfer zwi-
schen Forschung und Wirtschaft zu verbessern.

Innovationsallianzen und Strategische Partner-
schaften mobilisieren privates Kapital

Im Rahmen der Hightech-Strategie wurde mit den Inno-
vationsallianzen ein neues Instrument der Forschungs-
und Innovationspolitik geschaffen. Im Vordergrund dieser
strategischen Kooperationen von Wissenschaft und Wirt-
schaft steht jeweils die Ausrichtung auf einen bestimmten
Anwendungsbereich oder Zukunftsmarkt. Innovations-
allianzen entfalten eine besondere volkswirtschaftliche
Hebelwirkung. Zielmarke ist: ein Euro des Bundes für
fünf Euro der Wirtschaft. Gemeinsam mit dem BMBF ha-
ben Wirtschaft und Wissenschaft 2007 insgesamt sechs
und 2008 bisher noch einmal drei Innovationsallianzen
ins Leben gerufen. Mit 600 Millionen Euro des Bundes
werden so mehr als 3 Milliarden Euro aufseiten der Wirt-
schaft bewegt. Dabei gilt es auch, die richtigen Schwer-
punkte zu setzen. Beispiel Klimaschutz/Energie: Mit den
Innovationsallianzen wird ein wesentlicher Beitrag zur
energieeffizienten Beleuchtung (OLED-Initaitive), zur
Nutzung erneuerbarer Energien (Organische Photovol-
taik) und zur Speicherung von Energie (Lithium-Ionen-
Batterie) geleistet.

Bei den Innovationsallianzen wird erstmalig ein Kom-
mittment hinsichtlich der zusätzlichen finanziellen Inves-
titionen der Wirtschaft auf der Vorstandsebene vorausge-

setzt. Hierdurch entsteht eine völlig neue Qualität der
Verbindlichkeit. Das ist auch für KMU von zentraler Be-
deutung, denn: Das Wissen um künftige technologische
Entwicklungen sowie das Kommittment von Großunter-
nehmen ermöglichen es KMU, das hohe Risiko bei FuE-
Investitionsentscheidungen planbarer zu machen.

Neben den Innovationsallianzen fördert die Bundesregie-
rung auch andere Formen Strategischer Partnerschaften
zwischen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft. Zuneh-
mend ergibt sich hierbei auch die Notwendigkeit, Ele-
mente der Forschungsförderung mit Elementen der Res-
sortforschung zu kombinieren, um neben den Zielen der
Förderung von Wissenschaft und Forschung sowie der
Wirtschaft auch wichtige fachpolitische Ziele zu errei-
chen (z. B. energieeffizientes Bauen, energiesparsame
und bezahlbare Mobilität, attraktiver öffentlicher Perso-
nennahverkehr).

Mit gemeinsamen Kräften in den Innovationsallianzen
und Strategischen Partnerschaften werden vorhandene
Stärken aufgenommen, zusammengeführt und zu konkre-
ten Ergebnissen gebracht, um so die Innovationsführer-
schaft Deutschlands im jeweiligen Bereich weiter zu stär-
ken. 

Spitzencluster-Wettbewerb profiliert 
Innovationsstandort Deutschland

Unter dem Motto „Deutschlands Spitzencluster – Mehr
Innovation. Mehr Wachstum. Mehr Beschäftigung“ hat
das BMBF im Sommer 2007 den Spitzencluster-Wettbe-
werb gestartet. Ziel dieses neuen Wettbewerbs ist es,
Deutschlands leistungsfähigste Cluster aus Wissenschaft
und Wirtschaft, die strategische Partnerschaften einge-
hen, auf dem Weg in die internationale Spitzengruppe zu
unterstützen. Vorgesehen sind drei Wettbewerbsrunden in
einem zeitlichen Abstand von etwa anderthalb Jahren. In
jeder der drei Wettbewerbsrunden werden bis zu 200 Mil-
lionen Euro für jeweils bis zu fünf Spitzencluster über ei-
nen Zeitraum von maximal fünf Jahren zur Verfügung ge-
stellt. Die Umsetzung sieht eine mindestens ebenso hohe
finanzielle Beteiligung der Wirtschaft und privater Inves-
toren vor.

Grundlage der Förderung der Spitzencluster ist eine ge-
meinsame Strategie, die bei den jeweiligen Stärken der
Cluster ansetzt und auf die Definition künftiger Entwick-
lungsziele ausgerichtet ist. Dabei wird die gesamte Inno-
vationskette von der Idee bis zur wirtschaftlichen Verwer-
tung vorausgesetzt. 

Im September 2008 wurden die fünf Gewinner der ersten
Wettbewerbsrunde von der unabhängigen Jury ausge-
wählt. Die fünf Spitzencluster haben in besonderer Weise
dem Grundgedanken des Wettbewerbs Rechnung getra-
gen. Bereits die erste Wettbewerbsrunde hat eine enorme
Aufbruchsstimmung und Mobilisierungswirkung erzeugt.
Das BMBF hat Mitte Januar 2009 nun die zweite Wettbe-
werbsrunde gestartet. Vor allem neue Bewerber und auch
Cluster, die in der ersten Runde nicht zum Zuge gekom-
men sind, bereiten sich mit großem Engagement auf die
nächsten Runden vor 
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Gewinner der ersten Runde des Spitzencluster-Wettbewerbs
Spitzenforschung und Innovation 
in den neuen Ländern 

Um den Herausforderungen des demografischen Wandels,
der anhaltenden Strukturschwäche und dem Mangel an
großen Unternehmen zu begegnen, hat das BMBF ge-
meinsam mit den ostdeutschen Ländern 2008 das Pro-
gramm zu Spitzenforschung und Innovation in den neuen
Ländern gestartet. Ziel ist es, die Innovationsfähigkeit und
die wissenschaftliche Exzellenz in den neuen Ländern zu
stärken. Dafür werden Kompetenzen in Wissenschaft und
Wirtschaft in den Regionen gebündelt. Gefördert werden
organisationsübergreifende, themenorientierte Netzwerke
aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unter-
nehmen. Im Fokus stehen insbesondere die Hochschulen
in den neuen Ländern, die durch strategische Kooperatio-
nen mit ihren Partnern ihre Sichtbarkeit und ihre Attrakti-
vität steigern können. 

In einer ersten Runde sind im Sommer 2008 sechs ausge-
wählte Pilotprojekte zur Spitzenforschung erfolgreich ge-

startet. In der zweiten Förderrunde werden im Mai 2009
weitere Verbünde in einem Wettbewerbsverfahren ausge-
wählt. 

„Unternehmen Region“ setzt marktorientierte Inno-
vationsprozesse in den neuen Ländern in Bewegung 

Innovation ist der Schlüssel für den Aufbau Ost. Mit der
Innovationsinitiative „Unternehmen Region“ unterstützt
das BMBF regionale Kooperationsbündnisse dabei, eine
Strategie zu entwickeln und umzusetzen, um mit eigenen
innovativen, zukunftsfähigen und technologischen Ansät-
zen erfolgreich zu sein. Die Stärken und Potenziale der
jeweiligen Region sollen genutzt und ausgebaut werden,
um so zielstrebig die Umsetzung ihrer Innovationen am
Markt voranzutreiben. Mit Unternehmen Region entste-
hen leistungsstarke und für Wissenschaft und Wirtschaft
attraktive Innovationsstandorte, die langfristig als Wirt-
schaftscluster über die Region hinaus wahrgenommen
werden. Die Fördergelder sind damit Startkapital und In-
vestitionen für unternehmerisch handelnde Regionen. 
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Pilotprojekte der ersten runde Spitzenforschung und Innovation 
in den neuen Ländern

Programme von „Unternehmen Region“

– InnoRegio (1999 bis 2006)

– Innovative regionale Wachstumskerne mit Modul WK-
Potenzial

– Innovationsforen

– Zentren für Innovationskompetenz 

– InnoProfile

– ForMaT

www.unternehmen-region.de
Über 200 Unternehmen-Region-Initiativen in mehr als
2 000 Einzelprojekten von exzellenter Forschung bis zu
konkreten marktrelevanten Entwicklungen arbeiten vor
Ort tagtäglich am Aufbau Ost. Der Jahresbericht 2008 der
Bundesregierung zum Stand der deutschen Einheit zeigt
es deutlich: Die ostdeutsche Wirtschaft hat 2007 eine po-
sitive Entwicklung mit einem Wachstum von 2,2 Prozent
genommen. Sie wuchs damit deutlich stärker als in den
Jahren zuvor. Parallel sank die Arbeitslosigkeit auf den
niedrigsten Stand seit 1991. Besonders positiv ist die Ent-
wicklung im industriellen Bereich – hier hatte der Osten
sogar eine höhere Steigerungsrate als der Westen – und
auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien. Dies liegt
nicht zuletzt an der konsequenten Unterstützung von In-
novationen und ihrer wirtschaftlichen Umsetzung durch
die Förderprogramme von „Unternehmen Region“.

„Innovationskompetenz Ost“ stärkt Forschungs-
infrastruktur für den ostdeutschen Mittelstand 

Die gemeinnützigen externen Industrieforschungseinrich-
tungen sind wesentlicher Bestandteil der ostdeutschen
Forschungslandschaft. Angesichts fehlender Großunter-
nehmen spielen sie eine wichtige Rolle als Mittler zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft sowie als Initiatoren
und Moderatoren von regionalen und überregionalen FuE-
Kooperationen des innovativen Mittelstands. Sie erbrin-
gen bedarfsorientierte Forschungs- und Entwicklungsleis-
tungen für KMU und stärken damit die Innovationskraft
Ostdeutschlands. Das BMWi unterstützt die gemeinnützi-
gen externen Industrieforschungseinrichtungen mit dem
Anfang 2009 neu gestalteten Programm „Innovations-
kompetenz Ost/INNO-KOM-Ost“ bei neuen Erzeugnis-
und Verfahrensentwicklungen mit dem Ziel ihrer zügigen
Umsetzung in marktfähige Produkte und Verfahren sowie
beim Ausbau ihrer FuE-Kompetenzen. Das Modellvorha-
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ben „Investitionszuschuss technische Infrastruktur“ flan-
kiert die Maßnahmen zur Investitionsförderung des Kon-
junkturpakets II. 

„Wirtschaft trifft Wissenschaft“ fördert neue Wege 
im Technologie- und Innovationstransfer 
in den neuen Ländern

Mit dem im Januar 2007 gestarteten Innovationswettbe-
werb „Wirtschaft trifft Wissenschaft“ des BMVBS ruft
der Beauftragte der Bundesregierung für die neuen Län-

der die ostdeutschen Hochschulen und Forschungsein-
richtungen dazu auf, neue Ideen bei der Entwicklung und
Anwendung innovativer Kommunikations- und Koopera-
tionsformen zwischen Wirtschaft und Wissenschaft ein-
zubringen und zu erproben. Damit wird der Technologie-
transfer verbessert sowie das Bewusstsein für die
wirtschaftlichen Chancen und die gesellschaftliche Rolle
für die Entwicklung der jeweiligen Region gestärkt. Ein
Ziel des Wettbewerbs ist es beispielsweise, die Position
der Hochschulen in den neuen Ländern als „regionale An-
ker“ in Innovationsprozessen zu stärken. 

2.3 Rahmenbedingungen verbessern

Herausforderungen und Ziele

Eine umfassende Forschungs- und Innovationspolitik be-
deutet für den Gesetzgeber vor allem, wirksame Impulse
und Anreize für Wachstum und Innovationen zu setzen, In-
novationshemmnisse abzubauen und Freiheiten zu schaf-
fen, die Innovationen ermöglichen und beflügeln.

Ziel der Bundesregierung ist deshalb, alle Bedingungen
für Innovationen in den Blick zu nehmen und Forschungs-
förderung mit Rahmenbedingungen untrennbar zu verbin-
den. Diese Verknüpfung ist Grundlage einer funktionie-
renden Wertschöpfungskette von der Idee zum Produkt
und zur Vermarktung und bestärkt so die Entwicklung von
Leitmärkten.

Internationale Potenziale für KMU und Cluster 
erschließen

Internationale Vernetzung deutscher Unternehmen – vor
allem von KMU – bedarf besonderer Anstrengungen,
birgt aber immense Chancen, internationale Zukunfts-
märkte zu erschließen. Die Bundesregierung setzt des-
halb zur Stimulierung der Internationalisierung auf
Information, Beratung und Förderung. So werden bei-
spielsweise KMU-spezifische Beratungsangebote, ein-
schließlich fünf Kooperationsberater an den Auslands-
handelskammern in Moskau, Kiew, Minsk, Peking und
Shanghai, eingerichtet sowie die Informationen zur inter-
nationalen Clusterlandschaft ausgebaut. Daneben fördert
die Bundesregierung Sondierungs- und Anbahnungs-
maßnahmen für internationale Kooperationen.

www.kooperation-international.de
Zusammenfassung
Herausforderungen und Ziele
Nur mit geeigneten Rahmenbedingungen, die Innovationen befördern, werden gute Ideen zu wirtschaftlich erfolgrei-
chen Produkten, Verfahren und Dienstleistungen. Ziel der Bundesregierung ist es, Rahmenbedingungen als elementa-
ren Teil der Innovationspolitik positiv zu gestalten.

Bilanz und Perspektiven
Die Hightech-Strategie verbindet erstmals Forschungsförderung mit innovationsorientierter Gestaltung von Entwick-
lungsprozessen und Rahmenbedingungen. Dieser Ansatz muss verstärkt weiterverfolgt werden. Erfolgreiche Verbes-
serungen der Rahmenbedingungen sind:
– Finanzierung gestärkt: Unternehmensteuerreform schafft finanzielle Spielräume; „Hilfen für Helfer“-Gesetz er-

höht Anreize, privates Geld in Stiftungen zu geben.
– Verbesserte Gründungsbedingungen: Novelle des GmbH-Rechts erleichtert Gründungen; Hightech-Gründerfonds

stellt Risikokapital für junge, innovative Unternehmen zur Verfügung; EXIST und Gründerinnen-Programm un-
terstützen Gründungswillige.

– Förderung von Innovationen durch die öffentliche Beschaffung: Die Bundesregierung setzt bei der Vergabe konse-
quent auf die Nutzung neuer Produkte und Technologien.

– Verstärkter Schutz geistigen Eigentums: Mit der Initiative SIGNO – Schutz für Ideen für die Gewerbliche Nut-
zung werden Hochschulen und Existenzgründer bei patentrechtlichen Fragen beraten und unterstützt.

– Normung als Innovationsmotor: Das Projekt „Innovation mit Normen und Standards“ stärkt insbesondere KMU
bei oftmals komplexen und aufwendigen Normungsprozessen.

– Erfolgreicher Bürokratieabbau: Der aktuelle Sachstandsbericht zeigt, dass 330 Vereinfachungen bereits zu über
sieben Milliarden Euro jährlicher Entlastung der Wirtschaft führen.

– Mehr Wagniskapital: Insbesondere vor dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise sind attraktive Rahmen-
bedingungen für Innovationsfinanzierungen notwendig.
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Um im internationalen Wettbewerb weiter bestehen zu
können, müssen bestehende innovationshemmende Fak-
toren abgebaut und gleichzeitig innovationsfördernde Re-
gelungen geschaffen werden. 

Bilanz und Perspektiven

Die Hightech-Strategie der Bundesregierung setzt erstmals
politikfeldübergreifend auf eine innovationsorientierte
Gestaltung von Entwicklungsprozessen und Rahmenbe-
dingungen als elementaren Bestandteil einer erfolgreichen
Innovationspolitik. Wichtige Verbesserungen sind bereits
erreicht.

Finanzierung gestärkt

Unerlässliche Voraussetzung für Innovationen ist eine hin-
reichende Finanzierung. Gerade jungen hochinnovativen
und motivierten Wachstumsunternehmen (Start-ups) steht
oft nicht genügend Geld zur Verfügung. Eine Bankfinan-
zierung scheidet zumeist mangels vorhandener Sicherhei-
ten aus. Zentrales Problem ist laut Expertenkommission
(EFI) die geringe Eigenkapitalausstattung innovativer
KMU und der zu wenig leistungsfähige Beteiligungskapi-
talmarkt in Deutschland. Diese Situation dürfte sich in
der aktuellen Krise weiter verschärfen.

Mit der Unternehmensteuerreform sind die Voraussetzun-
gen für private FuE-Investitionen verbessert worden. Die
Absenkung der Unternehmensbesteuerung unter 30 Prozent
schafft finanzielle Freiräume, die in Investitionen für For-
schung und Entwicklung zurückfließen können. Angesichts
einiger bestehender Maßnahmen zur Gegenfinanzierung
(Funktionsverlagerung, Lizenzbesteuerung, Mantelkauf)
und der Abgeltungsteuer sind jedoch einschränkende Aus-
wirkungen auf die FuE-Intensität von Unternehmen nicht
ausgeschlossen.

Um die Bedingungen für den deutschen Risikokapital-
markt zu verbessern hat der Bundestag am 27. Juni 2008
das Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen
für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) verabschiedet. Teile
des am 1. Januar 2008 in Kraft getretenen Gesetzes stehen
noch unter dem beihilferechtlichen Zulassungsvorbehalt
der EU-Kommission (z. B. Regelung zur Verlustnutzung).
Die Wirkungen des Gesetzes auf dem Wagniskapitalmarkt
müssen genau untersucht werden. 

Für technologieorientierte Gründungen und junge innova-
tive Unternehmen ist die Finanzierung besonders schwie-
rig. Sowohl Venture-Capital-Gesellschaften als auch
Business Angels engagieren sich nicht ausreichend. Hier
setzt der High-Tech Gründerfonds der Bundesregierung
an. Dieser Fonds mit einem Volumen von rd. 272 Millio-
nen Euro investiert Risikokapital in junge, chancenreiche
Technologie-Unternehmen, die vielversprechende For-
schungsergebnisse unternehmerisch umsetzen. Mithilfe
der Seedfinanzierung von bis zu 500 000 Euro sollen die
Start-ups das FuE-Vorhaben bis zur Bereitstellung eines
Prototypen beziehungsweise eines „proof of concepts“
oder zur Markteinführung bringen. Der Fonds ist eine er-
folgreiche Public-Private Partnership vom BMWi und

KfW sowie BASF, Deutsche Telekom, Siemens, Robert
Bosch, Daimler und Carl Zeiss.

Gründungsbedingungen verbessert 

Junge, wissensbasierte Unternehmen schließen die Inno-
vationslücke zwischen akademischer Forschung und in-
dustrieller Anwendung. Sie setzen Ideen schnell und effi-
zient in Innovationen um. Gründungsunternehmen sind
oft Träger radikaler und neuer Formen der Wertschöpfung
und damit Garant für wirtschaftlichen Erfolg. Die Grün-
dungs- und Wachstumsdynamik neuer innovativer Unter-
nehmen wird deshalb durch die Hightech-Strategie mas-
siv unterstützt. 

Die Gründungsbedingungen sind durch die Novelle des
GmbH-Rechts erleichtert worden. Insbesondere die er-
leichterte Kapitalaufbringung und die Möglichkeit zur be-
schleunigten elektronischen Registereintragung haben die
Attraktivität der GmbH als Rechtsform gesteigert. Damit
hat die Bundesregierung ein wettbewerbsfähiges Modell
und eine sehr erfolgreiche Gesellschaftsform geschaffen,
die europäischen Trends folgt.

Das Gründungsprogramm EXIST (Existenzgründungen aus
der Wissenschaft) ist in der Gründungsberatung und -förde-
rung ein Erfolgsmodell. Dafür spricht, dass inzwischen
fast alle Universitäten und viele Fachhochschulen für an-
gehende Gründerinnen und Gründer Angebote zur Quali-
fizierung und zu deren Unterstützung aufgebaut haben.
EXIST hat die Motivation für eine selbständige Tätigkeit
in Hochschulen und Forschungseinrichtungen erhöht und
war damit Initialzündung für die Entwicklung einer Grün-
dungskultur. (www.existenzgruender.de; www.exist.de).

Speziell das große Potenzial hoch qualifizierter Frauen
für Neugründungen wird mit dem Aktionsplan „Power
für Gründerinnen“ aufgegriffen. Modellhaft werden inno-
vative Ansätze entwickelt und erprobt, um ein gründe-
rinnenfreundliches Klima zu schaffen. Dadurch werden
Frauen gezielt unterstützt, den Schritt in die Selbständig-
keit zu wagen. 

Stiftungen einbeziehen

Stiftungen sind für die Bundesregierung wichtige Part-
ner, deren Potenziale für Bildung und Forschung weiter
genutzt werden müssen. Von dem in 2007 in Kraft getre-
tenen Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftli-
chen Engagements („Hilfen für Helfer“) profitieren ins-
besondere auch gemeinnützige Stiftungen, die sich im
Bereich Bildung und Forschung engagieren. Mit der
deutlichen Anhebung der Abzugshöchstbeträge für Zu-
wendungen, dem Ausbau der Förderung von Zustiftun-
gen und dem unbeschränkten Vortrag verbleibender
Spendenbeträge wurden die Anreize für Zuwendungen
im Bereich Bildung und Forschung deutlich erhöht. Das
Gesetz ist daher auf breite Zustimmung gestoßen und
hat letztlich auch zu der positiven Entwicklung der Stif-
tungslandschaft in den vergangenen beiden Jahren in
Deutschland beigetragen.
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Gründungshilfen für Biowissenschaftler

Gründungen sind für die Entwicklung einer jungen Bran-
che maßgebend, vor allem in hochinnovativen Branchen
wie der Biotechnologie. Im Rahmen der Hightech-Stra-
tegie gibt die Gründungs-Offensive „GO-Bio“ zusätzli-
che Impulse für Nachwuchsförderung und Neugründun-
gen. Junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
erhalten die Möglichkeit, in Deutschland mit einer ei-
genen Arbeitsgruppe innovative Forschungsthemen wei-
terzuentwickeln, zu validieren und zielgerichtet dem
Technologietransfer über eine Unternehmensgründung
zuzuführen. Die ersten von entsprechendem Hilfskapital
flankierten Gründungen sind bereits erfolgt: Von den
22 Teams in der Förderung führten bereits fünf Projekte
zu Ausgründungen und weitere stehen an.
Um Existenzgründungen aus außeruniversitären For-
schungseinrichtungen zu erleichtern, wird das sogenannte
„BMBF-EEF-Modellprojekt“ durch die HGF („Helmholtz-
Enterprise-Fonds“) und die FhG („Fraunhofer fördert
Existenzgründungen“) fortgeführt. Daneben werden spe-
ziell für ostdeutsche Forschungseinrichtungen durch das
Programm „Unternehmen Region“ Gründungskonzepte ge-
fördert („Forschung für den Markt im Team [ForMaT]“).

Mehr Innovationen in der öffentlichen Beschaffung

Der Staat ist mit einem Einkaufsbedarf von rund zwölf
Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ein großer Auf-
traggeber. Weil sich hier ein großes Potenzial für innova-
tive Produkte auftut, haben sich mehrere Ressorts der
Bundesregierung mit hohem Beschaffungsvolumen in ei-
ner gemeinsamen Erklärung dafür ausgesprochen, bei
Ausschreibung und Einkauf in der Verwaltung konse-
quent auf neue und ressourcenschonende Produkte und
Technologien zu setzen. Dafür werden konsequent die
Möglichkeiten des geltenden Vergaberechts genutzt (zum
Beispiel funktionale Leistungsbeschreibung, Zulassung
von Nebenangeboten und die Nutzung des wettbewerbli-
chen Dialogs). Dies gibt gleichzeitig Impulse für Innova-
tionen und neue Technologien. Darüber hinaus will die
Bundesregierung mit der Neufassung des § 97 Absatz 4
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen aus-
drücklich gesetzlich klarstellen, dass zusätzliche Anfor-
derungen an die Auftragnehmer – unter anderem auch für
innovative Lösungen – gestellt werden können.

Geistiges Eigentum wird verstärkt geschützt

Ideen und Wissen sind einer der wichtigsten Wertfaktoren
in innovativen Unternehmen. Bislang gelingt es noch zu
wenig, neue Ideen und Forschungsergebnisse rasch in
Produkte und damit in Wertschöpfung am Markt umzu-
setzen. Zwar sind die deutschen Hochschulen mit ihren
Patentanmeldungen durchaus erfolgreich: Im Jahr 2007
waren es rund 620 Anmeldungen. Doch noch immer wer-
den Patente nur unzureichend weiterverfolgt. Mit negati-
ven Folgen: Die Erlöse bleiben weit hinter dem tatsächli-
chen Potenzial der patentierten Erfindung zurück. 
Hier setzt die Bundesregierung mit ihrer Dachmarke
SIGNO an. Seit April 2008 werden Hochschulen, KMU,
Existenzgründer und -gründerinnen sowie Erfinder und
Erfinderinnen bei der rechtlichen Sicherung und wirt-
schaftlichen Verwertung ihrer innovativen Ideen unter-
stützt. Dies befördert den Technologietransfer zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft. SIGNO führt die bereits äu-
ßerst erfolgreiche Verwertungsoffensive der Bundesregie-
rung fort. Sie unterstützte 24 Patent- und Verwertungs-
agenturen an Hochschulen, vor allem bei der Auswahl von
patentgeeigneten Erfindungen, ihrem rechtlichen Schutz
und ihrer wirtschaftlichen Nutzung. Über die „SIGNO-
KMU-Patentaktion“ erhielten bereits rd. 6 800 Unterneh-
men und Existenzgründer Unterstützung. 75 Prozent der
Erfindungen, die die Unternehmen dabei gemeldet haben,
sind patentiert worden. Der Beschäftigungseffekt ist be-
achtlich: Rund 1 400 Arbeitsplätze sind durch die geför-
derten Unternehmer geschaffen worden. (www.signo-
deutschland.de)

Am 30. Mai 2008 wurde auf deutsche Initiative die euro-
päische Charta zum Umgang mit geistigem Eigentum aus
öffentlichen Forschungseinrichtungen (sog. IP-Charta)
einstimmig als Ratsresolution beschlossen. Sie ist ein
wichtiger Schritt zur Verbesserung des Technologietrans-
fers aus der Wissenschaft in die Wirtschaft sowie zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas. Damit gibt
es nunmehr auch auf europäischer Ebene einen Rahmen
für den Umgang mit geistigem Eigentum, auf den sich so-
wohl öffentliche Forschungseinrichtungen als auch Un-
ternehmen bei ihrer eigenen Organisationsentwicklung
wie auch bei den Verhandlungen über die Verwertung von
geistigem Eigentum beziehen können. Maßnahmen zur
Implementierung wurden bereits gestartet.

Im September 2007 wurden die Mustervereinbarungen zu
Forschungs- und Entwicklungskooperationen veröffent-
licht. Sie helfen bei der Erarbeitung gemeinsamer Pro-
jekte von Unternehmen mit Hochschulen und For-
schungseinrichtungen. Der juristische und administrative
Aufwand für eine Kooperation wird dadurch minimiert.
Gleichzeitig werden insbesondere kleinere Unternehmen
ermuntert, ihre Scheu abzulegen und notwendige Koope-
rationen einzugehen.

Mit dem am 1. September 2008 in Kraft getretenen Ge-
setz zur Verbesserung der Durchsetzung von Rechten des
geistigen Eigentums wird der Kampf gegen Produktpira-
terie erleichtert und die Durchsetzung der geistigen Ei-
gentumsrechte gestärkt. Die Schäden durch Produkt- und
Markenpiraterie haben mittlerweile beträchtliche Aus-
maße angenommen. Die OECD beziffert die wirtschaftli-
chen Verluste durch gefälschte Güter auf weltweit
150 Milliarden Euro pro Jahr. Schätzungen für Deutsch-
land gehen von rd. 25 Milliarden Euro aus. Wesentliche
Punkte des neuen Gesetzes sind ein zivilrechtlicher Aus-
kunftsanspruch gegen Dritte, Erleichterungen bei der Si-
cherung von Beweismitteln sowie die Klarstellung, dass
als Schadensersatz auch eine angemessene Lizenzgebühr
verlangt werden kann.
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Gleichzeitig geht die Bundesregierung mit der For-
schungsinitiative „Innovationen gegen Produktpiraterie“
des BMBF mithilfe von Forschung und Innovation gegen
Produktpiraterie vor.

Normung als Innovationsmotor

Normen und Standards fördern Innovationen, öffnen
Märkte und sorgen dafür, dass Betriebe die gleichen Wett-
bewerbsbedingungen haben. International geltende Nor-
men und Standards sind insbesondere für Deutschland als
Exportnation wichtig – mit 14 Prozent Welthandelsanteil

Praxisbeispiel

Elektronische Echtheitszertifikate gegen 
Arzneimittelfälscher

Nachahmungen von Arzneimitteln können neben dem
wirtschaftlichen Schaden für die Hersteller der Original-
präparate zu ernsthaften medizinischen Sicherheitsrisi-
ken für die Patienten führen. Mittlerweile sind laut der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) beispielsweise
rund die Hälfte der in manchen Teilen Afrikas angebote-
nen Arzneimittel Fälschungen. 

Das Forschungsprojekt „EZ-Pharm“ entwickelt eine
durchgängig kontrollierte und geschützte Prozesskette
für den Pharmabereich. Der Lösungsansatz zur Herstel-
lung einer elektronisch gesicherten Verpackung besteht
in der Integration eines RFID-Tags (Radio-Frequency-
Identification) in die individuelle Medikamentverpa-
ckung. Die Antenne wird drucktechnisch auf die Verpa-
ckung aufgebracht und kann daher, anders als bei Eti-
ketten, nicht zerstörungsfrei entfernt werden. Jedes
individuelle Produkt ist dann lückenlos zurückverfolg-
bar und die Produktoriginalität kann anhand eines „elek-
tronischen Echtheits-Zertfikates“ jederzeit geprüft wer-
den. Rückverfolgung und Originalitätsprüfung werden
durch die Kombination eines Prozess- und Datenmo-
dells mit einer Datenverarbeitungsinfrastruktur ermög-
licht.
Praxisbeispiele

Im Projekt „Innovation mit Normen und Standards“ un-
terstützt das BMWi das Deutsche Institut für Normung
(DIN) dabei, den Bedarf an Normung in Hochtechnolo-
giefeldern der Hightech-Strategie (zum Beispiel Luft-
und Raumfahrt über Mikrosystemtechnik und Nano-
technologie bis zur Medizin- und Biotechnologie) früh-
zeitig und systematisch zu erkennen. Ziel ist es, Innova-
tionen der Zukunft optimale Rahmenbedingungen zu
bieten und damit die Marktfähigkeit zu fördern. 

Das Projekt „Transfer von FuE-Ergebnissen durch Nor-
mung und Standardisierung“ soll gezielt Anreize für
Forschungseinrichtungen schaffen, um die Normung als
Verwertungsinstrument bei der Umsetzung von For-
schungsvorhaben in marktfähige Produkte und Dienst-
leistungen gezielt zu nutzen.
an FuE-intensiven Waren liegt Deutschland auf Platz eins
bei der Vermarktung höherwertiger Technologie.

Das „Normungspolitische Konzept“ der Bundesregierung
zielt darauf, Normung systematisch in die Technologie-
förderung einzubinden. Damit können Innovationen
schneller auf den Markt gebracht werden. Insbesondere
mittelständische Unternehmen sollen für die Normung
sensibilisiert werden. Die Anwendung von Normen und
die Beteiligung an der Normung soll ihnen erleichtert
werden.

Bürokratieabbau

Bürokratie kostet Zeit und Geld: für die Bürgerinnen und
Bürger, die Unternehmen und natürlich für die öffentliche
Verwaltung selbst. Unnötige Formalien bremsen jede
wirtschaftliche Betätigung. Deshalb ist die systematische
Reduzierung von unnötiger Bürokratie eines der zentralen
Reformprojekte der Bundesregierung. In ihrem im De-
zember 2008 vorgelegten Bericht zur Anwendung des
eingeführten Standardkosten-Modells und zum Stand des
Bürokratieabbaus zieht die Regierung eine erfolgreiche
Zwischenbilanz: 330 Vereinfachungen entlasten die Wirt-
schaft um jährlich über sieben Milliarden Euro. Zudem
sind Antragsverfahren für Bürgerinnen und Bürger ver-
einfacht worden. Durch den konsequenten Bürokratieab-
bau schafft die Bundesregierung Freiräume für eine
höhere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. www.bundes-
regierung.de/buerokratieabbau.

Der Abbau von Innovationshemmnissen bleibt auch künf-
tig eine große Herausforderung. Die Innovationsakteure
benötigen weitere Freiheiten, um die Innovationskräfte
effektiv nutzen zu können. Dabei geht es insbesondere
um die weitere und verbesserte Nutzung der Potenziale
von innovativen Gründungen sowie die Verbesserung ei-
ner ausreichenden und bedarfsgerechten Innovationsfi-
nanzierung. Der Engpass beim zur Verfügung stehenden
Beteiligungs- und Wagniskapital, der sich durch die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise noch verstärkt, wird hierbei
eine wesentliche Rolle spielen müssen.

Jenseits der vorhandenen Förderung ist weiter zu disku-
tieren, welche Rolle steuerliche Vergünstigungen für die
Mobilisierung von Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben insbesondere für den Mittelstand und für die Grün-
dung innovativer Unternehmen spielen können. Eine Ar-
beitsgruppe der Bundesregierung hat in Umsetzung des
Prüfauftrages aus dem Kabinettsbeschluss zur Unterneh-
mensteuerreform 2008 die Möglichkeiten der Einführung
einer steuerlichen Förderung von Forschung und Ent-
wicklung untersucht. Der Bericht der Arbeitsgruppe
zeigt, dass eine steuerliche FuE-Förderung machbar ist
und positive Effekte hätte. Die steuerliche FuE-Förde-
rung hat im Vergleich zu einer Förderung durch Zu-
schüsse unter anderem in der Breitenwirkung Vorteile, sie
ist aber auch mit dem Einsatz erheblicher zusätzlicher
Mittel verbunden. Eine Entscheidung hierüber ist noch
nicht gefallen.
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3 Fachkräfte mobilisieren
Herausforderungen und Ziele

Die mittel- und langfristige Sicherung des Fachkräftean-
gebotes ist eine zentrale Herausforderung für die Zukunft
von Wachstum und Beschäftigung in Deutschland. Wirt-
schaftlicher Aufschwung ist nur mit gut ausgebildeten
Fachkräften möglich. Sie sind Voraussetzung für eine er-
folgreiche Innovationspolitik. Insbesondere in der Pro-
duktion von hochwertigen und Spitzentechnologiegütern
und im Dienstleistungssektor nehmen die Qualifikations-
anforderungen kontinuierlich zu. Gleichzeitig macht sich
der demografische Wandel bemerkbar: in Zukunft werden
immer weniger junge Menschen in Deutschland leben,
lernen und arbeiten. 

In einzelnen Branchen und Regionen ist bereits heute ein
Mangel an Fachkräften spürbar. Gesucht werden insbe-
sondere Fachkräfte mit Abschlüssen in den Fächern Ma-
thematik, Informatik, Natur- und Technikwissenschaften
(MINT) und mit abgeschlossener Ausbildung auf Techni-
ker- und Meisterebene in technischen Bereichen. Für das
Jahr 2014 geht das Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) von einem alters- und strukturwandel-
bedingten Mangel an Fachkräften zwischen 180 000 und
480 000 aus. 

Ziel der Bundesregierung ist es, dem steigenden Bedarf
an Fachkräften vorrangig durch verstärkte Aus- und Wei-
terbildungsanstrengungen im Inland und eine deutliche
Steigerung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, Älteren
und von bereits im Land lebenden Migrantinnen und Mi-
granten zu begegnen. Damit Deutschland im internationa-
len Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte bestehen
kann, müssen die Bedingungen für Kräfte aus dem Aus-
land attraktiver werden. 

Für die Bundesregierung sind Bildung und Qualifizierung
jedoch nicht nur mit Blick auf die Sicherung des Fach-
kräftebedarfs unverzichtbar, sie sind auch der Schlüssel
zum individuellen Aufstieg. Sie ermöglichen gesell-
schaftliche Teilhabe, Orientierung und gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Ein wichtiges Ziel für die Sicherung un-
serer Zukunft ist es, dass alle Menschen in Deutschland
ihre Fähigkeiten und Talente entwickeln können. 

Bilanz und Perspektiven

Auf dem Weg in die Wissensgesellschaft muss Deutsch-
land verstärkt in Bildung und Wissenschaft investieren.
Mit ihrem Kabinettsbeschluss vom Januar 2008 hat die
Bundesregierung bereits ein klares Signal gesetzt: für die
Stärkung von Bildungschancen in allen Lebensbereichen.
Das beschlossene Maßnahmenbündel verschiedener Res-
sorts soll das Aus- und Weiterbildungssystem in Qualität
und Wirkungsbreite weiter verbessern und die Durchläs-
sigkeit in allen Bildungsbereichen erhöhen. Für neue
Maßnahmen und Programme stehen für die Jahre 2008
bis 2012 rund sechs Milliarden Euro bereit. Nahezu alle
Maßnahmen sind bereits im Verlauf des Jahres 2008 an-
gelaufen oder stehen kurz vor dem Start. 

Diese Maßnahmen der Bundesregierung setzten deutliche
Schwerpunkte bei der Verbesserung des Übergangs von
der Schule in die berufliche Bildung, bei der Förderung
von Abschluss- und Aufstiegsmöglichkeiten und im Be-
reich der Weiterbildung. Neu eingeführt wurde unter an-
derem das – inzwischen bereits sehr stark nachgefragte –
Aufstiegsstipendium für beruflich besonders Qualifi-
zierte, die ein Hochschulstudium aufnehmen. Neu ist
auch die Bildungsprämie, die Anreize für Weiterbildung
schafft. Außerdem sollen mehr junge Menschen für eine
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Voraussetzung für eine erfolgreiche Innovationspolitik sind talentierte Fachkräfte. Die Qualifikationsanforderungen
nehmen stetig zu. Ziel der Bundesregierung ist es, mit Bildung und Qualifizierung die Fachkräftebasis und damit die
Zukunft unseres Landes zu sichern.

Bilanz und Perspektiven der Fachkräftemobilisierung

Zur Mobilisierung von Fachkräften setzt die Bundesregierung auf:

– die Qualifizierungsinitiative „Aufstieg durch Bildung“, die bessere Aufstiegschancen für alle, unabhängig von der
sozialen Herkunft, eröffnen soll; Bund und Länder sind sich in dem Ziel einig, dass in Deutschland der Anteil der
Aufwendungen für Bildung und Forschung bis zum Jahr 2015 auf zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts gestei-
gert wird;

– den „Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze, Stärkung der Wachstum-
skräfte und Modernisierung des Landes“ (Konjunkturprogramm II), mit dem im Rahmen des Zukunftsinvestitions-
gesetzes in den Jahren 2009 und 2010 über 8,6 Milliarden Euro in Kindergärten, Schulinfrastruktur, Hochschulen, kom-
munale oder gemeinnützige Einrichtungen der Weiterbildung und in außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
und -museen investiert werden;

– das Aktionsprogramm „Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland“, das den
Zugang zum Arbeitsmarkt für ausländische Fachkräfte erleichtert;

– die im März 2009 einberufene Allianz zur Beratung der Bundesregierung in Fragen des Arbeitskräftebedarfs.
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Ausbildung oder ein Studium in den MINT-Fächern (Ma-
thematik – Informatik – Naturwissenschaften – Technik)
gewonnen werden. Dabei wird mit dem Nationalen Pakt
für Frauen in MINT-Berufen (www.komm-mach-mint.de)
das Potenzial von Frauen für den Fachkräftebedarf ge-
nutzt. Zudem werden Kinder und Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund wie auch deren Eltern besonders in den
Blick genommen.

Gerade an den Schnittstellen von frühkindlicher Bildung,
Schule, Ausbildung und Hochschule bedarf es in den
kommenden Jahren großer Anstrengungen. Bund und
Länder wollen dies gemeinsam leisten. Auf dem Qualifi-
zierungsgipfel am 22. Oktober 2008 haben sich die Bun-
deskanzlerin und die Regierungschefs der Länder deshalb
mit der Dresdner Erklärung „Aufstieg durch Bildung. Die
Qualifizierungsinitiative für Deutschland“ auf einen ge-

meinsamen Ziel- und Maßnahmenkatalog verständigt. Er
bezieht sich auf alle Bildungsbereiche von der frühkindli-
chen Bildung bis zur Weiterbildung im Beruf. Bereits im
Herbst 2009 soll ein erster Zwischenbericht zum Stand
der Umsetzung vorgelegt werden.

Folgende Ziele und Maßnahmen der Qualifizierungsinitia-
tive für Deutschland sind besonders hervorzuheben:

– Bund und Länder sind sich in dem Ziel einig, dass in
Deutschland der Anteil der Aufwendungen für Bil-
dung und Forschung bis zum Jahr 2015 auf 10 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts gesteigert wird.

– Jedes Kind soll bei der Einschulung die deutsche
Sprache beherrschen. Bis zum Jahr 2010 werden die
Länder verbindliche Sprachstandsfeststellungen ge-
währleisten und bis zum Jahr 2012 eine intensivierte
Ausbau der Studien- und Bildungsfinanzierung

Das neue BAföG

Das neue Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) trägt wesentlich dazu bei, dass junge Menschen unabhängig
von der finanziellen Situation ihrer Familie eine Ausbildung absolvieren können. Schülerinnen und Schüler erhalten
die Förderung als Vollzuschuss, Studierende und Auszubildende an höheren Fachschulen und Akademien erhalten
die Förderung grundsätzlich zur Hälfte als Zuschuss und zur Hälfte als zinsloses Darlehen des Staates. Derzeit erhält
jeder vierte Studierende im Erststudium und während der Regelstudienzeit Förderung nach dem BAföG.

Zum Herbst 2008 wurden die Bedarfssätze um 10 Prozent auf einen Höchstsatz von jetzt 643 Euro monatlich erhöht.
Analog dazu wurden auch die Bedarfsätze bei der Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) nach SGB III angehoben. Neu
im BAföG sind auch die zusätzliche Förderung von Studierenden mit Kindern (113 Euro monatlich für das erste,
85 Euro monatlich für das zweite Kind), die Förderung von vollständig im europäischen Ausland absolvierten Aus-
bildungen sowie die leichtere BAföG-Förderung für ausländische Jugendliche, sofern sie eine dauerhafte Bleibeper-
spektive in Deutschland haben. www.bafoeg.bmbf.de

Neues Meister-BAföG

Mit dem am 1. Juli 2009 in Kraft tretenden Zweiten Gesetzes zur Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsge-
setzes (AFBG oder sog. „Meister-BAföG“) werden die Leistungen der beruflichen Aufstiegsfortbildungen deutlich
verbessert und noch mehr Menschen als bisher für Fortbildungen gewonnen. Damit wird ein wichtiger Beitrag zur Si-
cherstellung des qualifizierten Fachkräftenachwuchses geleistet. www.meister-bafoeg.info

Stipendien der Begabtenförderungswerke

Die Begabtenförderungswerke bieten besonders leistungsstarken und gesellschaftlich engagierten Studierenden fi-
nanzielle Hilfen sowie ideelle Förderung zum Beispiel durch Sommerakademien, Auslandsförderung, Sprachkurse
und Netzwerkbildung. Das Ziel, bis zum Ende der Legislaturperiode ein Prozent der Studierenden (statt knapp
0,7 Prozent in 2005) durch die elf Begabtenförderungswerke zu fördern, wurde bereits Ende 2008 – vor der eigentlich
vorgesehenen Zeit – erreicht. www.stipendiumplus.de

Aufstiegsstipendien

Damit mehr Begabte, die bereits voll im Beruf stehen, den Schritt in ein Studium wagen, werden seit 2008 Aufstiegs-
stipendien vergeben. Voraussetzungen sind hervorragende Ergebnisse in der beruflichen Ausbildung und eine Hoch-
schulzugangsberechtigung. Das Stipendium muss nicht zurückgezahlt werden. www.begabtenfoerderung.de

Bildungskredite

Mit dem Bildungskreditprogramm unterstützt die Bundesregierung Schüler und Studierende in fortgeschrittenen
Ausbildungsphasen. Der Bildungskredit wird monatlich im Voraus in Raten von 300 Euro durch die KfW ausbezahlt.
Innerhalb eines Ausbildungsabschnitts können bis zu 24 Monatsraten, also insgesamt 7 200 Euro, bewilligt werden.
www.bildungskredit.de
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Sprachförderung der Kinder rechtzeitig vor Eintritt in
die Schule sicherstellen.

– Die Zahl der Schul- und Ausbildungsabbrecher soll
deutlich reduziert werden. Bund und Länder streben
an, bis 2015 die Zahl der Schulabgänger ohne Ab-
schluss von derzeit 8 Prozent auf 4 Prozent und die
Zahl der jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene
Berufsausbildung von 17 Prozent auf 8,5 Prozent zu
halbieren.

– Bund und Länder starten eine Initiative „Abschluss
und Anschluss“, um gemeinsam mit der Wirtschaft die
Ausbildungsvorbereitung und den Übergang in die
Berufsausbildung, insbesondere für Benachteiligte, zu
verbessern. Wichtige Bausteine sind der Ausbildungs-
bonus, der die Chancen von Altbewerbern auf eine
Ausbildung im Betrieb nachhaltig steigern soll, sowie
die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Förderung
zum Nachholen des Hauptschulabschlusses in das Ar-
beitsförderungsrecht. Zudem streben die Länder an,
den Leistungsstand von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund auf den Gesamtdurchschnitt aller Schüle-
rinnen und Schüler anzuheben. 

– Die Länder werden die Voraussetzungen für die bes-
sere Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akade-
mischer Bildung schaffen. Beruflich Qualifizierten
wird nach dreijähriger Berufstätigkeit der fachgebun-
dene Hochschulzugang eröffnet, Meistern, Technikern
und Fachwirten der allgemeine Hochschulzugang er-
möglicht. Der Bund baut das Meister-BAföG aus.
Besonders begabte beruflich Qualifizierte, die ein Stu-
dium aufnehmen wollen, werden mit Aufstiegsstipen-
dien unterstützt. Bei einem entsprechenden Engage-
ment Dritter kann dies ausgebaut werden. Daneben
werden Bund und Länder die Entwicklung von ausbil-
dungs- und berufsbegleitenden Studienangeboten an
den Hochschulen fördern.

– Die Studienanfängerquote soll im Bundesdurchschnitt
auf 40 Prozent eines Jahrgangs steigen. Bund und
Länder werden den Hochschulpakt 2020 fortsetzen,
um das Potenzial von jährlich etwa 275 000 zusätzli-
chen Studienanfängerinnen und -anfängern bis zum
Jahr 2015 auszuschöpfen. Dabei sind besondere An-
reize für Studienplätze in den MINT-Fächern vorgese-
hen.

– Bund und Länder streben an, gemeinsam mit den So-
zialpartnern bis zum Jahr 2015 die Beteiligung an der
Weiterbildung von 43 auf 50 Prozent der Erwerbsbe-
völkerung zu steigern. Insbesondere die Gruppe der
Geringqualifizierten soll stärker aktiviert werden. Dies
erfordert konkrete Anstrengungen der Unternehmen
und der Beschäftigten sowie der Sozialpartner.

– Der Bund wird eine Weiterbildungskampagne initiie-
ren, Strategien zur Steigerung der Motivation aller Be-
schäftigten, an Weiterbildungsmaßnahmen teilzuneh-
men, entwickeln und die Weiterbildungsaktivitäten für
und in kleinen und mittleren Unternehmen fördern.
Die Bundesagentur für Arbeit wird ihre Anstrengun-
gen in der Weiterbildungsförderung verstärken.

Im Januar 2009 beschloss die Bundesregierung als Teil
des Konjunkturpaketes den „Pakt für Beschäftigung und
Stabilität in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze,
Stärkung der Wachstumskräfte und Modernisierung des
Landes“. Im Rahmen dieses Paktes wird der Bund für die
Jahre 2009 und 2010 Investitionen der Länder und vor al-
lem der Kommunen in Kindergärten, Schulinfrastruktur,
Hochschulen und Forschung fördern. Dafür stehen
6,5 Milliarden Euro (65 Prozent des Gesamtvolumens des
beschlossenen kommunalen Investitionsprogramms in
Höhe von 10 Milliarden Euro) zur Verfügung. Der Bund
erwartet von den Ländern einen Finanzierungsbeitrag von
einem Drittel dieser Summe (2,166 Milliarden Euro), so-
dass insgesamt eine Summe von 8,67 Milliarden Euro zur
Verfügung steht. Dies ist das bislang größte Investitions-
programm in die Bildung in der Geschichte der Bundesre-
publik.

Deutschland soll im internationalen Wettbewerb um
Fachkräfte bestehen und mehr Spitzenkräfte anziehen.
Aus diesem Grund hat die Bundesregierung im Jahr 2008
das Aktionsprogramm „Beitrag der Arbeitsmigration zur
Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland“ beschlos-
sen. Mit Wirkung vom 1. Januar 2009 wurde für Hoch-
qualifizierte die Einkommensgrenze für eine unbefristete
Niederlassungserlaubnis von derzeit 86 400 Euro auf
64 800 Euro gesenkt. Die Niederlassungserlaubnis be-
rechtigt auch zur Ausübung einer Beschäftigung. Akade-
mikern aus den neuen EU-Staaten wurde der Zugang zum
Arbeitsmarkt erleichtert. Bei ihnen wird künftig nicht
mehr geprüft, ob für den Arbeitsplatz inländische Ar-
beitssuchende zur Verfügung stehen. Für Akademikerin-
nen und Akademiker aus Drittstaaten wurde der Arbeits-
markt über den IT-Bereich hinaus für alle Fachrichtungen
geöffnet, soweit für die Beschäftigung keine inländischen
Arbeitsuchenden gewonnen werden können. 

Zudem wird die Bundesregierung im Rahmen des Akti-
onsprogramms mit wissenschaftlicher Unterstützung ein
Instrument zur Feststellung des aktuellen und zukünftigen
Fachkräftebedarfs entwickeln lassen. Im März 2009
wurde darüber hinaus eine Allianz zur Beratung der Bun-
desregierung in Fragen des Arbeitskräftebedarfs (kurz:
Arbeitskräfteallianz) einberufen. Gemeinsam werden hier
Sozialpartner, Wissenschaft, Bundesregierung und Län-
der auf der Grundlage wissenschaftlicher Projektionen
den aktuellen, mittel- und langfristigen Arbeitskräftebe-
darf in Deutschland einschätzen. Auf der Basis der Bera-
tungsergebnisse der Arbeitskräfteallianz sowie der erziel-
ten Forschungsergebnisse werden im Einzelfall
pragmatische Entscheidungen zur Deckung des zukünfti-
gen Arbeitskräftebedarfs getroffen werden können.

Darüber hinaus gilt es auch, die Bedingungen am Wissen-
schafts- und Forschungsstandort Deutschland so attraktiv
wie möglich zu gestalten, um eine Abwanderung von
qualifizierten Fachkräften zu verhindern. Eine der bil-
dungspolitischen Zukunftsaufgaben ist es, die Hilfen zur
individuellen Bildungsfinanzierung zu optimieren und ein
kohärentes Fördersystem zu schaffen, das Chancengleich-
heit sichert und den Bildungszugang in allen Lebenssitua-
tionen erleichtert. Insbesondere mit Blick auf den akade-
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mischen Nachwuchs stehen eine verlässliche staatliche
Ausbildungsförderung und ein ergänzendes Angebot von
Krediten zur Bildungsfinanzierung auf der Agenda.

4 Wissenschaftspolitik

Herausforderungen und Ziele

Deutschland besitzt ein funktional differenziertes Wissen-
schaftssystem – es ist ein großes Gebilde von Teilsyste-
men, die jeweils eine bestimmte Funktion für das Gesamt-
wissenschaftssystem erfüllen. Dies hat sich im Grundsatz
bewährt, und geht man nach Publikationswirkung und Pa-
tenten, gehört Deutschland zur Weltspitze. Stärkere Ver-
netzung von außeruniversitärer und universitärer For-
schung und Kooperationen mit der Wirtschaft können
diese Position festigen.

Die Entwicklung des europäischen Wissenschafts- und
Forschungsraums sowie der weltweite Wettbewerb um
die besten Talente zwingen die deutschen Hochschulen
und Forschungseinrichtungen zu einer stärkeren Profilie-
rung.

Für die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses
und der Fachkräfte von morgen gilt es, die besten Voraus-
setzungen und Bedingungen an den Hochschulen und For-
schungseinrichtungen zu schaffen. Dies betrifft Studier-
chancen der jungen Generation, international anerkannte
Abschlüsse und verlässliche wie durchlässige Karriere-
wege. Genauso wichtig ist die angemessene personelle
und infrastrukturelle Ausstattung von Forschung und
Lehre. Darüber hinaus ist die Selbstständigkeit der Hoch-
schulen in Entscheidungs-, Management- und Verwaltungs-
fragen von großer Bedeutung – ebenso wie die Stärkung der
Zusammenarbeit von Hochschule und Wirtschaft. 

Ziel ist es daher, die deutschen Hochschulen und For-
schungseinrichtungen mit Unterstützung des Staates als
Spitzenforschungszentren mit internationaler Ausstrah-
lung im Wettbewerb zu etablieren. Die Bundesregierung
setzt sich dafür ein, Exzellenz zu fördern und wissen-
schaftliche Karrierewege attraktiver zu machen. Das
deutsche Wissenschaftssystem soll 2020 zu den Top 3
weltweit hinsichtlich Leistung, Wettbewerbsfähigkeit und
Dynamik gehören und maßgeblicher Motor Europas im
internationalen Wettbewerb sein.

Bilanz und Perspektiven

Mit der Exzellenzinitiative, dem Hochschulpakt 2020 und
dem Pakt für Forschung und Innovation sind in dieser Le-
gislaturperiode wesentliche Schritte zur Modernisierung
des Wissenschaftssystems eingeleitet worden. Die deut-
sche Wissenschaft hat dadurch erheblich an Profil gewon-
nen, und der Wissenschaftsstandort Deutschland ist at-
traktiver geworden.

Mit der mit 1,9 Milliarden Euro dotierten und bis 2011
laufenden Exzellenzinitiative wurde ein neuartiges Instru-
ment der Wissenschaftsförderung eingeführt. In den ers-
ten beiden Förderrunden des Wettbewerbs wurden insge-
samt 39 Graduiertenschulen, 37 Exzellenzcluster und
9 Zukunftskonzepte an 37 Hochschulen aus 13 Bundes-
ländern zur Förderung ausgewählt. Die Universitäten sind
dadurch in das Zentrum des deutschen Wissenschaftssys-
tems gerückt. Ziel ist es, ihre internationale Sichtbarkeit
als Forschungsstätten, ihre Funktionsfähigkeit als Stätten
der Ausbildung wissenschaftlichen Nachwuchses und
ihre Attraktivität für hervorragende Studierende und Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem In- und
Ausland weiter zu stärken. Das macht sie zu interessanten
Partnern für Kooperationen mit außeruniversitären For-
schungseinrichtungen und der Wirtschaft. Zugleich schrei-
Zusammenfassung

Herausforderungen und Ziele

Exzellente akademische Ausbildung sichert den wissenschaftlichen Nachwuchs und die Fachkräfte von morgen. Das
deutsche Wissenschaftssystem soll 2020 zu den Top 3 weltweit hinsichtlich Leistung, Wettbewerbsfähigkeit und Dy-
namik gehören. Es gilt daher, die besten Voraussetzungen und Bedingungen an den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen zu schaffen. 

Bilanz und Perspektiven

Das deutsche Wissenschaftssystem wurde modernisiert und die Attraktivität des Wissenschaftsstandorts Deutschland
erhöht, nicht zuletzt durch die großen Reforminstrumente:

– Exzellenzinitiative zur Förderung der universitären Spitzenforschung

– Pakt für Forschung und Innovation zur verstärkten Förderung der großen Wissenschafts- und Forschungsorganisa-
tionen

– Hochschulpakt 2020 zur Schaffung zusätzlicher Studienplätze und zur Stärkung exzellenter Forschung an Hoch-
schulen

– Mit den neuen Regelungen im Rahmen der Initiative „Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ werden mehr Freiräume für For-
schungsinstitute geschaffen in Richtung Autonomie, Eigenverantwortung und Freiheit und bürokratische Hürden
abgebaut. 



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 55 – Drucksache 16/12900

Förderentscheidungen in der Exzellenzinitiative 2006/2007
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tet mit einer Profilschärfung der notwendige Differenzie-
rungsprozess der Hochschullandschaft weiter voran. 

Die Aufbruchstimmung in der deutschen Hochschulland-
schaft ist enorm: Es zeigt sich, dass die positiven Effekte
der Exzellenzinitiative weit über die im Wettbewerb er-
folgreichen Hochschulen hinausreichen. So sind bei-
spielsweise neue Kooperationsmodelle zwischen Hoch-
schulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
und der Wirtschaft entstanden. 

Der von der Gemeinsamen Kommission von DFG und
Wissenschaftsrat im November 2008 vorgelegte Bericht
belegt, dass die Exzellenzinitiative entscheidend zur Pro-
filschärfung der Hochschulen und zur Schaffung for-
schungsfreundlicher Strukturen beigetragen hat. Davon
hat vor allem auch der wissenschaftliche Nachwuchs pro-
fitiert. Allein in den Graduiertenschulen und Exzellenz-
clustern rechnet man mit rund 4 000 neuen Stellen und
Stipendien aus Mitteln der Exzellenzinitiative. Die Dyna-
mik des Prozesses gilt es zu nutzen. Daher haben Bund
und Länder im Rahmen der Qualifizierungsinitiative auf
dem Qualifizierungsgipfel im Oktober 2008 vereinbart,
die Exzellenzinitiative nach Evaluation fortzuführen und
weiterzuentwickeln.

Bund und Länder haben den Hochschulpakt 2020 be-
schlossen. Damit soll die Studienanfängerquote im Bun-
desdurchschnitt auf 40 Prozent eines Jahrgangs gesteigert
werden und die Hochschulen sollen in die Lage versetzt
werden, eine stark steigende Nachfrage nach Studienplät-
zen zu befriedigen.

Bis 2010 sollen insgesamt 91 370 zusätzliche Studienan-
fänger (gegenüber 2005) aufgenommen werden – so sieht
es der Hochschulpakt in seiner ersten Säule vor. Dafür
stellt die Bundesregierung bis 2010 rund 565 Millionen
Euro zur Schaffung zusätzlicher Studienmöglichkeiten
bereit. Bund und Länder haben sich auf dem Qualifizie-
rungsgipfel im Oktober 2008 verständigt, den Hochschul-
pakt 2020 bedarfsgerecht fortzusetzen und für den Zeit-
raum 2011 bis 2015 das Potenzial von etwa 275 000
zusätzlichen Studienanfängerinnen und -anfängern auszu-
schöpfen. Dabei werden besondere Anreize für Studien-
plätze in den MINT-Fächern geschaffen. 

Der Hochschulpakt hat bereits jetzt Signalwirkung: Der
Abwärtstrend bei der Entwicklung der Studienanfänger-
zahlen wurde gestoppt, 2007 und 2008 ist die Zahl der
Studienanfänger wieder gestiegen, die Studienanfänger-
quote liegt nach vorläufigen Meldungen des Statistischen
Bundesamts im Studienjahr 2008 bei 39,3 Prozent. 

Mit der zweiten Säule des Hochschulpakts 2020 wurde
eine Finanzierung von Programmpauschalen (Overhead-
finanzierung) in der DFG-Förderung eingeführt. Die von
der DFG geförderten Forschungsvorhaben erhalten einen
Zuschlag in Höhe von 20 Prozent der Fördersumme. Die
für die Jahre 2007 bis 2010 mit 700 Millionen Euro do-
tierte Overheadfinanzierung ermöglicht mehr Freiräume
für die Hochschulen und stärkt damit die exzellente For-
schung.

Über die Erfahrungen mit den neuen Programmpauscha-
len hat die DFG der Gemeinsamen Wissenschaftskonfe-
renz von Bund und Ländern (GWK) am 31. Januar 2009
Pakt für Forschung und Innovation – Erste Erfolge

Mit dem Pakt für Forschung und Innovation ist es gelungen, eine Vielzahl von Fördermaßnahmen, strategischen Pro-
zessen und Kooperationsverfahren anzustoßen, die das Säulenprinzip des Wissenschaftssystems überwinden helfen
und zu einer neuen Qualität der Forschung führen. Der Pakt hat einen Strukturwandel im Wissenschaftssystem ange-
stoßen.

Er zeigt bereits konkrete Erfolge, beispielsweise:

– Steigerung der Anzahl der betreuten Doktorandinnen und Doktoranden in allen Wissenschaftsorganisationen
durch strukturierte Doktorandinnen- und Doktorandenprogramme um 10 Prozent. Die Anzahl der selbstständigen
Nachwuchsgruppen wurde ebenfalls deutlich um 25 Prozent erhöht.

– Etablierung des Programms Fraunhofer-Attract der Fraunhofer-Gesellschaft zur Rekrutierung und Förderung ex-
zellenter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. 

– Einrichtung der Fraunhofer-Technology Academy der Fraunhofer-Gesellschaft, die im Berufsleben stehende
Fach- und Führungskräfte weiterbildet, zum Beispiel durch Zertifikatskurse und MBA-Studiengänge. 

– Gründung der Helmholtz-Akademie für Führungskräfte, ein Pilotvorhaben der Helmholtz-Gemeinschaft mit dem
Ziel, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern Management- und Führungskompetenzen zu vermitteln.

– Etablierung des Fellow-Programms der Max-Planck-Gesellschaft zur Einrichtung einer zusätzlichen Arbeits-
gruppe an einem Max-Planck-Institut über einen Zeitraum von fünf Jahren.

– Einführung der Leibniz-Humboldt-Professuren.

– Etablierung einer Forschungsallianz zwischen Leibniz-Gemeinschaft und Fraunhofer-Gesellschaft zum Erhalt des
Kulturerbes.

– Gemeinsamer Aufbau des Europäischen Röntgenlaserprojekts XFEL unter internationaler Beteiligung durch die
Helmholtz-Gemeinschaft (DESY), die Universität Hamburg und die Max-Planck-Gesellschaft.
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einen Bericht vorgelegt. Auf der Grundlage dieses Be-
richts werden Bund und Länder dieses Programm über-
prüfen und über die weitere Ausgestaltung für die Zeit ab
1. Januar 2011 entscheiden. 

Darüber hinaus wird das Potenzial von Spitzenwissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftlern für ein wettbewerbs-
fähiges Wissenschaftssystem verstärkt genutzt. Vor allem
hochqualifizierte Frauen zu unterstützen, ist Ziel des Pro-
fessorinnenprogramms, mit dem Bund und Länder in den
nächsten fünf Jahren rund 200 neue Stellen für Professo-
rinnen schaffen.

Der Pakt für Forschung und Innovation unterstützt ver-
stärkt die von Bund und Ländern gemeinsam geförderten
großen Wissenschafts- und Forschungsorganisationen:
Helmholtz-Gemeinschaft (HGF), Max-Planck-Gesellschaft
(MPG), Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Leibniz-Gemein-
schaft (WGL) sowie Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) als Forschungsförderungsorganisation. Bund und
Länder sind bereit, alle Anstrengungen zu unternehmen,
den Wissenschafts- und Forschungsorganisationen finan-
zielle Planungssicherheit zu geben und die jährlichen fi-
nanziellen Zuwendungen bis zum Jahre 2010 jeweils um

mindestens drei Prozent zu steigern. Die Forschungsein-
richtungen haben ihrerseits zugesagt, Qualität, Effizienz
und Leistungsfähigkeit ihrer Forschung und Entwicklung
zu steigern. Dies beinhaltet Profilschärfung, Ausbau von
Kooperationen mit der Wirtschaft, Wege zu neuen For-
schungsfeldern, die Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses und die verstärkte Förderung von Frauen
auch in Leitungspositionen.

Bund und Länder haben im Rahmen der Qualifizierungs-
initiative auf dem Qualifizierungsgipfel im Oktober 2008
vereinbart, den Pakt für Forschung und Innovation nach
Evaluation fortzuführen und weiterzuentwickeln. Die
GWK hat dazu bereits einen Entwurf vorbereitet. 

Des Weiteren will die Bundesregierung die Attraktivität
Deutschlands im internationalen Wettbewerb der Wissen-
schaftssysteme und Innovationsstandorte durch die Initia-
tive „Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ steigern. Im Rahmen
eines zunächst bis 2010 befristeten Pilotprojekts erhalten
die großen außeruniversitären Forschungseinrichtungen
zusätzliche Freiräume in der Bewirtschaftung ihrer Fi-
nanzmittel und beim Personal. Zugleich wird die Grund-
lage für eine moderne aufgaben- und ergebnisbezogene
Initiative „Wissenschaftsfreiheitsgesetz“

1. Globalhaushalte für die Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen einführen

Mit dem Bundeshaushalt 2009 werden die den Einrichtungen zur Selbstbewirtschaftung zur Verfügung stehenden
Mittel und die Deckungsfähigkeiten ausgeweitet. 

2. Die besten Köpfe gewinnen und halten

Um die besten Köpfe für die deutsche Forschung zu gewinnen und sie – auch gegen starke internationale Konkurrenz –
im Land zu halten, werden mit dem Bundeshaushalt 2009 der MPG, der FhG und den Helmholtz-Zentren die Mög-
lichkeit eingeräumt, in besonderen Fällen für Stellen der Wertigkeit S (W 3) Entgelte abweichend von § 34 Bundes-
besoldungsgesetz zu zahlen. Der Bund wird die Länder um Zustimmung bitten.

3. Die Vernetzung mit Wissenschaft und Wirtschaft fördern

Um die Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft zu fördern und zu beschleunigen, werden mit dem Bundeshaus-
halt 2009 die MPG, die FhG und die Helmholtz-Zentren ermächtigt, bis zu 5 Prozent, im Einzelfall bis zu 10 Millio-
nen Euro, der institutionellen Zuwendungsmittel an eine juristische Person, an der sie beteiligt sind oder der sie ange-
hören, insbesondere zur Vernetzung mit der Wissenschaft und zur Kooperation mit der Wirtschaft, zu institutionellen
Zwecken weiterzugeben. Die Weitergabe an Empfänger im Ausland bedarf der Einwilligung des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages. 

4. Wissenschaftsadäquates Bauen vereinfachen

Den Wissenschaftseinrichtungen soll zügig die erforderliche Infrastruktur zur Verfügung gestellt werden. Im Einver-
nehmen mit dem BMVBS soll daher, in Anlehnung an das für die MPG geltende Verfahren, ein vereinfachtes Bauver-
fahren für die FhG und die Helmholtz-Zentren eingeführt werden.

5. Schnelle und effiziente Beschaffung von Waren und Dienstleistungen ermöglichen

Um die schnelle und effiziente Beschaffung von Waren und Dienstleistungen bis zu einem Auftragswert von 30 000
Euro zu ermöglichen, haben BMBF und BMWi für die in ihren Geschäftsbereichen liegenden Einrichtungen bereits
gehandelt: Waren und Dienstleistungen können nun bis zu diesem Schwellenwert im Wege der freihändigen Vergabe
eingekauft werden. Da zudem eine Novellierung der Verdingungsordnung für Leistungen ansteht, wird die Bundesre-
gierung sich in diesem Rahmen für weitere forschungsspezifische Erleichterungen im Vergaberecht unterhalb des
EU-Schwellenwertes einsetzen.
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Steuerung der Forschungseinrichtungen geschaffen, die
von einem wissenschaftsadäquaten Controlling begleitet
werden muss. In ihrem Gutachten 2009 betont die Exper-
tenkommission Forschung und Innovation die richtige
Zielrichtung der Initiative. Sie empfiehlt eine weitere Stär-
kung der Autonomie der außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen und die Übertragung der Budgetverantwor-
tung auf die Einrichtungen. 

5 Internationalisierung und Europäischer 
Forschungsraum

Herausforderungen und Ziele

Der international herausragende Wissenschafts- und For-
schungsstandort Deutschland sieht sich einem wachsen-
den Wettbewerb ausgesetzt. Die Innovationsakteure müs-
sen den Zugang zu dem weltweit generierten Wissen
sichern. Dies geschieht am effektivsten durch Zusammen-
arbeit mit solchen internationalen Partnern, die das eigene
Know-how am besten ergänzen können. Unternehmen
werden darüber hinaus solche Partner suchen, mit denen
sie die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Produkte durch Inte-
gration der leistungsfähigsten Technologien und Kompo-
nenten verbessern können.

Ziel der Bundesregierung ist es, die Potenziale eines er-
weiterten Europas ohne Grenzen und der Globalisierung
der Märkte für Deutschland zu erschließen und zu nutzen,
internationale und europäische Kräfte zu bündeln und da-
mit dem Lissabon-Ziel Europas näher zu kommen, zum
weltweit wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wis-
sensbasierten Wirtschaftsraum aufzurücken.

Bilanz und Perspektiven

Um Deutschlands Position in der globalen Wissensgesell-
schaft zu verbessern, hat die Bundesregierung im Februar
2008 die Strategie zur Internationalisierung von Wissen-
schaft, Forschung und Entwicklung verabschiedet. Ziel
ist es, mithilfe grenzüberschreitender Zusammenarbeit in
Wissenschaft und Forschung den Wissenschafts- und In-
novationsstandort Deutschland zu stärken. Damit wird
Deutschland zu einer ersten Adresse für hervorragende
Forscherinnen, Forscher und Studierende aus aller Welt.
Auch die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern in
Bildung, Forschung und Entwicklung wird durch den
Aufbau von Wissenschafts- und Innovationszentren nach-
haltig gestärkt. Gleichzeitig liefert Deutschland mit einer
herausragenden Forschungslandschaft und Technologie-
Zusammenfassung
Herausforderungen und Ziele
Globale Herausforderungen verlangen internationale Zusammenarbeit und gemeinsam erarbeitete wissenschaftliche
Lösungen – globale Märkte eröffnen Chancen für Innovationen deutscher Unternehmen, die es zu nutzen gilt. Ziel
der Bundesregierung ist es, die Position Deutschland in der globalen Wissensgesellschaft weiter zu verbessern und
internationale Verantwortung bei der Suche nach globalen Problemlösungen zu übernehmen.

Bilanz und Perspektiven
Mit der Internationalisierungsstrategie der Bundesregierung wird die europäische und internationale Vernetzung von
Wissenschaft, Forschung und Entwicklung als entscheidende Voraussetzung für Innovationen verstärkt. Beispiele für
bereits im ersten Jahr der Strategie unternommene Maßnahmen:

Chancen internationaler Kooperationen besser genutzt
– Gewinnung ausländischer Nachwuchs- und Spitzenwissenschaftler (u. a. Alexander von Humboldt-Professuren).
– Ausbau der internationalen Zusammenarbeit in den Fachprogrammen der Bundesregierung.
– Verstärkung der Präsenz im Ausland über Deutsche Wissenschafts- und Innovationshäuser (Russland, Indien, Ja-

pan, Brasilien, USA) und Wissenschaftsreferenten.
– Mulilateraler Dialog für internationale Forschungsagenda mit G8-Erklärung von Heiligendamm verstärkt.
– Erfolgreiche Werbekampagne für den Studien-, Wissenschafts- und Innovationsstandort Deutschland etabliert.

Europäische Forschungspolitik aktiv gestaltet
– European Research Council (ERC) bringt Exzellenz in europäische Forschungsförderung.
– Europäische Institut für Innovation und Technologie (EIT) ermöglicht die Bildung sogenannter „Knowledge and

Innovation Communities“ (KICs).
– Eurostars wird als Förderprogramm für KMU erfolgreich gestartet.
– Gemeinsame Technologieinitiativen (Joint Technology Initiatives, JTI) führen eigene Forschungsagenden für die

Stärkung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit durch (z. B. für Wasserstoff- und Brennstoffzellen).
– ESFRI schafft neue paneuropäische Forschungsinfrastrukturen (z. B. XFEL und FAIR).
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Erfolg durch internationale Vernetzung

Das BMBF stellt im Internet das Deutsche Informa-
tions- und Kommunikationsportal für internationale Zu-
sammenarbeit in Bildung und Forschung bereit. Koope-
ration-International bietet allen Kooperationssuchenden
und -interessierten aus dem In- und Ausland umfangs-
reiches Wissen über vielfältige Kooperationsangebote in
einem „single point of access“ an. Es ist Wegweiser und
Kommunikationsplattform zugleich. Monatlich rd.
200 000 Besuche des Portals zeigen den Erfolg des Por-
tals.

www.kooperation-international.de 

Werbung für den Innovationsstandort Deutschland

Damit Deutschland in wichtigen Zielländern deutlicher
als bisher als attraktives Land für Studium, Forschung,
Entwicklung und Innovation bekannt und sichtbar ge-
macht wird, unterstützt die Bundesregierung internatio-
nale Werbekampagnen. FuE-Kooperationen zwischen
Forschungseinrichtungen und forschungsstarken Unter-
nehmen können so eingeleitet werden und Nachwuchs-
und Spitzenwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler
für Deutschland gewonnen werden. Langfristig können
dadurch die Erfolge deutscher Forschungseinrichtungen
bei der Auftragsforschung gesteigert und Investitionen
in Deutschland angeregt werden.

Die erste Werbekampagne „Pilotmaßnahme Südkorea“
von November 2006 bis Mitte 2008 war bereits ein gro-
ßer Erfolg: Mehr als die Hälfte der beteiligten deutschen
Institute und Organisationen hat bereits ein FuE-Projekt
mit koreanischen Partnern auf den Weg gebracht, mehr
als 80 Prozent konnten neue Partner in Korea gewinnen;
Abkommen über gemeinsame Nutzung von Forschungs-
infrastruktur wurden geschlossen, neue Technologien
und Prototypen gemeinsam entwickelt, Weiterbildungs-
maßnahmen für den internationalen Markt entwickelt,
Rahmenabkommen für die Anerkennung von Studienab-
schlüssen geschlossen und zahlreiche Wissenschaftler-
austausche vereinbart. 

Derzeit laufen Schwerpunktkampagnen in den Themen-
feldern Nanotechnologien und Umwelttechnologien so-
wie im Zielland Indien. Für Ende 2009 sind weitere
Kampagnen im Themenfeld Produktionstechnologien
und im Zielland Brasilien geplant.

www.research-in-germany.de
führerschaft in vielen Hightech-Bereichen einen spezifi-
schen Beitrag zu den globalen Herausforderungen und
übernimmt internationale Verantwortung. Insgesamt ist
die Internationalisierung ein wichtiger Erfolgsfaktor im
globalen Wettbewerb und daher wesentliches Element ei-
ner modernen Innovationspolitik.

Mit der Internationalisierungsstrategie werden in enger
Abstimmung von Wissenschaft, Wirtschaft und Politik ei-
nerseits konkrete Maßnahmen zur besseren Nutzung der
Chancen der internationalen Zusammenarbeit sowie der
verstärkten bi- und multilateralen Abstimmung zu wichti-
gen Zukunftsfragen ergriffen und andererseits Impulse für
eigene Internationalisierungsinitiativen der Wissenschaft
und der Wirtschaft gegeben.

Mit seiner Außenwissenschaftspolitik unterstützt zusätz-
lich das Auswärtige Amt den akademischen Austausch mit
dem Ausland. Internationale Wissenschafts- und For-
schungsbeziehungen tragen zur Verwirklichung außenpo-
litischer Zielsetzungen bei. Zugleich fördern sie For-
schung und Entwicklung hierzulande und stärken somit
den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die „Initiative Au-
ßenwissenschaftspolitik“ wird im Jahr 2009 mit zusätzli-
chen Mitteln das bestehende Instrumentarium ausbauen
und durch neue Maßnahmen ergänzen. Zu den Maßnah-
men zählen Exzellenzzentren im Ausland zur gemeinsa-
men Forschung und Lehre, der Ausbau des Netzes von
Wissenschaftsreferenten an den Botschaften, attraktive
Stipendienprogramme, die Förderung von Deutsch als
Fremdsprache und Germanistik sowie die verstärkte Infor-
mation und Kommunikation. Damit leistet das Auswärtige
Amt seinen Beitrag zur Strategie der Bundesregierung zur
Internationalisierung von Wissenschaft und Forschung. 

Internationale Kooperation steigert Forschungs- 
und Innovationskompetenz

Zu den bereits im ersten Jahr der Umsetzung der Interna-
tionalisierungsstrategie unternommenen Maßnahmen zäh-
len:

– Förderung der internationalen Mobilität deutscher
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Erhö-
hung der Attraktivität deutscher Ausbildung- und Ar-
beitsangebote. Die Alexander von Humboldt-Professur
– der höchst dotierte internationale Forscherpreis – so-
wie die Fortführung des Sofia-Kovaleskaja-Preises
unterstützen herausragende Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie ausländischen Nachwuchs da-
rin, ihre Forschungsarbeiten aus dem Ausland an deut-
sche Hochschulen zu verlagern. 

– Die Bundesregierung hat, gemeinsam mit den Wissen-
schafts- und Mittlerorganisationen (DFG, HGF, FhG,
DAAD, HRK) sowie den Auslandshandelskammern
ein Grundkonzept für Deutsche Wissenschafts- und
Innovationshäuser erarbeitet. Auf dieser Grundlage
sollen nunmehr zunächst vier Häuser in Russland, In-
dien, Japan und Brasilien eingerichtet werden. Die
Entscheidung über ein weiteres Haus in den USA steht
unmittelbar bevor. Ziel der Wissenschaftshäuser ist es,
dass die deutschen Wissenschafts- und Forschungsor-
ganisationen gemeinschaftlich im Ausland auftreten
und ein Forum für Begegnung, Service und Netzwerk-
bildung bieten.

– International, national und regional ausgerichtete För-
derprogramme werden besser koordiniert. Insbeson-
dere sind bi- und multilaterale Kooperationen und
internationale Ausrichtung zunehmend integrale Be-
standteile der Fachprogramme der Forschungsförde-
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rung. Zugleich werden die internationale Vernetzung
mittelständischer innovativer Unternehmen sowie die
Beteiligung an internationalen Netzwerken und Clus-
tern unterstützt.

– Der multilaterale Dialog für eine internationale For-
schungsagenda wurde im Rahmen der G8 und der
OECD als Antwort auf die globalen Zukunftsfragen
etabliert. Dabei geht es vor allem um die gemeinsame
Bewältigung des Klimawandels, die Sicherung der
Energieversorgung und die Bekämpfung von Armut
und Infektionskrankheiten. Mit der G8-Erklärung von
Heiligendamm hat sich die Bundesregierung bereit er-
klärt, dabei eine Führungsrolle zu übernehmen.

– Die Bundesregierung stimmt die Instrumente der Ent-
wicklungszusammenarbeit und der wissenschaftlich-
technologischen Zusammenarbeit verstärkt aufeinan-
der ab, um nachhaltige wissensbasierte Entwicklungs-
prozesse anzustoßen und Voraussetzungen für eine
Wissenschaftskooperation mit Entwicklungsländern
auf gleicher Augenhöhe zu schaffen.

Europäische Forschungspolitik aktiv gestaltet

Die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas ist ange-
sichts der Globalisierung von zentraler Bedeutung.
Deutschland liefert einen entscheidenden Beitrag hierzu. 

– Deutschland hat durch die maßgebliche Mitgestaltung
des European Research Council (ERC) das Exzellenz-
prinzip als alleinige Voraussetzung für die EU-For-
schungsförderung erstmalig verankert.

– Das Europäische Institut für Innovation und Technolo-
gie (EIT) wurde von der deutschen Ratpräsidentschaft
wesentlich konzipiert und im September 2008 mit
dem Ziel gegründet, für das sogenannte „Dreieck des
Wissens“ von Bildung, Forschung und Innovation
strategische Netzwerke aus Unternehmen, For-
schungseinrichtungen, Hochschulen und weiteren For-
schungs- und Bildungsanbietern auf zukunftsträchti-
gen Technologiefeldern zu entwickeln. Damit soll die
Lücke zwischen Forschungsergebnis zu erfolgreicher
Marktplatzierung geschlossen werden. Aktuell werden
in einer ersten Ausschreibung in 2009 sogenannte
„Knowledge and Innovation Communities“ (KIC) zu-
nächst in den globalen Bedarfsfeldern wie Klima und
Energie sowie der weiteren Generation von IuK-Tech-
nologien identifiziert.

– Implementierung des 7. Forschungsrahmenprogramms:
Deutschland weist nach den ersten beiden Jahren mit
einem Anteil von 19,6 Prozent an den Zuwendungen
eine weiterhin hohe Beteiligung am FRP auf. Beson-
ders erfolgreich sind deutsche Forschungseinrichtun-
gen – insbesondere MPG, HGF, FhG, WGL: Sie erhal-
ten 23,8 Prozent der an Forschungseinrichtungen in
den Mitgliedstaaten ausgereichten Mittel. Auch deut-
sche Unternehmen sind mit 21,8 Prozent der Zuwen-
dungen, die an Einrichtungen der Privatwirtschaft der
EU gehen, erfolgreich. Im Vergleich zu anderen Mit-
gliedstaaten, insbesondere Großbritannien, Frankreich

und Niederlande, ist es damit gelungen, den Industriean-
teil am Rahmenprogramm nochmals zu steigern. Beson-
ders hervorzuheben ist auch Deutschlands Engagement
im Bereich der ERA-Netze, wo deutsche Einrichtun-
gen aktiv an mehr als 60 Projekten beteiligt sind.

– Deutschland ist an sechs „Joint Technology Initiatives“
(JTI) beteiligt, in denen strategische Forschungsagen-
den (SRA) in für Europa besonders bedeutenden For-
schungsbereichen umgesetzt werden: Innovative Arz-
neimittel (Innovative Medicines, www.imi-europe.org),
Nano-elektronik (ENIAC, www.cordis.lu/ist/eniac),
Eingebettete Datenverarbeitungssysteme (ARTEMIS,
www.cordis.lu/ist/artemis), Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellen (Fuel Cell, www.hfpeurope.org), Luftfahrt-
und Luftverkehrsmanagement (ACARE, www.acare4
europe.org) und Globale Überwachung für Umwelt
und Sicherheit (GMES, www.gmes.info).

– Das Eurostars-Programm des BMBF (Maßnahme nach
Artikel 169 des EG-Vertrags) zielt vor allem auf KMU,
Forschung und Entwicklung gemeinsam mit anderen
Partnern in grenzüberschreitenden europäischen Ko-
operationsprojekten zu betreiben. Gerade KMU brau-
chen Unterstützung, um die Potenziale internationaler
Zusammenarbeit für die Erschließung neuer Kunden
und Märkte zu nutzen. 

– Mit dem ESFRI-Prozess (European Strategy Forum on
Research Infrastructures) beteiligt sich die Bundesre-
gierung maßgeblich an der Gestaltung neuer EU-For-
schungsinfrastrukturen. So konnten 2007/2008 der
europäische Röntgenlaser XFEL und die internatio-
nale Beschleunigeranlage FAIR unter weltweiter fi-
nanzieller Beteiligung begonnen werden. Darüber hi-
naus unterstützt die Bundesregierung die Entwicklung
eines Europäischen Statuts für Forschungsinfrastruk-
turen (ERIC) zur Erleichterung der Errichtung neuer
paneuropäischer Forschungsinfrastrukturen. 

Wie bei den genannten Maßnahmen wird sich Deutsch-
land seiner Größe und seinem Einfluss entsprechend wei-
terhin prägend bei künftigen europäischen Aktivitäten
einbringen. Dabei wird es vor allem um eine aktive Mit-
gestaltung bei der Weiterentwicklung des Europäischen
Forschungsraums (ERA) im Rahmen des „Ljubljana-Pro-
zesses“ und der sogenannten „Vision 2020“ gehen. Des-
halb hat Deutschland wesentlich dazu beigetragen, ein
Forum zur strategischen internationalen Zusammenarbeit
(SFIC) einzurichten, und in 2009 auch den Vorsitz über-
nommen. Deutschland wird sich zudem bei der Ausge-
staltung der weiteren ERA-Initiativen (u. a. Joint Pro-
gramming, Forschermobilität, IP-Charta) maßgeblich
beteiligen.

Daneben setzt sich die Bundesregierung im Rahmen der
Verhandlungen zur Überprüfung des EU-Finanzrahmens
dafür ein, dass eine weitere Prioritätensetzung zugunsten
von Bildung, Forschung und Innovation erfolgt, um Eu-
ropa zu einem modernen, international konkurrenzfähi-
gen Forschungsraum weiterzuentwickeln.
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Mit der Übernahme der deutschen EUREKA-Präsident-
schaft wird die Bundesregierung das europäische Netz-
werk für innovative und marktorientierte Forschung wei-
terentwickeln und stärken. Ziel ist es vor allem, die
Sichtbarkeit von EUREKA zu erhöhen sowie seine Rolle
im Europäischen Forschungsraum und in der Internatio-
nalisierung, insbesondere von KMU, herauszuarbeiten. 

Das Europäische Jahr der Kreativität und Innovation 2009
soll die Kreativität als Motor für Innovation und als Faktor
für die Entwicklung von persönlichen, beruflichen, sozia-
len und unternehmerischen Kompetenzen befördern.
Deutschland unterstützt die Initiative der Europäischen
Union und hat für die Umsetzung in Deutschland eine ei-
gene Website eingerichtet: www.ejki2009.de.

Ausblick

Die Bundesregierung hat mit einer Vielzahl von Maßnah-
men und Initiativen die Voraussetzungen dafür geschaffen,
Deutschland zu einer der forschungs- und innovations-
freudigsten Nationen zu machen. Sie hat den Handlungs-
bedarf der Zukunft erkannt und die notwendigen Schritte
eingeleitet. Dieser eingeschlagene Weg wird gerade in der
aktuellen Krise konsequent weiterverfolgt. Die Bundesre-
gierung schafft jetzt die Voraussetzungen für die anste-
hende Innovationswelle, die die nächste Dekade bestim-
men wird. Leitgedanke ist und bleibt, den Wohlstand
durch Investitionen in Bildung, Wissenschaft und For-
schung zu sichern. Wachstumspolitik ist das Gebot der
Stunde gerade in der schwierigen Wirtschaftslage. Deshalb
bedarf es weiterer und zusätzlicher Anstrengungen aller Ak-
teure in Bildung, Wissenschaft, Forschung und Entwicklung
damit Deutschland auch künftig einer der attraktivsten For-
schungs- und Innovationsstandorte der Welt und interna-
tional führender Anbieter von Innovationen bleibt.

Die Bundesregierung setzt auch in Zukunft 
auf Forschung und Innovation 

Mithilfe moderner und innovativer Technologien, Pro-
dukte und Dienstleistungen leistet Deutschland seinen
spezifischen Beitrag zur Lösung der globalen Herausfor-
derungen und stärkt zugleich seine globale Wettbewerbs-
fähigkeit. Forschung und Entwicklung bleiben zentrale
Handlungsfelder der Politik. Sie sind das strategische
Element für die Sicherung eines neuen und langfristigen
Wachstums. Deutschland verfügt über eine hervorragende
Ausgangssituation und ein hohes Potenzial für neue
Ideen, mit denen sich Zukunftsmärkte erschließen und
prägen lassen. Dies wird weiter ausgebaut. Dafür müssen
Politik, Wissenschaft und Wirtschaft ihre Anstrengungen
weiter verstärken. 

Innovationspolitik ist Querschnittsaufgabe 

Die Forschungs- und Innovationspolitik der Bundesregie-
rung hat mit der Hightech-Strategie die Weichen richtig
gestellt, um die drängenden Zukunftsfragen koordiniert
und zielgerichtet in Angriff zu nehmen. Eine themen- und
politikfeldübergreifende Innovationsstrategie ist der rich-

tige konzeptionelle Ansatz. Dieser wird konsequent weiter-
geführt. Nun müssen die gesetzten Prioritäten intensiviert,
weitere innovative Felder erschlossen, Kooperationen ge-
stärkt sowie innovationspolitische Instrumente optimiert
werden.

Rahmenbedingungen, die Forschung und Inno-
vationen nicht hemmen, sondern befördern 

Erste erfolgreiche Schritte zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen sind getan. Nun gilt es, die guten Vorausset-
zungen für Innovationen weiter zu verbessern. Vor allem
die Bedingungen für junge innovative Unternehmen und
KMU, für den Wagniskapitalmarkt sowie für Gründungen
müssen gestärkt werden.

Fachkräftemangel weiter bekämpfen

Die Bundesregierung wird alles daransetzen, das in
Deutschland vorhandene Qualifikationspotenzial besser
auszuschöpfen und die Attraktivität Deutschlands für aus-
ländische Fachkräfte und Studierende weiter zu erhöhen.
Die Maßnahmen der Qualifizierungsinitiative für Deutsch-
land zusammen mit dem gesetzten ehrgeizigen „Zehn-
Prozent-Ziel“ bringen enorme Schubkraft für Bildungs-
und Forschungsinvestitionen und werden zu erheblichen
Qualitätsverbesserungen führen. Mit dem Konjunkturpro-
gramm II bereits beschlossen ist das größte Investitions-
programm in die Bildung und Forschung in der Ge-
schichte Deutschlands. Die von Bund und Ländern
vereinbarte Bündelung ihrer jeweiligen Aktivitäten und
Initiativen zur Sicherung des Fachkräftenachwuchses und
zur Verbesserung des Bildungssystems werden zusam-
men mit dem Hochschulpakt 2020 und dem Aktionspro-
gramm „Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der
Fachkräftebasis in Deutschland“ – unterstützt durch die
Allianz zur Beratung der Bundesregierung in Fragen des
Arbeitskräftebedarfs – zu einer deutlichen Stärkung der
Fachkräftebasis in Deutschland führen. 

Wissenschaftssystem modern ausgestalten

Mit der Exzellenzinitiative, dem Hochschulpakt und dem
Pakt für Forschung und Innovation wurde viel Bewegung
in der deutschen Wissenschaftslandschaft erreicht. Diese
positive Entwicklung ist weiterzuführen, damit das deut-
sche Wissenschaftssystem bis 2020 zu den Top 3 weltweit
gehört. Bund und Länder haben daher mit der Qualifizie-
rungsinitiative für Deutschland im Oktober 2008 verein-
bart, den Hochschulpakt 2020 bedarfsgerecht fortzufüh-
ren sowie die gemeinsame Exzellenzinitiative und den
Pakt für Forschung und Innovation nach Evaluation wei-
terzuentwickeln, um dem Nachwuchs in Deutschland in-
ternational konkurrenzfähige Bedingungen zu bieten.

Europäische Forschungspolitik aktiv mitgestalten – 
Internationale Ausrichtung und Verflechtung 
ausbauen 

Mit Blick auf die globalen Herauforderungen müssen For-
schungsaktivitäten in hohem Maße international ausge-
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richtet werden. Die Strategie der Bundesregierung zur In-
ternationalisierung der Wissenschaft nimmt dies auf und
stärkt internationale Kooperation sowie ein aktive Mitge-
staltung der europäischen Forschungspolitik. Dies wird
konsequent fortgesetzt, damit die internationalen und eu-
ropäischen Kräfte weiter gebündelt werden. Die For-

schungs- und Innovationskompetenz wird weiter durch
internationale Kooperationen, insbesondere durch inter-
national koordinierte Forschungsagenden und privile-
gierte Technologiepartnerschaften gestärkt und Deutsch-
land wird als maßgeblicher Akteur den Europäischen
Forschungsraum mitgestalten.
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EFI GUTACHTEN

2009

VORWORT

Die im Auftrag der deutschen Bundesregierung tätige Expertenkommission Forschung und 

Innovation legt hiermit ihr zweites Gutachten vor. Nach der Abfolge der Gutachten soll-

te es eigentlich ein ‚kurzes’ Gutachten sein, in dem zentrale Indikatoren von Forschung 

und Entwicklung fortgeschrieben und kommentiert werden. Die Expertenkommission hat 

-

men zur weiteren Stärkung der Innovationskraft Deutschlands. Gerade in der heutigen, 

wirtschaftlich schwierigen Zeit muss die Forschungs- und Innovationspolitik eine zentra-

le Rolle spielen.

Die Herausforderungen sind vielfältig und im Gutachten 2008 bereits benannt wor-

den. Die Rahmenbedingungen für die Finanzierung von Innovationen sind in Deutsch-

land weiterhin nicht optimal. Die Schwächen des Bildungssystems wirken sich bereits 

jetzt negativ aus und können mittelfristig zu einer existenziellen Bedrohung der Inno-

vationsfähigkeit werden. Die hochgradige Spezialisierung auf wenige Branchen der In-

dustrie ist ein Ausdruck besonderer deutscher Stärken, schafft aber auch Abhängigkei-

ten und Risiken. 

Da Forschungs- und Innovationspolitik mittel- und langfristig greift, können diese Pro-

bleme nicht innerhalb kurzer Zeit gelöst werden. Die Politik muss aber zügiger als bis-

her handeln. Die Möglichkeit der Einführung einer steuerlichen Förderung von For-

schung und Entwicklung ist leider noch nicht wahrgenommen worden, und die von der 

-

rung überzeugen in keiner Weise. 

In diesem zweiten Gutachten sprechen wir weitere Handlungsfelder an: die Intensi-

vierung des Wissens- und Technologietransfers, die Steigerung der Attraktivität des Ar-

beitsmarktes Wissenschaft sowie die Förderung von Innovationsprozessen in kleinen und 

mittleren Unternehmen, insbesondere in Branchen der wissensintensiven Dienstleistungen. 
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KURZFASSUNG

Bildung, Forschung und Innovation – gerade in der Rezession eine Priorität

Von der sich abzeichnenden weltweiten Rezession ist Deutschland aufgrund seiner Export-

orientierung besonders stark betroffen. Die Bundesregierung hat mit den Konjunkturpa-

keten wichtige Maßnahmen zur Konjunkturunterstützung und -belebung ergriffen. Die 

Konjunkturpakete enthalten jedoch nur wenige Bestandteile, die Forschung und Innova-

tion maßgeblich fördern. Die Expertenkommission regt an, im Zuge der konkreten Um-

setzung des Konjunkturpakets II die Belange von Bildung, Forschung und Innovation 

verstärkt zu berücksichtigen. 

Geschieht dies nicht, werden später Mittel in entscheidendem Umfang fehlen, um die 

Wettbewerbsposition Deutschlands zu verbessern. Derzeit ist das Innovationssystem 

Deutschlands im internationalen Vergleich noch immer wettbewerbsfähig. Die Wettbe-

werbsintensität nimmt jedoch aufgrund der größeren Anstrengungen anderer industriali-

sierter Länder und einiger Schwellenländer deutlich zu. Daher gerät Deutschlands Posi-

tion (F&I) bereits dann unter Druck, wenn die Höhe der Aufwendungen für Forschung 

und Innovation nur beibehalten wird. Ein Ausbau von Bildung, Forschung und Innova-

tion ist zwingend erforderlich.

Die Aufgaben für die F&I-Politik Deutschlands im nächsten Jahrzehnt liegen aus Sicht 

der Expertenkommission vor allem im Umbau des Bildungssystems. Das Steuersystem 

-

nen entscheidenden Beitrag zur Lösung der globalen Herausforderung des Klimawandels 

und der Notwendigkeit des Übergangs zu einer nachhaltigen Wirtschaft leisten können.

F&I-Politik überschneidet sich folglich in wichtigen Bereichen mit der Bildungs-, Steuer-, 

Umwelt- und Energiepolitik und muss mit diesen Bereichen in engem Dialog agieren. Ein 

thematisch zu enger Zuschnitt der F&I-Politik ist nicht zielführend.

Finanzierung von Innovationen in der Krise schwerer denn je

Innovationsaktivitäten sind ohne eine angemessene Finanzierung nicht möglich. In Un-

ternehmen ist Eigenkapital die mit Abstand wichtigste Finanzierungsquelle für Inno-

vation. Die mäßige Eigenkapitalausstattung deutscher kleiner und mittlerer Unterneh-

men (KMU) und der im internationalen Vergleich unzureichend entwickelte deutsche 
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Markt für Wagniskapital stellen deshalb eine zentrale Schwäche des deutschen Inno-

vationssystems dar. 

Der Gesetzgeber hat im Jahr 2008 das Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedin-

gungen für Kapitalbeteiligungsgesellschaften (MoRaKG) verabschiedet. Ziel war es, An-

reize für die Bereitstellung von Eigenkapital an junge, nicht börsennotierte Unternehmen 

zu setzen. Wesentliche Regelungen bedürfen noch der beihilferechtlichen Genehmigung 

der Europäischen Kommission. Die Expertenkommission erwartet auch für den Fall, dass 

diese erteilt wird, keine wesentliche Stärkung des Marktes für Wagniskapital. Die Effek-

te des Gesetzes werden aufgrund der sehr restriktiv ausgestalteten Regelungen begrenzt 

sein. Grundsätzlich lässt sich Nachholbedarf bei der Finanzierung junger Unternehmen 

und KMU feststellen. Die Situation verschärft sich angesichts der derzeitigen Krise. Auf-

Auch die Situation auf dem Markt für Wagniskapital verschlechtert sich merklich: Das 

-

lassen. Das verfügbare Anlagevermögen wiederum verteilt sich auf weniger und insbe-

sondere auf bestehende Unternehmen zu Lasten neuer. In der Folge ist ein Rückgang 

der Innovationsaktivitäten von KMU zu erwarten. Eine Verbesserung der staatlichen Kre-

ditvergabe kann jenen Unternehmen helfen, die ausreichende Sicherheiten stellen kön-

nen. Sie löst jedoch nicht das zentrale Problem. 

Bereits in der Vergangenheit war zu beobachten, dass die Höhe der Innovationsaufwen-

dungen – insbesondere in KMU – konjunkturabhängig ist. Um diese Abhängigkeit zu 

reduzieren und um eine Verstetigung von Innovationsaktivitäten in KMU zu ermögli-

die Einführung eines innovationsfreundlichen Steuersystems und–

eine deutliche Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wagniskapital und – Business 

Angels.

Attraktivere Rahmenbedingungen für den Arbeitsmarkt Wissenschaft erforderlich

allem mehr gut ausgebildete Menschen. Zwar hat die Zahl der Hochschulabsolventen 

in 2006 einen neuen Höchststand erreicht. Um den zukünftigen Bedarf an Akademi-

kern in Deutschland zu decken, müssten jedoch weiterhin deutlich mehr Personen als 

bisher eine Studienberechtigung erlangen. Die Expansion und qualitative Verbesserung 

des deutschen Bildungssystems ist somit zwingend erforderlich.

Nach dem Studium kehren viele Akademiker Deutschland den Rücken: Die Zahl der 

-

ten. Gerade besonders erfolgreiche Wissenschaftler gehen gerne ins Ausland, weil ih-

Deutschland.

Die Zuwanderung von Akademikern aus dem Ausland ist in Deutschland vergleichsweise 

gering ausgeprägt. Eine aktive Einwanderungs- und Wissenschaftspolitik ist somit not-

zu halten. Dies gilt insbesondere für Personen aus Staaten außerhalb der EU. Deren 

Zugangskriterien für den deutschen Arbeitsmarkt sind trotz aktueller Verbesserungen zu 



Drucksache 16/12900 – 74 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

EFI GUTACHTEN

2009

der Verzicht auf Einkommensgrenzen könnten dies entscheidend ändern.

Deutschland braucht attraktive Rahmenbedingungen für den Arbeitsmarkt Wissenschaft. Die 

Stärkung der Autonomie der Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen,–

Verzicht auf die Anwendung des Beamtenrechts für Wissenschaftler,–

Reform der Landeshochschulgesetze in Richtung einer Flexibilisierung des Personalrechts –

und der Lehrdeputate für Professorinnen und Professoren,

–

und Länder und Verbesserung der Nachwuchsförderung durch verbesserte Lehrmöglichkei-

ten, Auslandsaufenthalte und die Gewährung eigener Forschungsgelder,

Anwendung des – Tenure-Prinzips an deutschen Hochschulen und Minimierung von Phasen 

befristeter Beschäftigung sowie Unterstützung von Karrierepfaden junger Wissenschaftler au-

ßerhalb der Wissenschaft,

regelmäßige Berichterstattung über die Arbeitsbedingungen für Wissenschaftler in Deutsch-–

land.

Wissens- und Technologietransfer intensivieren und verbessern

Hochschulen und öffentlich getragene Forschungseinrichtungen haben eine zunehmende Be-

deutung für die Innovationsdynamik. Sowohl technisch-naturwissenschaftliche Disziplinen als 

auch die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften können mit ihren Ergebnissen in erheb-

lichem Maße zur Entwicklung kommerziell erfolgreicher Innovationen beitragen. Vorausset-

zung ist eine effektive Organisation des Wissens- und Technologietransfers zwischen Wissen-

schaft und Wirtschaft.

Wissens- und Technologietransfer hat verschiedene Formen. Zentral sind die Ausbildungsaktivi-

täten der Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Die Vermarktung von Schutzrechten und 

die Förderung von Gründungen gehören derzeit zu den wichtigsten Aufgaben der Transferstel-

len. Eine lange und erfolgreiche Tradition hat Deutschland im Bereich der Auftragsforschung. 

Wenig Erfahrung ist hingegen bei strategischen Partnerschaften vorhanden, im Rahmen derer 

die Zusammenarbeit öffentlicher und privater Partner institutionell verankert wird.

Die Organisation des Wissens- und Technologietransfers ist in Deutschland derzeit noch nicht 

optimal gestaltet. Ungeeignete Strukturen und Prozesse sowie bürokratische Hemmnisse führen 

vielfach dazu, dass vorhandene Innovationspotenziale nicht ausgeschöpft werden.

Die Hochschulen müssen den für sie geeigneten Weg des Wissens- und Technologietransfers 

-

tionspolitik sollte daher keine Transferstrukturen bindend vorschreiben, sondern adäquate Rah-

menbedingungen und Anreizsysteme schaffen. Die Expertenkommission Forschung und Inno-

Unterstützung von – Public Private Partnerships,

Einführung einer „Neuheitsschonfrist“ im Patentrecht,–

Schaffung von leistungsbezogenen Anreizen für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler –

sowie Beschäftigte der Transferstellen,
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Entwicklung und regelmäßige Evaluierung weiterer Förderinstrumente für die Validie-–

rungsforschung, also den Nachweis der kommerziellen Nutzbarkeit von Forschungs-

ergebnissen,

Erleichterung der Beteiligung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen an Aus-–

gründungen,

konsequente Integration von Angeboten der Gründungsausbildung in das Lehrange-–

bot aller Hochschulen.

Steigerung der Innovationsfähigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen

Rund 70 Prozent der Beschäftigten in Deutschland sind in kleinen und mittleren Unter-

nehmen tätig. 43 Prozent aller KMU in Deutschland sind innovativ, bringen also neue 

oder verbesserte Produkte auf den Markt. Andere unterstützen als FuE-Dienstleister In-

novationsprozesse bei ihren Kunden. Die Bedeutung von KMU für das deutsche Inno-

vationssystem ist erheblich.

Im internationalen Vergleich ist der Anteil innovativer KMU in Deutschland hoch, nimmt 

aber langfristig betrachtet ab. Forschung und Entwicklung müssen in der Regel aus Ei-

stellt daher ein Innovationshemmnis dar. Zudem ist der staatliche Anteil an der Finan-

zierung der FuE-Aufwendungen der KMU seit Ende der 1980er Jahre fast kontinuier-

lich gesunken.

die Expertenkommission der Bundesregierung den Übergang zu einer Kombination aus the-

die Projektförderung. Die Expertenkommission sieht daher folgenden Handlungsbedarf:

–

Förderung,

weitere Vereinfachung und Erhöhung der Transparenz der existierenden Projekt-För-–

derprogramme für KMU in Kombination mit einer optimierten Abstimmung zwischen 

den verschiedenen Ressorts,

Weiterentwicklung der Projektförderung durch die Einführung von zwei neuen Maß-–

nahmen – den Status der Young Innovative Company mit Befreiung von Steuern und 

Sozialabgaben für forschungsintensive Gründungen sowie die verstärkte Berücksichti-

gung von innovativen KMU bei der Vergabe öffentlicher Aufträge in Anlehnung an das 

Programm Small Business Innovation Research (SBIR) in den Vereinigten Staaten,

verstärkte Einbindung von KMU in Prozesse des Wissens- und Technologietransfers –

und Stärkung der Rolle der Fachhochschulen im Transferprozess.

Innovations- und Wachstumspotenziale wissensintensiver Dienstleistungen nutzen

Die Branche der wissensintensiven Dienstleistungen ist ein wichtiges Zugpferd von Wachs-

tum und Beschäftigung in Deutschland und anderen Industrieländern. Fast 40 Prozent 

der Wertschöpfung in Deutschland entstammen dieser Branche. Der größte Teil des Be-

schäftigungswachstums der vergangenen Jahre ist ihr ebenfalls zuzurechnen. 
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Im internationalen Vergleich ist die Branche der wissensintensiven Dienstleistungen in 

Deutschland dennoch unterentwickelt. Auch wenn die verfügbaren Statistiken mit Vor-

-

tungslücke“ sei ein Artefakt der statistischen Erfassung, nicht zutreffend. Deutschland 

lässt hier Wachstumschancen ungenutzt.

Beim Außenhandel mit wissensintensiven Dienstleistungen erreicht Deutschland nur ei-

nen mittleren Rangplatz. Im Zuge der weiterhin positiven Entwicklung dieser Branchen, 

sollte das Potenzial der wissensintensiven Dienstleistungen auch für den Export verstärkt 

genutzt werden. Probleme, die in diesem Zusammenhang durch ungewollten Wissensab-

Um von den Entwicklungspotentialen der Branche der wissensintensiven Dienstleistun-

-

mission folgende Maßnahmen vor:

verstärkte Berücksichtigung der hochwertigen wissensintensiven Dienstleistungen in –

der Innovations- und Wirtschaftpolitik sowie der Außenhandelsförderung,

gezielte Unterstützung für den Ausbau des Handels auf dem Gebiet der produktbe-–

gleitenden Dienstleistungen,

Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für die Bedeutung und Vielfalt von Innova-–

tionen im Dienstleistungssektor,

Verbesserung der statistischen Erfassung von Dienstleistungstätigkeiten im Rahmen –

der amtlichen Statistik.
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DIE KRISE ABWENDEN

BILDUNG, FORSCHUNG UND INNOVATION – GERADE IN DER

REZESSION EINE PRIORITÄT

Die sich abzeichnende weltweite Rezession ist in dieser Form bisher einzigartig. Sie er-

fasst bereits alle Bereiche der Wirtschaft. Deutschland ist aufgrund seiner Exportorien-

tierung besonders stark betroffen. Gleichzeitig sind deutsche Unternehmen aufgrund der 

-

se gewappnet als viele ihrer ausländischen Wettbewerber. Meldungen über Auftragsein-

brüche, Entlassung von Arbeitskräften und ein Zurückfahren der Investitionen sind aber 

auch hierzulande an der Tagesordnung. Noch ist nicht absehbar, wie lange die Talfahrt 

dauern wird und wie tief sie führt. Gefahren drohen auch aus protektionistischen Inter-

ventionen in anderen Ländern. Die Bundesregierung muss diesen Tendenzen entschie-

den entgegenwirken.

Die Bundesregierung hat mit den Konjunkturpaketen wichtige Schritte eingeleitet. Die 

schon beschlossenen und noch kurzfristig anstehenden Maßnahmen zielen vornehmlich 

auf eine Konjunkturunterstützung und -belebung ab. Die Belange von Bildung, Forschung 

und Innovation sollten allerdings vorrangig berücksichtigt werden, um nachhaltige Ef-

fekte zu erzielen. Die Expertenkommission regt an, im Zuge der konkreten Umsetzung 

des Konjunkturpakets II die von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Maßnahmen 

noch stärker auf diese Schwerpunkte auszurichten. Geschieht dies nicht, werden später 

in entscheidendem Umfang Mittel fehlen, um die Wettbewerbsposition Deutschlands zu 

verbessern. Daher muss darauf geachtet werden, dass die Maßnahmen des Konjunkturpa-

kets II soweit als irgend möglich eine Stärkung von Forschung und Innovation bewirken. 

Zudem sollten die forschungsrelevanten Maßnahmen mit der Hightech-Strategie vernetzt 

und in deren Weiterentwicklung eingebunden werden. 

STABILISIERUNG DER UNTERNEHMENSFINANZIERUNG

Die ersten Schritte der Bundesregierung im Spätherbst 2008 galten der Stabilisierung des 

-

ter Banken zu verhindern und den Fluss der Fremdkapital-Vergabe am Laufen zu halten, 

-

A 1

A 1 – 1

A 1 – 2

UNMITTELBARER UND MITTELFRISTIGER 

POLITISCHER HANDLUNGSBEDARF

A



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 79 – Drucksache 16/12900

gedämmt werden. Die ansonsten möglichen weiteren Einschränkungen der Kreditbereit-

stellung hätten den Unternehmen die Luft zum Atmen nehmen können. Die Maßnahmen 

deutschen Wirtschaft mit Fremdkapital notwendig.

Die Expertenkommission weist jedoch darauf hin, dass eine verbesserte Verfügbarkeit von 

Krediten den Unternehmen nur begrenzt bei der Finanzierung von Innovationen weiter-

hilft. Es steht daher zu erwarten, dass die prognostizierten Auftrags- und Umsatzeinbrüche 

auch mit einer erheblichen Reduktion der FuE-Aufwendungen einhergehen werden. Das 

Ziel, in Deutschland bis 2010 drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes in Forschung und 

Entwicklung zu investieren, kann gerade unter diesen Umständen nicht erreicht werden. 

Das bedeutet nicht, dass die Zielsetzung aufgegeben werden sollte. Aber die Politik muss 

noch konsequenter als bisher die Anreize und Rahmenbedingungen für F&I verändern.

Der Eigenkapitalausstattung der Unternehmen kommt dabei besonders große Bedeutung 

zu. Eigenkapitalbildung muss im Steuersystem stärker begünstigt werden. Zudem kommt 

einer angemessenen Gestaltung steuerlicher Anreize für externe Eigenkapitalgeber eine 

wachsende Bedeutung zu: Nur wenn Kapitalbeteiligungsgesellschaften wie auch Busi-

ness Angels positive steuerliche Rahmenbedingungen für Investitionen in Unternehmens-

-

tive gesamtwirtschaftliche Wirkung entfalten. Diese Forderung bezieht sich allerdings 

nicht nur auf die inhaltliche Ausgestaltung, sondern auch auf die Verständlichkeit und 

Praktikabilität solcher Regelungen.

Beispielhaft sei an dieser Stelle auf die Ausgestaltung der Verlustvorträge im Rahmen des 

§8c Körperschaftsteuergesetz verwiesen: Die aus gut verständlichen Gründen vorgenom-

-

rungen in Deutschland und verschärft die Problematik der unzureichenden Eigenkapital-

ausstattung heimischer Unternehmen in Zeiten instabiler Finanzmärkte. 

F&I-RELEVANTE KOMPONENTEN DES KONJUNKTURPAKETS II

Investitionen in Bildung

Bund und Länder haben im Rahmen des Konjunkturpakets II unter anderem beschlos-

sen, in den Jahren 2009 und 2010 8,7 Milliarden Euro überwiegend für Investitionen in 

Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen, Weiterbildung und Forschung bereitzustellen. 

Die Kommission betrachtet diese notwendigen Investitionen als ersten Schritt angesichts 

eines geschätzten Sanierungsbedarfs von 100 Milliarden Euro. 

Der Mitteleinsatz liegt dabei bei den Ländern (30 Prozent) und Kommunen (70 Prozent). 

Somit werden insbesondere Investitionen in Schulen und Kinderbetreuung im Vorder-

grund stehen. Die Expertenkommission begrüßt diese Investitionen, besonders mit Blick 

auf die zentrale Rolle präventiver Bildungspolitik für die Innovationsfähigkeit Deutsch-

lands, die im letzten Gutachten ausführlich erläutert worden ist.

Die den Bildungseinrichtungen zugute kommenden Mittel müssen in den Jahren 2009 

und 2010 ausgegeben werden. An größeren Projekten mit längerer Laufzeit, die noch im 

Planungsstadium stehen, könnte die Förderung daher vorbeizielen. Einen raschen Mit-

-

A 1 – 3
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den sowie Schwerfälligkeiten im Beschaffungswesen. Aufgrund des engen Zeitrahmens 

war es sinnvoll, die Vergabekriterien mit dem Konjunkturpaket II für die Dauer von 

zwei Jahren zu lockern. Jetzt ist es wichtig, dass diese Erleichterungen auch voll ausge-

-

tionsfördernd erfolgen. Aufträge dürfen nicht nur an Großunternehmen gehen, mit denen 

es eine bewährte Zusammenarbeit gibt. Vielmehr müssen auch junge und kleine Unter-

nehmen berücksichtigt werden.

Innovationsförderung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU)

Als breitenwirksame Maßnahme sollen in den Jahren 2009 und 2010 zusätzliche Mittel 

in Höhe von 900 Millionen Euro über das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) 

positiv, da sie die Finanzierung von Innovationsprojekten in KMU sinnvoll unterstüt-

zen können. Allerdings stellt sie wohl nur die zweitbeste Variante dar – die Einführung 

einer steuerlichen FuE-Förderung wäre der bessere Beitrag zu einer nachhaltigen Stär-

kung von Forschung und Innovation in KMU gewesen.

Unternehmen im Kontext des ZIM-Programms besonderen Vorrang einzuräumen. Zudem 

sollten schwerpunktmäßig auch innovative Dienstleistungen gefördert werden, um eine 

einseitige Ausrichtung auf Technologiethemen zu vermeiden. Darüber hinaus sieht die 

Expertenkommission nach wie vor die Notwendigkeit, die themenübergreifende Förde-

rung von KMU mittelfristig durch eine steuerliche FuE-Förderung zu ergänzen. Der Aus-

bau des ZIM-Programms darf nicht zu einer weiteren Verzögerung der Einführung der 

steuerlichen FuE-Förderung führen.

Förderung der Mobilitätsforschung

Die Expertenkommission begrüßt ausdrücklich, dass die Bundesregierung im Konjunk-

turpaket II eine Förderung von insgesamt 500 Millionen Euro für die anwendungsorien-

tierte Forschung im Bereich Mobilität plant. Kompetenzen in der Elektrochemie, insbe-

sondere in der industriellen Fertigung von Lithium-Ionen-Batterien, und die Entwicklung 

von umweltschonenden Antriebskonzepten sind von großer Bedeutung und sollten in die-

ser Fördermaßnahme thematisch verankert werden. Auch hier rät die Expertenkommission 

dazu, KMU und jungen Unternehmen besondere Berücksichtigung zu geben. Bei geeig-

neter Gestaltung könnte dieses Programm – ebenso wie das ZIM – auch Unternehmen 

über den Einsatz der Mittel aus den Programmen beraten und entscheiden, sollten daher 

unbedingt auch Vertreter der Wagniskapitalindustrie und der Industrieverbände eingebun-

den sein, die die Interessen junger Unternehmen wahrnehmen.

Infrastrukturförderung

Die aktuellen Maßnahmen der Bundesregierung sehen eine Infrastrukturförderung in ei-

nigen Bereichen vor, darunter Verkehr sowie Informations- und Kommunikationstechno-

logie (Breitbandnetze). Das ist ausdrücklich zu begrüßen und wird auch der Innovations-

kraft des Landes zugute kommen. Der Ausbau von Breitbandverbindungen im ländlichen 
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Informations- und Kommunikationstechnologien zu reduzieren. Was jedoch noch fehlt, 

sind entschiedene Infrastrukturmaßnahmen zum Ausbau unserer Elektrizitätsnetze. Starke 

und „intelligente“, an die zukünftigen Bedürfnisse angepasste Versorgungsnetze sind un-

erlässlich, um die sinnvollen und ambitionierten Ziele der Bundesregierung in den Be-

KEINE AUFRECHNUNG MIT SCHON BESCHLOSSENEN

STRATEGISCHEN MASSNAHMEN

Mit Nachdruck weist die Kommission auch darauf hin, dass die für das Konjunkturpa-

ket II zur Verfügung gestellten Mittel nicht mit Maßnahmen im Rahmen des Hochschul-

paktes oder der Exzellenzinitiative aufgerechnet werden dürfen. Die deutschen Hochschu-

len benötigen diese Gelder dringend, um exzellente Forschungsbedingungen und neue 

Studienplätze schaffen zu können. Die zentralen Festlegungen für die Fortführung des 

Hochschulpaktes und der Exzellenzinitiative sollten vor den Wahlen 2009 erfolgen, um 

Planungssicherheit zu geben. Es gilt, den Kurs hin zu einer nachhaltigen Verbesserung 

im gesamten Bildungssystem zu halten. Die Schuldendiskussion darf nicht zur Behin-

derung des Ausbaus von Bildung, Forschung und Innovation führen.

MITTELFRISTIGE PERSPEKTIVEN – FORSCHUNG UND INNOVATION 2020

WAHLJAHR 2009

2009 ist ein Wahljahr. Mit den Vorbereitungen für die nächste Legislaturperiode muss 

frühzeitig begonnen werden. Aus diesem Grund beschreibt die Expertenkommission an 

dieser Stelle den mittelfristigen politischen Handlungsbedarf, vor dem die neu ins Amt 

kommende Regierung Ende 2009 stehen wird. Diese Hinweise greifen die Diskussion 

im Gutachten 2008 auf.  

HERAUSFORDERUNGEN

Deutschland steht vor großen Herausforderungen. Der Wettbewerb durch andere indus-

trialisierte Länder und durch Schwellenländer nimmt zu. Deutschlands Position in For-

schung und Innovation gerät schon dann unter Druck, wenn die Aufwendungen für For-

schung und Innovation nur beibehalten werden. Stillstand ist Rückschritt, da andere 

Volkswirtschaften den Themen Bildung, Forschung und Innovation inzwischen größere 

Priorität einräumen. Dabei reagieren diese Länder zielgerichtet und oft schneller als 

Deutschland auf wichtige Entwicklungen. 

Herausforderungen erwachsen insbesondere aus der Wissensintensivierung der Wirtschaft. 

auf den Produktionsfaktor Wissen angewiesen sind. Einfache Tätigkeiten werden dage-

gen immer weniger nachgefragt. 

A 1 – 4

A 2

A 2 – 1

A 2 – 2
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-

ten wird immer noch mit Skepsis betrachtet. Zudem liegt die Beteiligung von Frauen 

gerade in zentralen Bereichen von Forschung und Innovation immer noch weit hinter 

dem Möglichen zurück.

In Deutschland liegt der Schwerpunkt der Innovationsaktivitäten der Unternehmen auf 

der hochwertigen Technologie, nicht auf der Spitzentechnologie. Diese Konzentration der 

wirtschaftlichen Aktivitäten ist positiv zu sehen, sie ist ein Ausdruck erfolgreicher Spe-

-

bilität führen, denn Spezialisierung ist immer nur ein Vorteil auf Zeit. Die derzeitigen 

Probleme in der Automobilindustrie machen dies deutlich. 

Deutschland kann nicht auf die Beiträge der etablierten Erfolgsbranchen verzichten. Sie 

können auf absehbare Zeit einen wichtigen Beitrag zu Exporterfolgen und Wachstum er-

bringen. Aber neue Quellen von Wertschöpfung und Wohlstand müssen konsequenter als 

bisher erschlossen werden – F&I-Politik ist letztlich auch Zukunftsvorsorge.

WESENTLICHE STÄRKEN

Deutschland kann auf wichtige Stärken im F&I-Wettbewerb zurückgreifen. Deutsche 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind in vielen Bereichen weltweit führend. 

Im Zuge der Exzellenzinitiative ist es gelungen, den Wettbewerb zwischen den Hoch-

schulen zu stärken. Die Stärkung der Autonomie der Hochschulen zeigt in einigen Bun-

desländern erste Erfolge. Deutsche Unternehmen sind innovationsstark. Vorteile gibt es 

nicht nur in der Forschung, sondern auch in wichtigen anderen Bereichen wie Konstruk-

tion, Design und Vermarktung. Die Integration von innovativen Komponenten in über-

zeugende Produkte und Anlagen gelingt in Deutschland in vielen Branchen nach wie 

vor hervorragend.

Zudem hat die Bundesregierung die Herausforderungen erkannt: Die Mittel für Wissen-

schaft, Forschung und Entwicklung sind in den letzten Jahren deutlich erhöht worden. Be-

trugen die Aufwendungen im Jahr 2005 noch 11,1 Milliarden Euro, so liegen die Haus-

haltsansätze für das Jahr 2008 nunmehr bei 13,4 Milliarden. Für das Jahr 2009 sind im 

Regierungsentwurf Ausgaben von 14,4 Milliarden Euro vorgesehen, wobei die Maßnah-

men der Konjunkturpakete noch nicht berücksichtigt sind. Mit der Hightech-Strategie 

ist überdies eine vielversprechende Form der Koordination der Ressorts initiiert wor-

den. Diese Schritte weisen in die richtige Richtung, dennoch gibt es kurz- und mittel-

fristig weiteren Handlungsbedarf.

HANDLUNGSBEDARF – F&I-POLITIK 2020

Das deutsche Bildungssystem, historisch betrachtet eine besondere Stärke des Landes, –

ist unter Druck geraten. Internationale Vergleiche haben eindrücklich auf Schwächen, 

insbesondere in der frühen Phase der Ausbildung, hingewiesen. Zudem müssen auch 

-

lichen Fächern bemängelt werden. Die Expertenkommission hatte daher schon in ih-

rem ersten Gutachten Verbesserungen im Bildungssystem als präventive Innovations-

politik eingefordert. Diese Forderung gilt weiterhin.

A 2 – 3

A 2 – 4
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Steuerpolitik ist Innovationspolitik. Das deutsche Steuersystem ist innovationsfeind-–

Finanzierung von neuen Unternehmen. Daran hat die Unternehmensteuerreform 2008 

wenig geändert. Die Schaffung eines innovationsfreundlichen Steuersystems und die 

Aufgaben für die zukünftige Regierung. Hier mangelt es der deutschen Politik seit 

langer Zeit an Entschlossenheit. Die Fördermaßnahmen der F&I-Politik laufen ins 

Leere, wenn sie durch ein innovationsfeindliches Steuersystem konterkariert werden. 

Ein Umlenken ist dringend erforderlich.

Die globale Herausforderung des Klimawandels und der Übergang zu einer nachhalti-–

gen Wirtschaft, insbesondere zu einer nachhaltigen Energieversorgung, erfordern welt-

weit ein zügiges und zielgerichtetes Handeln. Die Anstrengungen werden beträchtlich 

-

nologie-Nationen. Die Abstimmung und Verknüpfung von Umwelt- und F&I-Politik 

erhalten zunehmend Bedeutung. Eine gute Koordination zwischen Regulierung und 

Anreizen durch die F&I-Politik kann dazu beitragen, dass sich deutsche Unterneh-

mer noch stärker als bisher an führender Stelle im Markt für Umweltgüter positio-

nieren. Die Regulierung kann aber nicht gleichzeitig Anbieter im Inland „schützen“ 

und Anreize für die Entwicklung nachhaltiger, kostengünstiger Produkte für den Welt-

markt bieten.

Der Wissenstransfer – die Umsetzung von Wissen in wirtschaftliche Anwendungen – –

leidet darunter, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen keine ausreichenden 

Freiräume haben, um sinnvolle Organisationsformen und Anreize zu implementieren. 

Ein wichtiges Element zur Nutzung neuen Wissens sind Unternehmensgründungen. 

Hier hat Deutschland über Jahrzehnte schlechte Rahmenbedingungen gesetzt. Deutsch-

land muss wieder ein Land von Gründern werden, um die Möglichkeiten der Wis-

Arbeitsplätze nachhaltig zu sichern. 

Im Prozess der Tertiarisierung liegt Deutschland nach wie vor hinter anderen Nationen –

zurück. Auf die Bedeutung von Dienstleistungen, insbesondere wissensintensiven, wird 

auch in diesem Gutachten verwiesen. Die deutsche F&I-Politik ist weiterhin übermä-

ßig auf Technologien und technische Produkte ausgerichtet. Wichtige Wachstumschan-

cen im Dienstleistungsbereich können daher nicht optimal genutzt werden.

Innovationsprozesse werden nachhaltig von Institutionen wie dem Patent- und Mar-–

nächsten Jahren zunehmend Gestaltungsbedarf, sowohl auf der nationalen wie auch auf 

der europäischen Ebene. Die Gestaltung dieser Institutionen stellt kein rein rechtliches 

Problem dar. Vielmehr berührt sie zentrale Anliegen der F&I-Politik und bedarf daher 

einer engen Koordination, am besten im Rahmen der Hightech-Strategie. Zudem ist 

ein möglichst breiter gesellschaftlicher Konsens erforderlich, wie weit der Schutz des 

geistigen Eigentums gehen soll. Begriffe wie „Trivialpatente“, „Patente auf Leben“, 

„Software-Patente“ und andere dokumentieren die Brisanz der Materie. Die Patent-

ämter Europas dienen vor allem dem Wohl der europäischen Bevölkerung, nicht nur 

dem der Patentinhaber. Deutschland und Europa benötigen eine qualitative Verbesse-

rung des Schutzes des geistigen Eigentums, keine einseitige Intensivierung.

Die Hightech-Strategie der Bundesregierung ist im August des Jahres 2006 ins Leben –

gerufen worden. Ihr Ziel ist ambitioniert – Deutschland soll zu einer der forschungs- 

und innovationsfreudigsten Nationen der Welt werden. Die Expertenkommission hat 

das Konzept der Hightech-Strategie positiv bewertet – sie ist nach wie vor ein wichti-

ger Schritt zur Erhöhung der Effektivität der nationalen Forschungs- und Innovations-

politik. Im Gutachten 2008 hatte die Expertenkommission aber auch etliche Verbesse-
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rungen angemahnt, unter anderem größere Budgettransparenz, stärkere Fokussierung 

auf strategische Ziele, Konsolidierung der Ressortzuständigkeiten und Stärkung der 

Dienstleistungsorientierung. Eine gesicherte Bewertung der Ergebnisse der Hightech-

Strategie ist derzeit noch nicht möglich und bleibt einer fundierten wissenschaftlichen 

Evaluation vorbehalten. Zahlreiche neue Aktivitäten sind ins Rollen gekommen, so 

die Auswahl der ersten fünf Spitzencluster, die Innovationsallianzen oder der Mas-

terplan Umwelttechnik. Forschungs- und Innovationspolitik ist immer auch Struktur-

politik und kann daher nur mittel- und langfristig wirken. Trotz der Hightech-Strate-

gie und der beträchtlichen zusätzlichen Mittel, die die Bundesregierung im Rahmen 

des sogenannten 6-Milliarden-Programms vorgesehen hat, ist die gesamtwirtschaftli-

che FuE-Intensität bisher noch nicht merklich gestiegen. Diese betrug im Jahr 2006 

noch 2,5 Prozent, im Jahr 2007 stagnierte sie bei diesem Wert. Intendiert war für 2007 

eine Steigerung auf 2,7 Prozent. Die privaten FuE-Aufwendungen und die der Länder 

haben nach den bislang vorliegenden Statistiken also nicht in dem erhofften Maß auf 

die Impulse des Bundes reagiert. Diese Entwicklung macht das Drei-Prozent-Ziel kei-

neswegs zu einer schlechten Vorgabe für die deutsche F&I-Politik und für die Unter-

nehmen – das Erreichen der Zielmarke bis 2010 ist jedoch fraglich.

Die F&I-Politik wird auch in den kommenden Jahren große Anstrengungen unternehmen 

müssen. Eine noch bessere Koordination zwischen den Ressorts, aber auch zwischen Bund 

und Ländern, ist dringend erforderlich. Trotz positiver Ausgangslage – mittel- und lang-

fristig ist die Wettbewerbsposition Deutschlands bedroht, wenn es nicht zu einer weiteren 

Stärkung von Forschung und Innovation kommt und wenn die wesentlichen Hemmnisse 

im Bildungsbereich und im Steuersystem nicht ausgeräumt werden. Dabei ist nicht nur 

der Staat gefordert, auch die privaten Akteure müssen ihren Beitrag leisten.
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INNOVATIONSFINANZIERUNG

Weiterhin unzureichende 

Finanzierung von Innovationen 

Bereits im Gutachten 2008 war die Expertenkom-

mission Forschung und Innovation näher darauf ein-

gegangen, dass Innovationen ohne eine adäquate Fi-

nanzierung – in der Regel durch Eigenkapital – nicht 

möglich sind. Sie hatte hervorgehoben, dass Deutsch-

land an dieser Stelle aufgrund der relativ mäßigen 

Eigenkapitalausstattung der kleinen und mittelgro-

ßen deutschen Unternehmen eine Achillesferse auf-

weist. Diese Schwäche tritt angesichts der derzeiti-

gen Krise immer deutlicher zutage. Die steuerlichen 

Rahmenbedingungen, vor allem die Diskriminierung 

von Eigenkapital im Vergleich zum steuerlich ab-

zugsfähigen Fremdkapital, sind innovationsfeindlich. 

Steuerpolitik ist in diesem Sinne immer auch Inno-

vationspolitik. Zudem unterliegt der noch verhält-

nismäßig schwach ausgebildete Markt für Wagnis-

kapital in Deutschland rechtlichen Regeln, die die 

Finanzierung von Unternehmen mit hohem Wachs-

tumspotenzial unnötig erschweren.

Der Gesetzgeber hatte 2008 versucht, an dieser Stel-

le mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Moder-

nisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbetei-

ligungsgesellschaften (MoRaKG) einzugreifen. Der 

die mangelnde Bereitstellung von Wagniskapital an 

junge, nicht börsennotierte Unternehmen eine be-

denkliche Schwächung des Standortes Deutschland 

darstellt und das beschäftigungsfördernde Wachstum-

spotenzial beträchtlich reduziert. Das MoRaKG schaff-

te daher die neue Rechtsform der Wagniskapitalbe-
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teiligungsgesellschaft und wollte hierdurch gezielt 

Kapitalbeteiligungen an jungen (und mittelständi-

schen) Unternehmen fördern. Es setzt dabei an den 

zwei entscheidenden Hebeln an: der Einordnung der 

unter das Gesetz fallenden Fonds als vermögensver-

waltend und der sachgemäßen Nutzung von Verlust-

vorträgen.

Die Gültigkeit wesentlicher Regelungen zur Wagnis-

kapitalbeteiligungsgesellschaft bedarf jedoch noch der 

beihilferechtlichen Genehmigung der Europäischen 

Kommission, deren Erteilung nicht sicher ist.1 Sollte 

die Genehmigung ausbleiben, wäre keinerlei Verbes-

serung in diesem kritischen Bereich erzielt worden. 

Das hätte, vor allem nach der Länge der vorher-

gehenden Debatte, eine erhebliche Signalwirkung – 

auch bei internationalen Investoren. Dies gilt trotz 

der Tatsache, dass die Wirkungen des Gesetzes, falls 

es in dieser Form angenommen wird, ohnehin sehr 

limitiert sein werden. 

So wird die Schlagkraft des Gesetzes, dessen Stoß-

richtung grundsätzlich richtig ist, durch die Eingren-

unnötig abgeschwächt.2 Zudem enthält das Gesetz 

sehr restriktive Vorgaben hinsichtlich des Investiti-

onsverhaltens der neu zu gründenden Wagniskapital-

beteiligungsgesellschaften. Aufgrund dessen vermutet 

die Expertenkommission, dass sich nur wenige Ge-

sellschaften dafür entscheiden werden, diesen Weg 

zu beschreiten. 

Gleichzeitig hatte das Gesetz die Rahmenbedingun-

gen für Business Angels verbessern wollen. Business

Angels sind unternehmerisch erfahrene Personen, die 

vor allem technologieorientierten Gründern Kapital 

und wertvolle Expertise zur Verfügung stellen. Dafür 
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Business-Angels-Besteuerung verbessert

Rechenbeispiel4 zum § 20WKBG

Beispiel: Ein Business Angel hat eine offene Be-

teiligung an einer GmbH, die die Voraussetzungen 

als Zielgesellschaft erfüllt, in Höhe von 20 Prozent 

für 100 000 Euro erworben. Nach sechs Jahren ver-

äußert er diesen Anteil für 180 000 Euro. Sein ma-

ximaler Freibetrag beläuft sich auf 20 Prozent von 

200 000 Euro, also 40 000 Euro. Die Abschmel-

zungsgrenze beginnt bei 20 Prozent von 800000 

Euro, also 160 000 Euro. Ihm verbleibt damit ein 

Freibetrag von 180 000 Euro minus 160 000 Euro, 

also 20 000 Euro. Das Beispiel macht deutlich, dass 

der Freibetrag eher schwierig verlaufende Beteili-

gungen, bei denen letztlich doch noch ein kleiner 

Veräußerungsgewinn herausgesprungen ist, ein we-

nig versüßt, als dass wirklich entscheidende Inves-

titionsanreize geschaffen worden wären. 

Auslegungsschwierigkeiten bereitet die Vorausset-

zung in § 20 WKBG, dass der Business Angel zum 

Zeitpunkt der Veräußerung innerhalb der letzten 

fünf Jahre unmittelbar zu mindestens 3 Prozent, 

höchstens jedoch zu 25 Prozent und für längstens 

10 Jahre an der Zielgesellschaft beteiligt sein darf. 

Dies könnte im Sinne einer Mindesthaltefrist von 

fünf Jahren verstanden werden, was nicht praxisnah 

wäre. Gemeint ist wohl, dass innerhalb der letzten 

fünf Jahre die Spanne zwischen 3 Prozent und 25 

Prozent eingehalten worden sein muss, nicht aber, 

dass die Beteiligung fünf Jahre gehalten werden 

musste. Hat also der Anteil innerhalb der Spanne 

gelegen und war die Beteiligung bereits nach drei 

Jahren verkauft worden, dürfte die Freibetrags-

regelung dennoch zum Zuge kommen.

BOX 01erhalten sie in der Regel eine Beteiligung an dem 

jungen Unternehmen, die sie später veräußern kön-

nen. Die Möglichkeit der Finanzierung neu gegrün-

deter Unternehmen durch Business Angels wird in 

Deutschland, wie eine Studie jüngst wieder bestä-

tigt, im internationalen Vergleich noch viel zu we-

nig genutzt:3 So wird die Zahl der aktiven Business

Angels in Deutschland auf 2 700 bis 3 400 Perso-

nen geschätzt – in den USA sind dies 258 200. Be-

zogen auf eine Million Einwohner wird der Unter-

schied noch deutlicher: Deutschland erreicht hier eine 

Größenordnung von 33 bis 41, die USA von 850 

Business Angels pro eine Million Einwohner. Po-

tenzial besteht jedoch nicht nur bei der Anzahl der 

Business Angels, sondern auch bei dem durchschnitt-

lich eingesetzten Finanzierungsvolumen. Während in 

Deutschland pro Unternehmen durchschnittlich zwi-

schen 100 000 und 200000 Euro zur Verfügung ge-

stellt werden, liegt dieser Betrag in den USA bei 

332000 Euro.

Um die im internationalen Vergleich geringe Zahl 

der Business Angels in Deutschland und ihr gerin-

ges Investitionsvolumen zu erhöhen, wurden durch 

-

wartet das Business Angels Netzwerk Deutschland 

(BAND) vor allem, dass Personen ermuntert wer-

den, erstmalig als Business Angel zu agieren – damit 

-

det und die Zahl möglicher Kapitalgeber in Deutsch-

land steigt. Dies ist grundsätzlich eine sehr gute und 

wichtige Maßnahme.

Auch hier sieht das Gesetz allerdings wieder zu re-

striktive Bedingungen vor, die seine Wirksamkeit 

unterminieren. Gleichzeitig sind die Regelungen – 

unabhängig von ihrer inhaltlichen Ausrichtung und 

Richtigkeit – schlichtweg so komplex, dass anzu-

zweifeln ist, dass die Verbesserung auch im mög-

lichen Umfang angenommen wird. Box 01 veran-

schaulicht dies anhand eines Rechenbeispiels, zur 

Verfügung gestellt vom Business Angels Netzwerk 

Deutschland e.V. 

Die Expertenkommission setzt sich dafür ein, dass 

steuerliche und andere Maßnahmen, die auf eine ver-

besserte Situation der Unternehmensgründer und Un-

ternehmen ausgerichtet sind, möglichst klar konzi-

piert und verfasst werden. Sie sollten keine unnötige 

steuerrechtliche Beratung erfordern oder Unsicherheit 

mit sich bringen. Gut gemeinte Maßnahmen verlie-

ren ansonsten ihre Wirksamkeit wegen mangelnder 

Verständlichkeit und Praktikabilität.

Innovationen durch Finanzkrise und 

konjunkturellen Abschwung zusätzlich gefährdet

Für die Finanzierung von Innovationen in jungen 

und mittelständischen Unternehmen in Deutschland 

gibt es Nachholbedarf. Diese Finanzierung ist wich-

tig, um die Zukunft der Volkswirtschaft in der Wis-

sens- und Technologiegesellschaft von heute zu si-

chern. Die einschneidende Krise der Finanzmärkte, 

deren Ende bei Weitem noch nicht in Sicht ist, hat 
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in Deutschland vor zusätzliche erhebliche Heraus-

forderungen gestellt. Besonders betroffen sind jun-

ge und mittelständische Unternehmen.

In einer Abschwungphase spielt das Verhalten der 

Unternehmen bezüglich Forschung und Innovation 

eine wesentliche Rolle.5 Unternehmen erhöhen ih-

-

te und Prozesse ein, wenn positive konjunkturelle 

Rahmenbedingungen vorliegen. Gemäß den Ergeb-

nissen einer jüngeren empirischen Studie6 ist dabei 

-

wicklung in Deutschland geringer als in anderen Län-

dern. Dies ist insofern bemerkenswert, als größere 

Industrieländer in der Tendenz eine stärkere Kon-

junkturabhängigkeit zeigen als kleine.

-

-

tivitäten.7 So sind für die erfolgreiche Einführung 

einer Produktinnovation vor allem die konjunkturel-

len Rahmenbedingungen im jeweiligen Produktmarkt 

maßgeblich. Die Wahrscheinlichkeit der erfolgrei-

chen Marktakzeptanz neuer Produkte ist in Zeiten 

expansiver Nachfrage deutlich höher. 

Aus den Ergebnissen der oben genannten Studie geht 

hervor, dass Umsatzrückgänge von 10 Prozent nur 

einen Rückgang der FuE-Aufwendungen von etwa 

2 Prozent nach sich ziehen, langfristig allerdings 

von 3,5 Prozent. Kleine und mittlere Unternehmen 

reagieren jedoch stärker auf Veränderungen der kon-

junkturellen Bedingungen. In konjunkturellen Schwä-

chephasen ist mangelndes Eigenkapital das entschei-

dende Hindernis für FuE-Aktivitäten.

Forschung und Entwicklung in kleinen und mittle-

ren Unternehmen verläuft weniger kontinuierlich und 

korreliert stärker mit dem Konjunkturverlauf als For-

schung und Entwicklung in Großunternehmen. Glei-

ches gilt auch für die Innovationstätigkeit. Diese 

Aussage bezieht sich sowohl auf den Übergang vom 

Status des Nicht-Innovators in jenen des Innovators 

als auch umgekehrt. In „guten Zeiten“ gehen KMU 

schneller dazu über, Innovationsaktivitäten zu be-

treiben; in schlechten Zeiten stellen sie diese als 

Erste wieder ein. Dieser Tatbestand steht vermut-

lich unmittelbar mit den Finanzierungsbedingungen 

für Innovationen im Mittelstand in Verbindung 

steht.

Eine Feinsteuerung von Forschung und Entwicklung 

nicht ratsam. Eine prozyklische Förderung ist jedoch 

auch zu vermeiden. Vielmehr sollte die FuE-Förde-

rung durch den Staat langfristig und kontinuierlich 

betrieben werden. Dabei verdienen kleine und mit-

telgroße Unternehmen aus den genannten Gründen 

besondere Aufmerksamkeit. Ansatzpunkte für eine 

Erhöhung der Persistenz von FuE- und Innovations-

aktivitäten in KMU auch in konjunkturell schwachen 

Phasen liegen vor allem im Finanzierungsbereich. 

Gerade in Abschwungphasen ist daher ein eigenka-

pitalfreundliches und innovationsstützendes Steuer-

system hilfreich. 

Auch die Situation auf dem 

Beteiligungskapitalmarkt hat sich verschärft

Betrachtet man die aktuelle Finanzkrise, so hat diese 

offensichtlich einschneidende Folgen für die Unter-

nehmen und ihre Finanzierung. Während das Innen-

-

schränkt ist, droht die Situation der Banken zu einer 

eingeschränkten Fremdkapitalvergabe, wenn nicht so-

gar zu einer Kreditklemme, zu führen. Aber auch die 

Märkte für Eigenkapital, auf die es im Zusammen-

hang mit Forschung und Innovation besonders an-

kommt, sind erheblich von der globalen Finanzkri-

se betroffen. 

Aufgrund des schwierigen Marktumfelds gab es in 

Deutschland 2008 nur zwei Börsengänge im regulier-

ten Markt (Prime Standard und General Standard).

In den drei Vorjahren waren es immerhin insgesamt 

72.8 Dies macht den drastischen Abfall deutlich. Der 

Zugang zu den öffentlichen Kapitalmärkten ist der-

zeit kaum realistisch.

Außerdem ist der Markt für Wagniskapital erheblich 

von der Finanzkrise betroffen. Dieser ist vor allem 

für junge und mittelständische Unternehmen – also 

die Gruppe der Unternehmen, deren Innovationstätig-

-

sen leidet – bedeutend. So sehen sich die bestehen-

den Fonds und ihre Portfoliounternehmen der 

Situation gegenüber, dass sich der Ausstieg aus den 

Beteiligungen zunehmend schwieriger gestaltet. Die 

Haltedauern verlängern sich und der Ausstieg über 

die Börse wird immer problematischer, wenn nicht 

gar zeitweise unmöglich. Angesichts der geschilder-
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sind viele Fonds gezwungen, ihre bestehenden Port-

foliounternehmen weiter mit Eigenkapital zu unter-

stützen. Dies geschieht offensichtlich auf Kosten neu-

er Engagements. Vorausgesetzt, dass die Investoren 

ihre Zusagen gegenüber den Fonds einhalten, sinkt 

zwar nicht das gesamte Anlagevolumen (da dies schon 

zur Verfügung steht), es verteilt sich allerdings auf 

weniger und dabei insbesondere auf die bestehenden 

Unternehmen – zu Lasten neuer. Gleichzeitig kommt 

es zu einer schärferen Selektion hinsichtlich der Über-

lebensfähigkeit der Unternehmen. Dies ist ein Wir-

kungsmechanismus, der schon in der sogenannten Dot-

com-Krise zu beobachten war. Er führt dazu, dass die 

Folgen einer derartigen Finanzierungskrise lang an-

haltend und strukturell sind. In der gegenwärtigen Kri-

se dürften sich diese Effekte jedoch noch stärker be-

merkbar machen, da nicht nur ein einzelnes Segment, 

sondern das gesamte Finanzsystem betroffen ist.

Im Bereich der etablierten Unternehmen kommt es 

aufgrund der Situation auf den Fremdkapitalmärkten 

zu weniger Transaktionen, in denen sich Eigenka-

pitalgeber an Unternehmen beteiligen. In der Regel 

werden bei derartigen Beteiligungen auch umfang-

reich Kredite genutzt, um die Transaktion möglich 

zu machen. Diese stehen allerdings derzeit nur sehr 

eingeschränkt zur Verfügung – mit der Folge, dass 

auch das Volumen der externen Beteiligungskapital-

Stärker noch als auf die bestehenden Fonds und ihre 

Portfoliounternehmen wird sich die aktuelle Situati-

-

pitalfonds auswirken. Noch spiegelt sich dies weder 

in Deutschland noch in den USA in den Zahlen für 

das Fundraising wider, denn sie liegen bislang nur 

für das erste Halbjahr 2008 vor. Es gibt jedoch ers-

te Anzeichen dafür. Das aktuell äußerst passive Ver-

halten institutioneller Investoren lässt diese Annahme 

sehr wahrscheinlich erscheinen.

Die deutschen institutionellen Investoren sind im in-

ternationalen Vergleich ohnehin sehr zurückhaltend 

bezüglich der Anlagen in Wagniskapital – insbeson-

dere in jenes, das auf neugegründete Unternehmen 

fokussiert ist. Dies hat u. a. psychologische Grün-

de. Außerdem ist ihr Kapital durch die Krise ab-

geschmolzen, wodurch sich auch die für privates 

Beteiligungskapital zur Verfügung stehende Summe 

verringert. Zudem ist davon auszugehen, dass die 

Verunsicherung, die mit der Krise einhergeht, be-

stehende psychologische Hemmschwellen gegenüber 

dieser Anlageform weiter erhöht.

Gleichzeitig verliert ein Argument für die Anlage 

in privates Beteiligungskapital immer mehr an Ge-

wicht – die niedrige Korrelation mit den öffentlichen 

Märkten. Die von den Rechnungslegungsnormen for-

cierte Ausbreitung des Marktwertprinzips reduziert 

einen strukturellen Unterschied zwischen den priva-

ten und öffentlichen Märkten. Wenn Unternehmen 

ihre Beteiligungen nicht mehr, wie lange üblich, auf 

der Basis der Anschaffungskosten in der Bilanz hal-

ten, sondern sie vielmehr die Werte berücksichtigen 

müssen, zu denen diese zum jeweiligen Zeitpunkt 

-

matisch die Preise der öffentlichen Märkte zugrunde 

gelegt. Dies hat zur Folge, dass die privaten Märk-

te die Preisbewegungen der öffentlichen Märkte in 

wachsendem Maße mitmachen und an Attraktivität 

für potentielle Investoren einbüßen. 

Schließlich werden Investoren in Beteiligungskapital-

fonds in absehbarer Zukunft vor der Situation stehen, 

zwischen Neuzusage und Übernahme von Anteilen an 

bestehenden Risikokapitalfonds entscheiden zu kön-

nen. Aufgrund der kritischen Lage bei den Ausstie-

die Zusagen gegenüber den Fonds einzuhalten, ha-

ben zahlreiche Investoren Liquiditätsschwierigkeiten. 

Dies kurbelt den Markt für sekundäre Aufkäufe von 

Unternehmensbeteiligungen an – zu Lasten des Ge-

schäfts mit neuen Beteiligungen.

Im Ergebnis ist davon auszugehen, dass die derzei-

tige Finanzkrise dazu führt, dass das allgemein von 

Investoren zur Verfügung gestellte private Eigenkapi-

tal spürbar abnehmen wird. Dabei werden sich diese 

Tendenzen vom Beteiligungskapitalmarkt rückwirkend 

auch auf den Business-Angel-Markt auswirken.

Dies sind Besorgnis erregende Aussichten – sowohl 

für KMU als auch für Unternehmensgründungen, ins-

besondere im Bereich der zukunftsträchtigen Tech-

nologien, wie z. B. der nachhaltigen Energieversor-

gung. Der von der Expertenkommission im Gutachten 

des Ausbaus von Leitmärkten werden damit große 

Hindernisse in den Weg gelegt. 
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Ausrichtung der Steuerpolitik im Hinblick  

auf Innovationen dringend zu überdenken

Die im Vergleich zum Vorjahr erheblich verschlech-

terte Situation bei der für Innovationen so wichtigen 

Finanzierung lässt die Forderung nach einer steuer-

lichen Innovationsförderung, wie sie in diesem Gut-

achten erneut empfohlen wird, noch dringlicher er-

scheinen.

Gleichzeitig betont die Expertenkommission, dass 

das deutsche Steuersystem nachhaltig innovations-

fördernd ausgestaltet werden muss. Box 02 gibt ei-

nen Überblick über einige Instrumente, die hier zur 

Verfügung stehen. So ist insbesondere die restriktive 

Behandlung der Verlustvorträge nach § 8c Körper-

schaftsteuergesetz (KStG) bei technologiebasierten 

Unternehmensgründungen zu überdenken. 

Zudem sollten die Rahmenbedingungen für die Ri-

sikokapitalbranche auf verlässliche und international 

konkurrenzfähige Beine gestellt werden – zum Nut-

Eckpunkte für ein 

innovationsfreundliches Steuersystem

-

nung von Steuerreformen die Auswirkungen auf 

Forschung und Innovation stärker zu berücksich-

tigen, als dies in der Vergangenheit der Fall war. 

Steuerpolitik ist Innovationspolitik – und das der-

zeitige Steuersystem hat sich als innovationshem-

mend erwiesen.9 Die Expertenkommission schlägt 

die folgenden Eckpunkte für ein innovationsfreund-

liches Steuersystem vor:

Beseitigung der Beschränkung von Verlustvor-–

trägen beim Anteilskauf („Mantelkauf“),

Unbeschränkte Verrechnung von Verlusten mit –

zukünftigen Gewinnen,

Aufhebung der Begrenzung des Betriebsausgaben-–

abzugs von Zinsaufwendungen durch die Zins-

schranke,

Vermeidung von Fehlanreizen für Forschung und –

Innovation durch die Besteuerung von Funktions-

verlagerungen ins Ausland,

Beseitigung der Koordinationsmängel zwischen –

Abgeltungssteuer und Unternehmenssteuer,

Einführung einer FuE-Förderung im Steuersys-–

tem, z. B. durch Tax Credits für Forschung und 

Entwicklung.

BOX 02 zen der hiesigen Wirtschaft und ihrer Innovations-

kraft. Dies gilt umso mehr, als auch andere Staaten 

sich weiter vorwärts bewegen. So ist Deutschland 

in der jährlich erscheinenden Benchmark-Studie des 

europäischen Branchenverbandes der Beteiligungska-

pitalgesellschaften, der European Private Equity & 

Venture Capital Association (EVCA),10 in 2008 zu-

rückgefallen. Auf der Rangliste der 27 untersuchten 

Länder ist die Bundesrepublik nunmehr mit Platz 

22 um weitere zwei Plätze schlechter positioniert 

als im Vorjahr. 

Das Steuersystem muss stärker daraufhin ausgerich-

tet werden, den Unternehmen in Deutschland wettbe-

werbsfähige Bedingungen für Forschung und Innova-

tion zu bieten. Falls das nicht geschieht, konterkariert 

das Steuersystem die Bemühungen der direkten und 

indirekten Förderung und führt zu einer Verschwen-

dung von Mitteln.

ARBEITSMARKT WISSENSCHAFT

Vergebene Chancen durch zu geringe 

Investitionen in Forschung und Entwicklung

Es ist mittlerweile ein Gemeinplatz: Investitionen in 

Forschung und Innovation zahlen sich aus. Dies gilt 

auch für die Entwicklung ganzer Regionen, wie am 

Beispiel der Technischen Universität Berlin gezeigt 

werden kann (Box 03). Deren hohe Bedeutung für 

den Berliner Raum beruht auf zahlreichen Effek-

ten: Als Lehrinstitution trägt sie zur Bildung von 

Humankapital in der Region bei. Humankapital ist 

wiederum wichtig für Unternehmen in der Region 

– sei es für Neugründungen, Ansiedlungen oder die 

Entwicklung ansässiger Unternehmen. Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen sind auch Nachfrager 

von Gütern, Dienstleistungen und Arbeitskräften und 

stärken so das Wachstum. Schwerer zu messen, aber 

nicht minder wichtig, sind die „weichen“ Standortfak-

toren, die durch den Image-Effekt von Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen entstehen. Durch die 

Debatte um die Creative Class (Box 04) ist deut-

lich geworden, wie bedeutsam ein „kreatives Klima“ 

für die Niederlassung von „Talenten“ ist. Hochschu-

len und Forschungseinrichtungen sind somit außeror-

dentlich wichtig für die wissenschaftliche und wirt-

schaftliche Entwicklung von Regionen und Ländern. 

B 2
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Auswirkungen der TU Berlin 

auf die Berliner Wirtschaft

Eine aktuelle Studie11 schätzt die direkten, indirek-

ten und induzierten Effekte, die die gesamten Aus-

gaben der TU Berlin (etwa 370 Millionen Euro) 

auf die Berliner Wirtschaft haben. Im Ergebnis liegt 

über den jährlichen Ausgaben der TU Berlin und 

insbesondere über den Mitteln, die das Land Berlin 

-

lionen Euro in 2006). Insgesamt werden eine zu-

sätzliche Wertschöpfung von etwa 550 Millionen 

Euro festgestellt, Nachfrageeffekte von insgesamt 

etwa 450 Millionen Euro in Berlin ausgelöst, über 

11500 Arbeitsplätze in der Region geschaffen bzw. 

gesichert und fast 21,5 Millionen Euro Steuerein-

nahmen für Berlin generiert.

BOX 03

Umso bedauerlicher ist es, dass Deutschland weni-

ger in Forschung und Entwicklung investiert als an-

dere Länder. Die Marke von drei Prozent des BIP 

wird zwar angestrebt, doch wohl auch in nächster 

Zukunft nicht erreicht. 

Ohne Ausbildungsoffensive 

keine Stärkung der Innovationskraft

gut ausgebildete Arbeitskräfte. Der Mangel an Aka-

demikern ist bereits heute sichtbar und wird wei-

ter steigen – in relativen und in absoluten Zahlen. 

Schätzungen gehen davon aus, dass bis zum Jahr 

2020 der Zusatzbedarf an Akademikern bei weit 

über einer Million liegen könnte (Abb. 01).12 Dies 

ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die gut 

ausgebildeten und zahlenmäßig stark besetzten Be-

völkerungsgruppen immer näher an das Rentenalter 

heranrücken und in den nächsten Jahren Schritt für 

Schritt aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Das Er-

werbspersonenpotenzial wird so stark sinken, dass 

selbst eine verstärkte Zuwanderung und eine stei-

gende Erwerbsbeteiligung der Frauen den demo-

können.13

Deutschland ist kein Sonderfall. Auch in den USA, 

in Japan und in anderen europäischen Ländern ist 

14 deutlich stär-

ker gestiegen als die Gesamtbeschäftigung. Zwischen 

1997 und 2007 lag der Beschäftigungszuwachs von 

Akademikern im Allgemeinen sowie von Naturwis-

senschaftlerinnen und Naturwissenschaftlern und In-

genieurinnen und Ingenieuren im Besonderen EU-

weit (EU-15) allerdings fast durchgehend über dem 

deutschen Niveau.15

Vor diesem Hintergrund gibt es wenig Anlass für 

Optimismus. Die Studienberechtigtenquote steigt seit 

den 1990er Jahren deutlich langsamer und der lang-

fristige Trend steigender Studienanfängerquoten ist 

seit 2003 gebremst. Erst in jüngster Zeit zeigen sich 

in Deutschland kleine Fortschritte: Die Studienan-

fängerquote ist zwischen 2006 und 2007 angestie-

gen und erreichte 2008 einen Höchststand. Dies als 

Trendwende zu interpretieren, ist allerdings aufgrund 

doppelter Abschlusskohorten an den Gymnasien ver-

früht. Der internationale Vergleich zeigt zudem, dass 

Creative Class

Die wissenschaftliche und politische Debatte um die 

creative class -

fentlichung des Stadtplaners Richard Florida „The

Rise of the Creative Class“.16 Nach Florida sind die 

kreativen Köpfe einer Gesellschaft und die von ih-

nen ausgehenden Innovationen für das Wirtschafts-

wachstum von Regionen entscheidend. Ihm zufolge 

sind jene Gesellschaften besonders zukunftsfähig, 

in denen die „kreative Klasse“ vorhandenes Wissen 

innovativ in neue, wettbewerbsfähige Produkte und 

Dienstleistungen verwandeln kann. Ein Umfeld, in 

dem diese kreative Klasse optimal gedeihen könne, 

zeichne sich durch drei „T“ aus: Talente, Techno-

logie und Toleranz. Floridas Gedanke ist weltweit 

die sich der Förderung der drei T-Faktoren ver-

schreiben. Umstritten ist jedoch, ob und in wel-

chem Maß Investitionen, die der Lebensqualität der 

Bevölkerung dienen sollen (etwa interkulturelle Be-

gegnungsstätten, Parkanlagen und Museen), Innova-

tionen und wirtschaftliches Wachstum generieren. 

Weitere Kontroversen sind darüber entbrannt, ob 

es legitim und sinnvoll ist, öffentliche Investitio-

nen auf die Anziehung intellektueller Eliten zu kon-

zentrieren und im Gegenzug Ausgaben im sozialen 

Bereich und für die „klassische“ Wirtschaftsför-

derung zu reduzieren.

BOX 04
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Durchschnitt liegt und sich der Abstand seit 1995 

im Trend deutlich vergrößert hat.17

18 Mit 21 Pro-

zent ist sie aber noch immer hoch; das Studieren-

denpotenzial wird nicht voll ausgeschöpft.19 Beson-

ders problematisch sind die mit über 30 Prozent 

überdurchschnittlichen Abbruchquoten in den Na-

tur- und Ingenieurwissenschaften und die zunehmen-

den Studienabbrüche in den Fächern Physik, Infor-

Mathematik.20

Erfreulich ist, dass die Zahl der Hochschulabsolven-

ten mit einem Erstabschluss in Deutschland 2006 

mit fast 221 000 einen neuen Höchststand erreichte 

und damit seit 2001 um fast 30 Prozent gestiegen 

ist. Allerdings zeigt der internationale Vergleich auch 

hier, dass Deutschland trotz der steigenden Absol-

Schweden oder der Schweiz zurückbleibt.21

Um den künftigen Ersatzbedarf an Akademikern zu 

decken, müssten in Deutschland mindestens 35 Pro-

ABB 01

zent eines Geburtsjahrganges einen Hochschulab-

schluss erlangen. Hierzu bedürfte es aufgrund der 

Studienabbrüche einer Studienanfängerquote von 

40 Prozent, und mindestens 50 Prozent eines Jahr-

ganges müssten eine Hochschulzugangsberechtigung 

erreichen, da nicht alle Studienberechtigten ein Stu-

dium beginnen.22 Bereits heute ist es ein ehrgeizi-

ges Ziel, die demnächst aus dem Arbeitsmarkt aus-

scheidenden Akademiker ersetzen zu wollen. Der 

sich ankündigende Zusatzbedarf an Akademikern ver-

langt entsprechend große politische Kraftanstrengun-

gen. Engpässe dürften dabei insbesondere in den 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften auftreten, ge-

folgt von den Erziehungswissenschaften, dem Lehr-

amt und den Ingenieurwissenschaften.23 Am nied-

rigsten ist der Expansionsbedarf in den Agrar-, 

Forst- und Ernährungswissenschaften, in der Archi-

tektur und im Bauingenieurwesen.24

Will Deutschland sein Innovationspotenzial stärken, 

muss das Bildungssystem zwingend ausgeweitet und 

qualitativ verbessert werden. Hierzu gehören besse-

re Betreuungsrelationen und eine Verbesserung der 

Lehre, auch verstärkte Investitionen in Weiterbildung 

sind unabdingbar. 

900 600 300 0 300 600 900 1200

Veränderung 2003–2010

Quelle: Bonin et al. (2007: 81).

Veränderung 2010–2020
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mit Universitätsabschluss

in 1000 Personen
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Die Zeit rennt: Deutschland braucht eine aktive 

-

-

niedrigsten.25

-

men, vor Kanada (11 Prozent) und Australien (8 

Prozent). Nach Deutschland kommen dagegen nur 

ca. 6 Prozent, was selbst im Vergleich zu anderen 

europäischen Ländern wie z.B. Großbritannien (knapp 

8 Prozent) wenig ist (Abb. 03).26

Erfolge sind dennoch sichtbar. So ist unter den Hoch-

schulabsolventen die Zahl der Bildungsausländer 2006 

erneut gestiegen und lag mit etwa 20 000 mehr als 

doppelt so hoch wie im Jahr 2000. Diese Bildungs-

ausländer kommen zu je einem Drittel aus Asien und 

Osteuropa und absolvieren hier zum überwiegen-

den Teil ihr Erststudium, davon überdurchschnittlich 

Wenn sichergestellt wird, dass ausländische Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Deutsch-

land ihren Hochschulabschluss erwerben, hier auch 

ein wichtiger Beitrag zur Deckung des Fachkräfte-

bedarfs27 in Deutschland.28 Dies war in der Vergan-

genheit nicht der Fall. 

Deutschland braucht eine Einwanderungs- und Wis-

senschaftspolitik, die eine gezielte Anwerbung von 

Fachkräften aus dem Ausland anstrebt und ermög-

licht. Innerhalb der EU ist die Freizügigkeit der Ar-

beitnehmer gewährleistet und die Ausnahmeregelun-

gen, die bisher den Zugang von Arbeitskräften aus 

Estland, Lettland, Litauen, Polen, der Slowakei, 

Tschechien, Ungarn, Bulgarien und Rumänien be-

grenzt haben, sind seit Januar 2009 entfallen.29 Der 

überwiegende Teil der Migranten nach Deutschland 

kommt allerdings aus Drittstaaten außerhalb der EU 

– eine Entwicklung, die sich in Zukunft verstärken 

wird. Bisher war der Zugang zum deutschen Ar-

beitsmarkt für Akademiker aus Drittstaaten außer-

halb der EU wegen der hohen Einkommensgren-

zen und der Vorrangprüfung der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) ausgesprochen schwer (Box 05). Hier 

zeigt sich die Logik, die den Regelungen zugrunde 

liegt: Man möchte vermeiden, dass Verdrängungs-

effekte auf dem Arbeitsmarkt durch den Zuzug aus-

ländischer Arbeitnehmer entstehen. Da ausländische 

-

duktivität steigern und Arbeitsplätze schaffen kön-

nen, vergibt die deutsche Zuwanderungspolitik hier 

wichtige Potenziale. 

Andere Länder haben eine Einwanderungspolitik, die 

die Zuwanderung von Fachkräften aktiv verfolgt und 

auch erreicht. Die Beurteilung von Zugangsrechten 

nach Punktesystemen, mit denen wie in Australien 

-

wertet wird, ist ein praktisch erprobtes Instrument, 

Bevölkerung verbessert, ihre Arbeitslosigkeitsrisiken 

gesenkt und negative Arbeitsmarkt- und Einkommens-

effekte für die einheimische Bevölkerung verringert 

werden können. Durch ein systematisches Monito-

ring können die Zuwanderungskriterien fortlaufend 

den aktuellen Anforderungen angepasst werden.30 Die 

Zuwanderungsbedingungen

Nach dem Zuwanderungsgesetz von 2005 müssen 

Spezialisten und leitende Angestellte mit besonde-

rer Berufserfahrung aus Drittstaaten außerhalb der 

EU mindestens das Doppelte der Beitragsbemes-

sungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung 

– zurzeit jährlich 86 400 Euro – verdienen, um un-

befristet in Deutschland bleiben zu können. Diese 

Einkommensgrenze ist zwar nach dem jüngst be-

schlossenen Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz der 

Bundesregierung auf die Höhe der Beitragsbemes-

sungsgrenze (West) der allgemeinen Rentenversi-

cherung gesunken. Diese beträgt seit Januar 2009 

64 800 Euro. Betrachtet man den durchschnittli-

chen Verdienst eines Akademikers in Deutschland 

in Höhe von 50 700 Euro brutto im Jahr, ändert die-

se Absenkung den restriktiven Arbeitsmarktzugang 

kaum. Liegt das Einkommen unter dieser Gren-

ze, ist die Vorrangprüfung durch die BA maßgeb-

lich: Eine Arbeitserlaubnis kann nur erteilt werden, 

wenn sich für die Stelle kein einheimischer Kan-

Diese Situation hat sich für Nicht-EU-Ausländer, 

die in Deutschland ihren Studienabschluss erwer-

ben, seit Januar 2009 durch die Abschaffung der 

Vorrangprüfung der BA gebessert.31

BOX 05
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44,6 % USA

11,0 % Kanada

8,0 % Australien

11,8 %  Rest

7,5 % Großbritannien

6,4 % Deutschland

5,5 % Frankreich

2,2 % Spanien

1,5 % Japan

1,5 % Schweiz

Daten: 2001 (15 Jahre und älter). OECD Database on Immigrants and Expatriates. 

Quelle: OECD (2008b): The Global Competition for Talent: Mobility of the Highly Skilled, Paris.  
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positiven Auswirkungen einer solchen Politik werden 

auch durch jüngste Erkenntnisse unterstrichen, die da-

rauf hindeuten, dass die Produktivität von Regionen 

und ihre Investitionsrate mit dem Grad kultureller 

Diversität zunehmen, und das besonders bei einem 

32

Neben der Anwerbung von Spitzenkräften aus dem 

Ausland sollte Deutschland auch versuchen, seine 

Talente zu halten oder aus dem Ausland zurückzu-

gewinnen. Denn auch hier bleiben wichtige Poten-

ziale ungenutzt: Deutsche im Ausland und auswan-

als der Durchschnitt aller Deutschen.33 Die allge-

mein gestiegene Arbeitsmobilität der besser ausge-

bildeten Bevölkerung wird vermutlich weiter anstei-

gen, mit einem brain drain ist sie allerdings nicht 

gleichzusetzen: Akademiker wandern selten für im-

Deutschland.34

Eine Studie aus dem Jahr 2001 über Nachwuchswis-

senschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler in 

den USA ergab, dass die ermittelten 5 000 bis 6000

deutschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

in den USA einer Abwanderungsquote von etwa 14 

Prozent entsprechen.35 Angesichts des brain drain

einiger asiatischer und lateinamerikanischer Länder 

in Richtung USA ist dieser prozentuale Anteil be-

scheiden, was in der politischen Diskussion manch-

mal übersehen wird. Und da sie durch internationale 

Kontakte und Erfahrungen bereichert zurückkehren, 

ist die Mobilität deutscher Akademiker auch allge-

mein zu begrüßen. Dennoch: In der Regel sind es 

die erfolgreichsten deutschen Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftler, die durch Stipendien die Mög-

lichkeit haben, in die USA zu gehen. Wiederum die 

erfolgreichsten von ihnen erhalten dort im Anschluss 

eine attraktive Stelle als assistant professor mit tenure 

track (Box 06). Hinzu kommt, dass schwerpunktmäßig 

diejenigen Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nach-

wuchswissenschaftler in die USA gehen, deren For-

schungsinteressen in den besonders zukunftsträchtigen 

Wissensbereichen und interdisziplinären Anwendungs-

feldern liegen (wie Molekulargenetik, Biophysik, 

Bioverfahrenstechnik, Bioinformatik, Neurowissen-

schaften oder medizinische Bilddatensysteme). Im 

eher strukturkonservativen deutschen Wissenschafts-

system sehen sie geringe Entwicklungschancen.36

Der Rahmen muss stimmen: 

Verbesserungen ohne einen attraktiven Arbeits-

markt Wissenschaft sind nicht möglich

Aus diesem Grund braucht Deutschland attraktive 

Rahmenbedingungen für den Arbeitsmarkt Wissen-

schaft. Wie diese aussehen können, zeigen Befra-

gungen von deutschen Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftlern im Ausland und von ausländischen 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Deutsch-

land.38 Wichtig sind das wissenschaftliche Renom-

mee, der akademische Arbeitsmarkt und die Rah-

menbedingungen wissenschaftlicher Berufsarbeit. 

Das Renommee der deutschen Wissenschaft und For-

schung wird im internationalen, besonders auch im 

innereuropäischen Vergleich positiv bewertet. Dabei 

wird dieses Bild hauptsächlich von der außeruniver-

sitären Forschung bestimmt. In der Breite werden 

Universitäten gut, in der Spitze eher schwach be-

wertet – vor allem im Vergleich zu den USA und 

Großbritannien.39

Die Befragten sehen insbesondere den deutschen uni-

versitären akademischen Arbeitsmarkt als starr und 

limitierend an. Sie kritisieren die knappe Personal-

ausstattung, die mangelnden Beschäftigungsmög-

lichkeiten, die starren Zugangsvoraussetzungen, die 

-

schungssektor und die starre Festlegung auf Stellen-

pläne. Universitären Verwaltungen und Institutsleitun-

gen sei es kaum möglich, Spitzenwissenschaftlerinnen 

und -wissenschaftlern rasch und unbürokratisch ein 

Stellenangebot zu unterbreiten. 

Mangelnde Attraktivität sehen die deutschen Befragten 

im Ausland außerdem im Zugang zu akademischen 

Tenure Track

Als tenure track bezeichnet man wissenschaftliche 

Laufbahnen, die Juniorprofessorinnen und -profes-

soren bei erfolgreicher Evaluation eine Dauerstel-

le an der jeweiligen Hochschule anbieten. Hier ist 

bisher eine zurückhaltende Praxis bei den Hoch-

schulen zu beobachten. Eine Studie ergab, dass nur 

18 Prozent der Juniorprofessorinnen und -profes-

soren eine Option auf tenure erhalten und dass die 

als intransparent wahrgenommen werden.37

BOX 06
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Karrieren, in der Karriereplanung und den weiteren 

-

traktiv gelten auch die Modalitäten der Zusammen-

wird das Fehlen kooperativer Entscheidungsstrukturen 

und die mangelnde interdisziplinäre Zusammenarbeit 

beanstandet. Ausländische Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler in Deutschland dagegen kritisieren 

Schwirigkeiten zu Zugang zu Forschungsfördermit-

teln. Sie weisen auf die Notwendigkeit von Investi-

tionen in innovative Wissensbereiche und in die For-

schungsinfrastruktur für sämtliche Teildisziplinen mit 

einem aufwendigen apparativen Bedarf hin. Ebenso 

halten sie eine Intensivierung internationaler Koope-

rationen für erforderlich.

Darüber hinaus machen immerhin 80 Prozent der 

verheirateten deutschen Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler im Ausland ihre Entscheidung, nach 

Deutschland zurückzukehren, davon abhängig, dass 

ihren Lebenspartnern ebenfalls ein befriedigendes 

Stellenangebot unterbreitet wird.40 Im internationa-

len Vergleich verhalten sich deutsche Forschungs-

einrichtungen hier allerdings sehr zögerlich und schaf-

fen selten günstige Arbeits- und Lebensbedingungen 

für die Familien der Forscher, etwa durch Dual-

Career-Programme.

Einige der genannten Punkte sind in politischen In-

itiativen und Projekten bereits aufgegriffen worden. 

Die Karriereförderung wurde durch das BMBF und 

andere Einrichtungen über selbstständige Nachwuchs-

gruppen und Juniorprofessuren gestärkt (Box 07). 

Hinzu kommen Graduiertenschulen und -kollegs, die 

es Doktorandinnen und Doktoranden ermöglichen, 

im Rahmen eines koordinierten, von mehreren Hoch-

schullehrern getragenen Forschungsprogramms zu ar-

beiten. Auch im „Konzept einer modernen Ressort-

forschung“ für die Ressortforschungseinrichtungen 

des Bundes sind Instrumente für eine aktivere Be-

Nachwuchses vorgesehen. 

Internationale Attraktivität wird durch das Programm 

„PhD-Net“ des DAAD, das die Kooperation deutscher 

Universitäten mit Hochschulen im Ausland intensi-

viert, und durch die Alexander von Humboldt-Profes-

sur der gleichnamigen Stiftung angestrebt. Letztere 

ermöglicht es Hochschulen, jährlich bis zu zehn welt-

weit führende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler aller Fachgebiete aus dem Ausland anzuwerben. 

Im Rahmen des Pakts für Forschung und Innovation 

-

strengungen zu unternehmen, um den Wissenschafts- 

und Forschungsorganisationen41 -

sicherheit zu geben und die jährlichen Zuwendungen 

bis zum Jahr 2010 jeweils um mindestens 3 Prozent 

zu steigern. Mit dem Hochschulpakt soll sicherge-

stellt werden, dass bis 2010 insgesamt über 90 000

zusätzliche Studienanfängerinnen und Studienanfän-

ger an den Hochschulen aufgenommen werden kön-

nen und ein Ausbau der Personalkapazitäten im Be-

Auch die Exzellenzinitiative versieht die Hochschu-

len mit zusätzlichen Mitteln für den wissenschaftli-

chen Nachwuchs: Bisher werden 39 Graduiertenschu-

len mit jährlich rund einer Million Euro gefördert, 

hinzu kommen Mittel für Juniorprofessuren und selbst-

ständige Nachwuchsgruppen. 

Die Bundesregierung hat mit der Formulierung von 

Eckpunkten für ein „Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ ers-

te wegweisende Entscheidungen getroffen (Box 08). 

Für die überwiegend vom Bund getragenen wissen-

schaftlichen Einrichtungen soll es Freiräume geben, 

um dem wissenschaftlichen Nachwuchs verbesserte 

-

te Arbeitsbedingungen anzubieten. Es ist anzustre-

ben, dass die Bundesländer entsprechende Gesetze 

Juniorprofessur und 

Nachwuchsgrupppenleitung

Im Jahr 2002 wurden Juniorprofessuren eingeführt. 

Bereits seit Mitte der 1990er Jahre sind Forschungs-

förderer und außeruniversitäre Einrichtungen dazu 

übergegangen, Leitungsfunktionen für Nachwuchs-

gruppen einzurichten. Dies geschah mit der Absicht, 

Alternativen zum klassischen Pfad zur Professur 

über eine Habilitation zu entwickeln. Juniorprofessur 

und unabhängige Nachwuchsgruppenleitung haben 

eine abgeschlossene Promotion als Voraussetzung 

und ermöglichen wissenschaftlichen Nachwuchs-

talenten zu einem frühen Zeitpunkt ihrer Karriere 

größere Freiräume und Verantwortungsübernahme. 

Unabhängige Nachwuchsgruppen werden mittler-

weile unter anderem von der DFG (Emmy-Noe-

ther-Programm) und von der Volkswagenstiftung 

(Schumpeter-Fellowships) gefördert. Auch die Max-

Planck-Gesellschaft hat unabhängige Nachwuchs-

gruppen eingerichtet.

BOX 07
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auf den Weg bringen, so dass auch für Hochschu-

len vergleichbare Regelungen gelten.42

Alle diese Initiativen zielen in die richtige Rich-

tung. Allerdings müssen die Reformen von zahlrei-

chen Akteuren und Institutionen getragen werden, 

um zu einer Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 

des Wissenschaftsstandorts Deutschland beizutragen. 

Weder der Bund noch die Länder können allein tä-

tig werden, auch die Hochschulen und die außer-

universitären Forschungseinrichtungen sind gefragt. 

Die Expertenkommission gibt die folgenden Emp-

fehlungen:

Die Autonomie von Hochschulen und außeruni-–

versitären Einrichtungen ist zu stärken. Wissen-

schaftliche Einrichtungen müssen in der Lage sein, 

-

tegien zu entwickeln und umzusetzen. Die Bud-

getverantwortung ist dafür eine notwendige Vo-

raussetzung.

Das Beamtenrecht erweist sich als Hürde für die –

Mobilität von Forscherinnen und Forschern zwi-

schen Hochschule, Wirtschaft und Gesellschaft. 

Auch der internationalen Mobilität von Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern ist es nicht 

zuträglich. Desgleichen setzt es einer leistungs-

bezogenen Vergütung enge Grenzen. Die Kom-

-

senschafterinnen und Wissenschaftler nicht mehr 

anzuwenden.

–

als hinderlich für optimale Forschungsleistungen. 

Lehrdeputate sollten zum Gegenstand von Vertrags-

verhandlungen gemacht werden und den Profes-

sorinnen und Professoren erlauben, sich je nach 

Lebens- und Karrierephase unterschiedlich stark 

auf Lehre oder Forschung zu konzentrieren. Die 

prinzipielle Einheit von Lehre und Forschung wird 

von der Kommission ausdrücklich unterstützt.

Während der Bund weiterhin Mittel bereitstellen –

sollte, um gezielte Nachwuchsförderung zu betrei-

ben (Exzellenzinitiative, Graduiertenkollegs, Nach-

wuchsgruppen), sollten auch die Länder ihre Hoch-

schulen mit zusätzlichen Mitteln ausstatten, damit 

diese den erwarteten Anstieg der Studierenden-

zahlen bewältigen können. In den Landeshoch-

schulgesetzen sollten entsprechende Anpassungen 

vorgenommen werden, damit Reformen im Per-

sonalrecht möglich sind, aber auch verstärkt For-

schungskooperationen zwischen den Hochschulen 

und mit anderen Forschungseinrichtungen, Unter-

nehmen, Verbänden, Vereinen und Ministerien ge-

fördert werden.

Nach der Promotion sind den fachlichen Gegeben-–

heiten entsprechend möglichst große Freiräume für 

die wissenschaftliche Arbeit zu gewährleisten. Mit 

der Einführung von Juniorprofessuren und selbst-

ständigen Nachwuchsgruppen ist ein erster Schritt 

in diese Richtung getan. Dieser Weg sollte fortge-

setzt und durch eine konsequente Anwendung des 

Tenure-Prinzips unterlegt werden. In klar formu-

lierten, nachvollziehbaren und transparenten Eva-

luationsverfahren sollte entschieden werden, ob 

eine dauerhafte Beschäftigung an der Hochschu-

 „Initiative Wissenschaftsfreiheitsgesetz“

Im Sommer 2008 hat die Bundesregierung die Eck-

punkte der „Initiative Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ 

beschlossen. Außeruniversitären Forschungseinrich-

tungen sollen schrittweise Freiräume in der Bewirt-

schaftung ihrer Finanzmittel sowie in den Bereichen 

Personal, Kooperationen, Bau und Vergabe einge-

räumt werden. Zentrale, bereits im Haushalt 2009 

verankerte Instrumente im Bereich der haushalts-

rechtlichen Flexibilisierung sind die Zuweisung von 

Haushaltsmitteln zur Selbstbewirtschaftung, um die-

se überjährig verfügbar zu machen, und die Erwei-

terung der Deckungsfähigkeiten zwischen Personal-, 

Sach- und Investitionsmitteln. Durch die Flexibili-

sierung des Vergaberahmens, die Abschaffung von 

Zustimmungserfordernissen in den W-Besoldungs-

grundsätzen für Professoren sowie Verbesserungen 

der Anstellungskonditionen sollen Einrichtungen in 

die Lage versetzt werden, Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftlern attraktive Angebote zu machen. 

Weitere Maßnahmen dienen der Vernetzung von Wis-

senschaft und Wirtschaft sowie der Beschleunigung 

von Bauvorhaben und der Beschaffung von Waren 

und Dienstleistungen. Die Maßnahmen werden im 

Haushaltsjahr 2009 wirksam und sollen erprobt wer-

den, bevor über die endgültige Festlegung in Form 

eines Gesetzes beschlossen wird. Die jüngste De-

batte um das Konjunkturpaket II der Bundesregie-

rung hat die Tragweite der unterschiedlichen Frei-

heitsgrade von Forschungseinrichtungen am Beispiel 

der Vergabe von Bau- und Instandsetzungsarbeiten 

noch einmal deutlich gemacht. Private Bildungsein-

die bereitgestellten Mittel voraussichtlich schneller 

verausgaben können als die öffentlichen. 

BOX 08
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le erfolgen wird. Dagegen sind Phasen befristeter 

Beschäftigung ohne die Option einer Entfristung 

kurz zu halten. Sie bieten keine Erwartungssicher-

heit und führen oft dazu, dass auch hervorragen-

de junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler den Arbeitsmarkt Wissenschaft verlassen oder 

erst gar nicht in Erwägung ziehen. Außeruniver-

sitäre Forschungseinrichtungen, die tenure tracks

seltener anbieten können, sollten diese durch Ko-

operationen mit Universitäten anstreben. 

Die Karriereziele von jungen Wissenschaftlerinnen –

und Wissenschaftlern fallen durchaus heterogen 

aus. Zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von Forschungseinrichtungen streben letztendlich 

eine Tätigkeit außerhalb der Wissenschaft an. Auch 

deren Karrierepfad muss sinnvoll und engagiert 

unterstützt werden. Eine Option auf Entfristung 

ist in diesen Fällen nicht immer sinnvoll. 

Um den wissenschaftlichen Nachwuchs optimal auf –

eine Forschungskarriere vorzubereiten, muss eine 

hervorragende Nachwuchsförderung gewährleistet 

werden. Hierzu gehören Möglichkeiten, Lehrerfah-

rungen zu sammeln, Auslandsaufenthalte durchzu-

führen, eigene Forschungsgelder und Mittel zur 

Einrichtung von Forschungsnetzen zu beantragen. 

Generell sollten Nachwuchswissenschaftlerinnen 

und -wissenschaftler systematisch in institutsinterne 

Entscheidungsprozesse einbezogen werden. 

Eine regelmäßige Erfassung und Bewertung der –

Arbeitsbedingungen für Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler in Deutschland ist wichtig. In die-

sem Sinne ist das Erscheinen des ersten Bundesbe-

richts zur Förderung des Wissenschaftlichen Nach-

wuchses (BuWiN) zu begrüßen. Er soll künftig in 

regelmäßigen Abständen erscheinen. Besonders po-

sitiv zu sehen ist die Absicht, den Bericht schritt-

weise um wichtige Bereiche wie die wissenschaftli-

che Nachwuchsförderung in der privaten Wirtschaft 

oder die Analyse spezieller Personengruppen über 

den Geschlechtervergleich hinaus zu erweitern. 

WISSENS- UND TECHNOLOGIETRANSFER

In den letzten Jahrzehnten haben öffentlich getrage-

ne Forschungseinrichtungen in allen industrialisierten 

Ländern und in Schwellenländern große Bedeutung 

für die Innovationsdynamik erhalten.43 Die Experten-

kommission Forschung und Innovation hat in ihrem 

B 3

ersten Gutachten 2008 auf diese wichtige Entwick-

lung aufmerksam gemacht. Gerade vor dem Hinter-

grund erschwerter Finanzierungsbedingungen soll-

te die Forschungs- und Innovationspolitik auf eine 

Intensivierung des Wissens- und Technologietrans-

fers setzen, denn die Wissenschaft kann in beträcht-

lichem Umfang zu kommerziell erfolgreichen Inno-

vationen beitragen.44

Dabei sollte das Augenmerk nicht nur auf technisch-

naturwissenschaftliche Disziplinen gerichtet werden. 

Die auch in Deutschland zunehmende Bedeutung von 

Dienstleistungen macht es erforderlich, Wissen nicht 

nur in technischem Sinne zu begreifen. Dienstleis-

aber auch durch geringe Technologieintensität ge-

prägt. Statistische Analysen45 zeigen, dass der Bei-

trag dieser Innovationen zu Produktivitätswachstum 

und Wohlstand genauso bedeutsam sein kann wie der 

Beitrag technologisch getriebener Innovationen. Da-

mit geht einher, dass technisch-naturwissenschaftli-

che Disziplinen zwar immens wichtige, aber nicht 

die einzigen Quellen von Innovationen sind; auch 

die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften er-

zeugen Innovationen und müssen in der F&I-Poli-

Wissens- und Technologietransfer

in voller Breite unterstützen

Wissens- und Technologietransfer kann auf ver-

schiedene Weise erfolgen (Box 09). Die wichtigs-

te Form insgesamt stellen die Ausbildungsaktivitä-

ten der Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

dar. Elite-Universitäten sind nicht nur Nobelpreis-

Schmieden – die überragende Mehrzahl ihrer Absol-

venten wird in der Praxis tätig. Die Gestaltung der 

Mitarbeiter in Forschungseinrichtungen werden im 

Rahmen ihrer Arbeit intensiv auf eine innovations-

orientierte Tätigkeit in der Wirtschaft vorbereitet. 

Neue Forschungsergebnisse und -methoden werden 

von Absolventen der Hochschulen sehr effektiv in 

die Praxis transferiert. Gerade im Zuge der Bologna-

Reformen ist daher eine enge Abstimmung zwischen 

Wirtschaft und Ausbildungseinrichtungen erforderlich. 

Vorgaben seitens der Politik bezüglich der Struktu-

ren und Inhalte der Studiengänge sollten nicht zu 

eng gefasst werden. So könnte den jeweiligen Aus-

bildungseinrichtungen eine optimale Anpassung ihrer 
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liche Bedürfnisse ermöglicht werden. Der Technolo-

gietransfer „über Köpfe“ kann noch effektiver wer-

den, wenn Studierende aller Fächer die Möglichkeit 

erhalten, während ihres Studiums betriebswirtschaft-

liche Kenntnisse zu erwerben. 

Eine weitere Form des Wissens- und Technologie-

transfers stellen Auftragsforschung und Beratung dar. 

In diesem Bereich kann Deutschland auf eine lang-

jährige und erfolgreiche Praxis zurückblicken. Ge-

-

mie, Maschinenbau und Kraftfahrzeugbau gibt es 

gut funktionierende Beziehungen zwischen Hoch-

schulen und außeruniversitären Forschungsinstituten 

auf der einen und der Praxis auf der anderen Seite. 

Mit verschiedenen Einrichtungen, so den Instituten 

der Fraunhofer-Gesellschaft und der Industriellen Ge-

meinschaftsforschung und -entwicklung (IGF),46 ver-

fügt das deutsche Innovationssystem im internatio-

nalen Vergleich über komparative Vorteile. Auch die 

Unterstützung von Unternehmen durch Forscher an 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen, beispiels-

weise im Rahmen der Steinbeis-Stiftung, hat eine 

erfolgreiche Tradition.

Strategische Kooperationen forcieren

Zunehmend sind auch strategisch angelegte Koope-

rationen zu beobachten, bei denen eine längerfristi-

ge Zusammenarbeit privater und öffentlicher Part-

ner institutionell verankert wird. Ein interessantes 

Beispiel für die letztgenannte Kooperationsform stel-

len die Deutsche Telekom Laboratories (T-Labs) dar 

– ein gemeinsam von der Telekom AG und der Tech-

nischen Universität Berlin eingerichtetes Forschungs-

labor. Weitere Beispiele sind die Merck Labs an der 

Technischen Universität Darmstadt sowie das Kata-

Wesentliche Formen des Wissens- 

und Technologietransfers

Ausbildung und Weiterbildung–

Auftragsforschung und Beratung–

Strategische Kooperationen–

Lizenzierung und Rechteverwertung–

Unternehmensgründungen–

BOX 09

Heidelberg (Box 10). Deutschland hat mit solchen 

Formen der Kooperation bisher wenig Erfahrung. 

Diese Partnerschaften stellen beide Seiten aufgrund 

der unterschiedlichen Kulturen, rechtlichen Rahmen-

bedingungen und Ressourcenausstattungen derzeit 

noch vor große Herausforderungen. Die Experten-

kommission betont, dass diese Public Private Part-

nerships die Freiräume der Forschungseinrichtungen 

und Hochschulen – insbesondere bei der Publikati-

on von Forschungsergebnissen – weitestgehend be-

wahren müssen. Kooperation würde sonst auch die 

Gefahr einer zu starken Abhängigkeit bergen. Pub-

lic Private Partnerships

und komplementäre Stärken in Forschung und Ent-

wicklung zusammengeführt werden. Die Politik soll-

te weitere Partnerschaften aktiv unterstützen. Erfah-

rungen mit Public Private Partnerships sollten für 

einen breiten Kreis von Unternehmen und Forschungs-

einrichtungen nutzbar gemacht werden.

Lizenzierung von Schutzrechten ist eine weitere zen-

trale Form des Wissens- und Technologietransfers. 

Die Komplexität der Lizenzierungsaufgabe wird in 

vielen Wissenschaftsorganisationen regelmäßig unter-

schätzt. Die Suche nach Lizenznehmern setzt exzel-

lente Marktkenntnisse und ein gut entwickeltes Kom-

munikationsnetzwerk voraus. Die Aushandlung von 

Lizenzverträgen stellt oft eine schwierige Aufgabe 

dar, da ein sinnvoller Ausgleich zwischen den Inte-

ressen der Lizenznehmer und -geber erzielt werden 

muss. Hier sind Wirtschaft und Wissenschaft in der 

Dabei liegt die Bringschuld für eine erfolgreiche Ko-

operation nicht nur bei der Wissenschaft. Die Wirt-

schaft sollte die Besonderheiten der wissenschaftli-

chen Organisationen und der Grundlagenforschung 

auch in ihrem eigenen Interesse respektieren.

Unternehmensgründungen stellen eine besonders 

nachhaltige Form des Wissens- und Technologie-

-

scher effektiv transferiert und angewandt werden kann. 

Für die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

ergeben sich aber gerade hier komplexe Fragen: die 

Übertragung oder Lizenzierung der Schutzrechte, die 

mögliche Beteiligung der Wissenschaftseinrichtung 

an der Gründung, die Einräumung von „Rückkehr-

rechten“ für die Unternehmer, aber auch die Gestal-

tung von Unterstützungsleistungen für Gründer an 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 



Drucksache 16/12900 – 100 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

EFI GUTACHTEN

2009

nisierte wissenschaftliche Einheit der Technischen 

Universität Berlin. Ein Jahr nach Gründung ent-

stand ein Tochterinstitut an der Ben-Gurion-Uni-

versität in Beer Sheva (Israel). Zu Jahresbeginn 

2009 wurde in Los Altos (USA) eine weitere For-

schungseinrichtung der Deutschen Telekom eröffnet. 

Die T-Labs gliedern sich in die beiden Bereiche 

Strategic Research und Innovation Development.

Schwerpunkte sind intuitive Bedienbarkeit, integ-

rierbare Dienstekomponenten, intelligenter Zugang, 

Infrastruktur und inhärente Sicherheit. Derzeit ar-

beiten in den T-Labs über 300 Experten und For-

scher – jeweils zur Hälfte Telekom-Mitarbeiter und 

Bedienstete oder Studierende der Technischen Uni-

versität Berlin, etwa 180 von ihnen am Hauptsitz 

-

Professuren besetzt worden, weitere sind in Pla-

nung. Die Einrichtung der T-Labs erfolgte unbe-

der Deutschen Telekom.

Strategische Kooperation 

in Public Private Partnerships

Catalysis Research Laboratory

und Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg

-

jekt von BASF und der Universität Heidelberg, 

-

terstützt wird. Jeweils sechs Postdoktoranden bei-

der Partner arbeiten in einem gemeinsamen Labor 

an der Entwicklung homogener Katalysatoren. Am 

-

trieben, zum anderen werden Verfahren mit kon-

kretem Anwendungsbedarf entwickelt. Einsatzfel-

der der homogenen Katalyse sind die Ressourcen 

-

meidung von Abfallprodukten, die Eröffnung neuer, 

kostengünstiger Wege zu bereits etablierten Produk-

-

dukten. Die Finanzierung des Projekts erfolgt hälf-

tig aus privaten und öffentlichen Mitteln. Dies gilt 

sowohl für die Infrastruktur als auch für die lau-

fenden Personal- und Sachkosten. Im Herbst 2009 

wird das Projekt erstmals evaluiert.

Technischen Universität Darmstadt

Im Gemeinschaftslabor der Technischen Universi-

tät Darmstadt und der Merck KGaA erforschen seit 

Mai 2006 Wissenschaftler beider Einrichtungen neu-

artige anorganische Verbundmaterialien, die sich als 

druckbare Bauteile für hochleistungsfähige elektro-

nische Anwendungen eignen (Print Electronics). Ins-

gesamt sind rund zehn Mitarbeiter im Merck Lab 

beschäftigt. Merck investierte in den Aufbau eines 

Laboratoriums und seine Erstausstattung rund eine 

Million Euro. Die laufenden Kosten in Höhe von 

jährlich ebenfalls einer Million Euro teilen sich 

beide Partner zu gleichen Teilen. Die Technische 

Universität Darmstadt bringt dabei ihr Engagement 

vor allem in Form von Personal- und Sachleistun-

gen ein. Als Laufzeit für die Kooperation wurden 

zunächst fünf Jahre vereinbart. Merck meldet Pa-

tente an und vermarktet die Ergebnisse.

an der Technischen Universität Berlin

Die im Jahr 2005 eingerichteten Deutsche Telekom 

Laboratories sind Teil des Bereichs Produktion und 

Innovation der Deutschen Telekom und gleichzei-

tig ein An-Institut, also eine privatrechtlich orga-

BOX 10

Organisation des Wissens- und 

Technologietransfers an Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen verbessern

Die Änderungen aus dem Jahr 2002 im deutschen 

-

schullehrerprivilegs“) haben weit reichende Konse-

quenzen an den Hochschulen. Diese durchlaufen 

noch immer einen Anpassungsprozess, jedoch bil-

den sich langsam effektive Organisations- und Ab-

laufmodelle des Wissens- und Technologietransfers 

heraus. Die anfänglich gebildeten Patentverwertungs-

agenturen waren in der Regel nicht erfolgreich. Hier 

gilt es, weiterhin nach besseren Lösungen zu su-

chen. Als besonders problematisch hat sich erwie-

sen, dass die Förderung der Patentverwertungsagen-

turen bisher lediglich durch den Bund erfolgt ist. Sie 

wurde jeweils nur für kurze Zeiträume gewährt, in 

denen keine stabilen Strukturen und Prozesse auf-

gebaut werden konnten. Des Weiteren sind bisher 

keine unabhängigen Evaluationen dieser Förderung 

vorgelegt worden.

Die Beschäftigten in Transfereinrichtungen haben viel-

fältige und komplexe Aufgaben zu bewältigen. Den-

noch verfügen viele Transferstellen nur über wenig 

erfahrenes Personal, da das Entlohnungsniveau oft 

zu niedrig angesetzt wird. Zudem ist es notwendig, 
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die beteiligten Wissenschaftler in den Transferpro-

zess einzubinden. Hier ist ein grundsätzliches Um-

denken seitens der Wissenschaftler erforderlich, um 

ein erfolgreiches Arbeiten der Transferstellen zu er-

möglichen. Ein internationaler Vergleich zeigt, dass 

in Deutschland noch ein erhebliches Verbesserungs-

potenzial besteht.47

Die Politik kann die Optimierung des Wissens- und 

Technologietransfers unterstützen, indem sie zunächst 

und kommunizieren hilft. Damit erfolgversprechen-

de Modelle umgesetzt werden können, müssen auch 

bürokratische Hürden abgebaut werden. Die Exper-

tenkommission Forschung und Innovation hat be-

reits – im Kontext Arbeitsmarkt Wissenschaft (Box 

08) – auf die Notwendigkeit größerer Freiräume für 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen hingewie-

sen. Derzeit geraten Akteure im Wissens- und Tech-

nologietransfer schnell in rechtliche Grauzonen. Ein 

„Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ könnte Freiräume für 

geeignete organisatorische Lösungen schaffen.

Erlöse aus der Lizenzierung von Schutzrechten und 

Know-how können weder kurzfristig noch auf Dauer 

eine dominante Rolle bei der Finanzierung der öf-

fentlichen Forschung spielen. Der volkswirtschaftli-

che Nutzen des Wissens- und Technologietransfers 

kann nicht vollständig von den Hochschulen und For-

schungseinrichtungen internalisiert werden. Die Ein-

nahmen durch den Wissens- und Technologietrans-

fer im engeren Sinne (Lizenzierung und Veräußerung 

von Unternehmensanteilen) belaufen sich auch bei 

sehr erfolgreichen US-amerikanischen Forschungs-

universitäten auf lediglich ca. zwei bis vier Prozent 

des Forschungsbudgets der Einrichtungen. Dennoch 

hat Wissens- und Technologietransfer einen hohen 

volkswirtschaftlichen Nutzen. Somit liegt auch eine 

Berechtigung für eine staatliche Unterstützung des 

Wissens- und Technologietransfers vor.

Vor allem bedarf es professionell geführter Trans-

fereinrichtungen, die einerseits eine gute Vernetzung 

mit der Wirtschaft aufweisen und die Bedürfnisse 

der Unternehmen kennen, andererseits forschungs-

interne Prozesse und Anreize im Detail verstehen. 

Die Eigenlogik der Grundlagenforschung muss res-

pektiert werden, Wissenschaftler dürfen nicht durch 

bürokratische Vorgaben zum Wissens- und Techno-

logietransfer gezwungen werden. Vielmehr muss es 

attraktiv sein, die Angebote der Transferstellen in 

Anspruch zu nehmen. Geeignete Anreizstrukturen 

sind entscheidend für den Erfolg, sowohl bei Wis-

senschaftlern wie auch bei den Beschäftigten der 

Transferstellen. Dazu gehören nicht nur die Aner-

kennung von Transferleistungen in Berufungs- und 

Beförderungsentscheidungen, sondern auch ökono-

mische Anreize.48

Neuheitsschonfrist im Patentsystem einführen

In den Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

sind nach der Reform 2002 wichtige Abwägungen 

vorzunehmen: zwischen Publikation und Patentierung, 

zwischen langfristig angelegten Forschungskoopera-

tionen und kurzfristig erzielbaren Lizenzeinnahmen, 

zwischen Lizenzierung und Ausgründung. Ein be-

-

auf. In diesem Fall steht das Ziel, im wissenschaft-

lichen Wettbewerb Forschungsergebnisse möglichst 

schnell zu publizieren, mit der Absicht der Patentie-

-

schaftlichen Ergebnissen oft erst in der Diskussion 

in Fachkreisen heraus, dass sie ein relevantes An-

wendungspotenzial haben. Mit der Einführung einer 

Neuheitsschonfrist im Patentsystem ließe sich die-

den USA möglich, innerhalb eines Jahres nach ei-

-

den, ohne dass die Publikation als neuheitsschädlich 

für das Patent gewertet wird.

Es ist nicht zu erwarten, dass eine solche Regelung 

Rechtsunsicherheit schafft.49 Vielmehr würde die Neu-

heitsschonfrist die Arbeit der Transferstellen erleich-

-

mern in einer frühen Phase diskutiert werden kann, 

ohne dass der Patentschutz bedroht ist. Optimaler Wei-

se sollte eine Neuheitsschonfrist für Patentanmeldun-

gen von allen Vertragsstaaten des Patent Cooperation 

Treaty (PCT) anerkannt werden. Dies hätte den Vor-

teil, dass Wissenschaftler nicht mehr mit der Publika-

tion ihrer Forschungsergebnisse warten müssen, bis 

eine Patentanmeldung hinterlegt ist. Eine trilaterale 

Regelung unter Einbeziehung der drei großen Patent-

systeme in Europa, den USA und in Japan kommt 

ebenfalls in Frage. Im Gegenzug zur Gewährung der 

Neuheitsschonfrist in Europa könnte demnach in den 

 durch die 

in Europa geltende Erstanmelder-Regelung 
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 ersetzt werden (Box 11). Die Bundesregierung 

sollte in Verhandlungen innerhalb der Europäischen 

Union und mit den USA und Japan intensiv auf eine 

derartige Lösung hinwirken.

Förderlücke bei der Validierung

von Forschungsergebnissen schließen

um einen Transfer in die Wirtschaft und eine pri-

vate Finanzierung zu ermöglichen. Dies geschieht in 

„Validierungsprojekten“, die eine Brücke zwischen 

-

liche Förderung derartiger Projekte ist angeraten. Sie 

 Patentierung 

Neuheitsschonfrist

Fast alle Patentsysteme sind heutzutage Prüfungssys-

teme, d.h. die Erteilung des Patentes wird an das 

Erfüllen bestimmter inhaltlicher Kriterien geknüpft. 

Der Prüfungsvorgang wird von Mitarbeitern des je-

weiligen Patentamts vollzogen, wobei sich zwischen 

diesen Ämtern durchaus unterschiedliche Bewertun-

gen der Patentierbarkeit ergeben können. Die am 

Europäischen Patentamt bzw. am Deutschen Patent- 

und Markenamt (DPMA) anzuwendenden Kriterien 

der Prüfung lauten Neuheit,50 51

und gewerbliche Anwendbarkeit.52

als neu, wenn sie nicht zum Stand der Technik ge-

hört. Sie gilt als auf einer 

beruhend, wenn sie sich für den Fachmann nicht 

in naheliegender Weise aus dem Stand der Tech-

nik ergibt. Und sie gilt als gewerblich anwendbar,

wenn ihr Gegenstand auf irgendeinem gewerblichen 

Gebiet, einschließlich der Landwirtschaft, hergestellt 

oder benutzt werden kann. Im Europäischen Patent-

sie zuvor bereits in irgendeiner Weise der Öffentlich-

keit zugänglich war, z.B. im Rahmen einer wissen-

schaftlichen Publikation oder einer Präsentation auf 

einer Konferenz oder Messe. In den USA kann der 

Neuheitsschonfrist von einem Jahr nach einer Pu-

blikation ein Patent zur Anmeldung bringen, ohne 

dass eine Vorveröffentlichung (sofern diese auf den 

-

heitsschädlich bewertet wird.53

BOX 11

-

lung  angewendet, bei der das 

wird, der belegen kann, dass er die dem Patent zu-

-

-

scheidungsverfahren eingeleitet, das den Anspruch des 

(interference proceedings). Solche 

-

ursacht jedoch hohe Dokumentationskosten, da der 

-

mentiert und nachvollziehbar belegt werden muss. 

In Europa wird das Erstanmelderprinzip angewen-

det . Selbst wenn der Anmelder 

-

sprochen, sofern er als Erster angemeldet hat. 

existiert bisher jedoch nur in Einzelfällen (Box 12). 

Die Expertenkommission befürwortet eine spürbare 

Ausweitung der Validierungsförderung. Diese soll-

te technologieoffen gestaltet werden. Anders als bei 

privaten Finanzierungsentscheidungen sollten auch 

sehr riskante Projekte förderfähig sein – die öffent-

liche Förderung darf nicht einfach private Entschei-

dungsprozesse duplizieren. Bei der Projektbewertung 

muss zudem das Wissen von markterfahrenen Ex-

perten aus Wissenschaft und Wirtschaft einbezogen 

werden. Auf diese Notwendigkeit weist die Exper-

tenkommission auch in Kapitel B 4 hin.

Gründungen aus Hochschulen

und Forschungseinrichtungen unterstützen

Ein sehr effektives Instrument des Technologie-

transfers sind Gründungen von Unternehmen aus 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Oft ist 

es besonders wirksam, neues Wissen in Form von 

Gründungen aus der Wissenschaft in die Praxis zu 

übertragen. Zudem schaffen solche Gründungen Ar-

der Wissensentstehung. Der Bund hat mit den EXIST-

Programmen und weiteren Fördermaßnahmen ein um-

fangreiches Instrumentarium dafür geschaffen. Einige 

dieser Programme werden derzeit evaluiert. Falls ein 

Erfolg der Maßnahmen nachgewiesen werden kann, 

sollten sie in geeigneter Form fortgesetzt werden.
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Validierungsforschung in 

GO-Bio und EXIST Transfer 

GO-Bio ist ein Förderprogramm des Bundesminis-

teriums für Bildung und Forschung (BMBF), inner-

halb dessen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler die Gründung eines Unternehmens vorbereiten. 

Sie sollen mit GO-Bio neue Verfahren in den Bio-

wissenschaften entwickeln und deren kommerziel-

le Verwertung in die Wege leiten. Die Gesamtför-

derung in diesem Programm beläuft sich auf bis zu 

150 Millionen Euro jährlich. 

EXIST-Forschungstransfer ist ein Förderprogramm 

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-

logie und unterstützt herausragende forschungsba-

sierte Gründungsvorhaben, deren Erfolgsaussichten 

von aufwändigen und risikoreichen Entwicklungsar-

beiten abhängen. In einer ersten Förderphase werden 

Entwicklungsarbeiten zwecks Nachweis der techno-

logischen Machbarkeit und Entwicklung von Proto-

typen durchgeführt. Zudem soll ein Geschäftsplan 

entwickelt und das Unternehmen formal gegründet 

werden. In der zweiten Förderphase werden weitere 

Entwicklungsarbeiten bis zur Marktreife, die Auf-

nahme der Geschäftstätigkeit sowie Schritte zur Si-

BOX 12

Die Förderung von Gründungen verlangt von den 

Transferstellen andere Unterstützungsleistungen, als 

es bei Lizenzierungsaktivitäten der Fall ist. Grün-

dungen werden im Vergleich zur reinen Lizenzie-

-

ligte Forschungseinrichtungen aber im Einzelfall hohe 

Wertzuwächse schaffen. Zudem beseitigt die Betei-

ligung der Forschungseinrichtung oder Hochschule 

an dem neuen Unternehmen ein Finanzierungspro-

-

tentrechte erwerben, die im Besitz der Hochschule 

oder Forschungseinrichtung sind, hat dafür aber nicht 

Eine Lösung liegt im Erwerb der Schutzrechte durch 

das Unternehmen gegen Abgabe eines Unternehmens-

anteils an die Hochschule oder Forschungseinrich-

tung. Derartige Beteiligungsmodelle sind jedoch im-

mer noch selten und werden teilweise mit Skepsis 

betrachtet. Auch hier kann die Politik durch das Her-

vorheben erfolgreicher Praxisbeispiele Unterstützung 

leisten.

Ausbildung zu Unternehmertum und Gründungsförde-

rung sollten komplementär gestaltet werden. An vielen 

Hochschulen existieren mittlerweile Gründungszent-

ren, die die Gründung neuer Unternehmen unterstüt-

zen und gleichzeitig Studierenden die Möglichkeit 

bieten, erste Erfahrungen bei der Planung und Grün-

dung neuer Unternehmen zu sammeln. Für die Stär-

kung der Gründerkultur sind solche Angebote uner-

lässlich. Dazu müssen die Hochschulen jedoch die 

notwendigen Ressourcen und Freiräume erhalten.

Empfehlungen

Öffentliche Forschung liefert wichtige Impulse für In-

novationen in der Wirtschaft. Hochschulen und For-

schungseinrichtungen in Deutschland sind in dieser 

Hinsicht sehr leistungsfähig. Viele deutsche Unter-

nehmen arbeiten schon seit Langem erfolgreich mit 

ihnen zusammen. Das im öffentlichen Bereich ge-

schaffene Wissen wird nach Einschätzung der Exper-

tenkommission aber noch nicht optimal umgesetzt. 

Gerade der deutsche Mittelstand nutzt diese Infor-

mationsquelle zu selten. Die Politik hat ihre Mög-

lichkeiten zur Förderung des Wissens- und Techno-

logietransfers noch nicht voll ausgeschöpft:

Wissens- und Technologietransfer ist ein vielfäl-–

tiges Phänomen mit zahlreichen Gestaltungsopti-

onen. Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

müssen die für sie jeweils optimalen Lösungen 

-

zen und unabhängige Evaluationen initiieren, aber 

keine Prozesse und Strukturen bindend vorschrei-

ben.

Bei der Organisation des Wissens- und Technolo-–

gietransfers kann die F&I-Politik Beispiele guter 

Public Private Partnerships–  sollten forciert zum 

Einsatz kommen.

Die Einführung einer „Neuheitsschonfrist“ im Pa-–

tentrecht wird von der Expertenkommission drin-

gend angeraten.

-–

instrumente zum Nachweis der kommerziellen Nutz-

barkeit von Forschungsergebnissen (Validierung) zu 

entwickeln und regelmäßig zu evaluieren. 

Insbesondere bei forschungsbasierten Gründungen –

hat Deutschland immer noch Nachholbedarf. Die 

Beteiligung von Hochschulen und Forschungsein-

richtungen an Ausgründungen aus der Forschung 



Drucksache 16/12900 – 104 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

EFI GUTACHTEN

2009

sollte durch den Bund und die zuständigen Län-

derministerien erleichtert werden. 

Gründungsausbildung sollte an allen Hochschu-–

len zum Lehrangebot gehören.

FORSCHUNG UND INNOVATION IN

KLEINEN UND MITTLEREN UNTERNEHMEN

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)54 spielen 

in der deutschen Wirtschaft eine zentrale Rolle. Rund 

70 Prozent der Beschäftigten in deutschen Unter-

nehmen waren im Jahr 2007 gemäß einer Schätzung 

des Instituts für Mittelstandsforschung Bonn (IfM 

Bonn) in KMU tätig.55 Im Sektor der gewerblichen 

Dienstleistungen arbeiteten rund 75 Prozent der Be-

schäftigten in KMU, im produzierenden Gewerbe 

lag diese Quote bei etwa 60 Prozent.56

KMU sind insbesondere im Dienstleistungssektor zu 

-

Kleinstbetrieben mit maximal 49 Beschäftigten. Der 

Anteil der Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor 

an allen Erwerbstätigen in Deutschland stieg zwi-

schen 1980 und 2007 von 54 auf 72 Prozent. Pro-

duktivitäts- und Nachfrageveränderungen begünsti-

gen das Wachstum der Dienstleistungen, und der 

Trend zu einer Tertiarisierung geht mit einer wach-

senden Bedeutung von KMU einher.

Seit Beginn der 1990er Jahre ist die Beschäftigung im 

sie bei den mittelständisch geprägten Dienstleistun-

gen zu.57 Auch unter diesem Aspekt erweisen sich 

KMU als tragende Säule der Wirtschaft. Deshalb 

sind die Rahmenbedingungen für KMU mindestens 

ebenso wichtig wie die für Großunternehmen und 

dürfen keinesfalls vernachlässigt werden. 

Typen von KMU

85 Prozent der KMU sind im Dienstleistungssek-

tor tätig, 15 Prozent sind der Industrie zuzurech-

nen. Von den KMU im Dienstleistungsbereich sind 

wiederum 25 Prozent in wissensintensiven Sektoren 

aktiv. Fünf Typen von KMU sollen hier besonders 

B 4

-

nen für die Wirtschaft haben.58

Regelmäßig forschende KMU (Typ 1) weisen eine 

hohe FuE-Intensität59 auf, bei Klein- und Kleinst-

Unternehmen dieses Typs ist sie besonders hoch (Box 

13). Diese Gruppe von Unternehmen hat daher für 

die Innovationsdynamik große Bedeutung. 

Innovatoren ohne regelmäßige FuE (Typ 2) führen 

kontinuierlich neue Produkte oder Prozesse in den 

Markt ein, forschen jedoch – wenn überhaupt – nur 

gelegentlich (Box 14). Auch sie tragen wesentlich zur 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bei. Für 

diese Gruppe von Unternehmen ist der Zugang zu ex-

tern verfügbarem Wissen, z.B. in Forschungseinrich-

tungen und Hochschulen, von großer Bedeutung.

Nicht-Innovatoren (Typ 3) verfolgen weder FuE- noch 

Innovationsaktivitäten. Auch diese Unternehmen ver-

sie sich im internationalen Wettbewerb, auch gegen-

über Unternehmen aus Schwellenländern mit deutlich 

niedrigerem Lohnniveau, behaupten können. Auch für 

diese Unternehmen ist von großer Bedeutung, dass 

sie vom Wissens- und Technologietransfer erreicht 

externes Wissen für sich nutzen können.

FuE- und wissensintensive Gründungen (Typ 4) sind 

zwar eine zahlenmäßig kleine Gruppe (Box 15), von 

ihr gehen jedoch vor allem in Spitzentechnologiebe-

Beispiel für ein regelmäßig forschendes 

Unternehmen 

1986 gegründet und beschäftigt aktuell 300 Mitar-

beiter. Sie ist auf Software zum Kundenmanage-

ment (Customer Relationship Management, 

für mittelständische Unternehmen spezialisiert und 

gehört in diesem Bereich zu den führenden Unter-

nehmen in Europa. Die Forschung konzentriert sich 

auf produktverwandte Themen wie Sprachanalyse, 

sowie die Entwicklung drahtloser Applikationen. 

Über strategische Partnerschaften mit etablierten 

europäischen Ländern vertreten.

BOX 13
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reichen wie Pharmazie, Medizintechnik, Instrumen-

-

se für radikale Innovationen aus. Diese Unternehmen 

spielen auch eine entscheidende Rolle bei Forschung 

und Innovation in neu entstehenden Branchen und 

Märkten, wie z.B. Biotechnologie, Nanotechnologie 

-

ler auf neue Anforderungen in wachsenden Märkten 

reagieren können als bereits etablierte Unternehmen. 

Schließlich bilden sie auch ein wichtiges Potenzial für 

den wirtschaftlichen Strukturwandel, da sie zur Bil-

dung neuer Formen von Wertschöpfung beitragen.60

Diese Gründungen benötigen für Aufbau und Wachs-

Dienstleister im Bereich Forschung und Entwick-

lung (Typ 5) führen FuE-Arbeiten im Auftrag an-

derer Unternehmen durch (Box 16). Sie ermögli-

chen damit einen Spezialisierungsprozess, bei dem 

sich Unternehmen stärker auf ihre Kernkompeten-

des Kernbereichs an Externe vergeben. FuE-Dienst-

leister tragen zu grundsätzlich neuen Entwicklungen 

bei und unterstützen damit die Position ihrer Kun-

den im internationalen Wettbewerb.

Die Verteilung der KMU auf die beschriebenen Ty-

pen fällt in Industrie und Dienstleistungen unter-

schiedlich aus (Abb. 04). Bei den KMU in der In-

dustrie ist der Anteil der forschenden Unternehmen 

mit 25 Prozent deutlich höher als der entsprechende 

Beispiel für ein innovatives Unternehmen 

ohne regelmäßige Forschung und Entwicklung

Die Firma Topstar wurde 1976 gegründet und be-

schäftigt aktuell 450 Mitarbeiter. Sie stellt Büro-

möbel, insbesondere Schreibtischsessel im Topseg-

ment her, ein sehr wettbewerbsintensiver Markt. 

Auch wenn das Unternehmen selbst keine Forschung 

und Entwicklung im engen Sinn durchführt, be-

fasst es sich mit Innovationen in der Organisation 

der Produktion und der Auslieferung, so dass ex-

trem kurze Lieferzeiten erzielt werden. Das Unter-

nehmen ist aber auch ständig bestrebt, die techni-

schen Grundlagen für Büromöbel, die Materialien 

und das Design zu verbessern und arbeitet hier mit 

einem Forschungsinstitut und führenden Designern 

weltweit zusammen. 

BOX 14

Anteil in den Dienstleistungen mit 10 Prozent. Der 

Anteil der Innovatoren ohne FuE ist in beiden Sek-

toren ähnlich hoch. Der Anteil der Nicht-Innovatoren 

unter den KMU der Industrie liegt bei 40 Prozent 

und damit deutlich niedriger als der entsprechende 

Anteil in den Dienstleistungen (58 Prozent).

Forschung und Entwicklung in KMU

Der Anteil der regelmäßig forschenden Unterneh-

-

wesen und hat sich erst seit 2003 leicht erholt.61

Auch wenn Deutschland im europäischen Vergleich 

Beispiel für eine forschungsintensive Gründung 

aus dem Fraunhofer-Institut für Solare Energiesys-

teme ausgegründet. Im Jahr 2006 erhielt das Unter-

nehmen in einer ersten Finanzierungsrunde Wagnis-

kapital von einem Schweizer Investor. Es beschäftigt 

gegenwärtig 60 Mitarbeiter und plant einen schnel-

len weiteren Ausbau. Das Freiburger Unternehmen 

hat eine völlig neuartige Photovoltaik-Technologie 

aus dem Labor in die Serienfertigung überführt und 

betreibt heute eine der modernsten Fertigungsli-

nien für sogenannte Konzentrator-Photovoltaik-

Module. Im Vergleich zur herkömmlichen Silizi-

umtechnik, die bei einem Modulwirkungsgrad von 

13–14 Prozent liegt, werden mit der Konzentrator-

von 27 Prozent erzielt.

BOX 15

Beispiel für einen FuE-Dienstleister 

1996 als privates Unternehmen gegründet und im 

Jahr 2000 in eine GmbH umgewandelt. Sie be-

schäftigt aktuell 30 Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen, davon 15 promovierte. Das Tübinger Unter-

nehmen entwickelt neue Produkte und Instrumente 

zur systematischen Entdeckung neuer pharmazeuti-

-

Skalierung von Syntheseverfahren, die Peptid- und 

Proteinchemie, synthetische Impfstoffe und Sidero-

Auftrag großer pharmazeutischer Unternehmen.

BOX 16
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Anteile verschiedener Typen von KMU an der Gesamtzahl der KMU nach SektorABB 04

Anteil der staatlichen FuE-Finanzierung an den gesamten 

FuE-Aufwendungen von KMU sowie Großunternehmen

ABB 05

36 % Innovatoren ohne FuE

1 %  FuE- und wissens-

intensive Gründungen

40 % Nicht-Innovatoren

Daten 2007. Unternehmen zwischen 5 und 499 Beschäftigten.
62

 

Quelle: Mannheimer Innovationspanel 2008. Berechnungen des ZEW und des Fraunhofer ISI. 

23 %  forschende KMU

1 %  FuE- und wissens-

intensive Gründungen

1 %  FuE-Dienstleister

7 % forschende KMU

59 % Nicht-Innovatoren

32 % Innovatoren ohne FuE

Industrie

Dienstleistungen

KMU Insgesamt

Jahr

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik, BMBF (2008). Berechnungen und Schätzungen des NIW. 

Berechnungen des Fraunhofer ISI.
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bei der Quote der forschenden und innovierenden 

KMU immer noch eine führende Position hat,63 ist 

dieser Vorsprung deutlich geschrumpft und mittel-

fristig gefährdet.

Seit den 1980er Jahren ist die staatliche Finanzie-

rung64 von FuE in Unternehmen zurückgegangen: von 

6,0 Milliarden Euro im Jahr 1985 auf 1,5 Milliar-

den Euro im Jahr 2005. Der Betrag von 6,0 Milli-

arden Euro in 1985 entspricht 8,5 Milliarden Euro 

in Preisen von 2005.65 Der Anteil der staatlichen FuE-

Finanzierung bei KMU ist – wie bei den Großun-

ternehmen – gesunken (Abb. 04).66 In den letzten 

Jahren ist zwar eine Steigerung der öffentlichen FuE-

Förderung von Unternehmen festzustellen: In 2007 

lagen die entsprechenden Ausgaben des Bundes um 

22,4 Prozent über denen von 2005.67 Dies ist ein wich-

tiger Schritt in die richtige Richtung, angesichts des 

Rückgangs der Vorjahre aber noch nicht ausreichend. 

vor allem die weiter unten beschriebene steuerliche 

FuE-Förderung einzuführen.

Förderung von Forschung 

und Innovation in KMU

Die Expertenkommission begrüßt die langfristig 

angelegten Initiativen des Bundes zur verbesser-

ten Unterstützung für Forschung und Innovation 

der KMU. Sie sieht allerdings aufgrund der hohen 

Relevanz der KMU die Notwendigkeit, über neue 

Formen der Forschungs- und Innovationsförderung 

für diese Zielgruppe nachzudenken. Hierbei ist zu 

bedenken, dass Forschung und Innovation in der 

Eigenkapitalquote bei deutschen KMU im interna-

tionalen Vergleich niedrig ist (Kapitel B 1). Die tech-

nische und ökonomische Unsicherheit von FuE-Pro-

-

det Forschung und Entwicklung ein Mindestvolumen 

Kontinuität bei der Durchführung von FuE-Projek-

ten. Von daher überrascht es nicht, wenn sich Fi-

nanzierungsprobleme als ein wesentliches Hemmnis 

für Forschung und Innovation bei KMU herausstel-

len.68 Dies gilt insbesondere in Zeiten wirtschaftli-

Geschäften wird hingegen der Fachkräftemangel als 

stärkstes Hemmnis wahrgenommen. 

Förderinstrumente

Die FuE-Förderung von KMU in Deutschland ist 

üblicherweise als Projektförderung organisiert. Die-

se Form der Förderung ist selektiv und darauf aus-

gerichtet, besonders kompetente Unternehmen zu 

Programme ist auch fast durchweg sehr positiv be-

wertet worden.69 Mit der Selektivität ist ein gewis-

ser Antragsaufwand verbunden, der diese Verfahren 

-

ken lässt. Zudem erzeugt die Vielfalt der Förderpro-

gramme Friktionen unter den jeweiligen Trägern und 

Kosten bei den Antragstellern.70 Da auf der Ebene 

des Bundes, der Bundesländer und der EU zahlrei-

che sehr heterogene Fördermöglichkeiten existieren, 

hat sich eine kaum überschaubare Fördervielfalt er-

geben. Wichtige Maßnahmen zur Vereinfachung und 

Erhöhung der Transparenz sind in Angriff genommen 

worden.71 Im Rahmen der Hightech-Strategie wurde 

mit dem Aufbau der ressortübergreifenden Förder-

beratung für Forschung und Innovation eine zentra-

le Anlaufstelle für Erstinformation und Erstberatung 

zu Fragen der Forschungs- und Innovationsförderung 

des Bundes geschaffen. Diese wendet sich insbeson-

dere an kleinere und mittlere Unternehmen und bie-

tet eine Beratung („Lotsendienst KMU-innovativ“) 

zu den einschlägigen Förderprogrammen an. Trotz 

dieser Schritte verdient der Aspekt der Transparenz 

auch weiterhin Beachtung.  

Weiterentwicklung der Projektförderung

In den letzten Jahren sind die Instrumente der Projekt-

förderung für die Zielgruppe der KMU weiterentwi-

ckelt worden. Hier gibt es in dem BMBF-Programm 

„KMU-innovativ“ im Rahmen der Hightech-Strategie 

wesentliche Vereinfachungen bei der Antragstellung 

(Box 17). Die Förderung konzentriert sich auf be-

stimmte Technologiefelder und auf Spitzenforschung. 

Diese Fokussierung kann für einige KMU durchaus 

eine Einschränkung darstellen. Die KMU-Förderung 

des BMWi im Rahmen des Zentralen Innovationspro-

gramms Mittelstand (ZIM) ist durch seine technolo-

gieoffene Konzeption für diese Zielgruppe besonders 

geeignet. Hier bestand über lange Zeit die Anforde-

rung, Forschungsprojekte in Kooperationen und Netz-

werken zu bearbeiten (Box 19). Allerdings ist diese 

Bindung kürzlich aufgehoben worden. Die Experten-

kommission begrüßt diese Erweiterung. Durch das 
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Programm „Innovationen mit Dienstleistungen“ im 

Rahmen der Hightech-Strategie wird ebenfalls der 

wichtige KMU-Sektor angesprochen (Box 18). Aus 

Sicht der Expertenkommission enthalten diese För-

deraktivitäten des Bundes eine Reihe vielversprechen-

der Ansätze: Die Antragstellung wird vereinfacht, re-

striktive Anforderungen bezüglich Kooperation und 

Netzwerken werden fallengelassen und Innovatio-

-

tigung. Diese positive Einschätzung ändert nichts an 

der Empfehlung der Expertenkommission, zügig eine 

steuerliche FuE-Förderung einzuführen.

BMBF Programm: KMU innovativ

Mit KMU-innovativ will das BMBF Spitzenfor-

schung in wichtigen Zukunftsbereichen fördern, 

insbesondere in der Biotechnologie, Informations- 

und Kommunikationstechnologie, Produktionstech-

-

schen Technologien sowie in der Nanotechnologie. 

In dem Programm soll der Zugang zur Förderung 

besonders einfach gestaltet werden. So besteht die 

Möglichkeit, vor der Ausarbeitung des eigentlichen 

Förderantrags  eine Projektskizze einzureichen. Die-

se Skizze soll innerhalb von zwei Monaten bewer-

tet werden, und auch über den eigentlichen Antrag 

soll in dieser kurzen Frist entschieden werden. Seit 

dem Start des Programms im Jahr 2007 wurden in 

den bisherigen Auswahlrunden Skizzen mit einer 

Fördersumme von knapp 200 Millionen Euro zur 

Förderung empfohlen, das entsprechende Projekt-

volumen liegt bei über 320 Millionen Euro. Nä-

kmu-innovativ.de.

BOX 17

BMBF-Programm: Innovationen mit 

Dienstleistungen

Das Forschungsprogramm „Innovationen mit Dienst-

leistungen“ fördert Forschungs- und Entwicklungs-

vorhaben im Dienstleistungsbereich mit den Schwer-

punkten Innovationsmanagement, Innovationen in 

Wachstumsfeldern und Menschen in Dienstleis-

tungsunternehmen. Das Programm richtet sich an 

Unternehmen, Hochschulen und außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen sowie Vereine. Antragsbe-

rechtigt sind grundsätzlich Unternehmen aller Grö-

ßenklassen, überwiegend werden aber kleine und 

mittlere Unternehmen gefördert. In dem Programm 

soll u. a. die Wissensbasis über das Innovationsge-

schehen im Dienstleistungssektor erweitert werden. 

Hierfür stehen in den nächsten fünf Jahren rund 

70 Millionen Euro zur Verfügung. Nähere Informa-

-

gie.de/de/250.php. 

BOX 18

Die Arbeitsteilung zwischen den maßgeblich beteilig-

ten Ressorts BMWi und BMBF kann mit dem Hinweis 

auf den starken Forschungsbezug der BMBF-Program-

me und den Technologie- und Anwendungsbezug der 

BMWi-Programme begründet werden. Aus Sicht der 

Expertenkommission ist diese Argumentation nicht 

überzeugend. Innovationsprozesse folgen keiner ein-

fachen linearen Logik, bei der Forschungsarbeiten 

marktfern getätigt werden, bevor an die Anwendung 

gedacht wird. Es erscheint daher sinnvoll, „KMU-

innovativ“, „ZIM“ und „Innovationen mit Dienst-

leistungen“ unter einem Programmdach zusammen-

zuführen. Ob diese Idealvorstellung angesichts des 

Wettbewerbs zwischen den Ressorts realisiert werden 

kann, ist eine politische Frage. Inhaltlich erscheint 

die Trennung nicht sinnvoll. Gerade in der KMU-

Förderung muss das Ziel der Hightech-Strategie – 

die verbesserte Abstimmung und Kooperation der 

Bundesressorts – konsequenter verfolgt werden. 

Neben der Weiterentwicklung und Vereinheitlichung 

schon existierender Förderinstrumente sollte die deut-

Erweiterung des Förderinstrumentariums anstreben. 

Bei der Förderung von Forschung und Innovation 

in KMU gibt es in anderen Ländern interessante 

Ansätze, die für die Innovationspolitik in Deutsch-

land wichtige Anregungen liefern können. Die Ex-

pertenkommission stellt hier zwei derartige Konzep-

te vor. Eine detaillierte Ausarbeitung könnte – wie 

im Fall der steuerlichen FuE-Förderung – durch Ar-

beitsgruppen der Forschungsunion Wirtschaft – Wis-

senschaft erfolgen, um die Expertise von Vertretern 

aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung in die Pla-

nung einzubinden. 

„Jeune Entreprise Innovante“ in Frankreich

Eine solche Maßnahme ist die Einführung des Status 

Jeune Entreprise Innovante (JEI)72 in Frankreich. Diesen 

Status können KMU mit weniger als 250 Mitarbeitern 
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innerhalb der ersten acht Jahre ihres Bestehens erhal-

ten. Sie entsprechen nach der oben erläuterten Klas-

Gründungen in frühen Phasen. Bei Zuerkennung des 

JEI-Status werden die Unternehmen in erheblichem 

Maße von Steuer- und Sozialabgaben befreit (Box 

-

ellen Rahmenbedingungen junger forschungsaktiver 

Unternehmen, die unabhängig von der Beteiligung an 

begrenzten Zielgruppe ist die Zahl von 1789 franzö-

sischen JEI-Unternehmen im ersten Jahr nach Beginn 

der Förderung als hoch einzustufen.

Auch in anderen Ländern wie Belgien, Niederlande 

oder Spanien sind ähnliche Regelungen eingeführt 

worden. Norwegen, Schweden, Estland und Finn-

land planen, mit einem vergleichbaren Modell ins-

besondere Gründungen in der Biotechnologie zu un-

terstützen. Die Europäische Kommission hat den 

Status einer Young Innovative Company (YIC) im 

-

stellt, dass eine solche Entlastung für junge Unter-

nehmen nicht gegen EU-Recht verstößt. 

-

land zu prüfen. Dabei sollte auf die Erfahrungen an-

derer Länder zurückgegriffen werden. 

Small Business Innovation 

Research (SBIR) in den USA

In den Vereinigten Staaten ist das SBIR-Programm  

das zentrale Instrument für die öffentliche Förderung 

von Forschung und Innovation in KMU (Box 21). 

Alle Fachministerien, die FuE-Aufträge vergeben, 

Mittel für KMU zu reservieren. Die Expertenkom-

mission sieht in dieser besonderen Berücksichtigung 

Jeune Entreprise Innovante (JEI) in Frankreich

Der Status der JEI wurde 2004 in Frankreich ein-

geführt. Um diesen Status zu erhalten, muss ein 

Unternehmen fünf Kriterien erfüllen:

1.

handeln, d. h. das Unternehmen muss weniger als 

250 Beschäftigte haben.

Das Unternehmen darf nicht älter als acht Jahre 2.

sein.

Die Forschungskosten müssen mindestens 15 3.

Prozent der Gesamtkosten ausmachen. 

Das Unternehmen muss unabhängig sein, d. h. 4.

sich nicht im Mehrheitsbesitz eines anderen 

Das Unternehmen muss eine originäre Gründung 5.

darstellen.

Aus dem JEI-Status ergeben sich in Frankreich die 

folgenden Vorteile:

JEI werden von den Sozialabgaben für wissen-1.

schaftliches Personal in der Forschung befreit.

JEI werden für die Dauer von drei Jahren voll-2.

ständig von der Gewinnbesteuerung befreit, da-

nach erhalten sie eine 50-prozentige Entlastung 

für weitere zwei Jahre.

JEI werden vollständig von der umsatzabhängi-3.

gen, jährlichen Steuerpauschale (IFA) befreit, die 

Unternehmen in Frankreich entrichten müssen.

JEI erhalten auf Beschluss der Gebietskörperschaf-4.

ten eine Befreiung von der französischen Gewer-

besteuer und der französischen Grundsteuer für 

sieben Jahre.

BOX 20

Programme des BMWi für KMU

Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)

Das Programm richtet sich an mittelständische Un-

ternehmen und fasst die bisherigen BMWi-Program-

me zur Kooperations- und Netzwerkförderung für 

KMU zusammen. Es soll ein transparenteres För-

derangebot mit abgestimmten, einheitlichen Förder-

konditionen darstellen. ZIM fördert sowohl indus-

triebezogene Projekte als auch Vorhaben aus dem 

Bereich der technischen Dienstleistungen. Seit Ja-

nuar 2009 werden auch Einzelprojekte ostdeutscher 

KMU unabhängig von bundesweiten Kooperatio-

nen und Netzwerken gefördert. Nähere Informa-

Hierfür stehen im Jahr 2009 323 Millionen Euro 

zur Verfügung. 

Darüber hinaus stellt die Bundesregierung im Rah-

men des Konjunkturpakets II in den Jahren 2009 

und 2010 insgesamt 900 Millionen Euro zusätzlich 

für das ZIM-Programm zur Verfügung. Gleichzei-

tig wurde das Programm generell um die Förde-

rung von Einzelprojekten westdeutscher KMU so-

wie um Projekte von Unternehmen mit bis zu 1 000

Beschäftigten erweitert. 

BOX 19
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Small Business Innovation Research (SBIR) 

in den Vereinigten Staaten

Das SBIR-Programm wurde 1982 eingeführt und 

zuletzt im Jahr 2000 verlängert. Im Rahmen von 

SBIR sind die Fachministerien, die in nennenswer-

2,5 Prozent ihrer FuE-Mittel für KMU mit weni-

ger als 500 Mitarbeitern zu reservieren. Die SBIR-

Förderung ist in drei Phasen aufgeteilt: 

Machbarkeitsstudie zu einem Forschungsprojekt, 1.

Projektdauer von etwa 6 Monaten, Maximalbud-

get von 100 000 Dollar.

Durchführung des eigentlichen Forschungspro-2.

jektes, Projektdauer von etwa 2 Jahren, Maxi-

malbudget von 750 000 Dollar.

Einführung der Forschungsergebnisse in den 3.

Markt, keine explizite SBIR-Förderung, Finan-

zierung durch andere private oder öffentliche 

Geldgeber.

Eng an das SBIR-Programm angelehnt ist das Small

Business Technology Transfer Program (STTR), bei 

dem es um die Förderung von Forschungskoope-

rationen zwischen KMU und öffentlichen wissen-

schaftlichen Einrichtungen geht. In diesem Pro-

gramm werden ähnliche Fördermechanismen wie 

im SBIR-Programm verwendet.73

BOX 21

von KMU bei der Vergabe öffentlicher Aufträge den 

zentralen Vorteil dieses Förderinstruments. So kann 

verhindert werden, dass ausschließlich Großunterneh-

zum Zuge kommen. 

SBIR-Projekte sind in drei Phasen gegliedert: eine 

Machbarkeitstudie, das eigentliche Forschungspro-

jekt und die Markteinführung. Für die ersten beiden 

Phasen erhalten die Unternehmen Fördergelder. Die 

Finanzierung der Machbarkeitsanalyse ist nach Mei-

nung der Expertenkommission besonders hilfreich, 

um die Wahrscheinlichkeit eines technischen und 

kommerziellen Erfolgs des eigentlichen Projektes zu 

erhöhen. Bei der Evaluation der Förderanträge spielt 

von vornherein auch die Vermarktungsperspektive 

eine Rolle. Bei der Antragsbewertung werden nicht 

nur Technologieexperten, sondern auch Wirtschafts-

fachleute einbezogen.74 Die Projektbewertung nach 

dem SBIR-Vorbild hat auch den Vorzug, dass sie 

bei internationalen Risikokapitalgebern bekannt und 

akzeptiert ist. Junge Unternehmen haben daher nach 

bei der Akquisition von Wagniskapital. Die Exper-

-

liche Elemente der SBIR-Förderung für einen Ein-

satz in der deutschen F&I-Politik eignen.

Steuerliche Förderung von Forschung 

und Entwicklung endlich einführen

Viele Länder – z.B. Österreich, Niederlande, Frank-

reich, Kanada oder USA – haben eine steuerliche 

FuE-Förderung eingeführt: ein indirektes Instrument, 

das nur auf die Forschungsaktivität als solche abhebt, 

gesetzlich festgelegte Anrecht entfallen komplexe An-

tragsverfahren, die Ansprüche werden im Rahmen der 

jährlichen Steuererklärung angemeldet. Diese steuer-

liche Förderung ist ein starker Anreiz, der in anderen 

Ländern nachweislich zu einer nennenswerten Stei-

gerung der FuE-Aktivitäten bei KMU geführt hat.75

Durch die thematische Offenheit werden auch KMU 

im Bereich weniger forschungsintensiver Technolo-

gien erreicht, die in der gängigen Programmförde-

rung selten zum Zuge kommen. Viele KMU, die ak-

tuell zu der Gruppe der innovierenden Unternehmen 

(Typ 3) gehören, haben hier ihren Tätigkeitsschwer-

punkt. Ohne Forschung kann mittelfristig die Wettbe-

werbsfähigkeit dieser Unternehmen verlorengehen. 

-

te steuerliche Förderung von FuE gewichtiger als die 

direkte Förderung – beispielsweise in Kanada, den 

Niederlanden oder Österreich (Abb. 06). In Deutsch-

land liegt zwar der Finanzierungsbeitrag der direk-

ten Förderung im internationalen Vergleich im Mit-

telfeld. Bei der Betrachtung des gesamten staatlichen 

Finanzierungsbeitrags fällt Deutschland jedoch auf 

einen der Schlussplätze zurück. 

Die Expertenkommission plädiert daher für eine zü-

gige Einführung der steuerlichen FuE-Förderung. Da-

durch werden KMU in der Breite besser erreicht. 

Bereits in ihrem Gutachten 2008 hatte sie dazu ge-

raten, und inzwischen ist fast einhellig ein positives 

Meinungsbild hinsichtlich der Eignung dieser Förde-

rung für Deutschland entstanden. Der Sachverständi-

genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung,76 eine Arbeitsgruppe der Forschungsuni-

on77 sowie zahlreiche Verbände haben die Einführung 

einer steuerlichen FuE-Förderung empfohlen. Auch 
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eine vom BMWi in Auftrag gegebene unabhängige 

Studie78 befürwortet diesen Schritt. Eine Arbeitsgrup-

pe der Bundesregierung hat bestätigt, dass eine steu-

erliche FuE-Förderung grundsätzlich machbar ist und 

positive Auswirkungen auf die FuE-Tätigkeit haben 

wird. Es ist an der Zeit, die steuerliche FuE-Förde-

rung in Deutschland einzuführen. Schon im Rahmen 

des Konjunkturpakets II wäre dies sinnvoll gewe-

sen. Die Expertenkommission sieht hier eine wich-

tige Aufgabe für die Bundesregierung.

Hinsichtlich der Ausgestaltung der steuerlichen För-

derung gibt es viele Optionen: eine enge Begren-

zung auf die Zielgruppe der KMU, eine mit der Un-

ternehmensgröße degressive Form oder eine völlig 

offene Variante, an der große Unternehmen in glei-

cher Weise partizipieren können wie KMU. Für die 

Beteiligung von großen Unternehmen spricht, dass 

die Ausgestaltung der steuerlichen FuE-Förderung 

ein wichtiger Faktor für multinationale Unternehmen 

bei der Wahl ihrer Forschungsstandorte ist. Von da-

her plädiert die Arbeitsgruppe der Forschungsunion 

Wirtschaft – Wissenschaft explizit für diese Option.79

Die Expertenkommission hält zunächst eine Fokus-

sierung auf KMU oder eine Begrenzung der Förde-

Daten: 2005. Förderung in Prozent der internen FuE-Aufwendungen.

Quellen: OECD, MSTI 2007/I. OECD, S&T Scoreboard 2007. OECD, S&T Outlook.
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rung auf einen Maximalbetrag für sinnvoll, weil das 

Instrument so volkswirtschaftlich gesehen eine be-

sonders große Wirkung erzielen kann.80

Kooperationspartner für KMU

Für KMU ist es besonders wichtig, bei Innovationen 

auf externes Know-how zurückgreifen zu können. 

Bei der Kooperation eines kleinen oder mittleren Un-

ternehmens mit einer wissenschaftlichen Einrichtung 

werden die damit verbundenen Kosten über „KMU-

innovativ“ zu 100 Prozent vom Bund erstattet. Die 

Frage ist jedoch, welche Einrichtungen der Wissen-

schaft die besten Partner für die KMU sind. Soweit 

es sich um technologie- und wissensorientierte Grün-

dungen (Typ 4) handelt, sind Universitäten und For-

schungseinrichtungen sicherlich geeignet, zumal vie-

le Unternehmensgründer direkt aus der Forschung 

kommen. Bei der großen Gruppe der gelegentlich 

forschenden oder auch nicht-forschenden Mittelständ-

ler (Typ 3) auf mittlerem Technologieniveau kann 

die Kooperation mit Universitäten dagegen proble-

matisch sein, weil ihre „Kultur“ zu verschieden ist 

und eine Verständigung oftmals schwer fällt. Eine 
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Alternative können Fraunhofer-Institute sein, die auf 

die Zusammenarbeit mit Unternehmen besser vorbe-

reit sind und daher viele Forschungsaufträge für KMU 

durchführen. Ähnliches gilt für die sogenannten „In-

stitute an Universitäten“, die sich organisatorisch aus 

den Universitäten abgekoppelt haben, um besser auf 

Unternehmen zugehen zu können. 

obwohl diese für viele KMU wertvolle Unterstützung 

bereitstellen können. Fachhochschulen sind klar auf 

praxisnahe Fragen und Anwendungsforschung aus-

gerichtet. So ist es nicht erstaunlich, wenn in dem 

Wettbewerb „Austauschprozesse von Hochschulen 

und Unternehmen“ von Stifterverband und BMBF 

im Jahr 2007 drei der fünf Preise an Fachhochschu-

len verliehen wurden. Der Engpass besteht letztlich 

darin, dass Fachhochschulen nur über sehr begrenz-

te Forschungskapazitäten verfügen; Fachhochschul-

professoren haben in der Regel keine Assistenten, 

die sie in der Forschung unterstützen. 

Einige Bundesländer haben Initiativen aufgelegt, um 

die Kooperation von Fachhochschulen und Unterneh-

men zu verbessern.81 Auch das BMBF ist hier über 

das Förderprogramm „FHprofUnd“ (vormals „FH3“) 

aktiv. Dabei geht es vor allem um die Förderung von 

Kooperationsprojekten, also letztlich die Erhöhung der 

Drittmitteleinkommen der Fachhochschulen. An deren 

unzureichender Infrastruktur können diese Initiativen 

jedoch wenig ändern. Ein interessantes Modell gibt 

es in der Schweiz, wo die Fachhochschulen mit aus-

reichenden Ressourcen für die angewandte Forschung 

ausgestattet sind und eine wichtige Rolle bei der Un-

terstützung der Forschung von KMU spielen.82

Nach Ansicht der Expertenkommission sollte die F&I-

Politik des Bundes und der Länder die Forschungs-

bedingungen an Fachhochschulen gezielt verbessern 

und die Anreize für die Kooperation der Fachhoch-

schulen mit KMU stärken. 

KMU im Arbeitsmarkt 

Hochschulabschluss trifft die kleinen und mittleren 

Unternehmen besonders hart. Mittelfristig werden 

-

rung der Wirtschaft dieses Problem weiter verschär-

fen.83 Hochschulabgänger bevorzugen Großunterneh-

können und die Beschäftigungssicherheit vermeint-

lich größer ist. Diese Präferenzen tragen dazu bei, 

dass der Akademikeranteil in KMU nur etwa halb 

so groß ist wie deren Anteil in Großunternehmen. 

Besonders große Engpässe bestehen bei Absolven-

ten aus den Bereichen Mathematik, Naturwissen-

schaften, Informatik und Ingenieurwissenschaften.

In der aktuellen Finanzkrise wird der Fachkräfte-

mangel für KMU weniger bedeutsam sein als die 

Finanzierungsproblematik. Vielmehr haben die KMU 

ihre Innovationsprojekte zu interessieren und an sich 

zu binden. Eine Notwendigkeit für staatliche Ein-

griffe liegt hier nicht vor. Die KMU und ihre Ver-

bände müssen selbst die Initiative ergreifen, stärker 

auf Hochschulabsolventen zuzugehen – etwa über 

eine aktive Teilnahme an Jobbörsen, verbesserte Prak-

tikumsangebote und eine intensivere Kontaktaufnah-

me zu Hochschulen. 

Um die Innovationsfähigkeit der kleinen und mittleren 

Unternehmen zu erhöhen, sieht die Expertenkommis-

sion zusammenfassend folgenden Handlungsbedarf:

Die zuständigen Ressorts sollten sich weiterhin –

um eine Erhöhung der Transparenz der Förder-

programme bemühen und die Abstimmung zwi-

schen verwandten Programmen verbessern. 

KMU, die eigene Forschung und Entwicklung be-–

-

sem Zusammenhang bietet sich insbesondere eine 

Reduzierung der Steuerlast und der Sozialabga-

ben an – in Anlehnung an den Status der Jeune

Entreprise Innovante in Frankreich bzw. der Young 

Innovative Company auf Ebene der EU.

Bei der Vergabe öffentlicher FuE-Aufträge sollten –

-

den. Vorbild kann das in den Vereinigten Staaten 

eingeführte Small Business Innovation Research 

Programm sein. 

Um eigenständige FuE in KMU breitenwirksam –

zu unterstützen, ist die zügige Einführung einer 

themenoffenen steuerlichen FuE-Förderung erfor-

derlich.

Schließlich sind kleine und mittlere Unternehmen –

verstärkt in Prozesse des Wissens- und Techno-

logietransfers einzubinden. Damit dies gelingt und 

der Transfer effektiv abläuft, kommt es darauf 
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auf Innovationen in Auftrag gegeben.85 Die Ergeb-

Bestandsaufnahme ein.

Als Waren der Spitzentechnologie werden dieje-

nigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei deren 

Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 7 Pro-

zent des Umsatzes für FuE aufgewendet werden. 

Beispiele für Waren der Spitzentechnologie sind 

Pharmawirkstoffe, EDV- und IT-Geräte, Luft- und 

Raumfahrzeuge.

Als Waren der hochwertigen Technologie werden 

diejenigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei 

deren Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 

2,5 Prozent, aber nicht mehr als 7 Prozent des Um-

satzes für FuE aufgewendet werden. Beispiele für 

Waren der hochwertigen Technologie sind Arznei-

mittel, Motoren, Filter, Werkzeugmaschinen, Medi-

zintechnik, Kraftwagen und Schienenfahrzeuge.

Wissensintensive Tätigkeiten können in allen Sek-

toren erfolgen. Dennoch hat es sich als vorteilhaft 

erwiesen, diejenigen Dienstleistungssektoren abzu-

grenzen, in denen vornehmlich Wertschöpfung auf 

der Basis wissensintensiver Tätigkeiten betrieben 

wird. Als Sektoren der wissensintensiven Dienst-

leistungen werden die tertiären Bereiche bezeich-

net, in denen der Anteil der beteiligten Erwerbsper-

sonen mit Hochschulabschluss überdurchschnittlich 

ist (oberhalb von 11 Prozent) und / oder überdurch-

schnittlich (mehr als 4,5 Prozent) viele Naturwis-

senschaftler und Ingenieure beschäftigt werden.

Beispiele für Sektoren der wissensintensiven Dienst-

leistungen sind Telekommunikation, Softwarediens-

te, Versicherungen, Finanzdienstleistungen, Archi-

tektur- und Ingenieurdienstleistungen, Rechts-, 

Steuer und Unternehmensberatung, Veterinär- und 

Gesundheitswesen, Korrespondenz- und Nachrich-

tenwesen, Bibliotheken, Archive, Museen. 

Als forschungs- und wissensintensive Sektoren wer-

den die forschungsintensiven Sektoren des produzie-

renden Gewerbes und die wissensintensiven Sektoren 

im Dienstleistungsbereich (auch kurz wissensinten-

sive Sektoren genannt) bezeichnet.

Der Anhang des Gutachtens enthält die vollständi-

ge Liste der Sektoren der FuE-intensiven Industrie 

und der wissensintensiven Dienstleistungen.

BOX 22

geeigneter Partner auf Wissenschaftsseite zu ent-

wickeln. Insbesondere sollten Fachhochschulen 

besser ausgestattet werden, damit sie ihre Funk-

tion als Transferpartner von KMU aktiver wahr-

nehmen können.

CHANCEN BEI WISSENSINTENSIVEN

DIENSTLEISTUNGEN NUTZEN

Wachstum durch Wissen

Neben den traditionellen Produktionsfaktoren Arbeit, 

Kapital und natürliche Ressourcen erlangt der „vier-

te Faktor“ Information und Wissen im 21. Jahrhun-

dert immer größere Bedeutung. Das Schlagwort vom 

„Quartären Sektor“ ist bereits in den 1970er Jahren 

geprägt worden. Bereits jetzt üben etwa 40 Prozent 

aller Beschäftigten in Deutschland wissensbasierte 

Tätigkeiten aus.

-

text wissensintensiver Dienstleistungen statt. Ohne 

Zweifel ist die Branche der wissensintensiven Dienst-

leistungen bereits seit mindestens einem Jahrzehnt ein 

sehr wichtiges Zugpferd von Wachstum und Beschäf-

tigung in Deutschland (Abb. 07). Dies gilt gleicher-

maßen für die meisten anderen Industrieländer. Der 

föderale Standortwettlauf in Deutschland ist bereits 

ausgerufen worden: Der Wettbewerb „WissensWirt-

schaft.NRW – Gesucht: Die besten wissensintensiven 

Dienstleistungen in der Wertschöpfungskette“ belegt 

dies nachdrücklich.84 Es stellt sich die Frage, wie die 

auch im internationalen Wettbewerb nutzt.

Die Expertenkommission Forschung und Innovation 

hat in ihrem Gutachten 2008 auf die Bedeutung von 

Dienstleistungen für die Wirtschaftsleistung Deutsch-

lands hingewiesen. Sie hat eine stärkere Berücksich-

tigung der Dienstleistungskomponenten in allen Be-

reichen der Hightech-Strategie verlangt, insbesondere 

bei produktbegleitenden Dienstleistungen. Darüber 

hinaus hat sie eine Stärkung der dienstleistungsbe-

zogenen Innovationsforschung befürwortet: Hier liegt 

2008 zwei Studien zur adäquaten quantitativen Er-

fassung wissensintensiver Dienstleistungen und zur 

B 5
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Wissensintensive Dienstleistungen 

als Bestandteil der Wirtschaftsstruktur

Die gesamten Dienstleistungen trugen in Deutschland 

im Jahr 2006 mit einem Anteil von 62 Prozent zur 

Bruttowertschöpfung bei,86 wissensintensive Dienst-

leistungen mit 37 Prozent. Abb. 08 verdeutlicht, dass 

gesundheits- und unternehmensorientierte Dienstleis-

tungen den Sektor der wissensintensiven Dienstleis-

tungen dominieren. Das Versicherungs- und Kredit-

gewerbe sowie die Datenverarbeitung haben dagegen 

in Deutschland im internationalen Vergleich ein ge-

ringes Gewicht. Abb. 08 verwendet eine sektorale 

Abgrenzung, mit der nur ein Teil der wissensinten-

siven Dienstleistungen erfasst wird. Denn in allen 

industrialisierten Ländern werden wissensintensive 

Dienstleistungen in erheblichem Umfang auch von 

Unternehmen des produzierenden Gewerbes erbracht 

und in der Statistik diesem Sektor zugerechnet.

In Deutschland stammt ein deutlich geringerer Anteil 

der Wertschöpfung aus dem Dienstleistungssektor als 

in den meisten anderen entwickelten Volkswirtschaf-

ten.87 Viele Beobachter sprechen von einer Dienstleis-

tungslücke. Die Wirtschaftsstrukturanalyse zeigt zu-

dem, dass gerade wissensintensive Dienstleistungen 

im internationalen Vergleich in Deutschland schwach 

vertreten sind (Abb. 08). Diese strukturellen Unter-

schiede werden oft mit der Dominanz der industriel-

len Wertschöpfung in Deutschland begründet. 

Die Lücke bei den Dienstleistungen ist erheblich: 

Am Maßstab westlicher Industrieländer88 gemessen 

müsste der Dienstleistungssektor einen um 7 Pro-

zent größeren Anteil an der Wertschöpfung haben. 

Dies hätte in Deutschland im Jahr 2005 einer Wert-

schöpfung von 70 Milliarden Euro entsprochen. Woll-

te man in einem Gedankenspiel den Sektor der Dienst-

leistungen in Deutschland auf ein international 

durchschnittliches Niveau heben, müsste dort so viel 

zusätzlich produziert werden wie im gesamten Au-

tomobilbau. Bezogen auf die wissensintensiven 

Dienstleistungen betrug die Lücke relativ zur ge-

samten Wertschöpfung knapp 4 Prozent oder 38 Mil-

liarden Euro, was der Summe der Wertschöpfung in 

den Sektoren Elektrotechnik, Elektronik, Nachrich-

ten- und Medientechnik entspräche. 

Diese statistischen Ergebnisse werden von einigen 

Industrieverbänden für problematisch gehalten. Im-

merhin sei es möglich, dass wissensintensive Dienst-

-

dern von Industriebetrieben intern erbracht werden. 

Eine Statistik, die auf sektoralen Abgrenzungen be-

ruht, würde somit ein irreführendes Bild ergeben. 

Die Expertenkommission hat in den oben genannten 

Studien diese Möglichkeit genauer untersuchen lassen. 

Geprüft wurde über eine Analyse der Vorleistungen 

Umfangs produktbegleitender Dienstleistungen, ob 

die wissensintensiven Dienstleistungen in Deutsch-

land im internationalen Vergleich unzureichend er-

fasst werden. Diese unterschiedlichen Untersuchun-

gen führen übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass 

die Dienstleistungslücke mit sehr hoher Wahrschein-

lichkeit kein statistisches Artefakt ist. 

Bei wissensintensiven Dienstleistungen erhöhen FuE-

Aktivitäten das Innovationspotenzial deutlich weniger 

als bei materiellen Gütern. Gewichtige Ausnahmen 

bilden weltweit die Internet-, Datenverarbeitungs- und 

Softwaredienste, welche zu den FuE-intensivsten Sek-

toren der Gesamtwirtschaft gehören. Innovationen bei 

Dienstleistungen sind ansonsten vielfach Teil des Pro-

Leistungen (Unikaten) ist der FuE-Anteil der Leis-

tung praktisch nicht messbar.

Die Hervorbringung innovativer Dienstleistungen be-

ansprucht viel stärker als bei der Erzeugung mate-

rieller Innovationen andere Wissenskanäle als FuE, 

wie z. B. die Beschaffung von Ausrüstungen und 

Dienstleistungssektor spricht man vom „umgekehr-

ten Produktzyklus“: Eine grundsätzlich hohe Inno-

vationsbereitschaft geht vor allem mit der Übernah-

me von Technologie aus der Industrie einher. Im 

Anschluss daran beginnen wissensintensive Dienst-

leister erst allmählich eigene FuE-Aktivitäten. Bei 

Handelshäusern mit Produkten der Spitzentechnolo-

gie wird immer wieder ein später Einstieg in die 

Eigenproduktion anspruchsvollster Produkte beob-

achtet, die zuvor „nur“ eingeführt, vertrieben und 

gewartet wurden; die reinen Dienstleister werden zu 

teilweise produzierenden Unternehmen.

Trotz der Schwäche bei der Erzeugung wissensin-

tensiver Dienstleistungen relativ zum Weltniveau hat 

Deutschland erfreulicherweise bei Innovationen in 

diesem Sektor einen Vorsprung in Europa, der je-

doch bei weitem nicht so hoch ausfällt wie in der 

Industrie (Abb. 09).
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Entwicklung der Zahl der Beschäftigten in verschiedenen Bereichen der gewerblichen 

Wirtschaft in Deutschland
ABB 07

wissensintensive Dienstleistungen nicht-wissensintensive Dienstleistungen

Jahr

1991=100. Anteile an der Gesamtbeschäftigung in 2007: wissensintensives produzierendes Gewerbe 15 Prozent, 

sonstiges produzierendes Gewerbe 23 Prozent, wissensintensive Dienstleistungen 24 Prozent, sonstige Dienstleistungen 

38 Prozent. Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Berechnungen 

und Schätzungen des NIW.
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Anteile der wissensintensiven Dienstleistungen im Jahr 2005 insgesamt: Großbritannien 45,1 Prozent; Japan 32,4 Prozent; 

USA 45,1 Prozent; Deutschland 37,1 Prozent. Quelle: EUKLEMS Database. Berechnungen des NIW.
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Außenhandel mit wissensintensiven 

Dienstleistungen

Wissensintensive Dienstleistungsunternehmen wei-

sen eine zunehmende Auslandsorientierung auf, so-

wohl im Hinblick auf die Exportquote als auch auf 

die Anzahl exportierender Unternehmen. Gerade un-

-

ner deutlichen Ausweitung des grenzüberschreiten-

den Handels. Das weltweite Handelsvolumen von 

gewerblichen Dienstleistungen für Unternehmen hat 

sich seit 2000 verdoppelt und machte 2007 rund 

9 Prozent des gesamten Güter- und Dienstleistungs-

welthandels aus. In Deutschland hatte der Export 

von Dienstleistungen im Jahr 2006 einen Wert von 

131 Milliarden Euro bzw. einen Anteil von 13 Pro-

zent am gesamten Export. Der Exportwert von wis-

sensintensiven Dienstleistungen betrug 45 Millarden, 

was einem Anteil von 4,4 Prozent entsprach.89 Zum

Vergleich: Der Anteil der wissensintensiven Dienst-

leistungen am Gesamtexport lag 2006 in den USA 

bei 7,2 Prozent. 

Der Auslandsanteil der wissensintensiven Zweige am 

Umsatz deutscher Unternehmen ist im Vergleich zu 

den meisten anderen europäischen Volkswirtschaf-

ten immer noch recht niedrig. Deutschland war lan-

ge Nettoimporteur von wissensintensiven Dienstleis-

tungen. Während etwa im Jahr 2000 nur 60 Prozent 

der Ausgaben auch Einnahmen gegenüberstanden, 

hat sich diese Relation allerdings bis zum Jahr 2007 

ausgeglichen (Abb. 10).

Innerhalb der EU ist Deutschland keineswegs der 

größte Anbieter von grenzüberschreitenden wissensin-

tensiven Dienstleistungen, wie dies im Warenhan-

del mit Industriegütern der Fall ist. Auf dem Welt-

markt dieser Dienstleistungen ist Deutschland mit 

15 Prozent nur halb so gewichtig wie Großbritan-

nien (über 30 Prozent). Indien hat diesbezüglich das 

gleiche Exportvolumen wie Deutschland. Deutsch-

land hat in Analogie zur Wertschöpfung im Inland 

auch beim Außenhandel mit Dienstleistungen im in-

ternationalen Vergleich eine weniger starke Position 

als bei FuE-intensiven Gütern.

Einige Beobachter sehen in der im internationalen 

Vergleich mittleren Position Deutschlands beim Au-

ßenhandel mit wissensintensiven Dienstleistungen ein 

negatives Indiz. Sie halten insbesondere den umfang-

reichen Bezug von Wissen aus dem Ausland für die 

Entwicklung des Innovationsstandorts Deutschland 

für problematisch. Die Expertenkommission unter-

stützt die Auffassung, dass mit der absehbaren Aus-

weitung der wissensintensiven Dienstleistungen ein 

großes Potenzial für die Verstärkung des diesbezüg-

lichen Exports besteht. Der Außenhandel mit wis-

sensintensiven Dienstleistungen ist aber nicht nur 

unter dem Gesichtspunkt der Wissensaufnahme, son-

-

ken in jedem Einzelfall gegeneinander abzuwägen, 

ohne dass es generelle Richtlinien und Empfehlun-

gen geben kann. Dieses gilt vor allem für die Be-

reiche Forschung und Beratung. 

Bessere Untersuchung des wissensintensiven 

Dienstleistungssektors

Obwohl sich zur Position Deutschlands bei wissensin-

tensiven Dienstleistungen insgesamt ein recht klares 

Bild ergibt, bleibt es bei näherer Betrachtung doch 

recht grob. Sowie man einzelne Sektoren untersu-

chen möchte, gehen die Möglichkeiten eines syste-

matischen internationalen Vergleichs schnell verloren. 

Besonders schwierig ist die Datenlage bei Dienst-

leistungen, die von Unternehmen des produzieren-

den Gewerbes erbracht werden. An den Problemen 

der FuE- und Innovationsstatistik muss erheblich ge-

arbeitet werden. Es ist bedauerlich, dass genauere 

Analysen zu diesem Teil der Wirtschaft, dessen Vo-

lumen inzwischen deutlich das des verarbeitenden 

Gewerbes übersteigt, aufgrund der unzureichenden 

Datenlage stark eingeschränkt sind.

Großes Potenzial wissensintensiver Dienst-

leistungen für die wirtschaftliche Entwicklung

internationalen Wettbewerb ein größeres Gewicht auf 

das Segment der besonders hochwertigen Dienstleis-

tungen zu legen. Der bereits angelaufene föderale 

Wettbewerb innerhalb Deutschlands um die Stand-

ortfragen kann stimulierend wirken und Public-Pri-

vate-Initiativen erleichtern. 

Weiterhin sieht die Expertenkommission große Poten-

ziale in der geschickten Ausnutzung des Umstands, 

dass viele wissensintensive Dienstleistungen an produ-

zierte Waren gebunden sind. Auf der Basis der deut-
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Deckungsquoten im deutschen Außenhandel mit wissensintensiven Dienstleistungen ABB 10

Finanzen Forschung

Jahr

Deckungsquote = Exporte/Importe. Deckungsquote/Saldo in Milliarden Euro 2007: Kommunikation u. Medien 0,6/–2,1. 

Finanzen 1,6/12,7; Forschung 1,3/7,1. Beratung 1,0/–0,9; Gesamt 1,1/87,5. Quellen: OECD-Stat, Dataset Trade in 

Services by Category; Deutsche Bundesbank, IMF. Berechnungen und Schätzungen von NIW, RWI und Fraunhofer ISI.
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schen Stärke bei produktbegleitenden Dienstleistungen 

kann der internationale Handelsmarkt für wissensin-

tensive Dienstleistungen gerade in diesem Segment 

vermehrt bedient werden.

Neben marktlichen Aspekten sieht die Kommission 

Handlungsbedarf bei gesellschaftlichen Einstellungen, 

welche auch den Fachnachwuchs prägen können. Beim 

Thema Innovation sollte der öffentlich wahrnehmbare 

Bezug zu materiellen Produkten und damit zu „an-

fassbarer“ Technik ergänzt werden durch eine Auf-

geschlossenheit gegenüber „weichen“ Dienstleistun-

gen. Es sollte stärker in das allgemeine Bewusstsein 

rücken, dass nicht nur möglichst viele und originel-

im Dienstleistungsbereich die Wirtschaft voranbringen. 

Die öffentlichen Förderphilosophien müssen diesen 

Gedanken aufgreifen und schnell umsetzen.

In der obigen Darstellung sind betriebswirtschaftliche 

Aspekte bei der Erbringung von Dienstleistungen, ins-

besondere bei produktbegleitenden Dienstleistungen, 

nur begrenzt angesprochen worden. Der interessierte 

Leser sei hier auf Lay u.a. (2009) verwiesen.
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STRUKTUR UND TRENDS

BILDUNG UND QUALIFIKATION

Der Strukturwandel zur Wissens- und Dienstleis-

tungswirtschaft bleibt nicht ohne Folgen für die 

-

sensintensive Sektoren werden für die gesamtwirt-

schaftliche Produktion immer wichtiger, gleichzeitig 

erhöht sich innerhalb dieser Sektoren der Innova-

tionsdruck. Beide Entwicklungen führen im Trend 

Erwerbstätigen, meist Akademikern.92

Diese Entwicklung stellt das Bildungssystem vor 

große Herausforderungen. Dies gilt umso mehr, als 

Deutschland seine im internationalen Vergleich lan-

ge gehaltene gute Stellung mittlerweile verloren hat. 

Im Folgenden werden, basierend auf der im Auftrag 

der Expertenkommission Forschung und Innovation 

erstellten Studie zum deutschen Innovationssystem 

Nr. 8-2009,93 aktuelle Trends zentraler Bildungsin-

dikatoren dargestellt und interpretiert. Dabei wird 

dem Arbeitsmarkt betrachtet. Anschließend konzen-

triert sich die Analyse – ausgehend von Daten zu 

Studienberechtigten und Hochschulabsolventen, über 

Auszubildende bis hin zum Weiterbildungsverhalten 

– stärker auf die Angebotsseite. 

in der gewerblichen Wirtschaft

Insgesamt waren im Jahr 2007 in der gewerblichen 

Wirtschaft in Deutschland gut 1,9 Millionen Aka-

Darunter befanden sich annähernd 700 000 Natur-

C 1 wissenschaftler/Ingenieure und gut 1,2 Millionen 

Hochschulabsolventen anderer Fachrichtungen. Je-

weils rund drei Viertel beider Teilgruppen arbeitete 

in wissensintensiven Wirtschaftszweigen. Von 1998 

-

tig beschäftigten Akademiker in der gewerblichen 

Wirtschaft in Deutschland insgesamt um gut 355 000

Personen gestiegen; auch die Zahl der Naturwissen-

schaftler und Ingenieure hat sich um rund 50 000 er-

höht, während die der übrigen Beschäftigten um rund 

770000 geschrumpft ist. Damit hat auch der Anteil 

-

men.

Vor allem zwischen 2005 und 2007 war ein breiter 

Beschäftigungsaufschwung über alle europäischen 

Teilregionen zu beobachten. Bezogen auf den Durch-

schnitt der EU-15 hat sich dabei der Akademisierungs-

innerhalb von nur zwei Jahren um fast 1,1 Millionen 

gestiegen (4,9 Prozent), davon waren knapp 400000 

Naturwissenschaftler und Ingenieure (6,9 Prozent). 

Rund 80 Prozent der Zusatznachfrage nach Akademi-

kern sind dem allgemeinen Beschäftigungstrend zu-

zurechnen, während die Nachfrage nach Naturwissen-

schaftlern und Ingenieuren stärker davon begünstigt 

wurde, dass sich Dienstleistungen und wissensinten-

sive Bereiche besser entwickelt haben als die übrige 

Wirtschaft (Struktureffekt). Zudem hat innerhalb der 

einzelnen Sektoren der Anteil dieser Berufsgruppen an 

den Gesamtbeschäftigten weiter zugenommen (Wis-

sensintensivierungseffekt). Im Gegensatz zu den be-

trachteten Vorperioden liegt Deutschland in dieser Zeit 

gemeinsam mit Frankreich an der Spitze der Dynamik 

im Beschäftigtenwachstum insgesamt. Dennoch ist in 

2005 und 2007 mit 3,7 Prozent erstmals weniger stark 

C
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ausgeweitet worden als die der Beschäftigung insge-

samt (5,6 Prozent). Dies ist einerseits darauf zurück-

zuführen, dass die in diesem Zeitraum durchgeführten 

Arbeitsmarktreformen die Schaffung von Arbeitsplät-

-

seits ist es ein Zeichen für einen zunehmend um sich 

greifenden Fachkräftemangel. 

Wissensintensivierung Deutschlands hält mit 

internationaler Dynamik nicht Schritt

Im Jahr 2007 hatten in Deutschland 8,6 Prozent der 

gewerblichen Wirtschaft einen Hochschulabschluss, 

im Jahre 1998 lag diese Quote noch bei 6,9 Prozent. 

Die Akademikerquote in den wissensintensiven Wirt-

schaftsbereichen, in denen in Mitteleuropa bereits 

fast die Hälfte aller Erwerbstätigen arbeitet, ist mit 

18,5 Prozent (in wissensintensiven produzierenden 

Bereichen) und 21,9 Prozent (in wissensintensiven 

Dienstleistungen) besonders hoch, im Schnitt etwa 

vier- bis fünfmal so hoch wie in den übrigen Wirt-

schaftszweigen (Tab. 01).94

Im europäischen Vergleich des Akademikeranteils 

unter den Erwerbstätigen belegt Deutschland einen 

Platz im hinteren Mittelfeld. Norwegen und Däne-

mark stechen mit Akademikerquoten von rund 

25 Prozent deutlich hervor. Auch die Niederlande so-

wie die baltischen Staaten sind mit etwa 20 Prozent 

noch der Spitzengruppe zuzurechnen. Daneben exis-

tiert eine große Zahl von hoch entwickelten Ländern, 

in denen zwischen 12 Prozent und 18 Prozent der Er-

werbstätigen einen Hochschulabschluss besitzen. 

Industrie Dienstleistungen

wissensintensiv nicht-wissensintensiv wissensintensiv nicht-wissensintensiv

Belgien 17,9 8,6 25,5 7,8

Bulgarien 16,4 8,2 41,3 14,9

Dänemark 17,8 7,5 35,6 7,3

Deutschland 6,6

Estland 19,9 9,4 39,3 16,9

Finnland 29,5 9,8 27,0 8,3

Frankreich 17,1 7,8 22,7 9,6

Griechenland 16,1 5,7 36,1 8,0

Großbritannien 22,2 10,9 31,7 10,3

Irland 30,3 11,9 37,3 10,9

Italien 10,1 4,4 31,1 6,1

Lettland 25,6 10,6 33,3 15,1

Litauen 20,4 11,0 41,5 18,0

Niederlande 30,2 14,2 37,9 11,9

Norwegen 27,7 10,8 46,1 14,9

Österreich 10,7 3,3 19,7 4,7

Polen 18,4 8,9 41,0 14,6

Portugal 9,0 2,4 28,5 5,9

Rumänien 13,3 6,7 30,4 10,6

Schweden 16,8 5,8 29,2 9,0

Schweiz 21,5 7,3 27,5 9,5

Slovakei 9,1 5,9 27,6 8,1

Slovenien 6,7 4,2 21,5 5,9

Spanien 17,4 9,4 39,8 12,1

Tschechien 9,0 4,5 24,8 6,6

Quelle: EU-Arbeitskräftestichprobe. Berechnungen des Fraunhofer ISI.

TAB 01
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Spanien, Finnland, Frankreich und Schweden. In die-

-

gleichsweise große Bedeutung und hohe Qualität der 

-

dings lässt sich die relativ schlechte Position bei den 

akademisch Gebildeten, die insbesondere im Bereich 

der wissensintensiven Dienstleistungen zu Tage tritt, 

allein dadurch nicht erklären – und noch weniger das 

Zurückfallen im internationalen Vergleich. 

Die eingeschränkte Wissensdynamik in Deutschland 

beruht zum einen auf dem relativ geringen Beschäf-

tigungsgewicht wissensintensiver Dienstleistungen, 

zum anderen auf deren vergleichsweise schwachen 

„innovativen Ausrichtung“. In anderen europäischen 

Regionen, wie auch in den USA und Japan, werden 

vor allem in IuK-Dienstleistungen mehr technisch-

wissenschaftliche Kompetenzen benötigt als in 

Deutschland. Das spricht dafür, dass dort auch mehr 

technische Weiter- und Neuentwicklungen statt-

Trend zu einer höheren Zahl von 

Studienberechtigten hält an

Rückgangs der Erwerbspersonenzahl ist bei zugleich 

-

dere die Qualität des Bildungsstandes der nachrü-

ckenden Jahrgänge interessant. So hat die Zahl der 

Abgänger aus dem allgemeinbildenden Schulsystem 

zwischen 1992 und 2006 relativ kontinuierlich zuge-

nommen, von ca. 760 000 auf ca. 942000 pro Jahr. 

Die Zahl der Personen mit einer Studienberechtigung 

ist im gleichen Zeitraum um 35 Prozent gestiegen 

und nahm bis 2008 noch weiter zu – um insgesamt 

44 Prozent gegenüber 1992. In der weiteren Entwick-

lung werden 2011 und 2013, nach zunächst leicht 

doppelter Abiturjahrgänge entstehen. Neben den all-

Schulen, die in zunehmendem Maße den Erwerb ei-

ner Studienberechtigung ermöglichen. Im Jahr 2007 

kamen mit 160000 Absolventen 37 Prozent aller Stu-

dienberechtigten von berufsbildenden Schulen. Mit 

Zahl der Schulabsolventen mit Fachhochschulreife, 

die diese Schulform ganz überwiegend hervorbringt. 

Die Gesamtzahl der jährlichen studienberechtigten 

Schulabgänger erhöhte sich im Zeitraum zwischen 

1992 und 2007 nahezu kontinuierlich auf zuletzt 

434200.

Entsprechend erhöhte sich auch die Quote der Stu-

dienberechtigten95 auf nunmehr 44,5 Prozent im 

Jahr 2007 (allgemeine Hochschulreife: 31 Prozent; 

Fachhochschulreife: 13,5 Prozent). Sie ist der zen-

trale Indikator für die quantitative Ausschöpfung 

akademische Bildung. Es kann also von einer erheb-

lichen Ausweitung der Zahl potenzieller Studieren-

der gesprochen werden. Dies ist eine unverzichtba-

re Voraussetzung, um den strukturwandelbedingten 

können. Im internationalen Vergleich ist die Studien-

berechtigtenquote Deutschlands jedoch weiterhin 

als gering zu bezeichnen. Finnland, Kanada, Italien 

und Schweden erreichen jeweils Quoten zwischen 

liegt bei 63 Prozent.96

Auch wenn das Reservoir potenzieller Studienan-

fänger insgesamt größer wird, wächst das Potenzial 

für die MINT-Studiengänge nicht in gleichem Maße. 

Dies hängt vor allem damit zusammen, dass immer 

mehr Frauen eine Hochschulzugangsberechtigung 

-

ner für ein entsprechendes Studienfach entscheiden. 

Doch auch fachliche Schwerpunktsetzungen in der 

Schulzeit, die sich später stark auf die Studienfach-

wahl auswirken, spielen hier eine erhebliche Rolle. So 

ist durch die seltene Wahl von mathematisch-natur -

wissenschaftlichen Leistungskursen oder Schwer-

punkten nach wie vor nur eine Minderheit der Schü-

ler für ein späteres Studium in den MINT-Fächern 

prädestiniert. Mehr als die Hälfte aller Schüler in der 

Oberstufe allgemeinbildender Schulen haben keinen 

Rückgang der Studierneigung in Deutschland

Generell nehmen nicht alle studienberechtigten 

Schulabsolventen die erworbene Studienoption wahr. 

Langfristig ist vielmehr ein trendmäßiger Rückgang 

der Studierneigung zu beobachten, der sich nach dem 

aktuellen Kenntnisstand auch in Zukunft fortsetzen 

dürfte. Für den deutlich größeren Teil der Studien-

berechtigten, die auf ein Studium verzichten, ist der 

Erwerb des höchsten schulischen Abschlusses mit 

anschließender nicht-akademischer Ausbildung erst 
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einmal „abgekoppelt“ von dem Ziel einer Studien-

aufnahme. Hier stehen der Wunsch nach einer prak-

tischen Berufstätigkeit sowie nach einem eigenen 

Einkommen im Vordergrund. Darüber hinaus gibt 

-

nanziellen Restriktionen, die von einem ursprünglich 

gewünschten Studium abhalten. So sind die Studien-

berechtigten zunehmend weniger bereit, wegen des 

Darlehenanteils des BAföG Schulden auf sich zu 

nehmen oder sie wollen bzw. können keine Studien-

Studienberechtigte Frauen nehmen traditionell sel-

tener ein Studium auf als Männer. Unter denjenigen 

Frauen, die auf ein Studium verzichten, sieht sich 

beispielsweise nahezu ein Drittel nicht in der Lage, 

die mit Studiengebühren verbundenen, zusätzlichen 

-

tel der Befragten waren Studienabsichten generell 

nicht vorhanden. Zudem spielen für ein Zehntel un-

übersichtliche und unkalkulierbare Anforderungen 

eine wichtige Rolle für den Verzicht auf ein Studium. 

-

ner.97 Dies ist folgenreich, weil in den letzten 15 Jah-

ren der Anteil der Frauen unter den Studienberech-

tigten derart gestiegen ist, dass sie inzwischen die 

deutliche Mehrheit stellen. So ist es zu erklären, dass 

absolut gesehen ebenso viele Männer wie Frauen ein 

Studium beginnen bzw. dass die Zahlen der Studi-

enberechtigten und der Studienanfänger zunehmend 

divergieren.

Stark selektiv auf die Aufnahme eines Studiums 

wirkt auch die soziale Herkunft bzw. Bildungsher-

kunft. Während die Studierquote von Studienberech-

tigten aus einem akademischen Elternhaus bei bis zu 

80 Prozent liegt, beträgt sie für Studienberechtigte 

ohne diesen familiären Hintergrund maximal 67 Pro-

zent. Dieses Phänomen zieht sich durch alle Facetten 

und Stufen des Bildungssystems. Das Gutachten der 

Expertenkommission Forschung und Innovation aus 

dem Jahr 2008 ist bereits intensiv darauf eingegan-

gen. So ist in Deutschland für Kinder hoch gebilde-

viermal höher als für Kinder aus einer bildungsfer-

-

me eines Hochschulstudiums aus: Denn wenn die 

Eltern bereits eine Studienberechtigung oder gar ei-

nen Hochschulabschluss erworben haben, ist es un-

-

schnittlich wahrscheinlich, dass auch ihre Kinder 

ein Hochschulstudium beginnen. Der Abbau dieses 

Ungleichgewichts ist allein schon aus Gründen der 

sozialen Gerechtigkeit erforderlich. Vor dem Hin-

tergrund des langfristig weiter steigenden Bedarfs 

Integration bildungsferner Schichten, wie auch von 

Frauen, in die akademische Ausbildung positiv auf 

die wirtschaftliche und technologische Leistungsfä-

higkeit auswirken. 

Die Zahl der Studienanfänger an den fast 400 Hoch-

schulen in Deutschland ist insbesondere zwischen 

1998 und 2003 deutlich angestiegen. Nach einem 

Rückgang zwischen 2004 und 2006, steigen die Zah-

len in den folgenden beiden Studienjahren wieder an 

und erreichen 2008 mit 385 500 Erstimmatrikulierten 

-

-

turjahrgänge wird diese Entwicklung voraussichtlich 

bis zum Jahr 2013 anhalten, sich danach aber umkeh-

ren. Inzwischen beginnen in Deutschland nahezu vier 

Zehntel der Bevölkerung im entsprechenden Alter 

ein Studium. Damit wird das Minimalziel des Wis-

senschaftsrats von 40 Prozent fast erreicht. Dennoch 

liegt Deutschland mit dieser Studienanfängerquote 

-

mittels von 56 Prozent (2006).

Studienabbrecher in Deutschland

Als problematisch kommt hinzu, dass von den relativ 

wenigen, die ein Studium aufnehmen, es gegenwär-

tig jede/r Fünfte wieder abbricht. Verglichen mit der 

Situation Ende der 1990er Jahre ist dies eine leichte 

Verbesserung. Trotzdem ist diese Quote und die abso-

lute Zahl der Abbrecher, die dahinter steht, Besorgnis 

im Hochschulsystem. So haben von den rund 260 000

erstimmatrikulierten Studierenden des Jahrgangs 

2001 ca. 55 000 ihr Studium abgebrochen. In eini-

gen Studienfächern wie der Elektrotechnik und dem 

Maschinenbau liegt die Abbrecherquote sogar bei 

einem Drittel. Fachhochschulen und Universitäten 

unterscheiden sich in dieser Hinsicht nicht grundle-

gend voneinander. Die Einführung der Bachelor- und 

Master-Studiengänge hatte unter anderem das Ziel, 

die hohen Abbrecherquoten zu reduzieren. Bislang 

scheint dies noch nicht gelungen. Dabei gilt es jedoch 



Drucksache 16/12900 – 124 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

EFI GUTACHTEN

2009

Schwundbilanz ausgewählter Fächergruppen und Studienbereiche an Universitäten

Fächergruppe Studienabbruch Fachwechselbilanz Schwundbilanz

Studienbereich

Mathematik, Naturwissenschaften

Mathematik

Informatik

Physik, Geowissenschaft

Pharmazie +1

Biologie

Geographie

Ingenieurwissenschaften

Maschinenbau

Elektrotechnik

Bauwesen

In Prozent. Bezugsjahrgang Absolventen 2006.

Lesehilfe: Die Fachwechselbilanz gibt den Saldo aus Zugewinn und Abnahme der Studierendenzahl durch den Wechsel 

des Studienfaches an. Die Schwundbilanz ergibt sich durch die Zahl der Studienabbrecher zuzüglich einer Zu- oder 

Abnahme aufgrund von Fachwechsel.

Quelle: HIS-Studienabbruchuntersuchung 2008. Berechnungen der EFI.

TAB 02

Studienberechtigte insgesamt

1992–2007

Jahr

2007 vorläufige Zahlen. Ab 2008 KMK: Vorausberechnung der Schüler- und Absolventenzahlen 2005 bis 2020.

Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge), Kultusministerkonferenz (KMK).
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Studienberechtigte insgesamt

Projektion 2008–2020

Jahr

Tsd.

2010 2012 2014 2016 2018 2020

200

250

300

350

400

450

200

250

300

350

400

450

Studienberechtigte in DeutschlandABB 11



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 125 – Drucksache 16/12900

zu berücksichtigen, dass bisher nur die frühzeitig auf 

den Bachelor umgestellten Studiengänge in die Be-

rechnung der Abbruchquoten eingehen können. Eine 

Vermutung ist, dass es im Zuge der Umstellung die-

ser Studiengänge zu einer Verschlechterung der Stu-

dierbarkeit und der Studienbedingungen gekommen 

könnten die Folge sein. 

Zusätzlich sind neben Studierenden, die ihr Studi-

um abbrechen, auch jene zu berücksichtigen, die das 

Studienfach wechseln, weil dadurch die Absolven-

tenzahl in einigen Fachbereichen weiter sinkt. Diese 

Schwundbilanz ist gerade in den Natur- und Ingeni-

eurwissenschaften besonders negativ ausgeprägt, da 

diese Studiengänge durch Fachwechsel mehr Studie-

rende verlieren, als sie hinzugewinnen. An deutschen 

Universitäten erwerben in einigen Fächern, wie z. B.

Elektrotechnik zwischen 46 Prozent und 53 Prozent 

der Studienanfänger eines Altersjahrgangs keinen 

Abschluss in dem jeweiligen Fach, also etwa jeder 

Zweite (Tab. 02). An Fachhochschulen stellt sich 

die Situation weniger dramatisch dar. Vor dem Hin-

tergrund des in der Vergangenheit bereits spürbaren 

Mangels speziell an technischem Fachpersonal ist 

diese hohe Schwundquote nicht hinnehmbar. Das 

Problem des Studienabbruchs ist jedoch kein Merk-

mal, welches sich ausschließlich in Deutschland 

nachweisen lässt. Deutschland bewegt sich hinsicht-

lich der Abbruchquote international gesehen sogar 

eher im unteren Mittelfeld. Wegen der vergleichs-

weise geringen Studienanfängerquote sind die Ab-

bruchquoten in Deutschland allerdings sehr kritisch 

zu bewerten. 

Historischer Höchststand der Zahl der 

Hochschulabsolventen

Die Zahl der Hochschulabsolventen hat sich in 

Deutschland in den letzten Jahren stark erhöht. Von 

2002 bis 2007 stieg sie um 67 000 auf zuletzt knapp 

240000 Erstabsolventen pro Jahr an. Damit ist – auch 

in Folge der bis 2003 stark ansteigenden Studienan-

fängerzahl sowie der leicht gesunkenen Studien-

abbrecherquoten – erneut ein historischer Höchst-

stand erreicht. Noch nie gab es in einem Jahr mehr 

Hochschulabsolventen in Deutschland. Die Studien-

strukturreform spielt für diese Entwicklung aller-

dings noch keine bedeutende Rolle. 2007 waren unter 

den Erstabsolventen erst knapp zehn Prozent mit ei-

nem Bachelorabschluss. Nur knapp zwei Prozent des 

Prüfungsjahrgangs 2007 hatten bereits mit einem 

konsekutiven Masterabschluss98 einen kompletten 

Ob die Erhöhung der Absolventenzahlen mit einer 

steigenden Bildungsbeteiligung gleichzusetzen ist, 

zeigt eine Analyse der Absolventenquote. Sie gibt den 

Anteil der Absolventen an der Bevölkerung des glei-

chen Alters an. Die seit Ende der 1990er Jahre von 

etwa 17 Prozent auf 24 Prozent im Jahr 2006 stetig 

gestiegene Quote weist auf die zunehmende Bedeu-

tung der Hochschulbildung hin, bei der die Frauen 

die Männer seit 2003 überholt haben. Kritisch ist al-

lerdings die erheblich geringere Bildungsbeteiligung 

von Personen mit Migrationshintergrund zu beurtei-

len. Zudem ist die Absolventenquote Deutschlands 

im internationalen Kontext immer noch als gering 

einzustufen.

Die Zusammensetzung der studierten Fächer verän-

dert sich nach wie vor deutlich. Dabei hält die ab-

nehmende Bedeutung der Ingenieurwissenschaften 

weiter an, während das Fach Mathematik und die 

Naturwissenschaften seit einigen Jahren Anteilsge-

winne zu verzeichnen haben. Hier spielt vor allem 

die positive Entwicklung des Faches Informatik eine 

Rolle (Abb. 12). 

Kritisch ist anzumerken, dass dem als Folge des 

Fachkräftemangels lauter werdenden Ruf nach einer 

weiteren Steigerung der Studierendenzahlen faktisch 

eine begrenzte Aufnahmekapazität der Hochschulen 

gegenüber steht. Bereits innerhalb von wenigen Jah-

ren hat sich die Auslastung der Studiengänge deut-

lich erhöht. Teilweise ist eine Vollauslastung oder 

eine Überlast erreicht. Dies hat in einigen Fächern 

auch mit einer Reduzierung des Lehrangebots zu tun. 

Um eine Steigerung der Aufnahmekapazitäten und 

der Qualität der Ausbildung zu erreichen, um also 

die Strukturreformen erfolgreich zu bewältigen, sind 

erhebliche zusätzliche Ressourcen notwendig. Allein 

für die Qualitätsverbesserung der Lehre sind laut 

Berechnung des Wissenschaftsrates99 jährlich rund 

1,1 Milliarden Euro erforderlich. Hinzuzurechnen 

wären Investitionen in Gebäude und Infrastruktur. 

Der Hochschulpakt 2020 stellt ohne Zweifel einen 

Schritt in die richtige Richtung dar. Die in einigen 

Bundesländern, wie etwa in Niedersachsen, Bremen 

und Hamburg, parallel zu beobachtenden Mittel-
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kürzungen im Hochschulsektor stehen diesen Anfor-

derungen jedoch diametral entgegen und wirken sich 

entsprechend negativ auf die technologische Leis-

tungsfähigkeit Deutschlands aus. 

Branchen boomt

Neben dem Hochschulsystem bestimmt das Berufs-

bildungssystem, welches Fachkräftereservoir dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung steht. Von allen Schul-

abgängern aus allgemeinbildenden Schulen nehmen 

dualen oder vollzeitschulischen Bildungsangeboten 

auf. Insgesamt haben 667813 Personen in 2006 er-

folgreich eine Berufsausbildung abgeschlossen und 

standen damit dem Arbeitsmarkt als Fachkräfte zur 

Verfügung. Dies waren rund 3 Prozent mehr als im 

Jahr 2000. Den bedeutsamsten Anteil daran hat die 

betriebliche Berufsausbildung mit knapp 480 000

Absolventen in 2006. Damit wird zumindest das vor-

handene Potenzial an Auszubildenden in den Beru-

nahezu vollständig ausgeschöpft. Allerdings ist auch 

-

lung und trotz des geringen Anstiegs in 2006 nicht zu 

erwarten, dass im dualen System in absehbarer Zeit 

mit Absolventenzahlen deutlich über der Marke von 

500000 gerechnet werden kann.

Betrachtet man nur die Absolventen in den Kernbe-

rufen bzw. Berufsfeldern der wissens- und techno-

logieintensiven Branchen, dann hat sich dort in den 

Jahren zwischen 2000 und 2006 ein deutlich positiver 

Trend abgezeichnet: 2006 lag die Zahl der Absolven-

ten mit rund 221000 jungen Menschen um 22 Prozent 

über dem Niveau von 2000. Während das duale Sys-

tem in diesem Zeitraum insgesamt weniger Absolven-

ten hervorgebracht hat, stieg deren Zahl für Berufe in 

wissensintensiven Branchen um 18 Prozent. Hinzu 

kommen noch rund 80000 Absolventen (+29 Pro-

zent) aus vollzeitschulischen Angeboten, die für diese 

Berufe verfügbar waren. Diese günstige Entwicklung 

ist nicht zuletzt auch darauf zurückzuführen, dass die 

betriebliche Berufsausbildung zunehmende Bedeu-

tung im Dienstleistungssektor gewinnt. 

In wissensintensiven Wirtschaftszweigen ist nicht 

nur der Anteil von Betrieben, die überhaupt ausbil-

den, mit 26,5 Prozent etwas höher als der Gesamt-

durchschnitt (24 Prozent). Vielmehr ist in diesen 

Jahr

Quelle: Statistisches Bundesamt, Hochschulstatistik. Recherche in HIS/ICE. Eigene Berechnungen.
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Branchen auch die Weiterbildungsaktivität der Be-

schäftigten größer. Dies gilt vor allem auch für ältere 

Arbeitnehmer. Insgesamt beteiligten sich 2006 in den 

Wirtschaftszweigen mit hoher Wissensintensität über 

10 Prozent der Männer und Frauen am lebenslangen 

Lernen – gegenüber knapp 6 Prozent in den übrigen 

Branchen. Hierzu passt, dass ein prägnanter Zusam-

Weiterbildungsbeteiligung der Beschäftigten besteht. 

-

-

schlecht spielen dagegen keine wesentliche Rolle.

FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG100

In Politik und Öffentlichkeit wird immer wieder die 

Frage nach der Wirkung von Investitionen in For-

schung und Entwicklung gestellt – vor allem, wenn 

-

rischen Wirtschaftssforschung sind inzwischen starke 

Belege dafür erarbeitet worden, dass FuE-Tätigkeit 

nicht nur für private Akteure unmittelbaren Nutzen 

in Form von Produktivitätsgewinnen schafft, sondern 

auch erhebliche soziale Erträge erbringt.101 Forschung 

und Entwicklung ist nicht die alleinige Ursache, aber 

in industrialisierten Ländern eine der wichtigsten De-

terminanten von Wirtschaftswachstum.

Forschung und Entwicklung ist systematische, 

schöpferische Arbeit zur Schaffung neuen Wissens. 

Als „statistische Messlatten“ werden in den Frascati -

von Aufwendungen für FuE-Anlagen, -Sachmittel, 

-Personal und -Aufträge sowie die Zahl der FuE-Be-

schäftigten zugrunde gelegt (vgl. Box 02 im Gutach-

ten 2008). Die beiden Messziffern sind wesentliche 

Grundlage für die Bewertung des „Innovationspo-

tenzials“ der Volkswirtschaften bzw. seiner Sektoren, 

für die Erstellung technologischen Wissens aufge-

wendet werden.

Forschung und Entwicklung im stop-and-go

In den vergangenen drei Jahrzehnten hat sich die 

weltweite Verteilung der FuE-Kapazitäten deutlich 

C 2

verschoben. Große Volkswirtschaften wie auch gan-

ze Weltregionen haben dabei nicht selten – in Ab-

hängigkeit von den jeweiligen Rahmenbedingungen 

– das Steuer mehrfach herumgerissen. Zudem ist 

die Entwicklung von Forschung und Entwicklung 

insgesamt weniger kontinuierlich geworden, auch 

in Deutschland. Nach einem in den 1980er Jah-

ren kräftigen Anstieg kam es in Deutschland in den 

1990er Jahren zu einem erheblichen Rückgang des 

Anteils der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 

Auch in anderen Ländern, allen voran in Japan und 

den USA, waren ähnliche, wenn auch nicht ganz so 

scharfe Verläufe zu beobachten. In der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre trieben die USA, im Gegensatz zu 

Deutschland, die Ausweitung der FuE-Ausgaben an. 

Zwischen 1994 und 2000 waren mit 52 Prozent gut 

die Hälfte der in den westlichen Industrieländern zu-

sätzlich geschaffenen FuE-Kapazitäten in den USA 

aufgebaut worden. 

In den großen westlichen Industrienationen verhalten 

sich FuE-Aufwendungen in der Regel prozyklisch. 

Stagniert das Wachstum, verharren die FuE-Ausga-

ben meist auf dem bestehenden Niveau. Etliche klei-

nere Volkswirtschaften haben dagegen ihre realen 

FuE-Anstrengungen über die gesamten 1990er Jahre 

hinweg kontinuierlich und deutlich gesteigert: Nordi-

sche Länder wie Schweden, Finnland, Irland, aber 

auch Korea, sind diesem Kreis zuzurechnen. Vor al-

lem der wirtschaftliche Strukturwandel zugunsten 

von Spitzentechnologiesektoren hat dort die FuE-

Intensität vorangetrieben und die kurzfristigen Reak-

tionen auf die jeweils aktuelle Konjunktur überla-

gert.

In Deutschland hatten Wirtschaft und Staat im letz-

ten Drittel der 1990er Jahre den Rückgang bei den 

FuE-Ausgaben gestoppt und wieder auf Expansion 

geschaltet. Im weltweiten Vergleich geschah dies 

mit einer Verzögerung von drei Jahren. Heute zählt 

Deutschland zu den Ländern, in denen Forschung und 

Entwicklung sowohl auf einer breiten industriellen 

Basis als auch überdurchschnittlich intensiv betrieben 

wird. Die USA, Japan und – mit Abstrichen – Frank-

reich und Korea kann man ebenfalls dieser Kategorie 

zurechnen. Kleinere Volkswirtschaften hingegen wie 

Schweden, Finnland und die Schweiz konzentrieren 

ihre FuE-Kapazitäten eher auf wenige Bereiche: Dort 

wird Forschung und Entwicklung zwar auch über-

durchschnittlich intensiv betrieben, jedoch ist der Pro-

zess nicht so breit angelegt wie z.B. in Deutschland. 
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Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt für ausgewählte OECD-Länder
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Quelle: OECD, Main Science and Technology Indicators (2008/2). Berechnungen und Schätzungen des NIW.

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

0706050403020100999897969594939291908988878685848382

Frankreich Großbritannien

Korea

OECD

JP OECDUS

Jahr

Index: 1991 = 100. Halblogarithmischer Maßstab. Daten zum Teil geschätzt.

NORD: SE, FI, NO, DK, IE, IS.  SUED: IT, PT, ES, GR.  MEDI: BE, NL, AT, CH. 

Quelle: OECD, Main Science and Technology Indicators (2008/2). Berechnungen und Schätzungen des NIW.

Index

EU-15

1995 1997 1999 2001 2003 2005 20071993

80

100

120

140

160

180

200

220

240

260

Jahr

Index

SUED

GB

MEDI

FR

NORD

DE

1995 1997 1999 2001 2003 2005 20071993

80

100

120

140

160

180

200

220

240

260

Haushaltsansätze des Staates in Forschung und Entwicklung in ausgewählten Regionen der WeltABB 14



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 129 – Drucksache 16/12900

Jahresdurchschnittliche Veränderung der realen FuE-Ausgaben nach Regionen und Sektoren

OECD UUS JP DE GB FR NORD SUED MEDI

Wirtschaft

1994–2000 5,9 7,4 3,8 4,3 4,9 1,9 1,6 8,9 4,0 5,0

2000–2003 0,8 4,2 1,6 0,9 0,5 1,7 2,9 3,9 1,8

2003–2006 4,5 4,0 5,4 2,7 1,9 1,6 1,3 3,2 6,5 4,3

1994–2006 4,2 4,2 4,3 3,2 3,2 1,5 1,5 5,9 4,6 4,0

Öffentlicher Sektor

1994–2000 3,3 2,8 4,0 2,3 2,0 1,6 1,1 4,4 4,2 1,4

2000–2003 4,0 7,1 2,7 1,9 2,3 1,5 4,3 4,7 2,4

2003–2006 1,9 1,1 1,3 2,6 1,7 4,6 0,6 4,1 3,6 1,9

1994–2006 3,1 3,4 1,6 2,5 1,9 2,5 1,1 4,3 4,2 1,8

Insgesamt

1994–2000 5,0 6,1 3,9 3,6 4,0 1,8 1,4 7,4 4,1 3,7

2000–2003 1,8 0,5 2,3 2,0 1,2 1,1 1,6 3,3 4,3 2,0

2003–2006 3,7 3,1 4,4 2,6 1,8 2,7 1,1 3,5 5,0 3,5

1994–2006 3,9 3,9 3,6 2,9 2,8 1,9 1,4 5,4 4,4 3,2

In Prozent. Öffentlicher Sektor: Hochschulen und außeruniversitäre FuE-Einrichtungen. Daten teilweise geschätzt. 

TAB 03

Im letzten Jahrzehnt ist die Dynamik bei den FuE-

Kapazitäten Deutschlands deutlich hinter dem Durch-

schnitt der westlichen Industrieländer zurückgeblie-

ben. Dieser ist maßgeblich durch die Entwicklung in 

den USA geprägt worden. Die größte Dynamik unter 

Länder entfaltet, auch wenn sie seit dem Jahr 2000 

ihr FuE-Kapazitätswachstum wieder etwas zurück-

nehmen mussten. 

Deutschlands FuE-Intensität verharrt etwas 

oberhalb des OECD-Durchschnitts

Aktuell (letzte Vergleichszahlen für 2006) liegt, ge-

messen an der FuE-Intensität, Schweden mit 3,7 

Prozent im weltweiten Nationalvergleich an der Spit-

ze, gefolgt von Finnland (3,5 Prozent), Japan (3,4 

Prozent), Korea (3,2 Prozent), der Schweiz (2004: 

2,9 Prozent) sowie den USA (2,7 Prozent). Öster-

reich folgt mit 2,6 Prozent (2007: 2,7 Prozent) vor 

Deutschland und Dänemark (2,5 Prozent). Schluss-

licht unter den Vergleichsländern in Abb. 13 ist Ita-

lien. In Deutschland ist die FuE-Intensität auch im 

Jahr 2007 insgesamt konstant geblieben. 

Entwicklung aufgewendeten Mittel in Höhe von rund 

825 Milliarden Dollar (2006) entsprechen 2,3 Pro-

zent des Inlandsproduktes der Mitgliedsländer. Wäh-

rend Deutschland Anfang der 1980er Jahre auf Platz 

1 lag und Anfang der 1990er Jahre noch mit an der 

-

In Bezug auf Gesamteuropa kann dieser Stand noch 

positiv bewertet werden, denn die EU-15-Länder als 

Ganzes betrachtet bringen insgesamt nur knapp 1,9 

Prozent ihres Inlandsproduktes für Forschung und 

Entwicklung auf (EU-27: knapp 1,8 Prozent). Im Jahr 

2007 ergab sich eine geringfügige Verbesserung. Die 

Europäische Union ist in den letzten Jahren trotz in-

tensiver Verfolgung des Drei-Prozent-Ziels für 2010 

nicht vorangekommen und liegt weiterhin klar hinter 

den USA und Japan. 

Ländern hat sich seit dem Jahr 2000 etwa halbiert, 

von 5 Prozent jährlich in der FuE-Aufschwungphase 

zwischen 1994 und 2000 auf 2,7 Prozent zwischen 

2000 und 2006. Am schärfsten sind vom Rückgang 

der FuE-Wachstumsraten die nordeuropäischen 
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Länder (von 7,4 auf 3,4 Prozent) und die USA (von 

6,1 auf 1,6 Prozent) betroffen. In Deutschland, Groß-

britannien und Frankreich ist die FuE-Zuwachsrate 

zwischen 2003 und 2006 noch niedriger ausgefallen 

als in den USA (Tab. 03). 

Staatlicher FuE-Finanzierungsbeitrag in 

Deutschland auf historischem Tiefstand?

Mit der Zunahme des Innovationswettbewerbs sind 

staatliche Forschungsaktivitäten bzw. die öffentli-

che Förderung von Forschung und Entwicklung in 

der Wirtschaft wieder in den Fokus geraten. Auch 

wenn unternehmerische FuE-Aktivitäten in vielen 

Industrieländern dominieren, sind öffentliche FuE-

Ausgaben für die gesamtwirtschaftliche Innovations-

leistung von Bedeutung. 

Vor allem in den 1980er und 1990er Jahren war ein 

stetig sinkender Finanzierungsbeitrag des Staates 

an Forschung und Entwicklung zu beobachten. Im 

im Jahr 2000 gar deutlich unter 30 Prozent, 1980 hat-

te der Staat noch rund 45 Prozent der Forschung und 

der FuE-Leistungen vom Staat getragen, so auch in 

Deutschland und in den USA. Hingegen beträgt der 

Staatsanteil an der FuE-Finanzierung in sich entwi-

mehr. In den Aufholländern Asiens und Osteuropas 

ist dieser Prozess zurzeit deutlich zu beobachten.

Bezogen auf das Inlandsprodukt war der staatliche 

von 0,91 über 0,83 (1990) auf 0,62 Prozent (2000) 

gesunken, in Deutschland von 0,98 auf 0,77 Prozent. 

Wiederanstieg auf 0,67 Prozent (bis 2003) gebracht, 

gespeist vor allem vom kräftigen staatlichen FuE-

Engagement in den USA. In Deutschland dagegen 

wurde im Jahr 2005 mit 0,7 Prozent der tiefste Stand 

seit 1981 erreicht. 

Dem allgemeinen Trend entsprechend hat die FuE-

Beteiligung des Staates zunächst auch in den EU-

Ländern nachgelassen. Erklärtes Ziel war jedoch ein 

staatlicher Finanzierungsbeitrag von 1 Prozent des 

BIP, wovon die Europäer mit einem Anteil von 0,63 

Prozent (EU-15) in 2006 weit entfernt waren. Seitdem 

haben die EU-Staaten reagiert, denn die meisten FuE-

Budgetansätze in den öffentlichen Haushalten passen 

nicht mehr in das Bild eines (absolut oder relativ) 

nachlassenden staatlichen FuE-Engagements. Durch 

eine Aufstockung der FuE-Finanzierungshilfen für 

Unternehmen oder auch durch die Ausweitung der 

FuE-Kapazitäten an Hochschulen und in außeruni-

versitären FuE-Einrichtungen zeigt sich wieder ver-

mehrtes öffentliches Engagement im FuE-Bereich. 

2006 ein (nominaler) Anstieg der FuE-Ausgaben von 

über 7 Prozent pro Jahr gemeldet. 

Kräftiger Anstieg des staatlichen FuE-Budgets

Auch in Deutschland, wo praktisch die gesamten 

1990er Jahre hindurch Stillstand geherrscht hatte, 

konnte ab 1998 eine Ausweitung der staatlichen FuE-

Budgets um gut 1 Prozent jährlich realisiert werden. 

Von 2006 auf 2007 gab es sogar eine Ausweitung um 

4,5 Prozent. Eine erheblich höhere Wertschätzung 

gegenüber Forschung und Entwicklung zeigen je-

doch Länder wie z. B. die USA, Korea, Großbritan-

nien oder Kanada, die ihr FuE-Budget sehr viel stär-

ker erhöht haben. Dafür konzentriert Deutschland 

seine staatlichen FuE-Aufwendungen in weitaus stär-

kerem Maße im zivilen Bereich als die meisten ande-

ren Länder. Der leichte Zuwachs staatlicher FuE-

Aufwendungen in Deutschland reichte allerdings 

auch dort nicht aus, die Position zu halten. 

Die Intensität, mit der industrielle Forschung und 

Entwicklung durch den Staat unterstützt wird, variiert 

stark zwischen den Ländern und weist typische Züge 

nationaler, meist historischer Prägung auf. Der staat-

der Wirtschaft beläuft sich in Italien, Frankreich und 

den USA auf rund 10 Prozent und macht sich somit 

quantitativ klar bemerkbar. Auch in Großbritannien 

lag er lange Zeit ähnlich hoch. Deutschland rangiert 

im Jahr 2004 nach der hier verwendeten Statistik102

bei 6 Prozent, seit 2005 nach Angaben des BMBF 

sogar nur noch bei 4,5 Prozent (nach rund 10 Prozent 

noch Mitte der 1990er Jahre und 18 Prozent Anfang 

bei 7 Prozent, zeitweilig sogar leicht darüber. Damit 

nahm die staatliche Förderung der industriellen For-

schung in Deutschland eine schwache Position ein.

Die Bundesregierung hat in jüngster Vergangenheit 

mit politischen Maßnahmen auf diese Erkenntnis 
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Durchführung Grundlagenforschung Angewandte Forschung Experimentelle Entwicklung

Insgesamt 18,2 23,6 57,0

Hochschulen 74,8 21,7 3,5

wiss. Einrichtungen 28,4 34,7 36,3

Wirtschaft 5,3 21,2 73,5

Wirtschaft 5,2 25,0 69,8

Deutschland 4,5 51,8 43,8

USA 4,2 18,7 77,1

Japan 6,0 19,3 74,5

Großbritannien 14,1 25,5 60,3

Frankreich 5,0 41,2 53,7

Italien 4,6 50,9 44,5

2004 oder aktuelles Jahr. Anteile in Prozent, geringfügige unerklärliche Differenzen.

TAB 04

reagiert. Ausdruck dessen sind z. B. der Exzellen-

zwettbewerb der Universitäten und die Hightech-

Strategie. Da in der Statistik noch keine aktuellen 

Zahlen verfügbar sind, kann hier keine Aussage ge-

troffen werden, ob der oben beschriebene historische 

Tiefstand überwunden werden konnte. 

Öffentliche Forschungseinrichtungen als wichtige 

Kooperationspartner der Wirtschaft

Die wachsende Bedeutung, die den staatlichen FuE-

Einrichtungen gegenwärtig beigemessen wird, ist 

nicht nur als vorübergehend und kompensatorisch 

zu bewerten. Sie ist auch darauf zurückzuführen, 

dass sich die Unternehmen weniger an mittelfristi-

gen FuE-Strategien orientieren, sondern sich immer 

stärker an kurzfristigen Markt- und Absatzaussich-

ten ausrichten. Damit die eigenen technologischen 

Möglichkeiten nicht zu stark eingeengt werden, 

kaufen die Unternehmen ergänzend Wissen aus For-

schungseinrichtungen hinzu oder kooperieren mit 

Wirtschaftspartnern im In- und Ausland.103 Open In-

novation breitet sich zunehmend aus.

Forschungsintensive Universitäten und Fachberei-

che werden verstärkt in Innovationsnetzwerke ein-

gebunden, sie sind für die Wirtschaft – gerade auch 

für KMU – als Kooperationspartner attraktiver ge-

worden. Für die Hochschulen dagegen bedeuten Ko-

operationsvorhaben mit der Wirtschaft zunehmend 

Finanzierungsbeiträge (Drittmittel), die der Quantität 

und Qualität der Personal- und Sachmittelausstattung 

in Forschung und Lehre zugute kommen. Gleichzei-

tig wird die Anwendungsrelevanz der Forschungser-

gebnisse auf den Prüfstand gestellt.

und Entwicklung liegt in Deutschland auf dem Gebiet 

der angewandten Forschung, was sich positiv auf die 

Kooperation zwischen Hochschule und Wirtschaft 

Bereich, während auf die Grundlagenforschung nur 

4,5 Prozent entfallen. 43,8 Prozent kommen der ex-

perimentellen Entwicklung zugute (Tab. 04). 

Forschung und Entwicklung …

Die im neuen Jahrhundert weltweit steigenden staat-

lichen FuE-Ausgaben sind nur zu einem Teil dar-

auf zurückzuführen, dass der Staat der Wirtschaft 

mehr FuE-Finanzierungshilfen gewährt hat. Haupt-

sächlich hängt dies mit einer Ausweitung der FuE-

Kapazitäten „in den eigenen Reihen“, d. h. in Hoch-

schulen und außeruniversitären Einrichtungen, zu-

sammen. Auch in Deutschland sind die Mittel, die 
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Hochschulen wiss. Einrichtungen insgesamt Forschung (Prozent der internen FuE-Ausgaben)

Deutschland 14,2¹2 10,5 12,5¹ 5,4¹

Großbritannien 4,8 9,0 5,9 3,5

Frankreich 1,7² 8,1² 4,7² 2,6²

Italien 1,2 4,1 2,3² 2,2²

Niederlande 6,8 16,1³ 10,0 7,4

Schweden 5,1² 5,1 4,4 1,5

Finnland 6,6 12,7 8,6 3,4

Schweiz 8,7 k.A. k.A. k.A.

USA 5,4² 2,6², ³ 4,7², ³ 1,6², ³

Kanada 8,4² 2,8² 7,3² 5,9²

Japan 2,9 0,7 2,0 0,6

Korea 13,7 4,5 8,8 2,4

EU-15 gesamt 6,7¹ 8,3¹ 7,2¹, ² 4,0¹, ²

OECD gesamt 6,2¹ 3,7¹ 5,2¹, ² 2,2¹, ²

1 Schätzungen. 2 3 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck.

TAB 05

innerhalb der gesamtstaatlichen FuE-Budgets an die 

11 Prozent (2006) gesunken.104

Nimmt man die langfristige Entwicklung seit Anfang 

der 1990er Jahre zum Maßstab, dann sind in Deutsch-

land die FuE-Ausgaben im öffentlichen Sektor real 

zwar gestiegen (28 Prozent bis 2007), allerdings 

deutlich schwächer als in den nordischen Ländern 

(95 Prozent), Südeuropa (75 Prozent), Großbritanni-

en (51 Prozent bis 2006) und USA (56 Prozent) sowie 

auch im Vergleich zu Japan (35 Prozent bis 2006). 

Erst 2005 haben die öffentlichen FuE-Kapazitäten in 

Deutschland wieder das Volumen von 2002 übertrof-

fen. Auch für den Großteil der nicht einzeln genann-

ten Länder entfällt auf den Staat am Ende der ersten 

Hälfte des neuen Jahrzehnts wieder ein leicht höherer 

Anteil am FuE-Aufkommen. 

Knapp 45 Prozent des (schwachen) realen Kapazitäts-

wachstums für die Durchführung von Forschung und 

Bereich, rund 55 Prozent in der Wirtschaft entstan-

den. Aus deutscher Sicht hatte die Wirtschaft bei der 

Durchführung von Forschung und Entwicklung seit 

1995 nach merklichen Anteilsverlusten in der ersten 

Hälfte der 1990er Jahre ebenfalls wieder so deutlich 

zugelegt, dass ihr Anteil an den FuE-Kapazitäten von 

knapp 70 Prozent mittlerweile wieder oberhalb des 

… aber steigender privater Finanzierungsanteil 

bei öffentlicher Forschung und Entwicklung

Wenn Forschung und Entwicklung im öffentlichen 

Sektor ausgeführt wird, dann heißt dies nicht, dass 

-

6,2 Prozent der Hochschulforschung und 3,7 Prozent 

der Forschung und Entwicklung in außeruniversi-

tären FuE-Einrichtungen. Deutschland zählt hin-

sichtlich des Finanzierungsanteils der Wirtschaft an 

Forschung und Entwicklung in öffentlichen Einrich-

tungen zu den Spitzenreitern. 14,2 Prozent der Hoch-

schulforschung und 10,5 Prozent der Forschung in 

außeruniversitären Einrichtungen werden hierzulan-

de durch die Wirtschaft getragen. Besonders intensiv 

sind die FuE-Kooperationsbeziehungen zwischen 

Wirtschaft und Wissenschaft auch in den Niederlan-

den, in Korea und Finnland – meist durch die intensi-

ve Ausrichtung außeruniversitärer Wissenschaftsein-

richtungen auf die Erfordernisse der Wirtschaft. 

In Deutschland hat sich der Finanzierungsbeitrag der 

Unternehmen für öffentliche FuE-Projekte, verglichen 
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FuE-Intensität der Wirtschaft in ausgewählten OECD-Ländern* ABB 15

FuE-Intensität der deutschen Wirtschaft 1981 bis 2006 im Vergleich zur OECD ABB 16

FuE-Anteil an der Wertschöpfung

Jahr

Index: OECD = 100. Bis einschließlich 1990 Westdeutschland.

Quelle: OECD, Main Science and Technology Indicators (2008/2). Berechnungen des NIW.
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mit den im eigenen Hause durchgeführten Aktivitä-

ten, entgegen dem Trend auf über 3,5 Prozent erhöht. 

Nach einer Revision der Statistik für das letzte ver-

fügbare Jahr 2005 kristallisieren sich sogar 5,4 Pro-

zent heraus. Das Wissenschaftssystem hat also für 

die deutsche Wirtschaft an Relevanz gewonnen.

Entwicklung in der Wirtschaft

Dollar im Jahr 2006 für Forschung und Entwicklung 

ausgegeben, das sind 2,4 Prozent der Bruttowert-

schöpfung im Unternehmenssektor. Die FuE-Intensi-

tät der Wirtschaft ist in Schweden mit 4,7 Prozent 

(2007: 4,5 Prozent) fast doppelt so hoch wie im 

2007: 4,2 Prozent), Japan und Korea (jeweils 3,6 Pro-

zent) und die Schweiz (3,1 Prozent im Jahr 2004). In 

den USA (3,0 Prozent), Dänemark (2,9 Prozent) und 

Deutschland (2,8 Prozent) sowie Österreich (2,6 Pro-

zent, 2007: 2,7 Prozent) und Island (2,5 Prozent) pro-

duziert die Wirtschaft ebenfalls noch überdurch-

schnittlich FuE-intensiv. Deutschlands Wirtschaft 

steht also bei Forschung und Entwicklung im Ver-

gleich zur Konkurrenz aus den westlichen Industrie-

ländern nicht schlecht da, hat jedoch an Boden verlo-

ren: Lagen Anfang der 1980er Jahre die Unternehmen 

in Deutschland bei einem FuE-Anteil von 2,4 Prozent 

an der Wertschöpfung im Unternehmenssektor im 

Länder-Ranking hinter den USA (2,5 Prozent) auf 

Rang 2, so belegten sie 2006 nur noch Rang 8.

Nach einer Schwächephase zu Beginn des neu-

en Jahrtausends ist etwa seit dem Jahr 2003 wie-

der ein verstärktes FuE-Geschehen der Wirtschaft 

gab es Wachstumsraten von 4,5 Prozent im Jahres-

durchschnitt, angetrieben vor allem durch Japan und 

Korea, aber auch durch Südeuropa. Die USA und 

Mitteleuropa lagen bei 4 Prozent, Nordeuropa bei gut 

3 Prozent, Deutschland unter 2 Prozent. Die EU-15 

erreichten jährlich einen Wert von 2,7 Prozent. Ins-

der Wirtschaft deutlich auf. Im letzten Jahrzehnt ha-

real mehr als verzehnfacht, schwerpunktmäßig in der 

eines der größten Empfängerländer ausländischer Di-

rektinvestitionen im FuE-Segment geworden. 

Die deutsche Wirtschaft hat bei der FuE-Kapazitäts-

ausweitung seit 1994 knapp den EU-Durchschnitt 

gehalten. Sie liegt damit vor dem Unternehmenssek-

tor Frankreichs und Großbritanniens, doch der Dyna-

mikvorsprung ist im europäischen Vergleich verloren 

gegangen. Denn praktisch alle kleinen europäischen 

Volkswirtschaften haben erhebliche Anstrengungen 

unternommen, sich der von der Europäischen Kom-

mission vorgegebenen FuE-Zielvorgabe (3 Prozent 

im Jahre 2010) so weit wie möglich anzunähern. 

Insgesamt bleibt für die EU jedoch ihr Ziel in weiter 

Ferne: Mit einem Anteil von 1,9 Prozent an der Wert-

schöpfung im Unternehmenssektor hat Forschung 

und Entwicklung seit 2000 trotz aller Beschwörun-

gen keinen Bedeutungszuwachs erzielen können. Ge-

genüber den USA wurde damit zwar kein Boden ver-

loren, gegenüber Japan und den übrigen asiatischen 

Ländern hat sich jedoch eine klare Verschlechterung 

der FuE-Position eingestellt. 

unterdurchschnittlich

Vergleich zwar überdurchschnittlich FuE-intensiv, 

der Vorsprung gegenüber anderen Ländern schmilzt 

jedoch erheblich. Die FuE-Aktivitäten von Seiten der 

Unternehmen passen sich im neuen Jahrzehnt dem 

Verlauf der allgemeinen Konjunktur und den Ertrags-

erwartungen an, die mit einzelnen FuE-Projekten 

verbunden sind. Eine starke eigenständige Dynamik 

und eine langfristige Perspektive besitzt Forschung 

und Entwicklung kaum noch. Im Jahr 2007 investier-

te die deutsche Wirtschaft mit 54,2 Milliarden Euro 

4,2 Prozent mehr als im Vorjahr. Die Betriebe haben 

in Deutschland in den letzten Jahren immer ein we-

nig mehr in Forschung und Entwicklung investiert als 

zunächst geplant: ein Zeichen des Vertrauens auf eine 

gute Konjunkturentwicklung sowie Ausdruck einer 

insgesamt positiven Grundeinstellung und Wertschät-

zung gegenüber FuE. Auch die ansatzweisen FuE-

Steigerungen – gerade bei Großunternehmen in Spit-

zentechnikbereichen – dürften mit einer wieder etwas 

stärkeren mittelfristig-strategischen Orientierung 

der Industrieforschung zusammenhängen. Trotzdem 

blieb die Erhöhung der FuE-Aufwendungen gerade 

auch in der jüngeren Vergangenheit stets hinter der 

Umsatzentwicklung zurück. 
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Mit der internationalen Dynamik können deutsche 

Unternehmen nicht mehr Schritt halten. Sieht man 

von den USA ab, so hat die deutsche Wirtschaft ihre 

Position gegenüber den meisten Weltregionen seit 

2000 verschlechtert. Denn ab 2004 lag die Auswei-

tung der FuE-Kapazitäten im Wirtschaftssektor der 

die deutsche Wirtschaft mit 2,9 Prozent sehr weit ent-

fernt. Dementsprechend hat sich auch die Bedeutung 

ihrer Forschung und Entwicklung in der Weltwirt-

schaft merklich reduziert, von 12 Prozent Anfang der 

1980er Jahre auf rund 7 Prozent im Jahr 2005.

Automobilbau bedeutendste Branche für 

Forschung und Entwicklung in Deutschland

-

ten internen FuE-Ausgaben in der Industrie aufge-

wendet, über 67 Prozent allein von der FuE-intensiven 

Industrie (2005). Auf den Dienstleistungsbereich ent-

fallen knapp 22 Prozent. Die sonstige Wirtschaft, wo-

runter die nicht-FuE-intensive Industrie, die Energie- 

und Wasserversorgung, das Baugewerbe sowie die 

Landwirtschaft subsumiert sind, tätigt 2 Prozent der 

FuE-Ausgaben. Deutschland weicht stark von der 

Struktur dieses Durchschnitts ab. Mit gut 82 Prozent 

erreicht die FuE-intensive Industrie unter den darstell-

baren Ländern den höchsten Anteil der FuE-Aufwen-

dungen, im Dienstleistungsbereich mit lediglich 10 

Prozent einen sehr niedrigen Anteil, knapp hinter 

Korea, Japan und Frankreich, wo dieser Sektor auf 

rund 8 bis 10 Prozent der FuE-Aufwendungen kommt. 

Schwerpunkt bildet in Deutschland seit Jahrzehnten 

der Sektor der hochwertigen Technologie, der knapp 

52 Prozent der FuE-Aufwendungen auf sich vereint. 

Ein ähnlich hohes Gewicht dieses Sektors ist in den 

Innerhalb dieser Branchengruppe sind allen voran 

der Automobilbau, aber auch der Maschinenbau und 

Stärke zu bezeichnen. Der deutlich von Elektronik 

geprägte Sektor (EDV, Elektronik/Medientechnik, 

IuK) und der Dienstleistungssektor (darunter insbe-

sondere die unternehmensnahen und DV-Dienstleis-

tungen) stellen dagegen im internationalen Vergleich 

eher einen Schwachpunkt dar. Dies gilt nicht nur für 

den aktuellen Querschnittsvergleich, sondern meist 

auch für das FuE-Wachstum seit Mitte der 1990er 

Jahre: So ist der Kapazitätszuwachs im deutschen 

Automobilbau herausragend hoch: Über die Hälfte 

des Zuwachses an FuE-Kapazitäten in Deutschland 

ist seit 1995 im Automobilbau entstanden, und diese 

Entwicklung hat sich seit dem Jahr 2005 sogar noch 

verstärkt. 22 Prozent der FuE-Kapazitäten des Auto-

-

land beheimatet. 

Damit ist das „deutsche Innovationssystem“ im-

mer stärker von diesem Industriezweig abhängig. 

Allein dem Automobilbau ist es zu verdanken, dass 

die FuE-Intensität in der deutschen Wirtschaft noch 

überdurchschnittlich hoch ist. In allen übrigen Wirt-

schaftszweigen hinkt der Zuwachs bei Forschung 

und Entwicklung zwischen 1995 und 2005 hinterher: 

Frühere Stärken Deutschlands, etwa in der pharma-

zeutischen Industrie und in der Nachrichtentechnik, 

sind verloren gegangen. Dieses Spezialisierungsmus-

ter zieht sich wie ein roter Faden durch das deutsche 

Innovationssystem und ist nicht nur bei FuE, sondern 

auch in der Wirtschaftsstruktur und im Außenhandel 

oder bei Patenten sichtbar. 

internationalen Innovationswettbewerb ein

Neben den westlichen Industrieländern sind weitere 

Länder in die FuE-Analyse einzubeziehen und mit 

Deutschlands Leistung zu vergleichen. Dies gilt ins-

besondere für Korea, Taiwan und Singapur, die größ-

ten der mittel- und osteuropäischen Aufholländer, 

sowie die fünf jungen EU-Mitgliedsländer. Die Ein-

ist inzwischen unabdingbar geworden.105

Mit dem zunehmenden Aufbau einer Wissensöko-

nomie in diesen Ländern hat der internationale In-

novationswettlauf deutlich mehr Teilnehmer in den 

Startblöcken. Auf die Aufholländer entfällt im Jahr 

2006 ein gutes Fünftel (22 Prozent) der Bruttoin-

landsaufwendungen für Forschung und Entwicklung 

-

te der 1990er Jahre verlagern sich die FuE-Wachs-

tumszentren zunehmend in den asiatischen Raum, 

Indien und die Tiger-Staaten haben zwischen 1996 

und 2006 ihren Anteil von 8 Prozent auf 16 Pro-

zent verdoppelt. Ein knappes Drittel der zusätzlich 
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Quelle: OECD, ANBERD Database. STI-Datenbank. Berechnungen und Schätzungen des NIW.
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Indien: 2005 statt 2006. Übrige OECD: OECD ohne US, JP, DE, KR, TR, PL, HU, CZ, SK, MX. 

Selected Threshold Countries (STC): Aufholländer insgesamt. Tiger-Staaten: KR, TW, SG. 

Mittel- und osteuropäische Länder (MOE): PL, HU, CZ, SK, SI, EE, LV, LT, BG, RO. 

Quelle: OECD, MSTI (2008/2), Eurostat, MOST India (2006), MCT do Brasil (2008). Berechnungen des NIW.
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Aufholländern zusammen entfallen auf letztere, da-

-

teil an den weltweiten FuE-Ressourcen von 13 Pro-

zent (1996) auf 22 Prozent (2006) gesteigert. Bei den 

mit einer Steigerung von 11 Prozent auf 20,5 Prozent 

noch größer aus.

China weiter auf steilem Expansionspfad

steilen FuE-Expansionspfad. Das Reich der Mitte 

hat die FuE-Ausgaben seit Mitte der 1990er Jahre 

mit 87 Milliarden Dollar mehr als versiebenfacht und 

sich so in kurzer Zeit vor Deutschland (67 Milliarden 

Dollar) auf Rang 3 der FuE-reichen Länder (USA 

349 Milliarden Dollar, Japan 139 Milliarden Dollar) 

geschoben. Korea liegt bei den absoluten Ausgaben 

zwischen Frankreich und Großbritannien auf Rang 6, 

Russland, Brasilien und Taiwan folgen Kanada auf 

den Rängen 9 bis 11, auch Indien und die Türkei be-

Dem (nominalen) FuE-Wachstum der Aufholländer 

Prozent ist das jahresdurchschnittliche Wachstum der 

Aufholländer zwischen 1996 und 2006 mehr als dop-

seit 1996 mit gut 22 Prozent pro Jahr das Tempo bei 

der FuE-Expansion vor, dem folgen die baltischen 

Staaten, die 14 bis 18 Prozent pro Jahr erzielen. Auch 

Singapur, die Türkei, Ungarn, Mexiko und Taiwan 

haben FuE-Wachstumsraten von über 10 Prozent.

Ein zentraler Leitindikator zur Beurteilung der tech-

nologischen Leistungsfähigkeit ist – wie bereits aus-

geführt – die Intensität, mit der eine Volkswirtschaft 

Forschung und Entwicklung betreibt: die FuE-Auf-

wendungen bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 

(BIP). Dieser bewährte Maßstab muss bei dynamisch 

aufholenden Staaten mit größerer Vorsicht angewen-

det werden als bei „eingeschwungenen“ Ländern, 

denn der Quotient setzt eine zukunftsorientierte Grö-

ße (FuE) zu einer Gegenwartsvariablen (BIP) in Be-

ziehung. Zwischen 1991 und 2006 hat sich das Bild 

bei den hier betrachteten Ländern z.T. drastisch ge-

ändert. Aktuell bildet der EU-15-Durchschnitt bei der 

FuE-Intensität (1,9 Prozent) eine Demarkationslinie

zwischen den forschungsintensiv produzierenden 

Volkswirtschaften und den aufholenden Schwellen-

ländern. Die europäischen sowie die lateinamerika-

einem Niveau unter 1 Prozent. Allein die asiatischen 

Schwellenländer haben bezüglich der FuE-Intensität 

von einem Ausgangsniveau unter 1 Prozent (1996) 

auf fast 1,5 Prozent im Jahr 2006 aufholen können. 

Dies ist vor allem auf die Tiger-Staaten aber auch 

und Taiwan den Status eines Aufhollandes schon seit 

Mitglied geworden.

Korea liegt mit einer FuE-Intensität von 3,22 Prozent 

der Bruttoinlandsaufwendungen für Forschung und 

Entwicklung am BIP noch vor den USA. Lediglich 

Japan, Schweden, Finnland sowie Israel haben hö-

here FuE-Intensitäten. Taiwan folgt mit einer FuE-

Intensität von 2,58 Prozent gleich hinter den USA 

und liegt noch vor Deutschland (2,54 Prozent) und 

Singapur (2,31 Prozent) – allesamt über dem Durch-

INNOVATIONSVERHALTEN DER DEUTSCHEN

WIRTSCHAFT

Innovationsaktivitäten von Unternehmen zielen da-

rauf ab, einen zumindest temporären Wettbewerbs-

vorteil gegenüber Mitbewerbern zu erzielen. Im Falle 

einer Produktinnovation wird ein neues oder verbes-

sertes Gut auf den Markt gebracht, dessen Eigen-

schaften sich von den bisher am Markt angebotenen 

Gütern merklich unterscheiden.106 Die Einführung ei-

nes neuen oder verbesserten Herstellungsverfahrens 

wird als Prozessinnovation bezeichnet. Die folgen-

den Ergebnisse, in denen das Innovationsverhalten 

von Industrie und Dienstleistungen beschrieben wird, 

beruhen auf der jährlichen Innovationserhebung des 

Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung 

(ZEW), dem Mannheimer Innovationspanel.107

Anteil der Unternehmen mit 

Produktinnovationen zurückgegangen

Im Jahr 2007 konnte die Innovatorenquote in der 

deutschen Wirtschaft trotz eines günstigen gesamt-

C  3



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 139 – Drucksache 16/12900

wirtschaftlichen Umfelds nicht erhöht werden. Der 

Anteil der Unternehmen, die innerhalb eines Drei-

jahreszeitraums zumindest ein neues Produkt oder 

einen neuen Prozess einführten, blieb in der FuE-

intensiven Industrie konstant bei 75 Prozent. In der 

sonstigen Industrie sank die Innovatorenquote leicht 

auf 49 Prozent. Nur in den wissensintensiven Dienst-

leistungen konnte 2007 mit 54 Prozent eine leichte 

Erhöhung des Anteils der Unternehmen mit Produkt- 

oder Prozessinnovationen festgestellt werden.

Die Innovationsaktivitäten der befragten Unter-

nehmen haben sich im Jahr 2007 tendenziell in Rich-

tung Prozessinnovationen verschoben. In der FuE-

intensiven Industrie sank der Anteil der Unternehmen, 

die neue Produkte auf den Markt brachten, von 69 

auf 66 Prozent. Der Anteil der Unternehmen, die bei 

der Herstellung ihrer Produkte neue oder verbesserte 

Verfahren anwendeten, blieb hingegen konstant bei 

45 Prozent. In der sonstigen Industrie ging der Anteil 

der Unternehmen mit Produktinnovationen von 39 

auf 37 Prozent zurück. Auch der Anteil der Prozess-

innovatoren sank leicht auf 31 Prozent. Stabil bei 

40 Prozent blieb der Anteil der Produktinnovatoren 

in den wissensintensiven Dienstleistungen, der Anteil 

der Unternehmen mit Prozessinnovationen stieg hier 

leicht auf 34 Prozent. Die Expertenkommission hatte 

sich schon im Gutachten 2008 besorgt über die lang-

fristige Abnahme der Innovatorenquoten gezeigt. 

Diese Tendenz konnte auch im Jahr 2007 nicht um-

gekehrt werden.

FuE-Aktivitäten der Unternehmen

Interne FuE-Aktivitäten liegen vor allem dann vor, 

wenn Unternehmen in ihrer Innovationsstrategie auf 

originäre Innovationen setzen, also nicht ausschließ-

lich Innovationsideen anderer Unternehmen über-

nehmen. In der FuE-intensiven Industrie führten im 

Jahr 2007 64 Prozent aller Unternehmen eigene FuE-

Aktivitäten durch. Der Anteil kontinuierlich forschen-

der Unternehmen betrug wie im Vorjahr 43 Prozent, 

bei gelegentlich Forschung und Entwicklung be-

treibenden Unternehmen war ein leichter Rückgang 

von 22 auf 20 Prozent zu verzeichnen. Die gleiche 

Tendenz ist für das sonstige verarbeitende Gewerbe 

festzustellen. Der Anteil kontinuierlich Forschung 

und Entwicklung betreibender Unternehmen stieg 

leicht auf 14 Prozent, der Anteil der gelegentlich for-

den wissensintensiven Dienstleistungen lag die FuE-

Beteiligung im Jahr 2007 mit 17 Prozent um 2 Pro-

zentpunkte höher als im Vorjahr, konstant bei 10 Pro-

zent blieb der Anteil der Unternehmen mit gelegent-

licher Forschung und Entwicklung.

Innovationsaufwendungen in den wissens-

intensiven Dienstleistungen geringer als geplant

-

vitäten in der FuE-intensiven Industrie sind seit 1999 

kontinuierlich gestiegen und erreichten im Jahr 2007 

Indikatoren zur Erfassung von 

Innovationsprozessen in Unternehmen

Die Expertenkommmission Forschung und Innova-

tion verwendet bei der Analyse von Innovationspro-

zessen in deutschen Unternehmen eine Reihe von 

Indikatoren.

Innovationsinput:

Finanzielle Aufwendungen für Innovationsakti-–

vitäten werden differenziert nach den Ausgaben-

arten: Investitionen in Sachanlagen und imma-

terielle Vermögensgegenstände sowie laufende 

Aufwendungen für Personal, Material und Vor-

leistungen.

Die Innovationsintensität setzt die Innovations-–

aufwendungen in Relation zum Gesamtumsatz.

FuE- und Innovationsbeteiligung:

Die FuE-Beteiligung zeigt an, wie hoch jeweils –

der Anteil der Unternehmen ist, die kontinuier-

lich, gelegentlich oder nie FuE betreiben.

Innovationstätigkeiten können auf Produkt- oder –

Prozessinnovationen ausgerichtet sein. Bei Pro-

duktinnovationen wird unterschieden zwischen 

Innovationen, die für das anbietende Unterneh-

men neu sind und Innovationen, die eine Markt-

neuheit darstellen.

Die Innovatorenquote sagt aus, wie hoch der –

Anteil der Unternehmen ist, die innerhalb eines 

Dreijahreszeitraums zumindest einen neuen Pro-

zess eingeführt oder ein neues Produkt auf den 

Markt gebracht haben.

Innovationserfolg:

Der Erfolg einer Produktinnovation wird anhand –

des Anteils des Umsatzes mit neu eingeführten 

Produkten bemessen.

BOX 23
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Innovatorenquote in der Industrie und in den wissensintensiven Dienstleistungen DeutschlandsABB 19

FuE-intensive Industrie sonstige Industriewissensintensive Dienstleistungen

Jahr

1992, 1993 und 1995 für wissensintensive Dienstleistungen nicht erhoben. 

Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 
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FuE-intensive Industrie sonstige Industriewissensintensive Dienstleistungen
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In Prozent des Umsatzes aller Unternehmen. Wissensintensive Dienstleistungen ohne Kredit- und Versicherungsgewerbe. 

Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 
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ein Volumen von 72,5 Milliarden Euro zu laufen-

den Preisen. Die Steigerungsrate betrug gegenüber 

dem Vorjahr nominell 6 Prozent. Noch größer war 

mit 13 Prozent der Anstieg des Innovationsbudgets 

in der sonstigen Industrie, jedoch ist die langfristige 

Dynamik in dieser Sektorengruppe relativ schwach 

ausgeprägt. Zudem war das Gesamtvolumen der 

Innovationsaufwendungen in der sonstigen Indus-

trie mit 16,1 Milliarden Euro deutlich geringer als 

in der FuE-intensiven Industrie. In den wissensin-

tensiven Dienstleistungen wurde im Jahr 2007 mit 

21,4 Milliarden Euro 6 Prozent weniger für Innova-

tionsaktivitäten aufgewendet als im Vorjahr. Dieser 

Rückgang war ursprünglich nicht vorherzusehen. 

Vielmehr gingen die Unternehmen Mitte 2007 von 

einem Zuwachs der Innovationsaufwendungen auf 

rund 23,5 Milliarden Euro aus. Die Differenz zwi-

schen den Planzahlen und den tatsächlich getätigten 

Innovationsaufwendungen ist vorrangig auf Anpas-

sungen in den Branchengruppen Banken/Versiche-

rungen und EDV/Telekommunikation (insbesondere 

Telekommunikation) zurückzuführen.

Setzt man die Innovationsaufwendungen in Relation 

zum Gesamtumsatz der Unternehmen, so erhält man 

ein Maß für die Innovationsintensität der einzelnen 

Sektorengruppen. Für die FuE-intensive Industrie 

ist eine stagnierende Entwicklung festzustellen, im 

Jahr 2007 wurden hier wie in den beiden Vorjah-

ren 6,5 Prozent des Gesamtumsatzes für Innova-

tionen aufgewendet. In der sonstigen Industrie war 

eine leichte Erhöhung der Innovationsintensität von 

2,2 Prozent im Jahr 2006 auf 2,3 Prozent im Jahr 

2007 zu verzeichnen. Die Quote ist seit dem Jahr 

2000 relativ stabil. Die Innovationsintensität in den 

wissensintensiven Dienstleistungen nahm zwischen 

1995 und 2005 fast stetig zu, ging aber im Jahr 2007 

leicht zurück auf 5,4 Prozent.

Geringer Anteil investiver Innovations-

aufwendungen in der FuE-intensiven Industrie

Ein Teil der Innovationsausgaben von Unternehmen 

wird für Investitionen aufgewendet, die der Einfüh-

rung neuer Produkte oder neuer Prozesse dienen. 

Dazu gehören Investitionen in Sachanlagen (z. B. Ma-

schinen, Bauten) und Investitionen in immaterielle 

Vermögensgegenstände (z. B. Software und Lizenz-

rechte). Der Anteil der Investitionen an den gesam-

ten Innovationsaufwendungen betrug im Jahr 2007 

in der FuE-intensiven Industrie 27 Prozent. Damit 

war der Anteil deutlich geringer als in der sonstigen 

Industrie und in den wissensintensiven Dienstleis-

38 Prozent der Innovationsaufwendungen auf Inves-

titionen. Dieses Ergebnis ist nicht überraschend: In 

der Spitzentechnologie und der hochwertigen Tech-

nologie wird ein höherer Anteil der Innovationsaus-

gaben für Personal mit Innovationsaufgaben, Mate-

rial und Vorleistungen (inklusive Aufträge an Dritte) 

aufgewendet, als dies in der sonstigen Industrie und 

den wissensintensiven Dienstleistungen der Fall ist. 

In der FuE-intensiven Industrie setzen Unternehmen 

darauf, Innovation stärker intern zu erzeugen als sie 

über innovative Kapitalgüter und immaterielle Ver-

mögensgegenstände zu erwerben.

Zwar war in der FuE-intensiven Industrie der Anteil 

der Investitionen an den Innovationsaufwendungen 

relativ gering, jedoch stellten diese Ausgaben 52 

Prozent der gesamten Bruttoanlageinvestitionen in 

der Sektorengruppe dar. Diese Quote ist in den letz-

ten 15 Jahren tendenziell gewachsen, im Gegenzug 

nahm der Anteil der reinen Ersatzinvestitionen und 

Kapazitätserweiterungsinvestitionen für bereits am 

Markt etablierte Produkte ab. Das Ergebnis verdeut-

licht den zentralen Stellenwert von Innovationen in 

der FuE-intensiven Industrie und weist darüber hi-

naus auf relativ kurze Innovationszyklen in dieser 

Sektorengruppe hin. In der sonstigen Industrie liegt 

der Anteil der investiven Innovationsaufwendungen 

an den gesamten Bruttoanlageninvestitionen seit 

1993 mit geringen jährlichen Schwankungen bei 

knapp 30 Prozent. Eine steigende Tendenz war bei 

unternehmensnahen Dienstleistungen zwischen 2001 

und 2005 zu verzeichnen, danach war der Anteil der 

investiven Innovationsaufwendungen an den Brutto-

2007 21 Prozent.

Innovationserfolg mit Marktneuheiten nach dem 

New-Economy-Boom gesunken

Innovationen sind riskant. Viele Innovationsprojekte 

scheitern, weil der technische Erfolg ausbleibt oder 

das Produkt im Markt nicht akzeptiert wird. Die Ex-

pertenkommission unterscheidet zwischen Innovati-

onen, die Marktneuheiten darstellen, und Innovatio-

nen, die zwar für das anbietende Unternehmen, nicht 

aber für den Markt insgesamt neu sind. Beide zusam-
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Anteil des Umsatzes mit neuen Produkten in der Industrie und in den wissensintensiven  
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mehrerer Finanzierungsquellen möglich. Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW.
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men bilden die Gruppe der neuen Produkte, da Neu-

heit zunächst aus Sicht des Anbieters beurteilt wird. 

Der Erfolg von Produktinnovationen kann am Anteil 

des Umsatzes abgelesen werden, der mit neuen Pro-

dukten erzielt wird. In der FuE-intensiven Industrie 

sank im Jahr 2007 der Anteil des Umsatzes, den Un-

ternehmen mit Produkten realisieren konnten, deren 

Markteinführung nicht länger als drei Jahre zurück-

lag, auf 37 Prozent. In den drei vorangegangenen 

Jahren konnten Zuwächse verzeichnet werden. Die 

Unternehmen in der sonstigen Industrie erzielten 11,5 

Prozent ihres Umsatzes mit Produktneuheiten. Mit 

12,5 Prozent war der Anteil in den wissensintensiven 

Dienstleistungen zwar etwas höher als in der vorge-

nannten Sektorengruppe, erreichte aber bei Weitem 

nicht den Wert der FuE-intensiven Industrie. Etwas 

besser stellt sich der Innovationserfolg in den wis-

sensintensiven Dienstleistungen dar, wenn man das 

Kredit- und Versicherungsgewerbe herausnimmt. 

Dann ergibt sich ein Anteil des Umsatzes mit neuen 

Produkten von 20 Prozent.

Marktneuheiten sind die anspruchsvollste und riskan-

teste Form der Innovation. In der FuE-intensiven In-

dustrie reduzierte sich der Umsatzanteil, der von den 

Unternehmen mit Marktneuheiten erzielt wurde, von 

knapp 9 Prozent im Jahr 2006 auf 8 Prozent im Jahr 

2007, gleichzeitig sank der Anteil der Unternehmen, 

die Marktneuheiten einführen konnten, gegenüber 

dem Vorjahr um 2 Prozentpunkte auf 34 Prozent.

Auch im sonstigen verarbeitenden Gewerbe ging 

der Anteil des Umsatzes mit Marktneuheiten leicht 

zurück und betrug 2007 knapp 3 Prozent. Der An-

teil der Unternehmen in dieser Sektorengruppe, die 

Marktneuheiten erfolgreich auf dem Markt platzieren 

konnten, lag bei 15 Prozent und ist damit gegenüber 

dem Vorjahr um 1 Prozentpunkt gesunken. 2007 be-

trug der Anteil des Umsatzes mit Marktneuheiten in 

den wissensintensiven Dienstleistungen 2 Prozent, 

nachdem die Quote 2006 nur bei 1,5 Prozent lag. 

Gleichzeitig ist in dieser Sektorengruppe der Anteil 

der Unternehmen mit Marktneuheiten von 13 Pro-

zent im Jahr 2006 auf 17,5 Prozent im Jahr 2007 

gestiegen. Trotz eines günstigen gesamtwirtschaft-

lichen Umfelds konnte in keiner der drei Sektoren-

gruppen an die außerordentlichen Innovationserfolge 

angeknüpft werden, die während des New-Economy-

Booms mit Marktneuheiten realisiert wurden. In je-

ner Phase erfolgte vor allem eine schnelle und brei-

te Diffusion von IuK-Technologien. Derzeit ist der 

Durchbruch einer neuen Querschnittstechnologie, die 

in ähnlichem Maße zur Entwicklung von Marktneu-

heiten führt, nicht absehbar.

Eigenmittel sind zentral für Innovationen

Im Rahmen der Innovationserhebung 2007 wurden 

die Unternehmen auch danach gefragt, in welcher 

Weise sie ihre Innovationen im Zeitraum 2004–2006 

Die mit Abstand wichtigste Finanzierungsform für 

Innovationen der Unternehmen sind Eigenmittel 

(Abb. 22). Im Zeitraum 2004–2006 griffen 82 Pro-

zent aller Unternehmen ab fünf Beschäftigten in der 

Industrie und in den überwiegend unternehmens-

bezogenen Dienstleistungen auf Eigenmittel zurück, 

-

te dieser Unternehmen nutzte dabei ausschließlich 

Mittel aus dem eigenen Geschäftsbetrieb. Vor allem 

in den FuE-intensiven Industrien wurden in hohem 

Maße Eigenmittel eingesetzt. Für Innovationsvorha-

ben dieser Sektorengruppe ist es schwierig, externe 

hohe Risiken und geringe Möglichkeiten der Besi-

cherung gekennzeichnet sind. Nahezu alle innovativ 

tätigen Großunternehmen nutzten den eigenen Cash-

fünfte innovative Kleinstunternehmen mit weniger 

als 50 Beschäftigten keine internen Finanzmittel zur 

Realisierung seiner Innovationsprojekte heranzog 

bzw. hierzu nicht in der Lage war.

Gesellschafterdarlehen können als eine Art der Innen-

Regel um die Bereitstellung von Mitteln aus dem Pri-

vatvermögen der Gesellschafter handelt, die meist 

aus früheren Einkommen im Unternehmen stammen. 

18 Prozent der Unternehmen setzten dieses Instru-

-

ten nimmt dieser Anteil mit steigender Unterneh-

mensgröße ab.

27 Prozent der innovativen Unternehmen griffen im 

auf Kontokorrentkredite zurück bzw. nahmen Über-

ziehungsrahmen bei den Geschäftskonten in An-

spruch. Damit spielte diese Form der Finanzierung 

eine größere Rolle als zinsgünstigere, aber weniger 

-
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ten. Der Anteil der Unternehmen, die ausschließlich 

-

gen, war mit 1 Prozent sehr gering. KMU nutzten 

-

gen Industrie und in den meisten Dienstleistungsbe-

-

ger auf Kredite zurückgegriffen, als dies in der 

FuE-intensiven Industrie der Fall war. Grund hierfür 

ist, dass sich die Struktur der Innovationsaufwendun-

gen in diesen Bereichen aufgrund eines relativ gerin-

eignet als in der FuE-intensiven Industrie.

Hohe Innovationserfolge nach 

Eigenkapitalerhöhungen

Eigenkapitalerhöhungen wurden von 8 Prozent der 

innovationsaktiven Unternehmen genutzt, um ihre 

Projekte zu realisieren. Diese Finanzierungsform 

Gesellschafter, zu denen auch Beteiligungskapital-

gesellschaften und Wagniskapitalgeber zählen, sowie 

Mittel, die von bestehenden Gesellschaftern zusätz-

lich bereitgestellt werden. Relativ viele Unternehmen 

in der Unternehmensberatung/Werbung und in den 

FuE-/technischen Diensten sowie in der Instrumen-

das Eigenkapital. Bei Unternehmen, die dieses Ins-

trument nutzten, konnten hohe Innovationserfolge 

festgestellt werden. Die Eigenkapitelerhöhungen 

steigerten den Umsatzanteil mit neuen Produkten 

-

seitigen Innovationserfolgen. Durch die mit frischem 

-

len Spielraums werden die Unternehmen in die Lage 

versetzt, zu schnellen Innovationserfolgen zu kom-

men. Zudem wirken externe Kapitalgeber darauf hin, 

dass Innovationsprozesse zielgerichtet ablaufen und 

möglichst rasch Ergebnisse zeigen. Die Sicherung 

eines liquiden Beteiligungsmarkts kann daher einen 

Beitrag zur Stärkung der innovativen Leistungsfähig-

keit deutscher Unternehmen leisten.

Öffentliche Zuschüsse für Innovationen bisher 

wenig breitenwirksam

Im Zeitraum 2004–2006 nutzten nur 8 Prozent der 

innovativen Unternehmen öffentliche Zuschüsse/

6 Prozent der Unternehmen griffen auf öffentliche 

Darlehen/Förderkredite (z.B. der KfW Bankengrup-

pe oder der Landesbanken) zurück. Öffentliche Zu-

technische Dienste und EDV/Telekommunikation 

sowie in der FuE-intensiven Industrie eingesetzt. In 

einigen nicht-forschungs- und wissensintensiven 

Branchen gab es hingegen fast keine Unternehmen, 

die ihre Innovationsaktivitäten über öffentliche Zu-

aller Regel im Rahmen von Programmen vergeben 

werden, die Zugangsbedingungen hinsichtlich der 

Projektinhalte oder der Art der Projektumsetzung de-

-

fektiv keinen Zugriff auf eine öffentliche Förderung. 

Der Anteil der KMU, die öffentliche Zuschüsse für 

Innovationsprojekte erhielten, war geringer als der 

der Großunternehmen. Nur 7 Prozent der Kleinunter-

nehmen mit weniger als 50 Beschäftigten nutzten 

Diese Ergebnisse bestätigen einmal mehr, dass die 

Struktur der öffentlichen Innovationsprogramme in 

Deutschland in der jüngeren Vergangenheit leider nicht 

besonders breitenwirksam gewesen ist. Dieser Aspekt 

wird in den Kapiteln B1 und B4 genauer beleuchtet.

-

nig forschungsintensiven Industriebranchen genutzt, 

um Innovationsprojekte mit einem hohen Anteil an 

Sachinvestitionen zu realisieren. Die Finanzierung 

solcher Innovationsprojekte steht oft im Fokus der 

Darlehensprogramme von Bund und Ländern.

Finanzierungshemmnisse reduzieren 

Innovationsaktivitäten

Die aktuelle Finanzkrise und die damit einherge-

hende mögliche Zurückhaltung der Banken bei der 

Vergabe von Krediten für Innovationsvorhaben wird 

sich voraussichtlich nur in beschränktem Maße auf 

Zeitraum 2004 –2006 kaum ein Unternehmen gab, 

das sich die Mittel für Innovationen ausschließlich 

über diesen Finanzierungsweg beschafft hat. Grö-

ßere Effekte sind von der mit dem konjunkturellen 

Abschwung einhergehenden Verringerung der Um-

sätze und Gewinne zu erwarten, denn damit wird 

Aufgrund der daraus folgenden Beschränkung der 

Eigenmittel ist zu befürchten, dass die Unternehmen 
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ihre Aktivitäten in Forschung und Innovation merk-

lich reduzieren müssen.

Selbst Anfang 2007 – unter konjunkturell günstigen 

Rahmenbedingungen – schränkten Finanzierungs-

barrieren die Innovationsaktivitäten der Unterneh-

men ein. Auf eine Verbesserung der Gewinnsituation 

hin hätten 27 Prozent der Unternehmen mehr Inno-

vationsaktivitäten durchgeführt. Insbesondere For-

schung und Entwicklung betreibende Unternehmen 

konnten offenbar nicht alle Ideen umsetzen, weil es 

Ein großes Potenzial, die FuE-Aufwendungen der 

deutschen Wirtschaft zu erhöhen, liegt vor allem bei 

den bislang nur gelegentlich Forschung und Entwick-

lung betreibenden Unternehmen. Aus dieser Gruppe 

wären über 15000 KMU bereit gewesen, im Falle der 

Verfügbarkeit zusätzlicher Finanzmittel mehr in For-

schung und Entwicklung zu investieren. Breitenwirk-

same Fördermaßnahmen, die – wie eine steuerliche 

FuE-Förderung – auf eine Verbesserung der internen 

Finanzierungsmöglichkeiten für Forschung und Ent-

wicklung abzielen, könnten demzufolge eine erhebli-

che mobilisierende Wirkung entfalten.

Instrumente, die den Zugang zu (zinsgünstigen) 

Kreditmitteln erleichtern, sind dagegen als weniger 

effektiv einzuschätzen als Maßnahmen zur Verbesse-

rung der internen Finanzierungsmöglichkeiten. Noch 

nicht einmal die Hälfte der Unternehmen, die auf eine 

Verbesserung der Gewinnsituation hin zusätzliche

Innovationsaktivitäten durchgeführt hätten, wäre bei 

der Verfügbarkeit zusätzlicher (zinsgünstiger) Kre-

ditmittel dazu bereit gewesen.

KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN

Der folgende Abschnitt basiert auf einer Auswertung 

verschiedener Studien zu Teilbereichen von For-

schung und Innovation.108

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind nach 

mit bis zu 249 Beschäftigten. In Deutschland liegt 

-

schäftigten, da der Anteil großer Unternehmen viel 

höher ist als in den anderen europäischen Ländern 

und damit der Anteil der KMU an allen Unternehmen 

C 4

nach dem EU-Kriterium vergleichsweise niedrig 

wäre. Daher haben viele Institute in ihren Statistiken 

und Analysen die Grenze von 499 Beschäftigten bei-

behalten, so dass viele Angaben in der Statistik nicht 

nach europäischem Standard zur Verfügung stehen. 

Unter Zugrundelegung dieser höheren Grenze, die 

im Folgenden weiter verwendet wird, waren im Jah-

re 2007 in der gewerblichen Wirtschaft rund 70 Pro-

zent der Beschäftigten in kleinen und mittelgroßen 

Unternehmen tätig.109 Im Sektor der gewerblichen 

Dienstleistungen arbeiteten rund 75 Prozent der Be-

schäftigten in kleinen und mittleren Unternehmen, 

im produzierenden Gewerbe lag diese Quote bei etwa 

60 Prozent.110 Kleine und mittlere Unternehmen sind 

-

bei rund die Hälfte der Beschäftigten in den gewerbli-

chen Dienstleistungen in Klein- und Kleinstbetrieben 

mit maximal 49 Beschäftigten arbeitet. Der Anteil 

der Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor an allen 

Erwerbstätigen in Deutschland stieg zwischen 1980 

und 2007 von 54 Prozent auf 72 Prozent. 

Hinter dem Begriff der kleinen und mittleren Unter-

nehmen verbergen sich sehr unterschiedliche Typen 

die Wirtschaft. Diese werden in Kapitel B4 ausführ-

lich diskutiert. Bei den forschenden Unternehmen ist 

die FuE-Intensität – der FuE-Personalanteil an allen 

Beschäftigten – bei kleinen Unternehmen besonders 

hoch; sie sinkt bei Unternehmen zwischen 100 bis 

499 Beschäftigten ab und steigt dann für große Un-

ternehmen wieder an, so dass sich ein U-förmiger 

Verlauf der FuE-Intensität als Funktion der Unter-

nehmensgröße ergibt (Abb. 23). 

In Bezug auf die gesamte Wirtschaft entfallen 

13 Prozent der FuE-Gesamtaufwendungen auf KMU, 

der FuE-Anteil ist also deutlich geringer als ihr Be-

schäftigtenanteil von 70 Prozent. Dieser niedrige An-

teil ist auf eine begrenzte Beteiligung von KMU an 

Forschung und Entwicklung zurückzuführen, und er 

steigt, anders als in vielen Wettbewerbsländern, nicht 

deutlich an.111 Die FuE-Beteiligung von KMU liegt in 

Sektoren der Spitzentechnologie deutlich über dem 

Durchschnittswert von 12 Prozent, etwa in der Phar-

mazie bei 59 Prozent, in der Nachrichtentechnik bei 

59 Prozent oder in der Mess- und Regeltechnik bei 

79 Prozent.

Bei „transnationalen Patenten“ beträgt der Anteil der 

Anmeldungen von KMU 20 Prozent; von großen 
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Unternehmen stammen 60 Prozent, der Rest kommt 

in erster Linie aus der Wissenschaft. Bei den Patenten 

aus Unternehmen liegt der KMU-Anteil mit 25 Pro-

zent deutlich über ihrem Anteil an den FuE-Ausgaben 

von 13 Prozent. Kleine und mittlere Unternehmen 

nutzen Patentanmeldungen zur Absicherung ihrer 

Vergleich spezialisieren sich deutsche KMU dabei 

auf den Maschinenbau, insbesondere den Werkzeug-

maschinenbau. Weiterhin werden überdurchschnitt-

lich viele Patente in den Bereichen Mess- und Regel-

technik sowie Werkstoffe angemeldet, wogegen eine 

Schwäche bei Informations- und Kommunikations-

technik besteht. Deutsche KMU sind in der Breite 

auf hochwertige Technologie spezialisiert – ganz im 

Gegensatz zu KMU in den Vereinigten Staaten, die 

sich vor allem auf Informations- und Kommunikati-

onstechnik, Mess- und Regeltechnik, Medizintechnik 

und Pharmazie, also auf Bereiche der Spitzentechno-

logie, konzentrieren.

Wissenschaftliche Fachpublikationen von Unter-

nehmen sind ein Indikator für die Ergebnisse von 

Grundlagenforschung mit einem hohen Potenzial für 

radikale Innovationen. Seit Beginn der 1990er Jahre 

ist ein stetiger Anstieg der Publikationen von KMU 

zu beobachten, deren absolute Zahl inzwischen höher 

ist als die aus Großunternehmen. Bei den publikati-

onsaktiven KMU handelt es sich überwiegend um 

FuE-intensive Gründungen und FuE-Dienstleister, 

die trotz ihrer niedrigen absoluten Zahl einen erheb-

lichen Beitrag zum deutschen Innovationsgeschehen 

leisten.

-

ner Aufschlüsselung nach Unternehmensgröße erheb-

liche Unterschiede festzustellen: Im produzierenden 

Gewerbe lag der Anteil der Naturwissenschaftler und 

Ingenieure an den Gesamtbeschäftigten in Betrieben 

mit bis zu 50 Beschäftigten bei 5 Prozent, dagegen 

bei 12 Prozent in großen Betrieben mit mehr als 1 000

Beschäftigten; die Quote der großen Unternehmen ist 

also mehr als doppelt so hoch. Insgesamt besteht ein 

eindeutig positiver Zusammenhang zwischen dem 

Beschäftigtenanteil von Naturwissenschaftlern und 

Ingenieuren und der Betriebsgröße. Dieses ist in ähn-

licher Weise für die Gruppe der übrigen Akademiker 

bei den gewerblichen Dienstleistungen festzustellen. 

In Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftigten betrug 

die Quote etwa 9 Prozent, in großen Unternehmen 

mit mehr als 1 000 Beschäftigten 19 Prozent. Diese 

Situation hat sich auch in den Boomjahren von 2005 

bis 2007 nicht verändert, in denen der jährliche Be-

schäftigungszuwachs für Akademiker (1,8 Prozent), 

ABB 23

Nach Beschäftigtengrößenklassen.

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik. Berechnungen des NIW.
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insbesondere der für Naturwissenschaftler und Inge-

nieure (1,5 Prozent), deutlich schwächer ausgefal-

len ist als der Zuwachs der Beschäftigten insgesamt 

(2,7 Prozent). Dieses betrifft insbesondere KMU, bei 

denen im wissensintensiven Bereich der Anteil der 

Naturwissenschaftler und Ingenieure stagnierte und 

war. Darin spiegeln sich deutliche Zeichen des Fach-

kräftemangels wider. 

Hochschulabsolventen und -absolventinnen112 hat 

Zahl für eine Tätigkeit in Großunternehmen entschei-

den, wobei es gerade in den letzten Jahren eine deut-

liche Verschiebung zum Nachteil von KMU gegeben 

hat. Ein Grund dafür sind die niedrigeren Einkommen 

bei KMU, wo die Einbußen – verglichen mit Groß-

unternehmen – bis zu 15 000 Euro pro Jahr betragen 

können. Außerdem sind die Einkommensnachteile 

für Frauen noch größer. Ein weiteres wichtiges Argu-

ment für die Arbeit in Großunternehmen ist die dort 

erwartete höhere Beschäftigungssicherheit. Infolge-

dessen sind die Gründe für eine Tätigkeit in KMU oft 

defensiv; genannt wird ein Mangel an Alternativen, 

drohende Arbeitslosigkeit und vor allem begrenzte 

Mobilität. Dagegen hat die Präferenz für große Un-

ternehmen wenig mit den Inhalten der Arbeit zu tun: 

Die Arbeitsaufgaben in KMU und großen Unterneh-

men werden als ähnlich interessant beurteilt. Zusam-

menfassend muss festgestellt werden, dass kleine 

und mittlere Unternehmen schon jetzt benachteiligt 

sind, wenn es um die Einstellung von Akademikern 

geht, was insbesondere für die Naturwissenschaftler 

und Ingenieure im verarbeitenden Gewerbe zutrifft. 

Angesichts der deutlichen Präferenz von Hochschul-

absolventen für Großunternehmen wird sich diese Si-

tuation aller Voraussicht nach weiter verschärfen.

Weitere Details zu Strukturen und Entwicklung von 

KMU können den Studien zum deutschen Innova-

tionssystem entnommen werden.

UNTERNEHMENSGRÜNDUNGEN

Unternehmensgründungen befördern den techno-

logischen Strukturwandel, indem sie mit neuen 

Geschäfts  ideen das bestehende Produkt- und Dienst-

leistungsangebot erweitern bzw. modernisieren und 

damit bestehende Unternehmen herausfordern. Grün-

dungen in forschungs- und wissensintensiven Sekto-

ren kommt in diesem Zusammenhang eine besondere 

Bedeutung zu. Gerade in neuen Technologiefeldern, 

beim Aufkommen neuer Nachfragetrends und in der 

frühen Phase der Übertragung wissenschaftlicher Er-

kenntnisse auf die Entwicklung neuer Produkte und 

Verfahren eröffnen junge Unternehmen Marktnischen 

und verhelfen Innovationsideen zum Durchbruch, die 

von großen Unternehmen nicht aufgegriffen werden. 

Die folgenden Ergebnisse zur Unternehmensdynamik 

in forschungs- und wissensintensiven Wirtschafts-

zweigen basieren auf einer vom Zentrum für Euro-

päische Wirtschaftsforschung (ZEW) durchgeführten 

Auswertung des ZEW-Gründungspanels und des 

Mannheimer Unternehmenspanels (MUP).113

Jede siebte Unternehmensgründung in 

forschungs- und wissensintensiven Sektoren

Nachdem die Gründungstätigkeit in Deutschland 

nach dem Zusammenbruch des Neuen Marktes im 

Jahr 2002 einen Tiefststand erreichte, konnte in den 

beiden Folgejahren ein deutlicher Anstieg der Grün-

dungszahlen verzeichnet werden. Diese Entwicklung 

wurde nicht zuletzt durch die gründungsbezogenen 

Arbeitsmarktreformen 2003/2004 forciert. Seit 2005 

2007 lag die Anzahl der Neugründungen mit 226 000

um 16 Prozent unter dem Niveau von 2004.

In den forschungs- und wissensintensiven Sekto-

ren wiesen die Gründungsaktivitäten in den Jah-

ren 2003 und 2004 eine geringere Dynamik als die 

Gesamtwirtschaft auf. Dafür war der Rückgang der 

Gründungszahlen im Zeitraum 2004 bis 2007 mit 

11 Prozent auch nicht so stark wie im Bereich der 

Neugründungen allgemein mit 16 Prozent. 

In 2007 konnten in den wissensintensiven Dienst-

leistungen und der FuE-intensiven Industrie ins-

gesamt rund 31 400 Neugründungen verzeichnet 

werden. Damit gehörte jedes siebte neu gegründete 

Unternehmen forschungs- und wissensintensiven 

Sektoren an:

Auf die wissensintensiven Dienstleistungen ent-–

14000 Unternehmen wurden im Bereich der 

C 5
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wissensintensiven Beratung gegründet und 15 000

Unternehmen entstanden im Bereich der technolo-

gieorientierten Dienstleistungen.

Gut 1 Prozent aller Gründungen waren 2007 der –

FuE-intensiven Industrie zuzuordnen. Die Anzahl 

der Gründungen lag in der hochwertigen Techno-

logie bei 1700 und in der Spitzentechnologie bei 

700.

Geringe Gründungsraten in der FuE-intensiven 

Industrie …

Setzt man die Anzahl der Gründungen ins Verhältnis 

zum Gesamtbestand an Unternehmen, erhält man die 

sogenannte Gründungsrate. Sie ist ein Maß für die 

Erneuerung des Unternehmensbestandes. Die durch-

schnittliche Gründungsrate in den forschungs- und 

wissensintensiven Sektoren lag 2007 mit gut 6 Pro-

zent nahe beim Durchschnittwert für alle Gründun-

gen, der 6,5 Prozent betrug. Für den Bereich der 

wissensintensiven Dienstleistungen konnten Grün-

dungsraten von 6,5 Prozent (technologieorientierte 

Dienstleistungen) bzw. 7 Prozent (wissensintensive 

Beratung) festgestellt werden. Deutlich darunter la-

gen mit 3,5 Prozent (Spitzentechnologie) bzw. 4 Pro-

zent (hochwertige Technologie) die Werte für die 

FuE-intensive Industrie. 

Die starke Diskrepanz der Gründungsraten innerhalb 

der forschungs- und wissensintensiven Sektoren ist 

darin begründet, dass die Markteintrittsbarrieren in 

der FuE-intensiven Industrie höher als im Bereich der 

wissensintensiven Dienstleistungen sind. Im Einzel-

nen sind ein hoher Finanzbedarf, hohe Anforderun-

gen an die Humankapitalausstattung, das Erfordernis 

von Großunternehmen zu nennen.

… bei gleichzeitig geringen Schließungsraten

Den Markteintritten durch neue Unternehmen stehen 

Marktaustritte durch Unternehmensschließungen ge-

genüber. Die Anzahl der Unternehmensschließungen 

-

re Jahre hintereinander gestiegen war. Im Jahr 2007 

wurden 215000 Unternehmen freiwillig stillgelegt 

oder infolge einer Insolvenz geschlossen. Ein Anteil 

wissensintensive Sektoren.

Die Schließungsrate setzt die Anzahl der stillgelegten 

Unternehmen in Relation zum Unternehmensbestand. 

Sie war in den forschungs- und wissensintensiven 

Sektoren im Jahr 2007 mit unter 5 Prozent um rund 

1,5 Prozentpunkte niedriger als in der Gesamtwirt-

schaft. Besonders geringe Schließungsraten waren 

mit 2,5 Prozent (Spitzentechnologie) bzw. 2 Prozent 

(hochwertige Technologie) in der FuE-intensiven In-

dustrie zu beobachten. Im Bereich der wissensintensi-

ven Dienstleistungen lagen die Anteile bei 4,5 Prozent 

(technologieorientierte Dienstleistungen) bzw. knapp 

6 Prozent (wissensintensive Beratung) deutlich höher.  

Betrachtet man die Schließungsraten in den for-

schungs- und wissensintensiven Wirtschaftszweigen 

ab dem Jahr 2000, lassen sich unterschiedliche Aus-

wirkungen der Binnenkonjunktur auf die einzelnen 

Sektorengruppen erkennen (Abb. 25):

In der forschungsintensiven Industrie nahmen die –

Schließungsraten bis 2002 vergleichsweise langsam 

(und in der hochwertigen Technologie gar nicht) zu 

und nach 2002 wieder ab. Die schwache binnen-

wirtschaftliche Entwicklung nach dem Zusam-

menbruch des Neuen Marktes schlug – aufgrund 

der starken Exportorientierung der FuE-intensiven 

Industrie – nicht auf die Schließungsraten durch. 

Hinzu kommt hier eine im Vergleich zum Dienst-

leistungsbereich hohe Sachkapitalausstattung, auf-

grund derer die Unternehmen dazu tendieren, wirt-

schaftlich schwache Jahre zu „durchtauchen“.

Die Schließungsraten im Bereich der wissens-–

intensiven Dienstleistungen nahmen ab 2001 

überproportional zu und gingen erst nach 2004 

in großem Umfang zurück. Die verhaltene 

Nachfrage  entwicklung nach dem Ende des New-

Economy-Booms wirkte sich auf die vielen kleinen 

wissensintensiven Dienstleister – aufgrund ver-

gleichsweise geringer Exportquoten – viel stärker 

auf die Anzahl der stillgelegten Unternehmen aus 

als in der FuE-intensiven Industrie. Zudem sind 

die Marktaustrittsbarrieren aufgrund der geringen 

sunk costs sehr viel niedriger als in der Spitzen-

technologie und der hochwertigen Technologie.

Wachsender Unternehmensbestand während des 

konjunkturellen Aufschwungs

Der Saldo zwischen Gründungs- und Schließungs-

raten zeigt die Veränderung des Unternehmensbe-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 149 – Drucksache 16/12900

Gründungsraten in den forschungs- und wissensintensiven Wirtschaftszweigen in Deutschland ABB 24

wissensintensive Beratung

hochwertige Technologie

technologieorientierte Dienstleistungenalle Gründungen

Jahr

Zahl der Gründungen in einem Jahr in Prozent des Unternehmensbestandes im Jahresdurchschnitt. 2007 Werte vorläufig.

Quelle: ZEW-Gründungspanel. Berechnungen des ZEW.
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stands und somit die Dynamik in den entsprechenden 

Wirtschaftssektoren an. In der Gesamtwirtschaft ging 

die Anzahl der wirtschaftsaktiven Unternehmen im 

Zeitraum 2002 bis 2005 zurück, nachdem sie zuvor 

viele Jahre in Folge gestiegen war. Erst 2006 und 

2007 übertraf die Gründungsrate wieder die Schlie-

ßungsrate.

In den forschungs- und wissensintensiven Sektoren 

war in der Summe bereits 2003 wieder eine Zunahme 

des Unternehmensbestands zu beobachten. Innerhalb 

der forschungs- und wissensintensiven Sektoren ent-

wickelten sich seitdem die technologieorientierten 

Dienstleistungen am dynamischsten. 2007 wuchs 

hier die Anzahl der Unternehmen um gut 2 Prozent. 

Verhaltener als im vorgenannten Bereich war die Zu-

nahme des Unternehmensbestands in den wissensin-

tensiven Beratungen. In der Spitzentechnologie folg-

te einem Rückgang der Unternehmenszahl im Jahr 

2002 eine dreijährige Stagnationsphase. Erst 2006 

und 2007 stieg die Anzahl der Unternehmen wieder. 

In der hochwertigen Technologie wuchs der Unter-

nehmensbestand im Zeitraum 2003 bis 2004 kaum. 

Ab 2004 lagen die Gründungsraten aber wieder 

merklich über den Schließungsraten. 2006 und 2007 

nahm die Anzahl der Unternehmen um jeweils knapp 

2 Prozent zu.

Wirtschaft arbeitet in neu gegründetem 

Unternehmen

Neben der Entwicklung der Unternehmensgrün-

dungen und -schließungen wurden auf Basis des 

ZEW-Gründungspanels sowie des Mannheimer Un-

ternehmenspanels (MUP) auch die direkten Beschäf-

tigungsbeiträge für die Gründungskohorten 1997 bis 

2003 analysiert. Überlebenswahrscheinlichkeiten 

und Beschäftigungsentwicklung konnten dabei aus 

methodischen Gründen nur bis zum Beobachtungs-

jahr 2005 ermittelt werden.

Bei den im Zeitraum 1997 bis 2003 gegründeten 

Unternehmen lag die durchschnittliche Anzahl der 

Beschäftigten im ersten Geschäftsjahr bei etwa 2,3 

(inklusive der Gründerperson selbst). In den for-

schungs- und wissensintensiven Sektoren war sie 

mit 2,5 etwas höher. Innerhalb der forschungs- und 

wissensintensiven Sektoren war der Beschäfti-

gungsbeitrag neu gegründeter Unternehmen mit 5,7 

in der FuE-intensiven Industrie am höchsten. Hier 

führen die relativ hohen Markteintrittsbarrieren auf-

grund hoher Erstinvestitionen in den Kapitalstock 

zwar zu vergleichsweise niedrigen Gründungsraten, 

tragen jedoch andererseits dazu bei, dass die wett-

bewerbsfähige Mindestgröße beim Start höher ist 

als im Dienstleistungssektor. In den Sektoren der 

wissensintensiven Dienstleistungen schufen neu 

gegründete Unternehmen im ersten Geschäftsjahr 

durchschnittlich 2,3 (technologieorientierte Dienst-

leistungen) bzw. 2,1 (wissensintensive Beratungen) 

Arbeitsplätze.

In der Summe aller Wirtschaftszweige (ohne Land- 

und Forstwirtschaft, öffentliche Verwaltung, Bil-

dungs- und Gesundheitswesen, Kirchen und Interes-

senvertretungen) entstanden in den neu gegründeten 

Unternehmen im Jahresdurchschnitt rund 625 000

Arbeitsplätze. Das sind gut 2 Prozent der Erwerbs-

tätigen in der gewerblichen Wirtschaft. Von den neu 

geschaffenen Arbeitsplätzen entfallen 38 000 auf 

die wissensintensive Beratung und 43 000 auf die 

technologieorientierten Dienstleistungen. Insgesamt 

14000 Arbeitsplätze sind der Spitzentechnologie und 

der hochwertigen Technologie zuzuordnen.

Überdurchschnittliche Beschäftigungs-

entwicklung bei forschungs- und 

wissensintensiven Unternehmensgründungen

Der saldierte Beschäftigungsbeitrag der jungen Un-

ternehmen nahm in den meisten Kohorten der Grün-

dungsjahrgänge 1997 bis 2003 im ersten und zwei-

ten Jahr nach Markteintritt zu. Er sank dann ab dem 

dritten Jahr wieder, da die Beschäftigungsverluste 

durch schrumpfende und aus dem Markt austretende 

Unternehmen höher waren als die Beschäftigungszu-

wächse in wachsenden Unternehmen. In keiner der 

Kohorten konnte der anfänglich geschaffene Beschäf-

tigungsstand gehalten werden. Im vierten, teilweise 

auch erst im fünften Jahr nach Gründung unterschritt 

die Gesamtbeschäftigung in den überlebenden Un-

ternehmen einer Gründungskohorte den Beschäfti-

gungsumfang aus dem ersten Geschäftsjahr. Auch 

in der Folge war eine kontinuierliche Abnahme der 

Gesamtbeschäftigung zu beobachten. Die Beschäfti-

gungseffekte von Gründungen sind damit langfristig 

gesehen neutral. Die Beschäftigungsverluste älterer 

Gründungskohorten werden durch die Arbeitsplätze 

bei den neu in den Markt eingetretenen Unterneh-
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men ausgeglichen. Zum einen werden durch Unter-

nehmensgründungen ältere Unternehmen vom Markt 

verdrängt bzw. aufgrund von Marktanteilsverlusten 

zu einer Verringerung ihrer wirtschaftlichen Aktivi-

tät veranlasst. Zum anderen kompensieren Unterneh-

mensgründungen Marktaustritte älterer Unterneh-

men, deren Angebote im internationalen Wettbewerb 

nicht mehr konkurrenzfähig sind.

Die Beschäftigungsentwicklung von Gründungen in 

forschungs- und wissensintensiven Sektoren stellt 

sich anders als in der Gesamtwirtschaft dar (Abb. 

26). Unter den betrachteten Gründungskohorten un-

terschritt hier bis zum Jahr 2005 nur der Gründungs-

jahrgang 1997 den Beschäftigungsumfang des ersten 

Geschäftsjahrs. Dies ist weniger auf Unterschiede 

in der Überlebenswahrscheinlichkeit der Unterneh-

men als vielmehr auf ein deutliches Nettowachs-

tum der überlebenden Gründungen zurückzuführen. 

Die Gründungen in den forschungs- und wissensin-

tensiven Sektoren waren in der Lage, in den ersten 

Jahren nach der Gründung schneller Beschäftigung 

aufzubauen als im Mittel aller Wirtschaftszweige. 

Während in der Gesamtwirtschaft die Beschäftigung 

jeder der untersuchten Gründungskohorten in den 

ersten zwei bis drei Jahren nach Geschäftsaufnahme 

um rund 10 Prozent über dem Ausgangsniveau lag, 

waren es in den forschungs- und wissensintensiven 

Sektoren 15 Prozent. In der konjunkturell günstigen 

Phase 1999 bis 2000 war das Wachstum der neu ge-

gründeten Unternehmen in den ersten zwei bis drei 

Jahren besonders stark; davon konnte insbesondere 

In der FuE-intensiven Industrie überwiegend 

komplementäre Gründungen

Innerhalb der forschungs- und wissensintensiven 

Sektoren ist für die FuE-intensive Industrie die 

günstigste Beschäftigungsentwicklung festzustel-

len. Sie resultiert aus einem raschen Wachstum der 

Unternehmen und einer hohen Überlebensrate. Auch 

der Gründungsjahrgang 1997 zeigte im Jahr 2005 

noch einen höheren Beschäftigungsstand als im ers-

ten Geschäftsjahr. Die Ergebnisse weisen darauf hin, 

dass die in der Spitzen- und hochwertigen Technolo-

gie neu gegründeten Unternehmen überwiegend Pro-

dukte erstellen, die komplementär zu bestehenden 

Marktangeboten sind und somit nur in relativ ge-

ringem Maße bereits bestehende Unternehmen ver-

drängen. Demzufolge ist davon auszugehen, dass die 

Förderung von Gründungen in der FuE-intensiven In-

dustrie besonders stark zum Strukturwandel beiträgt 

und positive Nettoeffekte auf Beschäftigung und 

Wachstum hervorruft. In den technologieorientierten 

Dienstleistungen konnte ebenfalls eine im Vergleich 

zur Gesamtwirtschaft deutlich günstigere Beschäf-

tigungsentwicklung bei neu gegründeten Unterneh-

men festgestellt werden. Insbesondere die Grün-

dungsjahrgänge 1998 und 1999 konnten im Zuge 

des New-Economy-Booms in den ersten Jahren rasch 

wachsen. Die Auswertung des ZEW-Gründungspa-

nels und des Mannheimer Unternehmenspanels ent-

hält Hinweise darauf, dass die Beschäftigungseffekte 

von Gründungsjahrgängen stark von der Konjunktur 

Implikationen abzuleiten, ist der Beobachtungszeit-

raum jedoch zu kurz.

Beschäftigungsbilanz zeigt deutliche sektorale 

Unterschiede

Der in den Unternehmen einer Gründungskohorte zu 

einem bestimmten Zeitpunkt realisierte Beschäfti-

gungsstand kann rechnerisch zerlegt werden in:

den Beschäftigungseffekt durch die Neugründung –

des Unternehmens (d. h. die Zahl der Beschäftig-

ten im ersten Geschäftsjahr),

die Beschäftigungsverluste durch spätere Markt-–

austritte aus der Gruppe dieser Gründungen sowie

den Netto-Beschäftigungsbeitrag von überleben-–

den Gründungen.

Tab. 06 stellt die Beschäftigungsbilanz der Grün-

dungskohorten 1997 bis 2001 (Mittelwert) für das 

fünfte Geschäftsjahr dar. In der Gesamtwirtschaft 

lag der Beschäftigungsbeitrag der betrachteten Grün-

dungskohorten im Mittel 1 Prozent unter dem Ni-

veau des ersten Geschäftsjahrs. Arbeitsplatzverluste 

Netto-Beschäftigungsgewinne in den überlebenden 

Gründungen (+27 Prozent). Deutliche Beschäfti-

gungsgewinne gegenüber dem ersten Geschäftsjahr 

waren hingegen in der forschungsintensiven Indus-

trie zu verzeichnen (+23 Prozent). Diese ergaben 

sich durch relativ hohe Arbeitsplatzzuwächse in 

den überlebenden Unternehmen (+41 Prozent) so-

wie vergleichsweise geringe Beschäftigungsverlus-
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Arbeitsplatzzuwächse können zum einen dahinge-

hend interpretiert werden, dass Unternehmen der 

Spitzentechnologie und der hochwertigen Techno-

logie mit weniger Mitarbeitern starten, als es das 

Marktpotenzial erlaubt. Dies würde auf Restriktionen 

Risikoaversion der Gründer hindeuten. Zum anderen 

zeigt die deutliche Erhöhung der Beschäftigung das 

große Wachstumspotenzial von erfolgreichen Grün-

dungen in der forschungsintensiven Industrie.

In den wissensintensiven Dienstleistungen lag die 

Beschäftigung im fünften Geschäftsjahr mit 12 Pro-

zent (technologieintensive Dienstleistungen) bzw. 

5 Prozent (wissensintensive Beratung) über dem Ni-

veau zum Zeitpunkt des Markteintritts. Hier standen 

Beschäftigungsgewinne in überlebenden Gründun-

gen von 37 Prozent (technologieorientierte Dienst-

leistungen) bzw. 30 Prozent (wissensintensive Bera-

tung) Beschäftigungsverlusten durch Marktaustritte 

im Umfang von 25 Prozent gegenüber.

Abschließende Anmerkungen zur 

Gründungsförderung

Die Auswertung des ZEW-Gründungspanels und des 

Mannheimer Unternehmenspanels zeigt, dass Grün-

dungen in den forschungs- und wissensintensiven 

Sektoren eine überdurchschnittliche Beschäftigungs-

entwicklung aufweisen. Vor diesem Hintergrund 

-

förderung auf forschungs- und wissensintensive Sek-

toren zu fokussieren und den bekannten Hürden für 

die Gründung von Unternehmen in  diesen Sektoren 

entgegenzuwirken. Insbesondere sind die Finanzie-

rungsmöglichkeiten für innovative Gründungen zu 

verbessern. Aber auch gegen den Fachkräftemangel 

muss verstärkt etwas getan werden, da er einen wei-

teren Engpassfaktor für forschungs- und wissensin-

tensive Unternehmensgründungen darstellt und deren 

Entwicklungsmöglichkeiten einschränkt.

PATENTE IM INTERNATIONALEN

WETTBEWERB

Der folgende Abschnitt beruht auf Daten einer Studie 

zu transnationalen Patenten im internationalen Ver-

gleich.114

auf dem Weltmarkt

Patente spiegeln als Innovationsindikator den Output 

technologischer Aktivität wider, sind also ein Ergeb-

nis der Forschung und Entwicklung sowie der Inno-

vationstätigkeit. Patente dienen der Absicherung von 

Wettbewerbsvorteilen; ihre Zahl steht deshalb auch 

immer im Zusammenhang mit der strategischen Be-

deutung des Marktes, für den Schutz beantragt wird. 

Es ist also wichtig, wo eine Anmeldung registriert 

wird. Die folgenden Analysen stützen sich auf 

das Konzept der „transnationalen Patente“ oder 

auch „Weltmarktpatente“. Dabei handelt es sich um 

C  6

Komponenten des Beschäftigungsbeitrags von Gründungskohorten in den forschungs- und wissensintensiven 

Wirtschaftszweigen Deutschlands

Gesamt FuE-intensive Industrie wissensintensive Beratung

absolut in % absolut in % absolut in % absolut in %

Beschäftigung im 

1. Geschäftsjahr
663 100 16 100 47 100 39 100

Beschäftigungsverlust

durch Marktaustritte

Netto-Beschäftigungs-

veränderung in 

überlebenden Gründungen

182 27 7 41 17 37 12 30

Beschäftigungsbeitrag

insgesamt
660 99 20 123 52 112 41 105

DL = Dienstleistungen. Anzahl der Arbeitsplätze in 1 000 im 5. Geschäftsjahr, Gründungskohorten 1997–2001. Abweichungen bei Summen 

aufgrund von Rundungen. Quelle: ZEW-Gründungspanel und Mannheimer Unternehmenspanel. Berechnungen des ZEW.

TAB 06
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Patente, die auf mehrere Märkte im Ausland zielen 

und besonders wertvoll sind.115

Bei der Entwicklung in den letzten zehn Jahren gab 

es drei wesentliche Phasen, wie sie beispielsweise 

auch bei der Produktion zu beobachten sind. Zu-

nächst war in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 

ein deutliches Wachstum der transnationalen Paten-

tanmeldungen insgesamt zu beobachten. Dies hat 

mit einer steigenden Relevanz von Technologie im 

Wettbewerb zwischen hochentwickelten Ländern 

zu tun. Parallel dazu hat die Euphorie des New-

Economy-Booms ebenfalls Patentanmeldungen sti-

muliert, so dass in dieser Phase das Wachstum von 

Patentanmeldungen in den einzelnen Ländern größer 

war als das der Forschungs- und Entwicklungsausga-

ben. In der Zeit von 2000 bis 2002 ist ein Rückgang 

der Patentanmeldungen zu beobachten, wobei be-

sonders Bereiche der Spitzentechnologien wie IuK-

Technik, Pharmazie und Biotechnologie betroffen 

waren. Vor allem Länder mit einer Spezialisierung 

in diesen Bereichen zeigen einen starken Rückgang, 

was insbesondere für die Vereinigten Staaten gilt. Die 

Tatsache, dass Deutschland stärker auf hochwertige 

Spezialisierungsindizes

Ländervergleiche bei Patenten, Publikationen, Pro-

duktion oder Außenhandel auf der Basis absolu-

ter Zahlen sind nur begrenzt aussagefähig, weil in 

diese die Ländergröße, die geostrategische Lage 

-

gehen. Deshalb werden oft Spezialisierungsindizes 

-

des oder Sektors eines Landes in Relation zu einer 

allgemeinen Referenz, meist zum Weltdurchschnitt 

abbilden. Spezialisierungsindizes sind dimensions-

los, der Durchschnitts- oder Neutralwert wird meist 

auf 0 gelegt. Die Indizes werden mathematisch so 

formuliert, dass die Werte einer über- oder unter-

durchschnittlichen Spezialisierung positiv bzw. ne-

gativ sind und der Wertebereich symmetrisch zum 

Untergrenzen des Wertebereichs festgelegt, um 

-

schwächen. Aufgrund der Vergleichsbildung relativ 

zum Weltdurchschnitt führen steigende Aktivitä-

ten in einem speziellen Bereich nur dann zu einem 

höheren Indexwert, wenn gleichzeitig die meisten 

anderen Länder ihre Aktivitäten nicht in demselben 

Maße ausbauen.

BOX 24 Technologie spezialisiert ist, bewahrte es vor einem 

größeren Rückgang. Großbritannien, das stark auf 

den US-amerikanischen Markt ausgerichtet ist, zeigte 

einen geringeren, dafür aber länger dauernden Abfall; 

erst seit 2006 ist eine Trendwende zu verzeichnen. 

Die Zahl der britischen Patentanmeldungen am aktu-

ellen Rand liegt bei etwa einem Drittel des deutschen 

Niveaus. Seit 2002 steigen die Anmeldungszahlen 

der transnationalen Patente aus den meisten Ländern 

wieder spürbar an.

Hinsichtlich der Intensität (Patente pro Einwohner) 

bei Weltmarkt-Patentanmeldungen ist die Schweiz – 

wie in den Vorjahren – weiter führend, wobei aber das 

Niveau von Finnland und Schweden nur noch leicht 

darunter liegt. Deutschland nimmt Rang 4 ein (Tab. 

07). Für Deutschland ist seit 2002 ein allmählicher 

Rückgang der Spezialisierung auf Spitzentechnolo-

gie (relativ zu anderen Ländern) zu verzeichnen, der 

aber auch anderer Ländern wie Finnland, Schweden 

oder Kanada, zurückzuführen ist (Abb. 27). 

Rasantes Aufkommen von Korea und China

Eine bemerkenswerte Strukturveränderung im inter-

nationalen Patentsystem ist das starke Aufkommen 

Zahlen haben die britischen bereits im Jahr 2005 

übertroffen und steigen weiter steil an. Bei dem star-

ken Wachstum der chinesischen Patentanmeldungen 

ist damit zu rechnen, dass diese im nächsten Jahr 

ebenfalls das britische Niveau erreichen. Nach der 

Gesamtzahl der transnationalen Patentanmeldungen 

Platz 8; werden nur Anmeldungen im Bereich der 

FuE-intensiven Technologie betrachtet, erreicht es 

deutlich vor Italien den siebten Rang (Tab. 07). 

Bezogen auf die Intensitäten116

noch weit zurück, da dort die technologischen Akti-

vitäten auf wenige Regionen konzentriert sind, es in 

der Breite jedoch kaum Industrie gibt. Gerade des-

halb ist aber in den nächsten Jahren ein erhebliches 

Wachstum zu erwarten. Das hohe Gewicht chinesi-

scher Patente im FuE-intensiven Bereich wird we-

sentlich getragen durch eine hohe Spezialisierung 

auf die Spitzentechnologie, die seit 1996 von einem 

positiven Wert von +40 gewachsen ist, womit auch 
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Neutralwert des RPA = 0. Positive bzw. negative Indizes bezeichnen über- bzw. unterdurchschnittliche Spezialisierungen.

Werte oberhalb von +15 bzw. unterhalb von 15 zeigen stark über- bzw. unterdurchschnittliche Spezialisierungen an.

Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). Berechnungen des Fraunhofer ISI.
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ABB 27

Übersichtsstatistik zu transnationalen Patentanmeldungen in der FuE-intensiven Technologie 

absolute Zahl der 

Patentanmeldungen

Wachstum Intensität

Total 120742 19 –

EU-27 42340 9 192

USA 38 327 2 261

Japan 20 034 14 312

Deutschland 17 516 7 448

Frankreich 6 687 20 265

Korea 6277 236 271

Großbritannien 5442 173

4377 524 6

Italien 2973 26 119

Kanada 2847 27 170

Niederlande 2618 312

Schweiz 2472 18 576

Schweden 2 408 6 544

Finnland 1 367 560

Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). Berechnungen des Fraunhofer ISI.

TAB 07
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der Index der USA klar übertroffen wird (Abb. 27). 

Diese starke Spezialisierung beruht auf Patenten in 

der IuK-Technologie und zunehmend auch der Bio-

technologie und Pharmazie.

Ein Vergleich der aktuellen Spezialisierungen von 

intensiven Technologie macht deutlich, dass Korea 

-

scher Stärke vorgedrungen sind, wie z. B. Büroma-

schinen, Elektronik, Optik oder Unterhaltungs-

elektronik. Bei einer ähnlichen Betrachtung für 

Deutschland, die Vereinigten Staaten und Japan zei-

gen sich gewisse Überlappungen zwischen dem deut-

-

bilen und Motoren oder bei Farbstoffen. Die 

Überschneidungen zwischen dem deutschen und dem 

-

-

sonders klare, eigenständige Struktur. Es bleibt abzu-

warten, inwieweit sich Japan im Wettbewerb behaup-

Korea stärker werden und die klassischen Rivalen in 

Deutschland und den USA ihre Position behaupten. 

Internationale Zusammenarbeit bei Patenten 

wächst stetig

Die Zahl der internationalen Ko-Patente, das sind 

ist seit Beginn der 1990er Jahre schnell gewachsen. 

Diese Entwicklung ist im Wesentlichen darauf zu-

rückzuführen, dass multinational aktive Unterneh-

men inzwischen verstärkt auf die Kooperation von 

Sicht der F&I-Politik ist die Entwicklung der Ko-

Patente ein Indiz dafür, ob ein Land mit den Zentren 

-

den ist. 

Der Anstieg der Ko-Patente ist eng mit dem gene-

rellen Anstieg der Zahl der Patentanmeldungen ver-

bunden, wobei aber das jährliche Wachstum der Ko-

Patente mit 11 Prozent das der Patente insgesamt mit 

7,2 Prozent deutlich übersteigt. Von daher ist auch 

die Quote der Ko-Patente im Vergleich der Perioden 

1998 bis 2000 und 2004 bis 2006 von 10 auf 11 Pro-

zent gestiegen. Bei 13 näher untersuchten Ländern 

ist die Quote der Ko-Patente angewachsen – die Aus-

nahmen stellen Japan, Kanada und Korea dar. Die 

Quote liegt in der Schweiz am höchsten und hat seit 

dem Ende der 1990er Jahre von 27 auf 34 Prozent

weiter zugenommen. Darin spiegelt sich die geogra-

wie Deutschland und Frankreich wider, insbeson-

dere jedoch der große Anteil multinationaler Unter-

nehmen. Internationale Ko-Patente sind in diesem 

Fall ein Indikator für die Kooperation zwischen ver-

schiedenen Töchtern dieser Unternehmen. Sehr hoch 

ist die Quote der Ko-Patente auch in Kanada und in 

Großbritannien. Deutschland bewegt sich mit einer 

aktuellen Ko-Patentierungsquote von 12 Prozent im 

unteren Mittelfeld der europäischen Länder. 

Nicht überraschend ist die sehr niedrige Ko-Paten-

tierung Japans (2,5 Prozent), da dieses Land sich 

gegenüber ausländischen Unternehmen immer stark 

abgeschottet hat. Korea hat sich hier etwas mehr ge-

öffnet, hat aber seit der Mitte der 1990er Jahre die 

Quote von 8 auf jetzt 4 Prozent reduziert und folgt 

damit immer mehr dem japanischen Beispiel. Ganz 

-

te der internationalen Ko-Patente aktuell bei 14 Pro-

zent liegt.

USA wichtigster Partner Deutschlands bei 

Ko-Patenten

Die Quote internationaler Ko-Patentierungen eines 

Landes hängt auch stark von seinem technologi-

besonders hoch, während nur 11 Prozent der Patente 

im Maschinenbau eine Ko-Patentierung aufwiesen. 

letztlich die erhebliche Globalisierung dieses Sek-

tors wider. Im Falle Deutschlands waren die wich-

tigsten Partnerländer bei Ko-Patenten die USA mit 

aktuell 27 Prozent, gefolgt von der Schweiz und 

Frankreich (20 bzw. 12 Prozent). Insgesamt 48 Pro-

zent der deutschen Ko-Patente wurden in Kooperati-

on mit anderen Ländern der EU-15 generiert. Damit 

bezogen sich mehr als zwei Drittel aller Ko-Patente 

Deutschlands auf die USA und die alten EU-Länder, 

während die Zusammenarbeit mit Japan, Korea und 

-

gesamt ist der Trend von Ko-Patenten mit den USA 

Ländern angewachsen ist. Ko-Patentierungen mit 
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den USA beziehen sich vor allem auf die Bereiche 

Elektrotechnik und Instrumente, die mit der Schweiz 

den Feldern, in denen die Partnerländer besonders 

stark sind. Insgesamt dominieren in Deutschland Ko-

-

nenbau nur schwach vertreten sind, womit deutsche 

Unternehmen dem allgemeinen Muster in diesen Be-

reichen folgen. 

Die obigen Ausführungen basieren auf der Studie 

von Frietsch und Jung (2009). Neben diesen Aspek-

ten werden in der Studie auch:

allgemeine Trends und Strukturen bei transnatio-–

nalen Patentanmeldungen,

Patentanmeldungen von kleinen und mittleren Un-–

ternehmen sowie

Trends und Strukturen bei internationalen Ko-–

Patenten

untersucht und erläutert.

FACHPUBLIKATIONEN UND ERTRÄGE DER

WISSENSCHAFT

Der folgende Abschnitt beruht auf Ergebnissen einer 

Studie zu international renommierten Fachpublika-

tionen.117

Die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit eines Lan-

des ist eine wesentliche Basis für dessen technologi-

sche Leistungsfähigkeit. Der Beitrag zur Technologie-

entwicklung und zum Angebot wissensintensiver 

Dienstleistungen besteht dabei in erster Linie in der 

Qualität wiederum vom Leistungsvermögen der For-

scher abhängt. Außerdem sind die Ergebnisse der wis-

senschaftlichen Forschung eine wichtige Grundlage 

der technischen Entwicklung. Die Verbindungen zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft sind jedoch häu-

zwischen den Aktivitäten der Wissenschaft und ihren 

Auswirkungen in der Wirtschaft oft viel Zeit vergeht.

Die Leistungen der Wissenschaft sind nur schwer 

messbar, da sich die Strukturen in den einzelnen Dis-
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ziplinen oft deutlich unterscheiden. Als aussagefähig 

haben sich statische Analysen zur Zahl und Zitierung 

von Fachpublikationen erwiesen, wobei sich in den 

Bereichen Naturwissenschaften, Technik, Medizin, 

Lebenswissenschaften die Datenbank „Science Cita-

tion Index -

liert hat. 

Immer stärkere Einbindung der deutschen 

Wissenschaft in die internationale Community

Der deutsche Anteil bei internationalen Publikatio-

nen reduzierte sich seit dem Jahr 2000 um 12 Pro-

zent, eine Beobachtung, die auch auf viele andere 

große Industrieländer zutrifft. Diese Entwicklung ist 

auf ein starkes Anwachsen der Aktivitäten von Auf-

holländern zurückzuführen, die inzwischen ein spür-

bares Gewicht haben. Während ihr Anteil an den 

er im Jahr 2000 15 Prozent und stieg bis 2007 auf 25 

Prozent noch einmal deutlich an. Die Fachpublika-

tionen Koreas nehmen nach einer längeren Phase mit 

niedriger Publikationsaktivität seit etwa 1992 merk-

lich zu. Seit 1997 ist für Korea auch ein massiver 

Zuwachs bei den transnationalen Patentanmeldungen 

bei Publikationen etwa im Jahr 1996, bei Patenten im 

Jahr 1999. Hier erweist sich die Indikatorfunktion 

von Fachpublikationen für die Bereitstellung von 

-

kung der technologischen Leistungsfähigkeit indu-

zieren. 

Bei der Zitatbeachtung,118 einem zentralen Indikator 

für die wissenschaftliche Qualität von Publikationen, 

halten deutsche Wissenschaftler seit vielen Jahren 

eine Position im oberen Mittelfeld und liegen damit 

nur knapp hinter ihren US-Kollegen. Eine interna-

tional herausragende Stellung hat hier lediglich die 

Schweiz.

Bei dem Indikator der „internationalen Ausrich-

tung“119  ist seit vielen Jahren eine wachsende Orien-

tierung deutscher Autoren auf international gut sicht-

bare Zeitschriften und damit eine engere Anbindung 

an die internationale Diskussion erkennbar, womit 

deutsche Wissenschaftler einem allgemeinen Trend 

auch in anderen Ländern folgen (Abb. 28). Bei der 

internationalen Ausrichtung liegen die Schweiz, die 

USA und die Niederlande auf den ersten drei Plätzen. 
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Im Falle der Schweiz und der Niederlande (Index-

werte von 31 und 27) zeigt sich darin ihre sehr star-

ke Einbindung in die internationale Diskussion, 

während bei den USA (Index 31) vor allem ihre nahe 

liegende Präsenz in US-amerikanischen Fachzeit-

schriften relevant ist, die einen weiten nationalen 

und internationalen Leserkreis und damit einen ho-

was den wachsenden Trend bei anderen Ländern 

zeigt.

Deutsche Stärken in Physik und Medizintechnik

Für eine Analyse der Publikationsaktivitäten nach 

einzelnen Fachgebieten ist es üblich, Spezialisierun-

gen zu berechnen, weil die Publikationsgewohnhei-

ten in den Gebieten sehr unterschiedlich sind und 

deshalb ein Vergleich absoluter Zahlen zu irrefüh-

renden Eindrücken führt. Bei Spezialisierungsindizes 

wird berechnet, ob der Anteil eines Fachgebiets bei 

den Publikationen eines Landes ober- oder unterhalb 

dieses Anteils für die Publikationen in der gesamten 

Datenbank, also der weltweiten Publikationen, liegt. 

Die Publikationen deutscher Autoren sind besonders 

stark auf die Physik und die damit eng verwandte 

Nukleartechnik ausgerichtet (Abb. 29); eine weitere 

Stärke ist die Medizintechnik. Diese Struktur ist auch 

in den letzten Jahren unverändert. In allen drei Fel-

dern ist auch die wissenschaftliche Leistung, gemes-

sen über die Zitatbeachtung und die internationale 

Ausrichtung, überdurchschnittlich.

Negativ sind die im internationalen Vergleich unter-

durchschnittlichen Publikationsaktivitäten in der 

Datenverarbeitung, die auch in der Wirtschaft ein 

geringes Gewicht hat. Auffällig ist demgegenüber 

die leicht überdurchschnittliche Spezialisierung der 

deutschen Wissenschaft in der Biotechnologie, bei 

der auch die wissenschaftliche Performanz etwas 

über dem Durchschnitt liegt. Hier ist die Wissen-

schaft besser als die Wirtschaft aufgestellt. 

Die negativen Indizes in den verschiedenen Teil-

feldern der Ingenieurwissenschaften sind ein Artefakt 

und beruhen auf einer völlig unzureichenden Ab-

deckung der diesbezüglichen Publikation außerhalb 

des englischen Sprachraums. Hieraus lässt sich allen-

falls schließen, dass sich die deutschen Ingenieurwis-

senschaftler stärker an die internationale Diskussion 

ankoppeln sollten.
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Gesamtzahl der wissenschaftlichen Publikationen von Großunternehmen und KMU in DeutschlandABB 30
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Quelle: STN (SCISEARCH). Recherchen des Fraunhofer ISI.
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Starker Beitrag von Start-up-Unternehmen zu 

Fachpublikationen

Unternehmen schützen die Ergebnisse ihrer For-

sie nur in seltenen Fällen Publikationen in wissen-

schaftlichen Fachzeitschriften. Gerade 6 Prozent aller 

Unternehmen. Als wesentliches Ziel wollen sie ge-

genüber Einrichtungen aus der Wissenschaft wissen-

schaftliche Kompetenz signalisieren und damit Ko-

operationen vorbereiten. Die Fachpublikationen von 

Unternehmen spiegeln die Ergebnisse strategischer 

Grundlagenforschung wider, bei denen ein hohes Po-

tenzial für grundlegende Innovationen besteht. Die 

Publikationen großer deutscher Unternehmen stag-

nieren seit Beginn der 1990er Jahre, wogegen die von 

kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bestän-

dig anwachsen und inzwischen die Zahl der Publika-

tionen der Großunternehmen übersteigen (Abb. 30). 

Die überwiegende Zahl der Publikationen kleiner und 

mittlerer Unternehmen ist auf kleine technologieori-

entierte Unternehmen zurückzuführen, die sich noch 

-

ders dynamische Felder sind dabei die Medizin und 

die Lebenswissenschaften. Diese Ergebnisse zeigen 

einen Strukturwandel der letzten 15 Jahre, bei dem 

Großunternehmen ihre Aktivitäten in der zentralen 

Forschung reduziert und demgegenüber die ange-

wandte Forschung in den Fachabteilungen verstärkt 

haben. Stattdessen beobachten sie die Aktivitäten von 

Start-up-Unternehmen und kaufen sie, wenn diese 

sich auf dem Markt als erfolgreich erweisen. Von da-

her hat sich eine veränderte Arbeitsteilung etabliert, 

in der junge, neu gegründete Unternehmen eine wich-

tige Rolle spielen. Mehr als 60 Prozent der Publikati-

onen kleiner Unternehmen werden in Kooperationen 

mit Universitäten erarbeitet, gut ein Viertel mit Un-

ternehmen aus dem Ausland. Die Unternehmen sind 

also klar auf den internationalen Stand der Forschung 

orientiert. Ko-Publikationen dokumentieren enge Ko-

operationen in der wissenschaftlichen Forschung, da 

beide Seiten einen relevanten Beitrag leisten müssen. 

Bei jungen Unternehmen kommen die Gründer häu-

arbeiten weiter mit ihren ehemaligen Kollegen und 

Kolleginnen zusammen.

Bei einer Unterteilung der Unternehmenspublikatio-

nen in große Fachgebiete stehen nach der absoluten 

Anzahl die Ingenieurwissenschaften an erster Stelle, 

PRODUKTION, WERTSCHÖPFUNG UND

BESCHÄFTIGUNG

Für die mittelfristige Analyse des Strukturwandels 

bei Industrie und Dienstleistungen bietet sich die 

Einteilung in drei Perioden an: 

die 1990er Jahre, die in der zweiten Hälfte der De-–

kade von einer weltwirtschaftlichen Aufschwung-

phase geprägt waren,
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gefolgt von den Medizin-, Natur- und Lebenswissen-

schaften. Dieses auf den ersten Blick überraschende 

Ergebnis erklärt sich aus der erheblichen Bedeu-

tung der Grundlagenforschung in Teilfeldern wie 

Kommunikationstechnik. Vor allem in den Ingeni-

eurwissenschaften sind die Aktivitäten der kleinen 

und mittleren Unternehmen deutlich höher als die 

der großen. Große Unternehmen erreichen dagegen 

in den Lebenswissenschaften aktuell etwa das glei-

che absolute Niveau wie kleine und mittlere. Dieses 

ist insbesondere auf Unternehmen wie Quiagen oder 

Miltenyi zurückzuführen, die in den 1980er Jahren 

gegründet wurden, inzwischen deutlich mehr als 500 

Beschäftigte haben und damit zu den Großunterneh-

men gerechnet werden. Neben den absoluten Zahlen 

ist die starke Wachstumsdynamik der Publikationen 

von kleinen und mittleren Unternehmen bemerkens-

wert, die in allen Teilbereichen erheblich über der der 

großen liegt (Abb. 31). 

Diese Ergebnisse illustrieren das große Potenzial 

von technologieorientierten Unternehmensgründun-

gen für eine Strukturveränderung der Wirtschaft hin 

zu Spitzentechnologien. Die Darstellung dieses Ab-

schnitts kann nur wichtige Ergebnisse einer Studie 

von Schmoch und Qu (2009) referieren, die sich im 

Einzelnen mit:

Trends und Strukturen der wissenschaftlichen –

Leistung im internationalen Vergleich,

Fachpublikationen deutscher Unternehmen, insbe-–

sondere KMU sowie

Trends und Strukturen von Fachpublikationen aus –

Schwellenländern

befasst.



Drucksache 16/12900 – 162 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

EFI GUTACHTEN

2009

die konjunkturelle Schwächeperiode 2000–2003,–

die Phase des Aufschwungs von 2003–2007.–

Die folgenden Aussagen basieren im Wesentlichen 

auf Daten, die bis 2007 reichen. Die Entwicklungen 

in 2008 sprechen dafür, dass das Jahr 2007 einen 

konjunkturellen Hochpunkt markiert. Dies spiegelt 

sich in den mittlerweile deutlich niedrigen Wachs-

tumsprognosen 2008 und 2009 wider.

Forschungs- und wissensintensive Branchen

als Motor für die wirtschaftliche Entwicklung in 

Deutschland

In Deutschland sind überdurchschnittlich hohe Wert-

schöpfungsgewinne und Beschäftigungszuwächse 

in der Industrie vor allem den forschungsintensiven 

Branchen zuzuschreiben.120 Dies gilt für fast 80 Pro-

zent des realen Produktionszuwachses der Industrie 

zwischen 1995 und 2007. Allerdings sind die kon-

junkturell bedingten Ausschläge der Produktion seit 

den 1990er Jahren auch im forschungsintensiven 

Sektor stärker geworden. 

grundlegende Technologien entwickelt, wobei in 

vielen Fällen weniger die Konjunktur, sondern vor 

allem Wachstumserwartungen eine Rolle spielen. In 

der Phase der konjunkturellen Schwäche gab es dem-

entsprechend bei der Spitzentechnologie nur einen 

leichten Rückgang der Produktion und danach wie-

der einen starken Zuwachs. 

Die hochwertige Technologie greift die neu geschaf-

fenen technologischen Möglichkeiten auf, reagiert 

jedoch deutlich auf zyklische Signale. So dauerte 

hier die Stagnation bis zum Jahre 2003, und das an-

in der Spitzentechnologie aus. Die Entwicklung in 

der hochwertigen Technologie war insbesondere von 

einem stabilen Wachstum des Automobilbaus und 

seiner Zulieferer sowie von einzelnen Maschinen-

bauzweigen bestimmt. Eine stärkere Expansion auch 

anderer Maschinenbauzweige war erst in der Auf-

schwungsphase ab dem Jahr 2003 zu verzeichnen. 

Bei den nicht FuE-intensiven Industrien setzte der 

konjunkturelle Rückgang früher ein, und das an-

noch einmal schwächer aus.

Deutliche Einbußen bei Automobil- und 

Maschinenbau zu erwarten, weiteres Wachstum 

in der Spitzentechnologie

Für das zurückliegende Jahr 2008 wird insgesamt 

von einem Wachstum von 2 Prozent ausgegangen, 

wobei forschungsintensive Industrien mit im Schnitt 

gut 3 Prozent wiederum deutlich günstiger abschnei-

den als die übrigen Bereiche. Allerdings hat der Au-

tomobilbau seine jahrelange Antriebsfunktion für das 

Wachstum der industriellen Produktion eingebüßt: 

Bereits im Jahresdurchschnitt 2008 ist von einer 

auszugehen. Für 2009 wird ein breiter Rückgang der 

industriellen Produktion erwartet, wobei die nicht-

forschungsintensive Industrie hiervon deutlich stär-

ker betroffen sein dürfte als der forschungsintensive 

Sektor. Auch dort ist jedoch insgesamt mit einem 

Rückgang zu rechnen. Allerdings gehen die Verbän-

-

bierung ihrer Wachstumspotenziale aus, streben aber 

immer noch eine deutliche Zunahme ihres Marktes 

an.121

Erhebliche Steigerung der Produktivität 

im FuE-intensiven Sektor, Entkopplung von 

Produktionsvolumen und Beschäftigung

Im Jahre 2007 waren im FuE-intensiven Sektor 48 

Prozent der Industriebeschäftigten tätig. Bezogen auf 

das produzierende Gewerbe insgesamt liegt der An-

teil der Beschäftigten im FuE-intensiven Sektor bei 

40 Prozent.122 Allerdings ist hier seit Mitte der 1990er 

Jahre – unterbrochen durch eine kurze Wachstumspe-

riode zwischen 1997 und 2001 – ein Beschäftigungs-

rückgang zu beobachten; dieser fällt allerdings sehr 

viel schwächer aus als in den nicht FuE-intensiven 

Industriezweigen (Abb. 07 in B5).

Innerhalb der Spitzentechnologie haben insbeson-

dere Hersteller von IuK-Geräten und -Komponenten 

sowie von Pharmagrundstoffen seit 2001 in erhebli-

chem Umfang Arbeitsplätze abgebaut. Positive Be-

schäftigungsentwicklungen gab es dagegen bei Medi-

zintechnik, Waffen/Munition, Spitzeninstrumenten123

sowie im Luft- und Raumfahrzeugbau. 

Trotz einer überdurchschnittlich starken Expansion 

der Produktion (Abb. 33) ist die mittelfristige Be-

schäftigung auch im forschungsintensiven Sektor der 
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-

schen Wachstums- und Beschäftigungsbilanz spie-

gelt die erhebliche Steigerung der Arbeitsprodukti-

vität wider. Diese sprunghafte Entwicklung erklärt 

sich vor allem aus dem internationalen Wettbewerbs-

druck, der im FuE-intensiven Sektor besonders stark 

ist.

Starker Wettbewerb in der Spitzentechnologie

Insbesondere in den 1990er Jahren haben sich die 

Unternehmen der forschungsintensiven Industrie 

stärker auf ihre Kernkompetenzen konzentriert und 

Vorleistungen immer mehr auf nicht forschungsin-

tensive Industrien, den Dienstleistungssektor sowie 

das Ausland verlagert. Im Spitzentechnologiesektor 

war in der Aufschwungphase von 2003 bis 2007 eine 

enorme Produktivitätssteigerung von jährlich gut 

11 Prozent Voraussetzung für das starke Wachstum 

der Produktion bei stagnierender Beschäftigung. 

Im Bereich Spitzentechnologie, als Einheit genom-

men, stehen allerdings hohen Produktionssteigerun-

gen zunehmend schwächere Umsatzentwicklungen 

gegenüber. Dies ist vor allem auf den starken Preis-

verfall im IuK- und Elektronikbereich zurückzufüh-

ren. Die Ursache hierfür liegt in der Verschärfung des 

internationalen Wettbewerbs und dem Vordringen der 

Schwellenländer, deren Industrie auf der Basis sehr 

niedriger Arbeitskosten bei gleichzeitig ausreichen-

Der Spitzentechnologiesektor stellt aber mehr denn 

je eine Triebfeder für die wirtschaftliche Entwick-

lung Deutschlands dar: Von ihm gehen wichtige Im-

pulse für den Sektor der hochwertigen Technologie 

und den Dienstleistungssektor aus. Zu berücksichti-

gen ist auch, dass in Deutschland im Jahr 2007 die 

meisten Beschäftigten in der Spitzentechnologie in 

den Teilsektoren „Spitzeninstrumente“, „Spezial-

Medikamente“ sowie „medizinische Geräte“ tätig 

waren.124 Die Segmente „elektronische Bauelemen-

te“, „Unterhaltungselektronik“ und „IuK-Technik“, 

die unter besonderem Preisdruck stehen, sind dage-

gen hierzulande weniger gewichtig. Deutschland ist 

durch seine gute Position in Forschung und Entwick-

lung – im industriellen wie im akademischen Bereich 

– gut, aber nicht hervorragend positioniert, um im in-

ternationalen Wettbewerb der Spitzentechnologien 

bestehen zu können.

Weiterhin Wachstum der Beschäftigung in den 

Dienstleistungen

Beschäftigungswirkungen fallen aufgrund der engen 

nicht direkt in der Industrie, sondern zu einem gro-

ßen Teil indirekt an. Deshalb sind insbesondere  Pro-

duktion und Beschäftigung in forschungsintensiven 

Industrien und die entsprechenden Aktivitäten im 

Dienstleistungssektor nur im Gesamtzusammenhang 

zu sehen. Während in der längerfristigen Betrach-

tung die Wertschöpfungsentwicklung im produzie-

renden Sektor einen stark zyklischen Verlauf hatte, 

folgte diese sowohl im wissensintensiven als auch 

nicht-wissensintensiven Dienstleistungsbereich seit 

Anfang der 1990er Jahre einem stabilen Wachstums-

pfad (Abb. 33). Während im produzierenden Gewer-

be die Beschäftigung insgesamt zurückging, haben 

wissensintensive Dienstleistungsbereiche auf längere 

Sicht mehr Beschäftigungsmöglichkeiten eröffnet als 

die übrigen Dienstleistungssektoren (Abb. 07 in B 5

und Abb. 32). 

Bei der Bewertung der Quote wissensintensiver 

Dienstleistungen ist zu berücksichtigen, dass in den 

einzelnen Ländern sehr unterschiedliche Gewichte der 

Teilsektoren dahinter stehen. In Deutschland ist – ge-

messen am Arbeitseinsatz – der Teilsektor „Gesund-

heit“ besonders bedeutsam. Es folgen unternehmen-

sorientierte Dienstleistungen, der größte Teil davon 

sind nicht-technische Beratungen. Die Dienstleis-

tungen in den Bereichen „Datenverarbeitung“, „For-

schung und Entwicklung“ sowie „Telekommunikati-

on“ sind dagegen weniger gewichtig. Lediglich rund 

ein Viertel der wissensintensiven Dienstleistungen 

sind im engeren Sinne technikorientiert, woraus sich 

der hohe Bedarf an Akademikern außerhalb der Na-

tur- und Ingenieurwissenschaften erklärt. Allerdings 

sind auch die nicht-technischen Dienstleistungssek-

toren starke Nachfrager nach hochwertiger Technik, 

was beispielsweise für „Gesundheit“, „Finanzen“ 

oder auch „nicht-technische Beratungen“ gilt.

Insgesamt hat sich im Verlauf der letzten zehn Jahre 

der Trend zur Tertiarisierung125 weiter durchgesetzt; 

der Anteil der Beschäftigten in den Dienstleistungen 

innerhalb der gewerblichen Wirtschaft ist zwischen 

1998 und 2007 von 55 Prozent auf 61 Prozent ge-

stiegen. In mittelfristiger Sicht weisen Kommunika-

tionsdienstleistungen und nicht-technische Bera-

tungsleistungen die höchste Beschäftigungsdynamik 
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Anteile der Beschäftigten in verschiedenen gewerblichen Wirtschaftsbereichen in Deutschland  

 

ABB 32

24 % wissensintensive 

Dienstleistungen

23 % nicht-wissensintensives 

produzierendes Gewerbe

15 %  wissensintensives 

produzierendes Gewerbe

38 % nicht-wissensintensive 

Dienstleistungen

Daten 2007. Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 

Berechnungen und Schätzungen des NIW. 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung in verschiedenen gewerblichen Wirtschaftsbereichen in 

Deutschland126
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nicht-wissensintensive Dienstleistungen
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Index: 1998 = 100. Anteile wissensintensives produzierendes Gewerbe 21 %, sonstiges produzierendes Gewerbe 16 %, 

wissensintensive Dienstleistungen 37 %, sonstige Dienstleistungen 26 %.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4. Berechnungen des NIW.
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auf; bei den Finanzdienstleistungen ist die Beschäfti-

Stetig steigender Anteil von Akademikern in allen 

Wirtschaftsbereichen

Das kontinuierlich zunehmende Gewicht von for-

schungs- und wissensintensiven Sektoren vergrö-

ßert die Nachfrage nach hochwertiger Ausbildung. 

Die Dynamik der Entwicklung der Wirtschafts-

-

forderungen an das Bildungs-, Wissenschafts- und 

Forschungssystem. In diesen Sektoren ist Innova-

tion meist ein konstituierender Wettbewerbspara-

meter, der Innovationsdruck ist wesentlich höher 

als in den übrigen Bereichen der Wirtschaft. Hie-

raus resultiert ein kräftiger Nachfrageschub nach 

Akademikern, die im Innovationswettbewerb eine 

Schlüsselrolle spielen.

ständig zu: Im Jahr 1998 hatten 6,9 Prozent der Be-

schäftigten einen Hochschulabschluss, im Jahre 2007 

8,6 Prozent. Insgesamt waren im Jahr 2007 in der ge-

werblichen Wirtschaft in Deutschland gut 1,9 Milli-

onen Akademiker beschäftigt,127 davon rund 700 000

Naturwissenschaftler und Ingenieure und gut 1,2 

Millionen Hochschulabsolventen anderer Fachrich-

tungen. Jeweils rund drei Viertel beider Teilgruppen 

arbeiteten in wissensintensiven Wirtschaftszweigen. 

Die meisten Naturwissenschaftler und Ingenieure ar-

beiten im produzierenden Gewerbe, die Akademiker 

anderer Fachrichtungen zum größten Teil im Dienst-

leistungssektor (Abb. 34).

Die Orientierung der wissensintensiven Dienstleis-

kationen ist selbst bei Kommunikationsdienstleistun-

gen zu beobachten, wo der Anteil der sonstigen 

Akademiker um den Faktor 5 über dem der Natur-

wissenschaftler und Ingenieure liegt. Die  differen-

im mittleren Segment der Beschäftigten mit abge-

schlossener Berufsausbildung wider:128 Die entspre-

chende Quote liegt in den wissensintensiven Wirt-

schaftszweigen bei nahezu 78 Prozent, in den 

nicht-wissensintensiven dagegen bei lediglich 62 

Prozent.

Zahl der Beschäftigten mit akademischem Abschluss in der deutschen Wirtschaft ABB 34

Daten: 2007. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Berechnungen und Schätzungen des NIW.
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Die Veränderung der Zahl der Akademiker lässt sich 

auf drei verschieden Effekte zurückführen: 

Der– Trendeffekt isoliert den Teil der Veränderung, 

der auf dem Wandel der Wirtschaft insgesamt, d. h.

Wirtschaftswachstum oder Stagnation, beruht. 

Der– Struktureffekt ergibt sich aus der Veränderung 

der Wirtschaftsstruktur hin zu wissensintensiven 

Sektoren.

Der– Wissensintensivierungseffekt bildet die hö-

Sektoren ab. 

Nur in der jüngsten Phase von 2005 bis 2007 hat das 

insgesamt steigende Beschäftigungsvolumen auch zu 

einer verstärkten Nachfrage nach Akademikern bei-

getragen (Trendeffekt). Der Strukturwandel hin zu 

wissensintensiven Sektoren (Struktureffekt) war vor 

allem in der Periode von 1998 bis 2002 ein treibender 

Faktor und zeigte sich speziell bei wissensintensiven 

Dienstleistungen. Die Wissensintensivierung war von 

1998 bis 2007 der wichtigste Faktor, insbesondere in 

der jüngsten Beobachtungsperiode von 2005 bis 2007. 

Schon seit 2002 ist dabei auch der nicht-wissensinten-

sive Sektor ein wichtiger Nachfrager für Akademiker.

Mangel an Naturwissenschaftlern und 

Ingenieuren begrenzt Wachstum

Bei der Beschäftigung von Naturwissenschaftlern 

und Ingenieuren ist eine relativ starke Konjunkturab-

hängigkeit zu beobachten; sie war in der Periode 

Wirtschaftsbereiche mit der zentralen Ausnahme des 

Fahrzeugbaus betraf. Dagegen nahm die Beschäfti-

gung von Akademikern insgesamt in dieser konjunk-

turschwachen Periode leicht zu. Beim Rückgang der 

Beschäftigung von Naturwissenschaftlern und Ingeni-

euren dürften aus Sicht der Einzelbetriebe Kostenüber-

legungen eine Rolle gespielt haben. Dieses Vorgehen 

mag betriebswirtschaftlich rational gewesen sein; als 

Signal für Studienanfänger in diesen Bereichen war 

es  dagegen ungünstig. Die Problematik zeigte sich in 

der Aufschwungperiode 2005 bis 2007, in der 152000 

Akademiker neu eingestellt wurden, davon allerdings 

nur 20800 Naturwissenschaftler und Ingenieure, weil 

dem Arbeitsmarkt nicht genügend entsprechend Aus-

gebildete zur Verfügung standen. Diese Situation hat 

sich bis 2007 nicht mehr maßgeblich geändert, womit 

sich aus dem Mangel an Naturwissenschaftlern und 

Ingenieuren schon jetzt ein gravierender Faktor der 

Begrenzung von Wachstum und Innovation ergibt.

Ein besonderes Problem besteht in Deutschland da-

rin, dass die beschäftigten Naturwissenschaftler und 

Ingenieure im Durchschnitt immer älter sind. So ist 

der Anteil der 25- bis 34-Jährigen innerhalb dieser 

Gruppe im Vergleich der EU-27 nicht nur der nied-

rigste (mit gut 20 Prozent), sondern er ist zudem von 

2001 bis 2006 um 2,6 Prozent gesunken. Insgesamt 

ist in Deutschland innovations- und strukturwandel-

bedingt jährlich mit einem zusätzlichen Akademiker-

bedarf von 40 000 bis 50000 Personen zu rechnen.

Trend zur Wissenswirtschaft europaweit 

unübersehbar

Die Beschäftigungsstrukturen in den langjährigen EU-

Mitgliedsländern (EU-14)129 sind denen in Deutsch-

land sehr ähnlich: 45 Prozent aller Beschäftigten in 

der gewerblichen Wirtschaft sind in forschungs- und 

wissensintensiven Wirtschaftszweigen tätig (Abb. 35). 

In Nordeuropa ist etwas mehr als die Hälfte der Er-

werbstätigen der gewerblichen Wirtschaft dort tätig. 

Diese Region ist damit im Strukturwandel zur Wis-

senswirtschaft innerhalb Europas am weitesten vo-

rangeschritten, dicht gefolgt von Deutschland und 

Großbritannien. Die südeuropäischen Länder fallen 

demgegenüber deutlich ab und liegen mit einem Be-

schäftigungsanteil in den wissensintensiven Sekto-

ren von knapp 36 Prozent nur wenig vor den jünge-

ren EU-Mitgliedsländern (EU-12) mit 33,5 Prozent. 

Deren „Aufholprozess“ verläuft allerdings sehr viel 

dynamischer, als dies beispielsweise in Portugal oder 

Griechenland der Fall ist. Im europäischen Vergleich 

ist bei Deutschland der hohe Anteil forschungsinten-

siver Industrien bemerkenswert, während Nordeuropa, 

Großbritannien und Kerneuropa ihren Schwerpunkt 

auf wissensintensive Dienstleistungen legen.

Bei der Beschäftigung von Akademikern liegt 

Deutschland etwas über Großbritannien und klar 

oberhalb des EU-15-Durchschnitts.130 Es bleibt aber 

deutlich hinter Zentral- und Nordeuropa oder auch 

den USA zurück (Abb. 36). Hier spiegelt sich das 

große Gewicht wissensintensiver Dienstleistungen in 

diesen Ländern wider, die in besonders hohem Maße 

auf überwiegend nicht-technischen akademischen 

-

lern und Ingenieuren ist der Anteil Deutschlands 
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gewerblichen Wirtschaft in Europa  

 

ABB 35

forschungsintensive Industrien

übriges wissensintensives produzierendes Gewerbe

wissensintensive Dienstleistungen

%

Nordeuropa: DK, IR, SE, FI, IS, NO. Zentraleuropa (ohne DE): BE, LU, NL, AT, CH. Südeuropa: IT, GR, ES, PT.

Quelle: Eurostat, CLFS. Berechnungen des NIW.
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an diesen Beschäftigten besonders hoch. Ursache 

ist hier das überproportional hohe Strukturgewicht 

forschungsintensiver Industrien. Dennoch sind die 

entsprechenden Quoten in Nord- sowie Kerneuropa 

und Großbritannien mittlerweile ähnlich hoch. Damit 

hat Deutschland seinen „Wissensvorsprung“ gerade 

bei Naturwissenschaftlern und Ingenieuren gegen-

über den meisten europäischen Regionen eingebüßt. 

Breite Wissensvorteile bestehen aus deutscher Sicht 

lediglich gegenüber Südeuropa und den neuen Mit-

gliedsländern, wobei die „Wissenslücke“ zu den 

stark wachsenden, aufholenden EU-12-Ländern be-

reits deutlich kleiner geworden ist.

Bei der Bewertung der Quote wissensintensiver 

Dienstleistungen ist zu berücksichtigen, dass in den 

einzelnen Ländern sehr unterschiedliche Gewich-

te der Teilsektoren zugrunde liegen. In Deutschland 

steht – gemessen am Arbeitseinsatz – der Teilsektor 

„Gesundheit“ im Vordergrund. In Schweden und 

Finnland ist der Bereich „Gesundheit“ ebenfalls mit 

einer sehr hohen Quote vertreten, während in Groß-

britannien und den Niederlanden die „Unternehmens-

beratungen“ sowie die „Finanzen“ überproportional 

repräsentiert sind. 

In den letzten zehn Jahren stehen innerhalb des 

Dienstleistungssektors in den Ländern der EU-15 

wissensintensive Wirtschaftszweige mit Wachstums-

raten von 3 Prozent pro Jahr an der Spitze, und auch 

innerhalb der Industrie ist ein zunehmender Struk-

turwandel hin zu wissens- und forschungsintensiven 

Zweigen zu beobachten. Auch die IuK-Wirtschaft hat 

in dieser Periode hinzugewonnen, was vor allem auf 

eine enorme Ausweitung der Dienstleistungen in der 

Datenverarbeitung mit einer Zunahme von 8 Prozent 

pro Jahr zurückzuführen ist.

Starke Nachfrage nach Akademikern in ganz 

Europa

Eine Analyse der Nachfragekomponenten nach 

dass auch dort – ähnlich wie in Deutschland – der 

Strukturwandel hin zu wissensintensiven Sektoren 

und vor allem die Wissensintensivierung innerhalb 

der Sektoren eine starke Zusatznachfrage nach Aka-

demikern bewirkt haben. Dieses muss als Reaktion 

der Unternehmen auf den zunehmenden Innova-

tionsdruck interpretiert werden, der in der Industrie 

im Dienstleistungsbereich und in der übrigen Wirt-

schaft.

Diese Entwicklung führt in Europa insgesamt zu 

-

zierten Tätigkeiten. Die Hoffnung vieler Länder in 

Nord- und Zentraleuropa, ihren zunehmenden  Fach-

kräftebedarf wenigstens zum Teil durch Zuwande-

rung aus Osteuropa decken zu können, dürfte sich 

wohl kaum erfüllen; denn in den osteuropäischen 

Beitrittsländern steigt die Akademikerbeschäfti-

gung etwa doppelt so stark an wie in den alten EU-

Ländern. Deshalb muss im Gegenteil sogar mit einer 

Rückwanderung von Akademikern nach Osteuropa 

gerechnet werden. 

Deutschland nach wie vor mit hochwertiger 

Technologie erfolgreich

Nach einem internationalen Vergleich Deutschlands 

mit den USA, Japan, den alten sowie den neuen EU-

Ländern für die Zeit von 1995 bis 2005 sind Arbeits-

einsatz und Wertschöpfung in der Industrie in nahezu 

allen Regionen gesunken (Abb. 37). Nur in den neuen 

EU-Ländern stiegen diese in der Spitzentechnologie 

sogar an. Bei den gewerblichen wissensintensiven 

Dienstleistungen nahmen sie dagegen überall zu. Am 

stärksten war hier der Zuwachs in den alten EU-Län-

dern, wobei auch Deutschland an diesem positiven 

Trend beteiligt war. Deutschland hat sich im Verlauf 

des letzten Jahrzehnts immer stärker auf forschungs- 

und wissensintensive Wirtschaftsbereiche ausgerich-

tet. Der Anteil dieser Bereiche liegt in Deutschland 

inzwischen deutlich über dem Durchschnitt der alten 

EU-Länder und vor den USA. Dazu trägt vor allem 

der traditionell sehr hohe Anteil der hochwertigen 

Technologie bei. Insgesamt war die Nachfrage nach 

Gütern der hochwertigen Technologie robuster als 

die nach Spitzentechnologie. Hier waren die USA 

und Japan besonders stark von der IuK-Krise betrof-

fen, was dort zu einem deutlichen Rückgang des Ar-

beitseinsatzes in der Spitzentechnologie geführt hat 

(Abb. 38). 

Bei den wissensintensiven Dienstleistungen liegt 

Deutschland, gemessen am gesamtwirtschaftlichen 

Arbeitseinsatz und den Wertschöpfungsquoten, im 

Mittelfeld zwischen den USA und Japan (Abb. 37). 

Für die starke Position der USA ist dort das erheb-
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Anteil von FuE-intensiven Industrien und wissensintensiven Dienstleistungen an der Wertschöpfung 

ausgewählter Länder und Regionen  

 

ABB 37

EU-10: neue Mitgliedsländer ohne Rumänien und Bulgarien, EU-14: Alte EU-Länder ohne Deutschland.

Quelle: EUKLEMS Datenbasis 3.2008. Berechnungen und Schätzungen des DIW.
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liche Gewicht des Sektors „Finanzen“ maßgeblich. 

Hier wird es aufgrund der Finanzkrise sicherlich re-

levante Veränderungen geben. Die schwache Position 

Japans erklärt sich im Wesentlichen aus der geringen 

Präsenz der Bereiche Finanzen und Gesundheit. 

Ungeachtet der oben geschilderten Entwicklungen 

ist der intensive Einsatz von IuK-Technologien für 

die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit in den for-

schungsintensiven Industrien und im wissensinten-

siven Dienstleistungsbereich unverzichtbar. Hier 

zeigt eine genauere Analyse der Wachstumsbeiträge, 

dass die gute IuK-Infrastruktur vor allem bei den 

wissensintensiven Dienstleistungen in den USA ei-

nen wichtigen Produktivitätsbeitrag geleistet hat. Im 

Vergleich dazu war die Produktivitätsentwicklung in 

den FuE-intensiven Industrien und den wissensinten-

siven Dienstleistungen in den letzten zehn Jahren in 

Deutschland weniger stark. Dennoch waren deutsche 

Unternehmen auf den internationalen Märkten äußerst 

erfolgreich. Offensichtlich konnten sie in ihren Spezi-

alisierungsfeldern der Produktion relativ hohe Preise 

durchsetzen, während die USA und Japan unter dem 

Preisverfall bei IuK-Produkten litten (Abb. 38). 

Nach einer genaueren statistischen Analyse lässt 

sich die Veränderung der Wettbewerbspositionen in 

den verschiedenen Teilbereichen der Spitzentechno-

logie und der hochwertigen Technologie nicht aus 

den Differenzen in den Produktivitätsentwicklungen 

erklären. Damit spielen im Wettbewerb offensicht-

lich kurzfristige ökonomische Aspekte keine zentrale 

d. h. die mittelfristig aufgebauten vertieften Erfah-

und Dienstleistungen.

Starkes Wachstum des weltweiten Außenhandels

Der Welthandel mit technologieintensiven Waren ins-

gesamt hat in den vergangenen Jahren beträchtlich 

zugenommen. Seit 2002, dem letzen Tiefpunkt der 

internationalen Konjunktur, stieg er mit einer jahres-

durchschnittlichen Rate von 14 Prozent, wobei aller-

dings der Export nicht-FuE-intensiver Erzeugnisse 

mit 18 Prozent noch stärker wuchs. Relativ an Bedeu-

tung verloren haben dagegen die Güter der Spitzen-

technologie mit einer Wachstumsrate von 12 Prozent. 

Wesentliche Ursache ist die Verbilligung von Gütern 

im IuK- und Elektronikbereich, was seinen Nieder-

weltweiten Exporten lag im Jahr 2007 bei 55 Prozent.

Die deutsche Industrie ist seit Langem auf den Au-

ßenhandel fokussiert und hat am generellen Wachs-

tum des Welthandels partizipiert. Zwischen 2000 

und 2007 ist die Warenexportquote von 29 Prozent 

auf mehr als 40 Prozent angestiegen; der Export 

wird immer dominierender und entscheidet damit 

auch in erheblichem Maße über die Strukturen der 

forschungsintensiven Industrie. Unter den großen 

Ländern nimmt Deutschland mit dieser Quote eine 

führende Position ein. Die Exportquote Frankreichs 

lag im Jahr 2007 beispielsweise bei 21 Prozent, die 

Großbritanniens bei 16 Prozent. Nur kleinere Län-

der sind noch stärker exportorientiert, insbesondere 

Österreich (44 Prozent) und vor allem die Niederlan-

de und Belgien (71 Prozent bzw. 94 Prozent).

Außenhandelsposition Deutschlands weiter im 

Aufwind

Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im Außen-

handel mit technologieintensiven Gütern hat sich im 

Jahre 2007 erneut verbessert. Das ist einerseits auf 

eine etwas stärkere Position bei Gütern der hochwer-

tigen Technologie, andererseits auf eine verbesserte 

Position bei Gütern der Spitzentechnologie zurückzu-

führen, wobei die Ausrichtung auf Spitzentechnolo-

gie im internationalen Vergleich immer noch deutlich 

unterdurchschnittlich ist. Ausschlaggebend für die Si-

tuation in der Spitzentechnologie ist eine ausgeprägte 

Zunahme des Außenhandels mit Luft- und Raumfahr-

zeugen, dem größten Einzelposten mit einem Anteil 

von 21 Prozent an den Exporten von Spitzentechno-

-

ger beträchtliche Schwankungen gab und zudem ein 

-

nungen von Airbus betrifft, sollte man diese Verbes-

serung der Handelsposition nicht überbewerten. 

133

dargestellt (vgl. Box 24). In diesen gehen die Rela-

tionen von Exporten zu Importen ein, weshalb die Ent-

wicklung beider Komponenten zu berücksichtigen ist. 

Zwischen 1997 und 2002 hat sich der relative Export-

anteil von Deutschland zumeist verbessert. Zwischen 

2002 und 2007 war die Konstellation dagegen genau 
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Beitrag FuE-intensiver Waren zum Außenhandelssaldo Deutschlands (BAS-Index)134  

 

ABB 39

hochwertige Technologie FuE-intensive Technologie Spitzentechnologie

Jahr

Verarbeitete Waren der Klassen SITC 5 bis 9 ohne 68.134 0 = durchschnittlich, + = überdurchschnittlich, − = unterdurch-

schnittlich, über +1 oder unter −1 = stark überdurchschnittlich bzw. stark unterdurchschnittlich. 

Quelle: UN-Daten. Berechnungen des RWI.
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umgekehrt: Der relative Exportanteil FuE-intensiver 

Waren verschlechterte sich, was angesichts des Auf-

tretens neuer Anbieter aus den Schwellenländern nicht 

überraschend ist. Demgegenüber manifestierte sich 

die steigende Wettbewerbsfähigkeit deutscher Anbie-

ter in einem abnehmenden Importdruck, was sich in 

der Spitzentechnologie besonders deutlich zeigt. 

-

-

porten in Vergleich zum Durchschnitt für alle Waren 

ein. Das führte beispielsweise im Jahr 2007 zu einem 

überdurchschnittlichen Index für alle FuE-intensiven 

Produkte (+10), einem deutlich überdurchschnitt-

lichen Wert für die hochwertige Technologie (+25) 

und einem extrem negativen für die Spitzentechno-

135 Der Beitrag zum Außenhandelssaldo 

(BAS-Index) berücksichtigt neben der Spezialisie-

rung auch das Volumen der jeweiligen Warengrup-

pe und spiegelt damit die realen Verhältnisse besser 

wider. Dieser Index lag im Jahr 2007 insgesamt bei 

und die hochwertige Technologie mit 4,9 ein. Die 

deutlich negative Spezialisierung der Spitzentechno-

nicht so deutlich nieder, weil dahinter im Vergleich 

zur hochwertigen Technologie ein geringeres Waren-

volumen steht (Abb. 39). Innerhalb der hochwertigen 

Technologie nimmt der Bereich „Kraftwagen“ mit 

3,7 rund 75 Prozent ein, was die Dominanz dieses 

Teilsektors dokumentiert. Der erwartete Rückgang 

in der Automobilindustrie wird daher auch deutliche 

Auswirkungen auf die Stellung Deutschlands beim 

Außenhandel mit hochwertiger Technologie haben. 

Der Handel mit Dienstleistungen macht gegenwärtig 

annähernd ein Fünftel des gesamten Welthandels aus, 

hat also inzwischen ein erhebliches Gewicht erhalten. 

Im Jahr 2007 belegten deutsche Unternehmen mit ei-

nem Anteil von 6,8 Prozent am Welthandel hinter den 

USA (15,5 Prozent) und Großbritannien (11,7 Pro-

zent) mit deutlichem Abstand den dritten Platz, sind 

hier also weniger gut positioniert als bei den Waren-

exporten.136 Bei wissensintensiven Dienstleistungen 

haben deutsche Unternehmen die Deckungsquote seit 

Mitte der 1990er Jahre erheblich verbessert und errei-

chen inzwischen einen leicht positiven Wert, womit 

eine international gute Wettbewerbsposition erreicht 

wurde. Allerdings weisen die EU-15 insgesamt, die 

USA oder insbesondere Großbritannien eine höhere 

Quote auf, womit Deutschland – wie bei der Wert-

schöpfung im Inland – auch beim Außenhandel mit 

Dienstleistungen im internationalen Vergleich eine 

weniger starke Position hat.

In Deutschland entfällt bei den Dienstleistungsex-

porten im wissensintensiven Bereich der größte Pos-

ten auf Beratungen (42 Prozent in 2006), rund ein 

Viertel auf Kommunikation und Medien, 20 Prozent  

auf Finanzen und knapp 14 Prozent auf Forschung 

(Abb. 40). In den USA kommen die wesentlichen 

positiven Beiträge aus dem Bereich Kommunikation 

und Medien; die ehemals starken Forschungsdienst-

Finanzen war im Jahr 2006 nur schwach positiv. Die 

überdurchschnittliche Deckungsquote – oder der 

hohe Außenhandelssaldo – von Großbritannien ist 

auf gute Quoten in allen Teilsektoren, insbesondere 

aber bei Finanzen, zurückzuführen.

In den vorstehenden Ausführungen sind wichtige 

Ergebnisse von umfangreicheren Studien zu den ver-

schiedenen Teilbereichen zusammengestellt: 

Gehrke und Legler (2009) befassen sich mit Pro-–

duktion, Auslandsumsatz, Beschäftigung und 

Wertschöpfung forschungsintensiver Industrie in 

Deutschland. Weiterhin werden Wertschöpfung 

und Beschäftigung in wissensintensiven Dienst-

leistungen untersucht. Ein weiteres Thema sind 

-

dernisse, insbesondere auch im europäischen Ver-

gleich.

Belitz et al. (2009) analysieren den Zusammenhang –

zwischen Arbeitsproduktivität und Spezialisierung 

in der FuE-intensiven Technologie weltweit. Wei-

terhin betrachten sie die Strukturveränderungen 

bei Arbeitseinsatz und Wertschöpfung im interna-

tionalen Vergleich, wobei neben Deutschland und 

der EU auch die USA und Japan einbezogen wer-

den. Darauf aufbauend führen sie eine Analyse der 

Wachstumsbeiträge in forschungs- und wissensin-

tensiven und den übrigen Sektoren durch.

Döhrn und Stiebale (2009) behandeln die Verän-–

derung der Außenhandelsstrukturen Deutschlands 

in den letzten Jahren und untersuchen die Ver-

Sektoren über Direktinvestitionen.

Gehrke et al. (2009) befassen sich mit der adäqua-–

ten quantitativen Erfassung wissensintensiver 

Dienstleistungen und dabei auch detailliert mit 

dem Außenhandel von Dienstleistungen.
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WIRTSCHAFTSZWEIGE DER FUE-INTENSIVEN INDUSTRIE

UND DER WISSENSINTENSIVEN GEWERBLICHEN DIENSTLEISTUNGEN137

Spitzentechnologie

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen

Herstellung von pharmazeutischen Grundstoffen

Herstellung von pharmazeutischen Spezialitäten und sonstigen pharmazeutischen 

Erzeugnissen

Herstellung von Waffen und Munition

Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen

Herstellung von elektronischen Bauelementen

Herstellung von Geräten und Einrichtungen der Telekommunikationstechnik

Herstellung von Rundfunkgeräten sowie phono- und videotechnischen Geräten

Herstellung von medizinischen Geräten und orthopädischen Erzeugnissen

Herstellung von Mess-, Kontroll-, Navigations- u. ä. Instrumenten und Vorrichtungen

Herstellung von industriellen Prozesssteuerungseinrichtungen

Luft- und Raumfahrzeugbau

Hochwertige Technologie

Herstellung von Kunststoffen in Primärformen

Herstellung von synthetischem Kautschuk in Primärformen

Herstellung von Seifen, Wasch-, Reinigungs- und Poliermitteln

Herstellung von pyrotechnischen Erzeugnissen

Herstellung von etherischen Ölen

Herstellung von fotochemischen Erzeugnissen

Herstellung von sonstigen chemischen Erzeugnissen, anderweitig nicht genannt

Herstellung von Bereifungen

Herstellung von sonstigen Gummiwaren

Herstellung, Veredlung und Bearbeitung von sonstigem Glas einschließlich tech-

nischen Glaswaren

Herstellung von Verbrennungsmotoren und Turbinen (ohne Motoren für Luft- und

Straßenfahrzeuge)

Herstellung von Pumpen und Kompressoren

Herstellung von Armaturen

Herstellung von Lagern, Getrieben, Zahnrädern und Antriebselementen

anderweitig nicht genannt

Herstellung von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen

Herstellung von sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Maschinen

Herstellung von handgeführten kraftbetriebenen Werkzeugen

Herstellung von Werkzeugmaschinen für die Metallbearbeitung

Herstellung von Werkzeugmaschinen, anderweitig nicht genannt

Herstellung von Bergwerks-, Bau- und Baustoffmaschinen

Herstellung von Maschinen für das Ernährungsgewerbe und die Tabakverarbeitung

Herstellung von Maschinen für das Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe

23.30

24.20

24.41

24.42

29.60

30.02

32.10

32.20

32.30

33.10

33.20

33.30

35.30

24.13

24.14

24.16

24.17

24.51

24.61

24.63

24.64

24.66

25.11

25.13

26.15

29.11

29.12

29.13

29.14

29.24

29.31

29.32

29.41

29.42

29.43

29.52

29.53

29.54

FUE-INTENSIVE INDUSTRIEZWEIGE WZ 2003 (4-STELLIGE KLASSEN)
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29.55

29.56

30.01

31.10

31.20

31.40

31.50

31.61

31.62

33.40

34.10

34.30

35.20

Herstellung von Maschinen für das Papiergewerbe

Herstellung von Maschinen für bestimmte Wirtschaftszweige, anderweitig nicht 

genannt

Herstellung von Büromaschinen

Herstellung von Elektromotoren, Generatoren und Transformatoren

Herstellung von Elektrizitätsverteilungs- und -schalteinrichtungen

Herstellung von Akkumulatoren und Batterien

Herstellung von elektrischen Lampen und Leuchten

Herstellung von elektrischen Ausrüstungen für Motoren und Fahrzeuge, 

anderweitig nicht genannt

Herstellung von sonstigen elektrischen Ausrüstungen, anderweitig nicht genannt

Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren

Herstellung von Teilen und Zubehör für Kraftwagen und Kraftwagenmotoren

Bahnindustrie

Wissensintensive Dienstleistungen

Schwerpunkt Logistik

Transport in Rohrfernleitungen

See- und Küstenschifffahrt

Raumtransport

Schwerpunkt Kommunikation

Fernmeldedienste

Hardwareberatung

Softwarehäuser

Datenverarbeitungsdienste

Datenbanken

Instandhaltung und Reparatur von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten 

und -einrichtungen

Sonstige mit der Datenverarbeitung verbundene Tätigkeiten

Verlagsgewerbe

Schwerpunkt Finanzen und Vermögen

Zentralbanken und Kreditinstitute

Sonstige Finanzierungsinstitutionen

Versicherungsgewerbe

Mit dem Kreditgewerbe verbundene Tätigkeiten

Erschließung, Kauf und Verkauf von Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen

Schwerpunkt technische Forschung und Beratung

Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, Ingenieur-, Agrarwissen-

schaften und Medizin

Architektur- und Ingenieurbüros

Technische, physikalische und chemische Untersuchung

Schwerpunkt nicht-technische Forschung und Beratung

Forschung und Entwicklung im Bereich Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaften sowie im Bereich Sprach-, Kultur- und Kunstwissenschaften

603

611

622

623

643

721

722

723

724

725

726

221

651

652

660

671

701

731

742

743

732
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(3-STELLIGE KLASSEN)
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741

744

523

851

852

921

922

923

924

925

Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung, Buchführung, 

Markt- und Meinungsforschung, Managementtätigkeiten von Holdinggesellschaften

Werbung

Schwerpunkt Gesundheit

Apotheken; Facheinzelhandel mit medizinischen, orthopädischen und kosmetischen 

Artikeln (in Verkaufsräumen)

Gesundheitswesen

Veterinärwesen

Schwerpunkt Medien

Rundfunkveranstalter, Herstellung von Hörfunk- und Fernsehprogrammen

Erbringung von sonstigen kulturellen und unterhaltenden Leistungen

Korrespondenz- und Nachrichtenbüros, selbstständige Journalistinnen und Journa-

listen

Bibliotheken, Archive, Museen, botanische und zoologische Gärten
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Absolventenquote: 

Prozentsatz der Menschen eines Jahrgangs der Wohnbevölkerung, die in einem bestimmten Prüfungs-

jahr ein Erststudium an einer Hochschule abgeschlossen haben. Der Indikator liefert Informationen 

zum realen „Output“ der Hochschulen in Form von Absolventen. Die Daten werden nach Geschlecht, 

Staatsangehörigkeit und Bundesländern ausgewiesen. 

Abiturientenquote bzw. Studienberechtigtenquote: 

Diese Quote gibt an, welcher Anteil der Schulabgänger im Alter von 18 bis einschließlich 20 Jahren 

einen Schulabschluss hat, der zum Studium berechtigt. Die Quote beschreibt den Anteil aller poten-

ziellen Studienanfänger, bezogen auf die Jahrgänge der 18- bis 20-Jährigen. Die Studienberechtigten-

quote wird aus den Angaben der Bevölkerungsstatistik und der Schulstatistik berechnet.

-

dieses Gesetzes sind nur Neuerungen, die patent- oder gebrauchsmusterfähig sind. Technische Verbes-

serungsvorschläge im Sinne dieses Gesetzes sind Vorschläge für sonstige technische Neuerungen, die 

nicht patent- oder gebrauchsmusterfähig sind. 

Benchmark-Studie:

Untersuchung, die darauf gerichtet ist, die eigenen Leistungen fortlaufend zu bewerten und mit denen 

der Konkurrenten am Markt zu vergleichen. Ziel ist die Steigerung der eigenen Leistungsfähigkeit. 

Beteiligungskapital:

Bildungsinländer, Bildungsausländer:

Studienanfänger mit ausländischer Staatsangehörigkeit, die ihre Studienberechtigung in Deutschland 

erworben haben, werden als Bildungsinländer bezeichnet, Personen mit im Ausland erworbener Stu-

dienberechtigung, die zum Studium nach Deutschland kommen, als Bildungsausländer.

Bologna-Reform bzw. Bologna-Prozess: 

Grundlage ist die Sorbonne-Deklaration von 1998, welche in die Bologna-Deklaration der EU von 

1999 eingeht. Ziel ist die sogenannte EU-weite Harmonisierung der Hochschulausbildung sowie ih-

mehr Mobilität durch Beseitigung von Mobilitätshemmnissen, europäische Kooperationen im Bereich 

der Qualitätssicherung. 

Bruttoinlandsprodukt (BIP):

Wert aller erstellten Güter und Dienstleistungen einer Volkswirtschaft innerhalb eines Jahres. Dabei 

ist unerheblich, ob Inländer oder Ausländer an der Herstellung des BIP beteiligt sind, es kommt nur 

auf den Standort der Wertschöpfung an. Das BIP ist ein Indikator für die wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit einer Volkswirtschaft im internationalen Vergleich. 

Community Innovation Survey: 

-

-

vation auf die Wirtschaft (auf Wettbewerb, Beschäftigung, Wirtschaftswachstum, Handelsmodelle usw.) 

GLOSSAR
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auf Basis der Befragung einer repräsentativen Stichprobe von Unternehmen. Weitere Erläuterungen sind 

der Studie von Rammer und Weißenfeld (2008) zu entnehmen, die im Auftrag der EFI erarbeitet wurde. 

Curriculum:

Lehrplan oder Lehrzielvorgabe. Während ein Lehrplan in der Regel auf die Aufzählung der Unter-

-

lauf des Lehr- oder Lernprozesses bzw. des Studiengangs. Insbesondere enthält es Aussagen über die 

Rahmenbedingungen des Lernens.

Dienstleistungslücke:

Dieser Begriff bezieht sich auf die Tatsache, dass in Deutschland ein deutlich geringerer Anteil der 

Wertschöpfung durch den Dienstleistungssektor erbracht wird als in den meisten anderen entwickel-

ten Volkswirtschaften.

Dot-com-Krise:

Zusammenbruch der New Economy im Sommer 2000, infolgedessen viele Firmen in eine wirtschaftli-

che Notlage gerieten und Konkurs anmelden mussten (vgl. New-Economy-Boom).

Drei-Prozent-Ziel:

Der Europäische Rat hat im Jahr 2002 in Barcelona beschlossen, die FuE-Ausgaben in der EU bis 

2010 auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen.

Dual-Career-Programme:

Angebot für Spitzenforscher und Spitzenforscherinnen sowie ihre Partner mit dem Ziel, die Attrak-

tivität einer Tätigkeit in Deutschland zu erhöhen und die Familien durch individuelle Betreuung und 

attraktives Jobangebot zu unterbreiten.

Eigenkapital:

Haftendes Kapital eines Unternehmens. Eigenkapital wird von den Eigentümern zur Finanzierung 

selbst aufgebracht oder als erwirtschafteter Gewinn im Unternehmen belassen. Zudem kann es extern 

in Form von Beteiligungskapital zur Verfügung gestellt werden.

Eigenkapitalquote:

-

ziellen Stabilität und Unabhängigkeit eines Unternehmens.

Exportquote:

Anteil des Wertes aller Exporte einer Volkswirtschaft an dessen Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen. 

Die Export- und Importquoten sind wichtige Indikatoren für die Einbindung eines Staates in die Welt-

wirtschaft und den internationalen Standortwettbewerb.

Exzellenzinitiative:

Bund-Länder-Vereinbarung zur Förderung von Wissenschaft und Forschung an deutschen Hochschu-

len, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Die Exzellenzinitiative wurde in ei-

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) sowie durch den Wissenschaftsrat (WR) erfolgte.

Frascati-Richtlinien:

Richtlinien des Frascati-Manual
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Fremdkapital:

Fremdkapital ist das durch Schuldenaufnahme akquirierte Kapital eines Unternehmens. Der Fremd-

kapitalgeber erwartet für die Bereitstellung des Kapitals Zins- und Tilgungszahlungen. Um die Bedie-

nung eines Kredits sicherzustellen, setzen Fremdkapitalgeber eine hinreichende Vorausschaubarkeit 

der Unternehmensergebnisse und/oder die Stellung von Sicherheiten voraus.

Forschung und Entwicklung (FuE):

Das sogenannte Frascati-Manual

schöpferische Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstandes – auch mit dem Ziel, neue Anwendungen 

FuE-Intensität: 

Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) am Umsatz eines Unternehmens oder 

einer Branche bzw. am Bruttoinlandsprodukt eines Landes.

Global Entrepreneurship Monitor (GEM):

GEM ist ein empirisches Forschungsprojekt, welches im Jahr 2008 in 43 Ländern durchgeführt und 

durch die Global Entrepreneurship Research Association (GERA) koordiniert wurde. Ziel des GEM 

ist es, auf Basis von Bürger- und Expertenbefragungen Gründungsaktivitäten international und inter-

temporal zu analysieren und zu erklären. Ebenso sollen Optimierungsvorschläge für die Gründungs-

förderpolitik abgeleitet werden.

Graduiertenschulen:

Qualitätsinstrument zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, das dem Prinzip folgt, he-

rausragende Doktorandinnen und Doktoranden innerhalb eines exzellenten Forschungsumfelds im 

Gründungskohorte: 

Gesamtheit der Personen oder Unternehmen, die innerhalb eines Jahrgangs ein Unternehmen gegrün-

det haben. Kohorten bzw. die Zusammenfassung einzelner Gruppen eines Jahrgangs dienen der besse-

ren Vergleichbarkeit und somit einer aussagekräftigeren Analyse.

Gründungsquote: 

Zahl der Gründungen in Bezug zum Gesamtbestand der Unternehmen – eignet sich als Indikator für 

das Ausmaß der Erneuerung des Unternehmensbestandes.

Halbeinkünfteverfahren:

Besteuerungsverfahren, das für alle Einnahmen aus ausländischen (seit 2001) und inländischen (seit 

2002) Beteiligungen an Kapitalgesellschaften galt. Ab dem 1. Januar 2009 wurde dieses Verfahren 

durch die 25-prozentige Abgeltungssteuer (Dividenden bei Privatanlegern) bzw. das Teileinkünftever-

fahren (Dividenden im betrieblichen Bereich einer Personengesellschaft) ersetzt.

Hightech-Strategie: 

Politikansatz der Bundesregierung zur Integration der Innovationsförderung über alle Bundesministe-

rien hinweg, der im August 2006 auf den Weg gebracht wurde. Dabei wird der ganzheitlichen Beherr-

schung komplexer Technologiesysteme und der Orientierung auf Märkte besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt. Die Strategie zeichnet sich insbesondere durch die Fokussierung auf ausgewählte Innova-

tionsfelder aus. Wesentlich sind eine konsequent ressortübergreifende Konzeption der F&I-Politik, die 

verstärkte Marktorientierung von Forschung und Innovation und eine Konzentration auf die Optimie-

rung von Rahmenbedingungen. Federführend in der Hightech-Strategie der Bundesregierung ist das 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF).
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Hochschulrahmengesetz: 

Bundesweites Gesetz für Universitäten, Pädagogische Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhoch-

schulen und sonstige Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Landesrecht staatliche Hochschu-

-

schulgesetz). Die erste Fassung erschien im Januar 1999, die letzte Änderung erfolgte im April 2007. 

Im Zuge des Bologna-Prozesses wurden inzwischen etliche Regelungen aufgehoben, um den Hoch-

schulen mehr Autonomie und Verantwortung zu gewähren. 

Hochwertige Technologie: 

Als Waren der hochwertigen Technologie werden diejenigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei 

deren Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 2,5 Prozent, aber nicht mehr als 7 Prozent des Um-

satzes für Forschung und Entwicklung aufgewendet werden.

Importquote: 

Anteil des Wertes aller Importe einer Volkswirtschaft an dessen Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen. 

Mit steigender Importquote wächst die Abhängigkeit der Güterversorgung vom Ausland.

Inkrementelle Innovation: 

Innovation durch Verbesserung eines bestehenden Produktes.

Innovationsintensität: 

Innovationsaufwendungen in Relation zum Umsatz.

Innovationssystem: 

Netzwerk von Institutionen im öffentlichen und privaten Sektor, deren Aktivitäten und Wechselwir-

-

keit des technischen Wandels in den verschiedenen Ländern und die Effektivität der Unternehmen im 

weltwirtschaftlichen Wettbewerb nicht nur vom Ausmaß der FuE und anderer technischer Aktivitäten 

-

wohl durch die Unternehmen selbst als auch auf nationaler Ebene gemanagt und organisiert werden 

(Freeman 1987).

Innovatorenquote: 

Anteil der Unternehmen mit Produkt- oder Prozessinnovationen in der Wirtschaft am gesamten Unter-

mit Organisations- und Marketinginnovationen berücksichtigt.

Kaufkraftparität: 

Die Kaufkraftparität bietet – ähnlich dem Wechselkurs zwischen Währungen – die Möglichkeit des 

intervalutarischen Vergleichs der verschiedenen Länder bzw. Wirtschaftsräume. Kaufkraftparitäten 

werden durch die Gegenüberstellung der Preise für einen Warenkorb ermittelt, der vergleichbare und 

für das Verbrauchsverhalten in den einzelnen Staaten repräsentative Güter umfasst.

Körperschaftssteuergesetz: 

Gesetz zur Regelung der Einkommensbesteuerung juristischer Personen. Es beinhaltet u. a. Steuer-

letzte Änderung erfolgte im August 2008.

Landeshochschulgesetz: 

Gesetz zur Regelung aller Fragen, die die landeseigenen Hochschulen betreffen. 
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Leitmarkt: 

Wenn unterschiedliche technologische Konzeptionen mit der gleichen Funktion entwickelt werden, 

setzt sich diejenige international durch, die von einem Markt früh angenommen wird. Es entsteht ein 

sogenannter Leitmarkt, der alternative Konstruktionen in die „lag markets“ verdrängt. Dabei spielen 

Verfügbarkeit von Fachkräften etc. Die Vorhersage künftiger Leitmärkte ist daher im Einzelfall 

schwierig.

New Economy: 

Die Bezeichnung beschreibt Unternehmen, die im Zusammenhang mit der Informationstechnik ste-

werden auch Unternehmen in der Biotechnologie und anderen Spitzentechnologien zur New Economy 

gerechnet.

New-Economy-Boom:

Weltweit setzte zwischen 1997 bis 2000 ein New-Economy-Boom ein, in dessen Rahmen viele kleine 

Unternehmen der Spitzentechnologie an die Börse gingen. Nach dem Zusammenbruch der New Eco-

nomy im Sommer 2000 bekamen viele Unternehmen wirtschaftliche Probleme und einige mussten 

Konkurs anmelden.

Open Innovation: 

Öffnung des Innovationsprozesses von Unternehmen, d. h. aktive strategische Nutzung der Außenwelt 

zur Vergrößerung des eigenen Innovationspotenzials. Dabei muss das Unternehmen die Fähigkeit auf-

weisen, externes Wissen zu internalisieren und/oder internes Wissen zu externalisieren.

Produktlebenszyklus: 

Die Produktzyklus-Hypothese besagt, dass Produkte nur eine begrenzte Lebensdauer besitzen. Gene-

ralisierend wird der Lebenszyklus in vier Phasen gegliedert: Entwicklungs- und Einführungsphase, 

Wachstumsphase, Reifephase und Schrumpfungsphase. Während des Lebenszyklus vollziehen sich 

Veränderungen etwa hinsichtlich der Bedeutung einzelner Produktionsfaktoren, der Innovationstätig-

keiten, der Produktionsprozesse oder der Gewinnerzielung.

Public Private Partnerships (PPP):

Kooperationsform von öffentlicher Verwaltung und privaten Wirtschaftsunternehmen, nach denen der 

Staat die ihm auferlegten Aufgaben in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsunternehmen ausführt bzw. die 

von den Kontakten und den Erfahrungen der öffentlichen Verwaltung im jeweiligen Bereich sowie 

natürlich von der Auftragsvergabe bzw. Investitionsmöglichkeit, die öffentliche Verwaltung wiederum 

Rechtsformneutralität: 

Das Gebot der Rechtsformneutralität beinhaltet den Grundsatz, dass die Besteuerung eines Unterneh-

mens unabhängig von seiner Rechtsform erfolgen sollte. Einzelunternehmung, Personen- und Kapi-

talgesellschaften unterliegen somit im Fall der Rechtsformneutralität der gleichen steuerrechtlichen 

Behandlung.

RCA-Index: 

Relation von Aus- zu Einfuhren bei einer Gütergruppe im Verhältnis zur gesamtwirtschaftlichen Rela-

tion von Aus- und Einfuhren. Für die mathematische Darstellung wird dieses Verhältnis logarithmiert 

und mit dem Faktor 100 multipliziert.
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RPA-Index: 

Anteil eines Landes bei einer bestimmten Technologie in Relation zum Anteil dieser Technologie bei 

-

dex beim Außenhandel.

Schließungsrate: 

Anteil stillgelegter Unternehmen an der Zahl der im Jahresdurchschnitt in einem Land aktiven Unter-

nehmen (Unternehmensbestand).

Schwellenländer: 

Bezeichnung für eine Gruppe relativ fortgeschrittener Entwicklungsländer, die aufgrund ihrer ho-

hen wirtschaftlichen Eigendynamik (hohe Wachstumsraten, besonders in der Industrie) beachtliche 

Industrialisierungsfortschritte erzielen konnten und in ihrem Entwicklungsstand gegenüber den In-

dustriestaaten deutlich aufgeholt haben. Vielfach entsprechen soziale Indikatoren (z. B. Alphabetisie-

rungsgrad und Lebenserwartung) und politische Entwicklung (demokratische Strukturen) nicht dem 

wirtschaftlichen Entwicklungsstand. Als Schwellenländer gelten je nach Abgrenzung mehr als 40 

Staaten, z. B. Südafrika, einige Erdöl exportierende Staaten wie Saudi-Arabien und Kuwait, latein-

einige auch als Tiger-Staaten bezeichnete asiatische Länder wie Südkorea und Singapur. Mexiko ge-

Science Citation Index: 

Datenbank mit wissenschaftlichen Publikationen in international renommierten Fachzeitschriften, die 

Zugriff auf bibliographische Informationen, Zusammenfassungen und zitierte Referenzen aus 3 700

weltweit führenden wissenschaftlichen und technischen Zeitschriften für über 100 Fachrichtungen ge-

währt. Der Science Citation Index Expanded ist auf über 5800 Zeitschriften erweitert und kann über 

das Internet SciSearch® genutzt werden.

Spitzentechnologie: 

Als Waren der Spitzentechnologie werden diejenigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei deren 

Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 7 Prozent des Umsatzes für Forschung und Entwicklung 

aufgewendet werden.

Studienanfängerquote: 

Anteil der Studienanfänger im ersten Hochschulsemester (Studierende im Erststudium) an der Be-

völkerung des entsprechenden Alters. Die Kennziffer veranschaulicht den Wandel der relativen Bil-

dungsbeteiligung im Hochschulbereich. Die Studienanfängerquote wird berechnet als Zahl der Stu-

dienanfänger eines Altersjahrgangs, dividiert durch die Bevölkerung in diesem Altersjahrgang, mit 

anschließender Aufsummierung der Anteilswerte.

Studienberechtigtenquote: 

Siehe Abiturientenquote bzw. Studienberechtigtenquote. 

Subsidiaritätsprinzip: 

Dieses Formalprinzip der Organisation sieht vor, dass die staatliche Aufgabenerfüllung solange an 

dezentrale Gebietskörperschaften delegiert wird, bis deren Fähigkeit zur Problemlösung überfordert 

ist. Erst dann sollte die Wahrnehmung durch die nächst höhere Ebene erfolgen. 

Start-ups: 

Unternehmen, die neu gegründet wurden.
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Sunk costs: 

Die „versunkenen Kosten“ beziffern den Kostenwert des Ressourcenverbrauchs einer Investition 

oder eines Projektes. Für die Entscheidung zur Fortführung eines Investitionsprojektes sind diese 

jedoch nicht entscheidungsrelevant, weil die Kosten quasi schon „gegessen“ sind. Beispiele sind: 

Kapitalkosten einer Maschine, Erschließungskosten für Bergwerke, Markteinführungskosten für 

Produkte. 

Tenure-Prinzip: 

Dieses Prinzip sieht vor, dass Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren bei erfolgreicher Evaluati-

on eine Dauerstelle an der jeweiligen Hochschule angeboten werden kann. Damit ist es möglich, das 

sogenannte Hausberufungsverbot der Hochschulen zu umgehen.

Tertiarisierung: 

Verschiebung der wirtschaftlichen Aktivitäten vom Sekundärsektor (produzierendes Gewerbe) zum 

Tertiärsektor (Dienstleistungen).

Transnationale Patente:

Siehe Weltmarktpatente.

Triadepatente: 

-

tentamt angemeldet sind. Sie gelten als Indiz für Expansionsabsichten auf innovativen Märkten.

Validierung:

Bestätigung aufgrund einer Untersuchung oder Nachweisführung, dass besondere Anforderungen für 

einen speziellen vorgesehenen Gebrauch bzw. Einsatz erfüllt sind.

Verarbeitendes Gewerbe: 

Weitaus größter Teil des industriellen Sektors, der alle Industriebranchen mit Ausnahme der Energie-

wirtschaft und des Baugewerbes umfasst. Prägende Branchen sind etwa das Ernährungsgewerbe, der 

Maschinenbau, die Herstellung von Kraftwagen/Kraftwagenteilen, die Herstellung von Metallerzeug-

nissen, oder die chemische Industrie. Gegenwärtig zählen rund 95 Prozent aller Erwerbstätigen der 

Industrie zum verarbeitenden Gewerbe.

Wagniskapital: 

Unter Wagnis- oder Risikokapital, auch Venture Capital genannt, versteht man das Startkapital für 

Existenzgründer und junge Unternehmen. Dazu zählen auch Mittel, die zur Stärkung der Eigenka-

pitalbasis kleinerer und mittlerer Unternehmen eingesetzt werden, damit diese expandieren und in-

novative, teilweise mit hohem Risiko behaftete Projekte realisieren können. Für die Kapitalgeber/

Anleger ist die Investition von Venture Capital ebenfalls mit hohem Risiko behaftet, daher der Begriff 

Risikokapital. Beteiligungskapital in Form von Wagniskapital wird oftmals von speziellen Risikoka-

pitalgesellschaften (Kapitalbeteiligungsgesellschaften) zur Verfügung gestellt.

Weltmarktpatente: 

internationale Anmeldungen bei der World Intellectual Property Organisation (WIPO), ergänzt durch 

solche am Europäischen Patentamt unter Ausschluss von Doppelzählungen.

Wertschöpfung: 

Summe aller in einer Periode entstandenen Faktoreinkommen (Löhne, Gehälter, Zinsen, Mieten, 

Pachten, Vertriebsgewinne) der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, entspricht dem Volkseinkom-
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men (Sozialprodukt). Im betrieblichen Sinne beinhaltet Wertschöpfung den Produktionswert je Perio-

de abzüglich der in dieser Periode von anderen Unternehmen empfangenen Vorleistungen.

Wissensintensive Dienstleistungen: 

Dienstleistungen, bei deren Erbringung der Anteil der beteiligten Erwerbspersonen mit Hochschulab-

schluss überdurchschnittlich ist (oberhalb von ca. 11 Prozent) und/oder die überdurchschnittlich viele 

Naturwissenschaftler und Ingenieure beschäftigen (mehr als ca. 4,5 Prozent).
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Im Auftrag der Expertenkommission Forschung und Innovation werden regelmäßig Studien zu inno-

vationspolitisch relevanten Themen erarbeitet. Sie sind im Rahmen der Reihe „Studien zum deutschen 

Aktuelle Studien zum deutschen Innovationssystem:

1-2009 Legler, H.; Krawcyk, O. (2009): FuE-Aktivitäten in Wirtschaft und Staat im interna-

tionalen Vergleich, Berlin.

im internationalen Vergleich, Berlin.

3-2009 Gehrke, B.; Legler, H. (2009): Forschungs- und wissensintensive Wirtschaftszwei-

tionserfordernisse im internationalen Vergleich, Berlin.

Aktuelle Entwicklungen und die Rolle der Finanzierung, Berlin.

Wirtschaftszweigen in Deutschland, Berlin.

6-2009 Schmoch, U.; Qu, W. (2009): Performance and structures of the German science sys-

tem, Berlin. 

7-2009 Frietsch, R.; Jung, T. (2009): Transnational patents – Structures, trends and recent 

developments, Berlin.

8-2009 Leszczensky, M.; Frietsch, R.; Gehrke, B.; Helmrich, R. (2009): Bildung und Quali-

9-2009 Belitz, H.; Schmidt-Ehmcke, J.; Zloczysti, P. (2009): Forschung und Entwicklung 

deutscher Unternehmen im Ausland, Berlin.

10-2009 Döhrn, R.; Stiebale, J. (2009): Außenhandel und ausländische Direktinvestitionen 

deutscher Unternehmen, Berlin.

Kleine und mittelgroße Unternehmen im Fokus: FuE-Aktivitäten, Wirtschaftsstruk-

12-2009 Buchholz, K.; Gülker, S.; Knie, A.; Simon, D. (2009): Attraktivität von Arbeitsbe-

dingungen in der Wissenschaft im internationalen Vergleich: Wie erfolgreich sind 

-

sung wissensintensiver Dienstleistungen, Berlin.

14-2009 Lay, G.; Brandt, T.; Maloca, S.; Schröter, M.; Stahlecker, T. (2009): Auswirkungen 

der Außenorientierung und der Dienstleistungen auf Innovationen, Berlin.

Tätigkeit in Deutschland, Berlin.
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ENDNOTENVERZEICHNIS

01 Die Europäische Kommission hat am 29. Januar 2009 gemäß den EU-Beihilfevorschriften die förm-

liche Prüfung des Gesetzes eingeleitet. Mit dem Abschluss des Verfahrens wird bestenfalls für Ende 

2009 gerechnet.

02 Innerhalb der Finanzierung mit Wagniskapital lassen sich die Finanzierung junger Unternehmen 

voneinander abgrenzen. Im internationalen Kontext sind hier auch die Begriffe Venture Capital (für 

Private Equity

die Finanzierung mit Wagniskapital) üblich. Vgl. zu einer detaillierten Begriffsabgrenzung Kaserer 

et al. (2007).

03 Vgl. KfW-Research (2008), siehe Tabelle 2, S.7 und die dortigen Verweise.

04 Quelle: Business Angels Netzwerk Deutschland e.V. (BAND).

05 Vgl. Rammer et al. (2004) und Heger (2004).

06 Vgl. Rammer et al. (2004).

07 Dies ist dadurch begründet, dass die Anpassungskosten im Bereich der Forschung in der Regel deut-

lich höher sind als die Anpassungskosten im Bereich der Innovation. Ein FuE-Projekt lässt sich 

Hall (1992 und 2002).

08 Vgl. Kaserer und Schiereck (2008). Die Zahl wurde zeitlich angepasst. Im 1. Quartal 2008 fand kein 

Börsengang statt.

09 Wichtige Vorschläge für ein innovationsfreundliches Steuersystem sind bereits von verschiedenen 

Gremien erarbeitet worden. So hatte der Sachverständigenrat in seinem Gutachten 2008 erheblichen 

Korrekturbedarf an der Unternehmenssteuerreform 2008 angemeldet. Vgl. Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2008: 104 ff.). Hinweise auf erforderliche 

10 -

gungskapital und Unternehmertum in den europäischen Ländern. Siehe European Private Equity & 

Venture Capital Association (2008).

11 DIW econ (2008).

12 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008: 201) und  Bonin et al. (2007).

13 Biersack et al. (2008: 6 f.)

14 Personen mit akademischem Bildungsabschluss.

15 Gehrke und Legler (2009: 34 ff.).

16 Florida (2002).

17 

18 

19 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008: 132); Biersack et al. (2008: 7).

20 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008).

21 Ebd.

22 Wissenschaftsrat (2006: 63 ff.).

23 Der Mangel an Ingenieuren besteht insbesondere in den drei Berufen Maschinenbau-, Elektro- und 

Wirtschaftsingenieur und schwankt regional erheblich. So spricht das IAB in diesem Bereich nicht 

von einem Mangel, sondern verweist auf ungenutzte Potenziale, besonders bei Arbeitskräften ab 50 

und bei Frauen (Biersack et al. 2008: 8).

24 Bonin et al. (2007).

25

26 Für den Vergleich zu Großbritannien und Frankreich muss zusätzlich berücksichtigt werden, dass 

Deutschland deutlich mehr Einwohner hat.

27 Fachkräfte sind Arbeitskräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung und/oder Hochschulabschluss.

28 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008).
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29 Für Nicht-Akademiker gilt mindestens noch bis zum Januar 2012 die Vorrangprüfung der BA.

30 Brücker und Kolhaas (2004).

31 Im Dezember 2008 erfolgte mit Wirkung zum 1. Januar 2009 eine Veränderung des § 27 der Be-

schäftigungsverordnung (BeschV) für neueinreisende Ausländer.

32 Niebuhr (2007).

33 Diehl et al. (2008) und Brücker und Ringer (2008).

34 Genaue Angaben sind hier nicht möglich, je nach Umfrage schwankt der Anteil der zurückkehren-

und Mugabushaka 2004). Nach Expertenmeinung bleibt ein Viertel bis ein Drittel der deutschen 

Postdocs längerfristig in den USA (Büchtemann 2001).

35 Die Datenlage zur Abwanderung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Deutschland 

ist zu lückenhaft, um Aussagen über die Gesamtabwanderungsquote oder die Rückkehrquoten ma-

chen zu können. Bekannt sind die Ein- und Auswanderungszahlen von Deutschen, die das statisti-

Befragungen sowie die Bevölkerungsstatistiken in Empfängerländern (z. B. den USA) sowie Pub-

Datenbasis. Hier besteht dringender Verbesserungsbedarf.

36 Büchtemann (2001).

37 In der Studie wurden die deutschen Hochschulen und ca. 370 Juniorprofessorinnen und -professoren 

befragt. Bei geschätzten 900 Juniorprofessuren zu diesem Zeitpunkt entspricht dies etwa 41 Prozent 

(Federkeil und Buch 2007: 48).

38 Backhaus et al. (2002).

39 Backhaus et al. (2002: 61).

40 Backhaus et al. (2002).

41 Helmholtz-Gemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft, Leibniz-Gemeinschaft, 

Deutsche Forschungsgemeinschaft.

42 Einzelne Einrichtungen genießen bereits Freiräume, wie sie in der „Initiative Wissenschaftsfreiheits-

gesetz“ angedacht sind. Dazu zählen z. B. die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen seit der Einfüh-

rung des Hochschulfreiheitsgesetzes 2007 und Universitätskliniken in mehreren Bundesländern, die 

in Anstalten öffentlichen Rechts umgewandelt worden sind.

43 Eine gute Übersicht geben Perkmann und Walsh (2007) sowie Beise und Stahl (1999). 

44 In den vergangenen 20 Jahren sind die Unternehmen in Industrie und Dienstleistungen immer wis-

sensintensiver geworden, Innovationen bauen immer stärker auf komplexem Wissen auf. In vielen 

Bereichen der Wissenschaft, beispielsweise der Biotechnologie, sind Ergebnisse der Grundlagenfor-

schung auch unmittelbar anwendungsrelevant, was von Stokes (1997) unter dem Begriff „Pasteur‘s 

Quadrant“ detailliert erläutert wird.

45 Vgl. z. B. Schartinger et al. (2002).

46 Die industrielle Gemeinschaftsforschung wird derzeit im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-

schaft und Technologie durch das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) 

einer erweiterten Erfolgskontrolle unterzogen. Der vierte Zwischenbericht enthält eine Reihe von 

interessanten Bewertungen, die insbesondere die Bedeutung der IGF für KMU unterstreichen. Eine 

Gesamtbewertung, aus der sich Additionalität und Effektivität der Förderung ersehen lassen, liegt 

noch nicht vor.

47 Blind et al. (2009).

48 Lach und Schankerman (2008) sowie Debackere und Veugelers (2005).

49 BMBF (2002). Vgl. auch Straus (2000).

50 EPÜ Art. 54 bzw. §3 PatG.

51 EPÜ Art. 56 bzw. §4 PatG.

52 EPÜ Art. 57 bzw. §5 PatG.

53 §102 (b) US Patent Act.

54 Unternehmen mit bis zu 499 Beschäftigten.
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55 Die Beschäftigten umfassen hier auch Auszubildende und tätige Inhaber (vgl. http://www.ifm-bonn.

56 Schätzungen des Fraunhofer ISI auf Basis von Daten des IfM Bonn und der Bundesagentur für Arbeit.

57 Diese Entwicklungen haben komplexe Ursachen. So wird die Beschäftigung im produzierenden Ge-

werbe maßgeblich durch das schwache Wachstum der Bauindustrie und die „Deindustrialisierung“ 

58

59 FuE-Personalanteil in Prozent der Beschäftigten insgesamt.

60 Hier ist zwischen schnell wachsenden Unternehmen (oft als „Gazellen“ bezeichnet) und langsam 

wachsenden („Schildkröten“) zu unterscheiden, wobei letztere oft nachhaltiger am Markt bleiben.

61 

62 Die Zahl der Beschäftigten zwischen 5 und 499 folgt bei der Obergrenze der üblichen deutschen 

Auswertung hätten.

63 Rammer und Weißenfeld (2008).

64 Die Finanzierung umfasst sowohl Fördermaßnahmen wie auch FuE-Aufträge des Staates im Bereich 

der Rüstung, Telekommunikation etc.

65 Angaben auf der Basis von Daten des Stifterverbandes. Die Daten des BMBF (2008c) im Bundesbe-

richt Forschung und Innovation zeigen dieselbe Tendenz.

66 -

men erklärt, z. B. das PKZ-Programm.

67 BMFT (1993), BMBF (2008a: 509 f).

68 Vgl. Rammer (2009).

69 Vgl. z. B. Kulicke et al. (2005), Lo et al. (2006), Becker et al. (2005) oder Blum et al. (2001).

70

71

72 Junges innovierendes Unternehmen.

73 Vgl. Wessner (2008).

74 

75 

76 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2008: 429). 

77 Vgl. Spengel (2009).

78 Vgl. Astor und Heimer (2008).

79 Vgl. Spengel (2009).

80

induzierte Unternehmenswachstum und damit verbundene höhere Steuereinnahmen gibt, kann über 

andere Varianten nachgedacht werden.

81 Es gab oder gibt Förderinitiativen in Baden-Württemberg, Niedersachsen, Saarland und Nordrhein-

Westfalen.

82 Mayer et al. (2006).

83

84 Veröffentlicht von der Landesregierung Nordrhein-Westfalen im Mai 2008 in Zusammenarbeit 

mit dem Europäischen Fond für Regionale Entwicklung (NRW-EU-Programm EFRE 2007–

2013).

85 Siehe Gehrke et al. (2009) und Lay et al. (2009).

86 Dienstleistungen ohne Grundstücks- und Wohnungswesen.

87 Schumacher (2007), Gehrke et al. (2009) sowie Belitz et al. (2009).

88

89
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90 Innovative Unternehmen sind solche, die innerhalb der letzen drei Jahre mindestens ein neues Pro-

dukt oder einen neuen Prozess in den Markt eingeführt haben.

91 Erhebungsjahr 2004, EU-16 bezeichnet EU-15 plus Norwegen.

92 Wenn in diesem Text von Akademikern, Naturwissenschaftlern, Ingenieuren, Schülern etc. die Rede 

ist, umfasst dieser Begriff ausdrücklich immer die weiblichen und männlichen Personen. Zu Guns-

ten der Lesbarkeit des Textes wird auf eine differenzierte Darstellung verzichtet.

93 Vgl. Leszczensky et al. (2009).

94 

wissensintensiven Wirtschaftszweige mit Hilfe der EU-Arbeitskräftestichprobe berechnet wurde. 

Die Ergebnisse bewegen sich dadurch zwar in ähnlichen Dimensionen und spiegeln in vergleich-

barer Weise die Differenzen zwischen wissensintensiven und nicht-wissensintensiven Wirtschafts-

zweigen wider, sind jedoch nicht vollständig kompatibel.

95 Diese Quote gibt an, welcher Anteil der Schulabgänger im Alter von 18 bis einschließlich 20 Jahren 

einen Schulabschluss hat, der zum Studium berechtigt. Die Quote beschreibt den Anteil aller poten-

ziellen Studienanfänger, bezogen auf die Jahrgänge der 18- bis 20-Jährigen. Die Studienberechtig-

tenquote wird aus den Angaben der Bevölkerungsstatistik und der Schulstatistik berechnet.

96

es die zweite faktisch nur in Deutschland gibt bzw. diese nur noch für Deutschland ausgewiesen 

-

Deutschland eine höhere Gesamtquote ausgewiesen als von der nationalen Statistik, dennoch gelingt 

-

ausbildung zu mobilisieren.

97 Vgl. Heine et al. (2008)

98 Masterabschlüsse werden in der Hochschulstatistik bisher als Erstabschlüsse gezählt. Dies soll sich 

jedoch in Zukunft ändern, damit nicht das Problem der Doppelzählungen von Erstabschlüssen ent-

steht.

99 Vgl. Wissenschaftsrat (2008).

100 Die Struktur- und Trendeinschätzungen in diesem Kapitel basieren im Wesentlichen auf der im 

Auftrag der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) erstellten Studie zum deutschen 

Innovationssystem Nr. 1-2009 (Legler und Krawcyk). Die Autoren befassen sich intensiv mit globa-

len Trends der gesamtgesellschaftlichen FuE-Aktivitäten, mit der FuE-Leistung von Wirtschaft und 

Staat sowie speziell mit dem FuE-Verhalten in aufholenden Schwellenländern.

101 Der Zusammenhang zwischen FuE und Produktivität auf der Unternehmensebene wird von Peters 

et al. (2009) diskutiert. Die Studie weist für Deutschland nach, dass Forschungsaktivitäten von Un-

und damit zusätzliche soziale Erträge in Höhe von rund 130–150 Prozent der privaten Erträge ge-

Studie von Voßkamp und Schmidt-Ehmcke (2006).

102 Vgl. Rammer und Binz (2006).

103 Vgl. Legler et al.  (2008).

104 

105 -

schen Innovationssystem Nr. 1-2009 (Legler und Krawcyk).

106 Bei Dienstleistern umfasst der Begriff der Produktinnovation auch innovative Dienstleistungen.

107 Vgl. im Folgenden Rammer (2009).

108 Frietsch und Jung (2009), Gehrke und Legler (2009), Legler und Krawcyk (2009), Leszczensky et 

al. (2009), Schmoch und Qu (2009).
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110 Schätzung des Fraunhofer ISI auf Basis von Daten des IfM Bonn und der Bundesagentur für Arbeit.

111 Die statistischen Ergebnisse aus verschieden Quellen sind dabei nicht vollständig konsistent. Nach 

den Aussagen vom Stifterverband, der Kreditanstalt für Wiederaufbau und dem ifo-Institut nahm der 

Anteil der forschenden industriellen Kleinunternehmen in den letzten zehn Jahren ab. Nach dem 

Mannheimer Innovationspanel (MIP) stagnieren die Zahlen. Die Unterschiede hängen mit methodi-

schen Fragen der Erhebungen zusammen.

112 Briedis (2007).

113 Vgl. im Folgenden Metzger und Rammer (2009).

114 Frietsch und Jung (2009).

115 

(Patent Cooperation Treaty) sowie Anmeldungen am Europäischen Patentamt unter Ausschluss von 

Doppelzählungen. In beiden Fällen sind transnationale Ämter verantwortlich.

116 Patentanmeldungen/Beschäftigte.

117 Schmoch und Qu (2009).

118 

-

veröffentlicht wurden. Bezogen auf ein Land oder eine Region gibt der Indikator an, ob die Zitat-

-

te liegt. Positive Indizes weisen dabei auf eine überdurchschnittliche Zitatrate hin; Werte von Null 

entsprechen dem Weltdurchschnitt. Durch diesen Indikator werden Nachteile von Ländern kompen-

siert, die einen weniger guten Zugang zu großen englischsprachigen Zeitschriften haben.

119 Der Indikator „internationale Ausrichtung (IA)“ zeigt an, ob die Autoren eines Landes in Relation 

zum Weltdurchschnitt in international beachteten oder aber weniger sichtbaren Zeitschriften publi-

zieren. Durch eine hohe Quote von Publikationen in international sichtbaren Zeitschriften dokumen-

tiert sich eine intensive Beteiligung an der internationalen wissenschaftlichen Diskussion.

120 Der Begriff „Industrie“ wird hier synonym zu „verarbeitendes Gewerbe“ verwendet. Im englischen 

Sprachgebrauch entspricht „Industrie“ dagegen dem „produzierenden Gewerbe“; dieses umfasst 

wiederum das „verarbeitende Gewerbe“, die Energie- und Wasserversorgung sowie das Baugewer-

be. Manchmal wird auch der Bergbau dem produzierenden Gewerbe zugerechnet.

121 Basis für diese Einschätzung ist die Industrietagung des DIW Berlin im Oktober 2008.

122 

123 Der Instrumentenbau umfasst ein breites Spektrum an Forschungsintensität. Er wird deshalb oft in 

die Teilsektoren „hochwertige Instrumente“ und „Spitzeninstrumente“ unterteilt.

124 

125 Unter dem Schlagwort „Tertiarisierung“ wird die Verschiebung der wirtschaftlichen Aktivitäten vom 

Sekundärsektor (produzierendes Gewerbe) hin zum Tertiärsektor (Dienstleistungen) verstanden.

126 Gesamte Bruttowertschöpfung der gewerblichen Wirtschaft (ohne Grundstücks- und Wohnungswe-

sen) in 2006: 1 587,7 Milliarden Euro.

127

128 -

tems angesprochen.

129 EU-14 = EU-15 ohne Deutschland.

130 

131 

132 Anteile der Spitzentechnologie am Arbeitseinsatz insgesamt im Jahr 2000: Deutschland 1,97 Pro-

zent (1995 2,03 Prozent), USA 2,20 Prozent (1995 2,89 Prozent), Japan 2,61 Prozent (1995 2,92 

Prozent), EU-14 1,21 Prozent (1995 1,41 Prozent), EU-10 1,45 Prozent (1995 1,30 Prozent).

133 Revealed Comparative Advantage“.
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134 

verarbeiteten Waren tierische Fette und Öle sowie NE-Metalle ausgeschlossen sind, was bei der 

vorliegenden technikorientierten Analyse eine übliche Abgrenzung ist.

135 

136 Bei der statistischen Betrachtung ist zu beachten, dass der Wert immaterieller Güter sehr viel schwe-

rer zu erfassen ist als der von Waren. Als besonders schwierig erwies es sich, die Tätigkeiten von 

Auslandstöchtern von Unternehmen klar zuzuordnen. Denn es kann sich bei den ausgewiesenen 

Leistungen um eigene Aktivitäten oder aber um den Transfer von Ergebnissen der Muttergesell-

schaft handeln, was dann als Export gerechnet werden müsste.

137 Vgl. Legler und Frietsch (2007).
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